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Ich darf Sie hiermit zu dieser Sitzung einladen.

Erlangen, den 18. November 2025

STADT ERLANGEN
gez. Dr. Florian Janik
Oberblirgermeister

Falls Tagesordnungspunkte dieser Sitzung aus Zeitgriinden auf den nachsten Termin verschoben werden
mussen, bitten wir Sie, die entsprechenden Unterlagen aufzubewahren und erneut mitzubringen.

Die Sitzungsunterlagen konnen auch unter www.ratsinfo.erlangen.de abgerufen werden.
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O 10.1

Mitteilung zur Kenntnis

Verantwortliche/r:
Blirgermeister- und Presseamt

Vorlagennummer:
13-2/279/2025

Geschéftszeichen:
OBM/13-2

Wahl des Jugendparlaments 2025

Beratungsfolge Termin N/O Vorlagenart Abstimmung

Stadtrat 27.11.2025 O Kenntnisnahme

Beteiligte Dienststellen

I. Kenntnisnahme
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

Il. Sachbericht

Vom 27. bis 31. Oktober wurde das Jugendparlament neu gewahlt. Wahl- und Kandidaturberechtigt waren
alle Jugendlichen, die zum Wahlzeitpunkt zwolf bis 18 Jahre alt waren und ihren Hauptwohnsitz seit drei
Monaten in Erlangen hatten. Die Stimmen konnten in der Wahlwoche in festgelegten Wahllokalen (Biirgerin-
formation im Rathaus, Geschaftsstelle Stadtjugendring, in Schulen) abgegeben werden. Gewahlt wurde mit
Stimmzetteln.

Die Auszahlung erfolgte vom 3. bis 5. November im Rathaus. Das Wahlergebnis:

Nr Nachname Vorname Schule Stimmen
1 |Weinrich Marissa Albert-Schweitzer-Gymnasium 733
2 |Kumar Apoorv Albert-Schweitzer-Gymnasium 704
3 | Burger Sonja Juliane Albert-Schweitzer-Gymnasium 703
4 | Miglani Kriti Albert-Schweitzer-Gymnasium 688
5 |Grille Robin Gymnasium Fridericianum 561
6 |Neubert Helena Emmy-Noether-Gymnasium 547
7 | Okyay Mustafa Eichendorffschule 502
8 |Beyer Sarah Stefanie Marie-Therese-Gymnasium 455
9 |Karaaslan Nazar Eichendorffschule 401
10 |Sun Leonie Christian-Ernst-Gymnasium 389
11 |Johannssen Marlene Gymnasium Fridericianum 364
12 |Krause Laura Ohm-Gymnasium 342
13 | Mitriki Zoi Eichendorffschule 324
14 | Zittlau Isabella Marie-Therese-Gymnasium 323
15 |Ackermann Alexander Ohm-Gymnasium 321
16 | Kamble Avaneesh Emmy-Noether-Gymnasium 298
17 | Schmitt Franka Emmy-Noether-Gymnasium 280
18 |Hui Zhicheng Realschule am Europakanal 271
19 | Onufryk Marko Eichendorffschule 270
20 |Funke Florentine Christian-Ernst-Gymnasium 266
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21 |Brau Paul Anton Christian-Ernst-Gymnasium 247
22 | Zakharova Aurora Christian-Ernst-Gymnasium 225

Lennartz Laurina Ohm-Gymnasium 225
24 |Lade Christoph Ohm-Gymnasium 220

Alhajdawud Naser / 220
26 |Bailey Helena Georg-Zahn-Schule 217
27 | Stotzel Ulrike / 200
28 |Eze Esther Hermann-Hedenus-Mittelschule 195
29 |Bendrich Lennart Christian-Ernst-Gymnasium 191
30 [Kelch Simon / 185
31 |Eze Divine Hermann-Hedenus-Mittelschule 180
32 |Engel Caspian Realschule am Europakanal 175

Eze Grace Hermann-Hedenus-Mittelschule 175
34 |Ito De Andrade Hadassa Christian-Ernst-Gymnasium 170
35 |Moskon Mateo Ohm-Gymnasium 164

Tripathi Viraal Ohm-Gymnasium 164
37 | Ober Nils / 162
38 | Alhajdawud Malak / 148
39 | Tsouni Vlasis Christian-Ernst-Gymnasium 139
40 |Keita Alama / 138
41 | Alhajdawud Hanaa / 134
42 | Musleh Khaled / 101
43 |Musleh Adwaa / 74
44 | Oleksiiuk Yeva / 60

Insgesamt waren 7.094 Jugendliche wahlberechtigt. Es nahmen 1.219 Wahlberechtigte an der Wahl teil. Von
den abgegebenen 1.219 Stimmzetteln waren 1.198 giiltig, 21 waren ungiiltig. Die Wahlbeteiligung lag bei
17,18 %. Die Vorstellung des neuen Jugendparlaments erfolgt in der Sitzung des Stadtrates am 27. Novem-
ber.

Das neue Jugendparlament erhalt weiter die erforderliche Unterstiitzung, Beratung und Fiihrung durch das
Burgermeister- und Presseamt. Der eingesetzte Geschaftsfiihrer wird diese Aufgabe mit dem Ziel wahrneh-
men, Geschaftsfiihrung im notwendigen Umfang zu garantieren. Die selbstandige Organisation des Jugend-
parlamentes wird auch in Zukunft so weit wie moglich gefordert.

Um die Bekanntheit des Jugendparlaments weiter zu starken, werden weiterhin Erlanger Schulen alle zwei
oder drei Monate in kurzer und knapper Form uiber aktuelle Themen und Termine des Jugendparlaments
schriftlich informiert. Zudem wird die Webseite (www.erlangen.de/jugendparlament oder
www.erlangen.de/jupa) auf dem aktuellen Stand gehalten.

ll. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
IV. Zum Vorgang
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O 12

Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM Blirgermeister- und Presseamt 13/252/2025

Beitritt der Stadt Erlangen zur Europdischen Charta Fiir die Gleichstellung von
Frauen und Mannern auf lokaler Ebene und Schwerpunktsetzung des ersten Akti-
onsplans

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalausschuss  19.11.2025 O Beschluss
Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

Antrag

1. Die Stadt Erlangen tritt der Charta fiir die Gleichstellung von Frauen und Mannern auf lokaler Ebene
des Rates der Gemeinden und Regionen Europas (RGRE) bei.

2. Der Stadtrat beauftragt die Verwaltung, unter Federfihrung der Gleichstellungsstelle, einen ersten
Gleichstellungsaktionsplan gemaR den Vorgaben der Charta zu erarbeiten. Der Aktionsplan soll im Rah-
men eines breit angelegten Beteiligungsprozesses entstehen.

Der thematische Schwerpunkt dieses Aktionsplans soll auf dem Bereich Gewaltschutz (Bekampfung ge-
schlechtsspezifischer und hduslicher Gewalt) liegen.

Der Aktionsplan ist dem Stadtrat zur Beschlussfassung vorzulegen.

. Begriindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Abstrakt

Mit dem Beitritt zur Europdischen Charta fiir die Gleichstellung von Frauen und Mannern auf lokaler
Ebene bekennt sich die Stadt Erlangen sichtbar und verbindlich zu den dort definierten Werten und Zie-
len. Diese umfassen unter anderem das Bekenntnis zur Gleichstellung als Grundrecht, zur Uberwindung
von Diskriminierung und Geschlechterstereotypen sowie zur gleichberechtigten Teilhabe aller Ge-
schlechter in allen kommunalen Handlungsfeldern.

Erlangen nimmt seit vielen Jahren eine Vorreiterrolle in der kommunalen Gleichstellungsarbeit ein. Mit
dem Beitritt zur Charta wird diese Rolle gestarkt und auf eine europaweit vernetzte Grundlage gestellt.
Die bestehenden Konzepte und MalRnahmen werden durch den strukturierten Rahmen der Charta er-
ganzt und auf ein weiteres strategisches Niveau gebracht.

Die Charta dient der Stadt dabei, Gleichstellung als verbindliche Querschnittsaufgabe zu verankern. In-
terne und externe Mallnahmen der Gleichstellungsarbeit werden kiinftig noch enger verzahnt gedacht,
geplant und umgesetzt. Dies erhoht die Wirksamkeit der bestehenden Aktivitaten und fordert Synergien
zwischen Verwaltung, Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft. Zugleich wird die Stadt Teil eines europa-
weiten Netzwerks, das Know-how, Erfahrungsaustausch und politische Sichtbarkeit in gleichstellungspo-
litischen Fragen bietet.
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Ziele und Griinde fiir den Beitritt der Stadt Erlangen

Strategische Ausrichtung: Verknipfung der bereits etablierten externen und internen Wir-
kungskreise der kommunalen Gleichstellungsarbeit in Erlangen zu einer koharenten Ge-
samtstrategie.

Prozess- und Ergebnisoptimierung: Bestehende Ansatze (z. B. Gleichstellungskonzept,
Masterplan) werden durch die Charta systematisch erganzt und weiterentwickelt.
Verstandigung durch Beteiligung: Gezielter Einbezug relevanter Akteurinnen und Akteure
aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Zivilgesellschaft foérdert Transparenz, Akzeptanz
und Konsens.

Netzwerke und Know-how: Zugang zu nationalen und europaischen Netzwerken und Aus-
tauschplattformen fur Gleichstellung auf kommunaler Ebene.

Ressourcenoptimierung: Effizientere Malinahmenplanung mit Fokus auf Wirkungsorientie-
rung bei schlanker Ressourcennutzung.

Positive AulRenwahrnehmung: Deutlich sichtbares 6ffentliches Bekenntnis der Stadt Erlan-
gen zur Gleichstellung aller Geschlechter.

Hintergrund - Europdaische Charta fiir die Gleichstellung

Die Europaische Charta fur die Gleichstellung von Frauen und Mannern auf lokaler Ebene
wurde 2006 vom Rat der Gemeinden und Regionen Europas (RGRE) entwickelt.

Ziel ist es, Kommunen und Regionen bei der Integration und Umsetzung von Gleichstel-
lungspolitik in ihrem gesamten Handeln zu unterstitzen.

Die Charta hat sich als wirksames und praxisorientiertes Instrument in zahlreichen européi-
schen Kommunen etabliert.

Sie bezieht sich auf samtliche Aufgabenbereiche und Politikfelder kommunaler Selbstver-
waltung — von der Rolle als politische Akteurin tber die Funktion als Arbeitgeberin und
Dienstleistungserbringerin bis hin zur Stadtplanung und nachhaltigen Entwicklung.
Bisherige Unterzeichnerkommunen (Stand Juni 2024):

e Uber 2.000 Kommunen in 36 europaischen Landern

e 64 Kommunen in Deutschland

e 4 Kommunen in Bayern: Miinchen, Nurnberg, Wirzburg, Kaufbeuren

Die Charta ist in drei Teile gegliedert:

o Teil | — Grundsatze: Thematisiert unter anderem den Abbau von Mehrfachdiskrimi-
nierung, die paritatische Teilhabe von Frauen und Ménnern an Entscheidungspro-
zessen, die Uberwindung von Geschlechterstereotypen sowie die geschlechterge-
rechte Ausrichtung aller kommunalen Tatigkeiten.

o Teil Il — Konkrete Schritte: Nennung von Mafinahmen, die unterzeichnende Kommu-
nen ergreifen sollen, darunter insbesondere die Erstellung und regelmaRige Uber-
prufung eines Gleichstellungsaktionsplans.

o Teil Il — 39 Artikel: Enthalt detaillierte Anregungen zur praktischen Umsetzung in
allen relevanten kommunalen Handlungsfeldern.

2. Programme [ Produkte /[ Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Beitrittsverfahren

Beschlussfassung durch den Stadtrat
Unterzeichnung des Beitrittsformulars durch den Oberbirgermeister (Erhalt einer Urkunde)
Ubermittlung an den RGRE
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Verpflichtungen mit der Unterzeichnung

Mit dem Beitritt verpflichtet sich die Stadt Erlangen, die Grundsatze der Charta anzuerkennen und inner-
halb von zwei Jahren einen Gleichstellungsaktionsplan zu erarbeiten und umzusetzen.

Grundsatze (Auszug):

Gleichstellung als Grundrecht.

Bekampfung von Diskriminierung und Benachteiligung.

Paritatische Beteiligung von Frauen und Mannern an Entscheidungsprozessen.
Abbau von Geschlechterstereotypen.

Integration der Geschlechterperspektive in alle kommunalen Aktivitaten.
Entwicklung und Umsetzung eines Gleichstellungsaktionsplans.

Kosten:

e Der Beitritt zur Charta ist mit keinen unmittelbaren Kosten verbunden.

¢ Etwaige Ausgaben kénnen im Rahmen der im Gleichstellungsaktionsplan definierten Ein-
zelmaRhahmen entstehen.

e Umfang und Finanzierung dieser Ma3nahmen richten sich nach den vorhandenen Res-
sourcen und Bedarfen vor Ort.

e Uber den Gleichstellungsaktionsplan und die damit verbundenen Kosten wird gesondert
durch den Stadtrat entschieden.

Aktionsplan:

¢ Innerhalb von zwei Jahren nach Unterzeichnung zu erstellen, zu beschlie3en und umzuset-
zen.

¢ Enthalt gleichstellungspolitische Ziele und Prioritaten, konkrete Malinahmen sowie erfor-
derliche Ressourcen.

e Themenschwerpunkt wird durch den Stadtrat definiert.

e Entscheidungsspielraum des Stadtrates sowie der Verwaltung in Bezug auf Umfang und
Maf3nahmendesign.

Thematische Ausrichtung des ersten Erlanger Aktionsplans:

2024 erreichte die Zahl der Opfer hauslicher Gewalt mit 265 942 einen neuen Héchststand. Dies ent-
spricht einem Anstieg von rund 3,8 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Im Fiinfjahresvergleich ist sogar ein
Anstieg von 14% zu verzeichnen. Das bedeutet, dass in Deutschland durchschnittliche alle zwei Minuten
ein Mensch Gewalt im sozialen Nahraum erlebt. Rund 73% der Betroffenen sind Frauen. Davon entfie-
len etwa 171 100 Falle auf Partnerschaftsgewalt - ein Anstieg um 1,9 Prozent gegeniiber 2023. In die-
sem Bereich waren fast 80 Prozent der Betroffenen Frauen, wahrend etwa drei Viertel der Tatverdachti-
gen Manner waren. (Medienberichte iiber vorldufige Polizeistatistiken. Das offizielle Bundeslagebild
Hdusliche Gewalt fiir das Jahr 2024 wird im Herbst 2025 vom Bundeskriminalamt verdffentlicht werden.)

Laut dem Bundesministerium des Innern und fiir Heimat Lagebild Gewalt gegen Frauen 2023 wurden 360
Frauen durch Gewalttaten getotet; insgesamt gab es 938 versuchte oder vollendete Totungsdelikte an
Frauen, darunter 155 todliche Falle durch (Ex-)Partner. Der unsicherste Ort fiir Frauen ist damit noch im-
mer ihr eigenes Zuhause. Gleichzeitig werden auch Kinder und Manner Opfer hduslicher Gewalt.

Das Ubereinkommen des Europarats zur Verhiitung und Bekimpfung von Gewalt gegen Frauen und
hauslicher Gewalt, auch bekannt als Istanbul-Konvention, wurde 2011 verabschiedet und trat 2014 als
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volkerrechtlicher Vertrag in Kraft. Es schafft verbindliche Rechtsnormen zur Pravention und Bekampfung
von geschlechtsspezifischer und hauslicher Gewalt. Im Februar 2018 trat die Istanbul-Konvention als
Bundesgesetz in Deutschland in Kraft. Bereits in der Praambel wird anerkannt, dass die Verwirklichung
der Gleichstellung von Frauen und Mannern ein wesentliches Element zur Verhltung von Gewalt gegen
Frauen ist. Gleichstellungsarbeit wird somit ausdriicklich als Praventionsarbeit anerkannt. Kommunale
Gleichstellungsarbeit muss folglich die in der Konvention gesetzten Vorgaben im Sinne ihrer Ausstrah-
lungswirkung zwingend mitdenken.

Wahrend die Verantwortung fiir die lickenlose Umsetzung der Istanbul-Konvention in vielen Bereichen
bei Bund oder Landern liegt - etwa im materiellen Recht, bei Ermittlungen und Strafverfolgung - kdnnen
die Kommunen einen entscheidenden Beitrag leisten. Sie sind oft erste Anlaufstellen fiir (potenziell) Be-
troffene, konnen lokale Schutz- und Unterstiitzungsstrukturen schaffen und Praventionsmalinahmen
umsetzen.

Einen wichtigen rechtlichen Rahmen dafiir bietet seit 28. Februar 2025 das Gesetz fiir ein verlassliches
Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer und haduslicher Gewalt (Gewalthilfegesetz). Es verpflichtet
die Lander, ab 1. Januar 2027 ein flachendeckendes, bedarfsgerechtes Netz an Schutz- und Beratungs-
angeboten bereitzustellen und gewahrt ab 1. Januar 2032 einen kostenlosen Rechtsanspruch auf Schutz
und Beratung.

Kommunen konnen durch die Umsetzung dieser Vorgaben mafigeblich zur Pravention, zum Schutz und
zur Unterstiitzung von Betroffenen beitragen. Hierzu gibt es in Erlangen seit Langem Beratungsstellen
und unterschiedliche Netzwerke. Die aktuellen Projekte und Mafinahmen werden durch den wachsenden
Bedarf vor Herausforderungen gestellt. Eine strategische Aufstellung und Zusammenfiihrung der beste-
henden Strukturen, sowie die Verankerung von Mafinahmen werden in Erlangen seit langem sowohl von
der Zivilgesellschaft als auch iiber Antrage der Stadtratsfraktionen, sowie der Burgerinnen-Versammlun-
gen eingefordert.

Aus den oben genannten Griinden, auf Grundlage der gesetzlichen Vorgaben, der wachsenden Betroffe-
nenzahlen, sowie der Erlanger Strukturen bietet sich an, das Thema ,,Gewaltschutz Bekdmpfung ge-
schlechtsspezifischer und hauslicher Gewalt® als Schwerpunkt des ersten Erlanger Gleichstellungsakti-
onsplans zu setzen.

4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

[] ja, positiv*
ja, negativ*

[]
4 nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*
[] nein*

*Erlduterungen dazu sind in der Begriindung aufzufiihren.

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alternative Hand-
lungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung vorgeschlagen werden
soll, ist eine Begriindung zu formulieren.
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5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

X werden nicht benotigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
Anlagen: Anlage 1: Europdische Charta der Gleichstellung
Anlage 2: Liste der Deutschen Beitrittskommunen und ihre Aktionsplane (Stand Juni
2024)

Anlage 3: Beitrittsurkunde zur Unterschrift

IIl. Abstimmung
siehe Anlage

IV. Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang
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O 13

Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/14 Revisionsamt 14/259/2025

Feststellung der Jahresabschliisse 2021 bis 2024 der Vereinigten Erlanger
Wohltatigkeitsstiftung und der Wellh6fer-Feigel-Heindel-Stiftung und Entlastung
des Oberbiirgermeisters

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
Amt 20

Antrag

1. Die Jahresabschlusse 2021 bis 2024 der Vereinigten Erlanger Wohltatigkeitsstiftung und der Wellhofer-
Feigel-Heindel-Stiftung werden in den jeweils vorliegenden Fassungen festgestellt.

2. Dem Oberbiirgermeister wird fiir die Haushaltsjahre 2021 bis 2024 der beiden genannten Stiftungen
Entlastung erteilt.

Hinweis: Der Revisionsausschuss hat sich in seiner Sitzung am 18.11.2025 mit der Thematik befasst und
empfohlen, die o. g. Jahresabschliisse festzustellen und dem Oberbtirgermeister Entlastung zu erteilen.

. Begriindung

Es handelt sich bei beiden Stiftungen um rechtlich selbstandige Stiftungen. Sie sind daher rechtlich von
der Stadt Erlangen unabhangig, werden jedoch von dieser verwaltet. Anders als die rechtlich unselbstan-
digen Stiftungen (fiduziarische Stiftungen) sind sie nicht Teil des Haushalts der Stadt Erlangen.

Vom Revisionsamt wurden die Jahresabschliisse 2021 bis 2024 der beiden Stiftungen geprift. Aufgrund
des Prifungsergebnisses wurde vom Revisionsamt vorgeschlagen, die Jahresabschliisse 2021 bis 2024
der beiden Stiftungen festzustellen und dem Oberbiirgermeister Entlastung zu erteilen. Das Priifungsver-
fahren der Jahresabschliisse 2021 bis 2024 furr beide Stiftungen ist damit abgeschlossen.

Anmerkungen zur Zulegung der Vereinigten Erlanger Wohltatigkeitsstiftung zur Wellh6fer-Feigel-Heindel-
Stiftung:

Am 26.10.2023 wurde vom Stadtrat die Zulegung der Vereinigten Erlanger Wohltatigkeitsstiftung zur
Wellhofer-Feigel-Heindel-Stiftung beschlossen. Die jeweiligen Stiftungszwecke sind ahnlicher Natur.
Nach Vollzug der Zulegung verwaltet die Stadt Erlangen ab 2025 nur noch eine rechtlich selbsténdige
Stiftung. Dadurch ergeben sich deutliche Vorteile bei Bedienung des Stiftungszwecks sowie bei Kapitaler-
halt und der Reduzierung von Verwaltungsaufwand (Haushaltsplanung, Rechnungspriifung, Steuererkla-
rung etc.). Mit Schreiben vom 07.10.2024 der Regierung von Mittelfranken (Stiftungsaufsicht) wurde die
Zulegung entsprechend angeordnet. Das Stiftungsvermdgen war binnen eines Monats nach Zustellung
des Schreibens (somit bis 15.11.2024) zu libertragen. Die Vereinigte Erlanger Wohltatigkeitsstiftung er-
lischt damit. Der Jahresabschluss 2024 wird daher der letzte dieser Stiftung sein.

Die Stadtkammerei hat keine Stellungnahme zum Priifungsbericht abgegeben und damit signalisiert,
dass mit den wesentlichen Aussagen im Bericht Einverstandnis besteht.
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Anlage: Priifungsbericht Nr. 06/2025 vom 30.07.2025 des Revisionsamtes

Der oben genannte Priifungsbericht ist elektronisch als Anlage zu diesem TOP im Ratsinformationssystem
abrufbar. Zur Vermeidung von Druck- und Papierkosten stellen wir gedruckte Priifungsberichte nur noch
gegen Anforderung zur Verfiigung. Diese kénnen gerne per Mail unter revisionsamt@stadt.erlangen.de oder
telefonisch unter 86-2816 bezogen werden.

IIl. Abstimmung
siehe Anlage

IV. Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang
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O 14

Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/14 Revisionsamt 14/260/2025

Uberortliche Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den Bayerischen
Kommunalen Priifungsverband (BKPV) -Teilberichte 1 und 2; Erneute
Stellungnahmen der Dienststellen

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
11,17, 20,BTM, 34,50, 51, 63, EBE, EB77

Antrag

1. Die neu eingeholten Stellungnahmen der Dienststellen zum Priifungsbericht des BKPV liber die
Haushaltsjahre 2013 bis 2020 (Teilberichte 1 und 2) werden zur Kenntnis genommen.

2. Esbesteht Einverstandnis, wie in den Stellungnahmen vorgeschlagen zu verfahren.

Begriindung

Der BKPV hat die o. g. Priifung vorwiegend im Jahr 2022 durchgefiihrt. Der Priifungsbericht und die Stel-
lungnahmen der Verwaltung wurden in der Sitzung des Stadtrats am 26.10.2023 behandelt (Vorlage
14/154/2023). AnschlieRend erfolgte eine Ubermittlung an die Regierung von Mittelfranken als Rechtsauf-
sichtsbehdrde. Mit Schreiben vom 28.11.2023 teilte die Regierung u. a. mit, dass die offenen Priifungsfest-
stellungen ,zielfiihrend zum Abschluss gebracht werden sollen®.

Seitens des Oberbiirgermeisters wurde in der Sitzung am 26.10.2023 zugesagt, nach zwei Jahren einen
Bericht zum Sachstand der Umsetzung der noch offenen Priifungsfeststellung zur Verfligung zu stellen.

Vom Revisionsamt wurden daher zu den seinerzeit noch nicht (vollstandig) erledigten Feststellungen er-
neute Stellungnahmen bei den zustandigen Dienststellen eingeholt. Diese sind in der Anlage abgedruckt.
Die im Jahr 2023 bereits als erledigt dargestellten Priifungsfeststellungen wurden aus Griinden der Uber-
sichtlichkeit nicht erneut aufgenommen.

Falls Fragen oder Klarungsbedarf von Stadtratsmitgliedern bestehen, wird moglichst um Riickmeldung
im Vorfeld der Sitzung an das Revisionsamt gebeten. Die zustandigen Dienststellen wiirden dann um zu-
satzliche Informationen gebeten bzw. zur Stadtratssitzung eingeladen.

Weitere Informationen:

1. In Bayernist das Priifungswesen der Kommunen zweigeteilt. Die ortliche Priifung nimmt kraft Ge-
setzes das Revisionsamt wahr, fiir die Giberortliche Priifung ist der BKPV zustandig. Die tberortliche
Priifung wird dabei in einem Turnus von etwa 5 bis 8 Jahren durchgefiihrt. Die Priifungsgegenstande
der Gberortlichen Priifung unterscheiden sich grundsatzlich nicht von denen der ortlichen Priifung.
Es werden jedoch meist andere Schwerpunkte gesetzt. Auch erfolgt eine Abstimmung zwischen Revi-
sionsamt und BKPV zur Vermeidung von Doppelprifungen.
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2. Die Zustandigkeit fiir die Behandlung der Priifungsfeststellungen der tGiberértlichen Priifung liegt beim
Stadtrat und nicht etwa beim Revisionsausschuss. Der Revisionsausschuss ist das zustandige Gremi-
um fiir die ortliche Priifung.

3. Das Revisionsamt ist fiir die Weiterbehandlung der Priifungsfeststellungen in koordinierender Hin-
sicht zustandig. Furr die Erledigung sind die jeweils betroffenen Dienststellen verantwortlich. Die in
der Anlage zusammengestellten Stellungnahmen zu den Priifungsfeststellungen beruhen auf Mittei-
lungen der jeweiligen Dienststellen. Eine Uberpriifung durch das Revisionsamt, ob die Angaben zu-
treffend, sinnvoll oder hinreichend sind, erfolgte nicht. Dies wére - in politischer Hinsicht - Aufgabe
des Stadtrates als zustandiges Gremium sowie der Regierung von Mittelfranken als Rechtsaufsichts-
behorde. Auch der BKPV wird sich bei der nachsten tiberdrtlichen Priifung traditionell erneut mit den
Feststellungen aus der letzten Priifung befassen.

Anlagen: - Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter Stand 12.11.2025
- Protokollvermerk vom 26.10.2023

lll. Abstimmung
siehe Anlage

IV. Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang
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O 14 Protokollvermerk

OBM/13-2/WDO005-T. 2306 Erlangen, 26.10.2023
14/154/2023

Uberdrtliche Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den Bayerischen
Kommunalen Priifungsverband (BKPV) - Teilberichte 1 und 2; Stellungnahmen der
Dienststellen

l. Protokollvermerk aus der 9. Sitzung des Stadtrates der Stadt Erlangen
Tagesordnungspunkt 8 - offentlich -

Protokollvermerk:

Frau StRin Linhart bittet um einen Bericht im Stadtrat in zwei Jahren. Der Vorsitzende OBM Dr.
Janik sagt dies zu. Die Zweijahresfrist soll aber erst nach der Riickmeldung der Reglerung von
Mittelfranken laufen.

ll.  Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift.
ill.  Amt 14 zum Weiteren.

Vorsitzendel/r:

Oberbiirgermeister
Dr. Janik

SchriftfGhrer/in:

........ ng&\e‘/

Solger
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O 14

Stadt
Erlangen

Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter

zur Uberdrtlichen Prifung der Haushaltsjahre
2013 bis 2020 durch den Bayerischen Kommunalen
Prifungsverband (BKPV) — Stand 12. November 2025

Hinweis:
Die Stellungnahmen zu den Prifungsfeststellungen sind von

den angegebenen Fachamtern abgegeben worden. Diese sind
somit fUr die Richtigkeit der Angaben verantwortlich.

Das Revisionsamt ist fur die redaktionelle Zusammenstellung
zustandig. Eine Prufung der Stellungnahmen auf Richtigkeit
durch das Revisionsamt fand nicht statt.

Zur besseren Ubersicht wurden die einzelnen Feststellungen
vom Revisionsamt mit einem Status versehen. Die jeweilige
Einstufung erfolgte wiederum aufgrund der Angaben in den
Stellungnahmen.
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Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter HHH
zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den H-HH Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) sammm Erlangen

Erledigungen friherer Feststellungen:

TZ Prifungsfeststellung Amt Status

16: Die auBerordentlichen Ergebnisse sind unzutreffend ausge-

wiesen; das 6rtliche Buchungsverfahren ist nicht sachgerecht. 20 Erledigt

Stellungnahme Amt 20 vom 13.06.2023:

Eine groRRe Position ist bei der Prifung der Schadensersatzleistungen und der ggf. folgenden Umbu-
chung auf auBerordentliche Konten ubersehen worden. Generell muss der Ablauf bei den aufReror-
dentlichen Vorgangen auch aufgrund von Personalwechseln tberarbeitet werden. Die ersten Gespra-
che zwischen Amt 20, Amt 24 und Amt 30 haben bereits stattgefunden. Umsetzung ab HHJ 2023 vor-
gesehen.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme Amt 20 vom 17.09.2025):

Der Ablauf wurde neu geregelt. Seit dem Abschluss zum Haushaltsjahr 2023 erfolgt eine Abfrage der
Schadensfélle und Umbuchung der Aufwendungen und Ertrage durch SG 201-3 in das aul3erordentli-
che Ergebnis.

TZ Prufungsfeststellung Amt Status

21: Depotwert Furst Fugger Privatbank stimmt nicht mit dem in
1 der Vermdgensrechnung erfassten Betrag Uiberein (betrifft Ver- 20 Erledigt
machtnis Babette Zielbauer)

Stellungnahme Amt 20 vom 13.06.2023:

Der empfohlene Buchungsaufwand ist unverhaltnismaRig hoch. Es wird angestrebt, die Geldanlagen
unter Beobachtung der Marktsituation zu veraufern.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme Amt 20 vom 17.09.2025):

Das Stiftungsdepot wurde von der First Fugger Privatbank zum 30.06.2025 ordentlich gekiindigt und
die enthaltenen Wertpapiere wurden verauf3ert. Der Verkaufserlés wurde der Stadt Erlangen am
07.07.2025 Ubertragen und das Guthaben am 11.07.2025 neu angelegt.

TZ Prifungsfeststellung Amt Status

26: Depotwert Furst Fugger Privatbank stimmt nicht mit dem in
1 der Vermdgensrechnung erfassten Betrag Uberein (betrifft Jose- 20 Erledigt
fine-Riha-Stiftung)

Stellungnahme Amt 20 vom 13.06.2023:

Der empfohlene Buchungsaufwand ist unverhaltnisméafig hoch. Es wird angestrebt, die Geldanlagen
unter Beobachtung der Marktsituation zu veraufern.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme Amt 20 vom 17.09.2025):

Das Stiftungsdepot wurde von der Furst Fugger Privatbank zum 30.06.2025 ordentlich gekiindigt und
die enthaltenen Wertpapiere wurden verdul3ert. Der Verkaufserlés wurde der Stadt Erlangen am
07.07.2025 Ubertragen und das Guthaben am 11.07.2025 neu angelegt.
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Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter HHH

n
zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den H-HH Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) sammm Erlangen
TZ Prifungsfeststellung Amt Status
1 43: Eine Kosten- und Leistungsrechnung wird bisher nicht gefiihrt. 20 Teilweise offen

Stellungnahme Amt 20 vom 13.06.2023:

Nach den Abschlussarbeiten fir das Haushaltsjahr 2022 werden im KLR-Modul Umlagen von den
Querschnitts- und Serviceamtern auf die Produktdmter durchgefihrt werden. Eine Ubernahme der
Umlagen in die Finanzbuchhaltung zur Kennzahlenermittlung wird geprift.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme Amt 20 vom 17.09.2025):

Eine Kostenrechnung im Sinne einer Umlagerechnung auf die organisationsbezogenen Teilhaushalte
wird seit 2023 umgesetzt. Allerdings lediglich im Modul KLR des Finanzverfahrens NSK. Eine Weiter-
verrechnung auf Produkte ist als Testverfahren fur das HHJ 2025 im Jugendamtsbereich vorgesehen.

Eine Ubertragung der Umlagewerte aus dem Modul KLR in das Finanzverfahren (externes Rech-
nungswesen) ist bisher noch nicht vorgesehen.

TZ Prifungsfeststellung Amt Status

1 50: Erlass von Hilfebescheiden 51 Erledigt

Stellungnahme Amt 51 vom 23.06.2023:

Wir verweisen dazu auf den Prifbericht der internen Revision Abt. 512 — Abteilung Sozialdienst (Pri-
fung Nr. 01/2023), Punkt 2.2.1. wonach seitens des Fachbereichs bereits die (schrittweise) Uberfiih-
rung der Aufgabe der Erstellung von (fast allen) Bescheiden in das Sachgebiet der Wirtschaftlichen
Jugendbhilfe geplant ist. Die Zeitpunkte der Ubertragung sind abhéngig von den Personalressourcen
fur die fachliche und technische Realisierung der einzelnen Dokumentvorlagen in der Fachsoftware
sowie fur die Bearbeitung der Aufgabe in der Wirtschaftlichen Jugendhilfe. Aufgrund fachlicher Not-
wendigkeit im Kinderschutz (Verwaltungsakt mit sofortigem Vollzug u.a. mit voriibergehenden Eingrif-
fen in das Sorgerecht der Eltern im Rahmen einer Inobhutnahme nach § 42 SGB VIII) soll als Aus-
nahme die Aufgabe der Bescheiderstellung bei Inobhutnahmen in den Sachgebieten von ASD und
BSD bleiben.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme Amt 51 vom 30.09.2025):

Die stufenweise Uberfuihrung der Erstellung auch der Leistungsbescheide hin zur Wirtschaftlichen Ju-
gendhilfe (SG 512-5) ist aufgrund der weiteren Einfihrung der Fachsoftware OK.JUS abschlieRend
erfolgt.

Aufgrund fachlicher Notwendigkeit im Kinderschutz (Verwaltungsakt mit sofortigem Vollzug u.a. mit
vorUbergehenden Eingriffen in das Sorgerecht der Eltern im Rahmen einer Inobhutnahme nach § 42
SGB VIII) bleibt als Ausnahme die Aufgabe der Bescheiderstellung bei Inobhutnahmen in den Sach-
gebieten von ASD und BSD (SG 512-1,2,3) zu bearbeiten.

TZ Prifungsfeststellung Amt Status

1 51: Turnus bzw. Bekanntgabe der Hilfeplanfortschreibungen 51 In Bearbeitung

Stellungnahme Amt 51 vom 23.06.2023:

S. hierzu bitte die Ausfiihrungen sowie Stellungnahme des Fachamtes vom 02.06.2023 (Punkt 2.2.3
des og. Prifberichtes der internen Revision Abt. 512). Hilfeplanung als zentrales
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Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter HHH
zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den H-HH Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) sammm Erlangen

Steuerungsinstrument ist fur alle Leistungen halbjahrlich als Standard fachlich sinnvoll und mit einer
ausreichenden Personalausstattung zu realisieren. In der aktuellen Strategie mit begrenzten Personal-
ressourcen erfolgt die Terminierung von Hilfeplangesprachen nach fachlicher Priorisierung. Zu bertick-
sichtigen ist, dass Verzdgerungen in der Hilfeplanung z.T. nicht im Verantwortungsbereich des Ju-
gendamts liegen. Die Abteilung plant ein Konzept zu entwickeln, wie schwerpunktmaRig insbesondere
bei kostenintensiven Hilfen die Hilfeplanung intensiviert werden kann.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme Amt 51 vom 11.11.2025):

Hilfeplanung als zentrales Steuerungsinstrument ist fr alle Leistungen halbjéahrlich als Standard fach-
lich sinnvoll und mit einer ausreichenden Personalausstattung zu realisieren. Stellenplanantrage wur-
den seit 2017 nicht mehr genehmigt, trotz wiederholter Beantragung durch die Abteilung bzw. das
Fachamt. Der nach herrschender Meinung und durch die Gberértliche Rechnungspriifung geforderte
Turnus von 6 Monaten fir die Durchfihrung von Hilfeplangesprachen kann daher mit den vorhande-
nen Personalressourcen nicht realisiert werden. Mit den vorhandenen ist ein héherer Standard nicht
leistbar.

In der aktuellen Strategie, mit begrenzten Personalressourcen, erfolgt die Terminierung von Hilfeplan-
gesprachen nach wie vor nach fachlicher Priorisierung.

Die Abteilung bzw. das Fachamt hat daher erneut Stellen fir die Sachbearbeitung Soziale Dienste im
diesjahrigen Stellenplan beantragt.

TZ Prufungsfeststellung Amt Status
60 b): Kassenfuhrung im Amt fir Soziales, Arbeit und Wohnen Nicht mehr
1 (fehlender Abgleich mit den im Sozialhilfeverfahren ermittelten 50 relevant

Leistungen bei Barauszahlungen)

Stellungnahme Amt 50 vom 31.05.2023:

Ein manueller taglicher Abgleich samtlicher Einzelbarauszahlungsanordnungen mit den Barbuchun-
gen im System OPEN/PROSOZ ist aufgrund der hohen Anzahl an Buchungen nicht leistbar. Zudem
kdnnte hierbei nur ein Teil der Anordnungen abgeglichen werden, da nicht alle Barauszahlungen aus
dem Fachverfahren OPEN/PROSOZ heraus veranlasst werden.

Ein Teil der Barzahlungsanordnungen muss auf3erhalb des Systems manuell erstellt werden. Dies ist
u. a. bei Barzahlungen aus dem Titel ,Mallnahmen auf3erhalb des Sozialhilferechts” der Fall, welche
gar nicht Gber das System verwaltet werden oder bei sehr dringenden Auszahlungen in Fallen, in wel-
chen noch keine Daten im System erfasst wurden (z. B. dringliche Neuantrage von Frauen im Frauen-
haus). Dies ist auch der Grund fir die unterschiedlichen Formen der Auszahlungsanordnungen.

Grundsatzlich ist Amt 50 jedoch bestrebt die Anzahl von Barauszahlungen so gering wie moglich zu
halten. In einigen Situationen, in denen existenzielle Notlagen bestehen, kann auf Barauszahlungen
nicht verzichtet werden.

Grundsatzlich befiirwortet Amt 50 die Einflihrung eines Kassenautomaten sehr. Das Fachverfahren
OPEN/PROSOZ bietet hierfiir auch eine geeignete Schnittstelle. Allerdings musste die Einfihrung und
die Betreuung eines solchen Kassenautomaten federfihrend von Amt 20 ibernommen werden, da
hiervon durchaus auch andere Amter profitieren kénnten und die Betreuung eines Kassenautomaten
nach unserer Einschatzung zu den Aufgaben der Stadtkdmmerei bzw. Stadtkasse gehort.

Weitere automatisierte Kassenverfahren konnen von Amt 50 nicht beurteilt werden.

Fest steht jedoch, dass ohne eine technische Losung eine Umstellung der bisherigen Kassenfiihrung
nicht moglich ist.

Stellungnahme Amt 50 vom 06.08.2019:

Seitens des BKPV wird der Einsatz eines automatisierten Kassenverfahrens oder eines Kassenauto-
maten empfohlen. Nach Zziffer 2.1 Abs. 1 der DA Zahlstellen und Handvorschiisse sind die Zahlstellen
organisatorisch den Dienststellen zuzuordnen, bei denen sie eingerichtet sind. In Erledigung der Zah-
lungsgeschéfte sind sie jedoch Teil der Stadtkasse und unterstehen dabei fachlich dem Kassenver-
walter.
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Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter HHH
zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den H-HH Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) sammm Erlangen

Wie in unserer ersten Stellungnahme zu TZ 60b bereits geschrieben, ist aus Sicht von Amt 50 fur die
Einfihrung eines automatisierten Kassenverfahrens oder eines Kassenautomaten daher Amt 20 fe-
derfuhrend zustandig. Dariliber hinaus sollte ein solches automatisiertes Kassenverfahren oder ein
Kassenautomat flachendeckend fiir alle Zahlstellen der Stadtverwaltung eingefiihrt werden um einen
einheitlichen Standard und eine Harmonisierung der Systeme und Prozesse zu erreichen. Auch diese
flachendeckende Einfiihrung ist nur bei Amt 20 richtig angesiedelt.

Diese Priifungsfeststellung ist aus Sicht von Amt 50 erledigt.
Stellungnahme Amt 50 vom 16.12.2020:

Wie in der Stellungnahme vom 06.08.2019 formuliert ist diese Prufungsfeststellung aus Sicht von Amt
50 erledigt. Wir bitten daher den Status ,in Bearbeitung” auf ,erledigt* abzuandern.

Nach Mitteilung von Amt 50 vom 31.05.2023 ist der 0. g. Sachstand noch zutreffend.
Aktueller Stand 2025 (Stellungnhahme Amt 50 vom 08.09.2025):

Ein Abgleich der Einzelbarauszahlungsanordnungen mit den Barbuchungen im System
OPEN/PROSOZ findet weiterhin nicht statt. Mittlerweile gibt es allerdings nur noch sehr wenige Bar-
auszahlungen. Perspektivisch wird die Auflésung dieser Zahlstelle angestrebt.

Grund fur den Rickgang der Barauszahlungen ist insbesondere die Einfilhrung der Bezahlkarte im
Bereich Asylbewerberleistungsrecht. AuRerdem wurde die Aufgabe ,Maflnahmen aufierhalb des Sozi-
alhilferechts” umorganisiert. Die Auszahlungen in diesem Bereich erfolgen mittlerweile ausschlieRlich
unbar Gber den elektronischen Rechnungsworkflow.

Die Einfuhrung eines automatisierten Kassenverfahrens oder eines Kassenautomaten ist aus Sicht
von Amt 50 somit nicht mehr erforderlich.

TZ Prifungsfeststellung Amt Status

62 b): Vollstandigkeit der elektronischen Archivierung nicht sicher-

gestellt. 17 Erledigt

Stellungnahme Amt 17 vom 26.06.2023:

Mit der stadtweiten Einfihrung des digitalen Rechnungsworkflows soll nach Ricksprache mit der
Stadtkasse dieses Ziel umgesetzt werden.

Aktueller Stand 2025: (Stellungnahme Amt 17 vom 19.09.2025):
Aus Sicht Amt 17 ist der Status von TZ 1 erledigt.

Der elektronische Rechnungsworkflow ist stadtweit fiir Einzelanordnungen eingefiihrt und die Archivie-
rung Uber unser Kassenbelegarchiv ist sichergestellt. Das Kassenbelegarchiv ist auf den héchsten
technischen Sicherheitsstandard.

Ebenfalls werden alle nachtréaglich gescannten Dokumente im Kassenbelegarchiv gespeichert.
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Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter HHH
zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den H-HH Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) sammm Erlangen

Kommunalwirtschaftsrechtliche Angelegenheiten:

TZ Prifungsfeststellung Amt Status
2 Die Grl_mdsatze der Ertrags- und Aufwandsperiodisierung wurden 20 Erledigt
unzureichend beachtet.

Stellungnahme Amt 20 vom 13.06.2023:

Fur den JA 2022 wurde der Abgabeschluss fir die Kassenanordnungen der Dienststellen und der Bu-
chungsschluss fir die Stadtkdmmerei verlangert. Zusatzlich wurden die Anordnungs-Dienststellen mit-
tels JA-Vermerk und Informationsveranstaltungen auf die periodengerechte Zuordnung hingewiesen.

Aktueller Stand 2025 (Stellunghahme Amt 20 vom 17.09.2025):
Der Abgabeschluss fir Kassenanordnungen sowie der Buchungsschluss wurde verlangert:

HHJ Abgabeschluss Kas- Buchungsschluss Buchungsschluss
senanordnungen Kassenanordnungen Jahresabschluss-Buchungen

2021 | 04.02.2022 04.03.2022 14.04.2022

2022 | 17.02.2023 10.03.2023 21.04.2023

2023 | 16.02.2024 08.03.2024 19.04.2024

2024 | 14.02.2025 07.03.2025 22.04.2025

Zudem werden die Fachdienststellen regelmafig und gezielt auf die rechtzeitige Abgabe der Kassena-
nordnungen hingewiesen. (Anleitung Jahresabschlussarbeiten, Vermerk Abschluss des Haushaltsjah-
res, Erinnerungsmail von Stadtkasse und Systemverwaltung).

TZ Prifungsfeststellung Amt Status
Feststellungen zur Verrechnung von Verwaltungskosten: .

3b ) 20 In Bearbeitung
Personaldurchschnittskosten.

Stellungnahme Amt 20 vom 13.06.2023:

Das Verfahren wird durch Amt 11 anhand der Vorgaben des BKPV umgesetzt. Die Werte werden flr
die nachste Verwaltungskostenberechnung vorliegen und werden nach Prifung verwendet.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme Amt 20 vom 17.09.2025):

Die Berechnungsgrundlage des Personalamtes hat sich ab 2024 verandert. Unter anderem werden
andere Jahressarbeitsstunden und ein anderer Verwaltungsgemeinkostenzuschlagssatz zu Grunde
gelegt. Die Versorgungszuschlage sind seitdem vergleichbar, jedoch sind fur 2024 die stadtischen
Werte durchgéngig hoher als die Werte der Gemeindekasse. Das Personalamt erstellt den neuen Be-
richt 2025 im Oktober. Es wird gepruft, ob die gednderten Parameter dauerhaft sind. Wenn dem so ist,
werden sie auch fir die Berechnung der Verwaltungskosten herangezogen.

TZ Prifungsfeststellung Amt Status
Feststellungen zur Verrechnung von Verwaltungskosten: ,

3c - 20 Erledigt
VKE auf Vollstandigkeit prufen.

Stellungnahme Amt 20 vom 13.06.2023:

Zuklnftig werden die Kosten des Ratssaals mit angesetzt werden. Ein erstes Gesprach mit dem GME
ergab, dass die Kosten des Ratssaals gesondert ausgewiesen werden kdénnen.

Seite 6 von 26

24



Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter HHH

zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den H-HH Stadt

Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) sammm Erlangen

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme Amt 20 vom 17.09.2025):

Die Verrechnung des Ratsaals und der Fraktionszimmer wurde bereits in der Verwaltungskostener-
stattung 2024 umgesetzt.

TZ Prifungsfeststellung Amt Status

Feststellungen zur Verrechnung von Verwaltungskosten:

3d | VKE fur Kostenrechner Fleischhygiene und Betriebe gewerblicher 20 Erledigt
Art vollstandig ermitteln und buchen. Zusatzlich weitere Einrich-
tungen einbeziehen.

Stellungnahme Amt 20 vom 13.06.2023:

Die Weiterverrechnung der KommunalBIT -Kosten wurde tber den Vermerk vom 23.09.2022 erneut
geregelt. Die BGA's werden ab 2023 mit den entstandenen Verwaltungskosten belastet.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme Amt 20 vom 17.09.2025):

Die Weiterverrechnung der Kosten fur die KommunalBIT-Leistungen wurde in der Verrechnung 2024
bereits angestofRen und umgesetzt. Die Verrechnung der Verwaltungskosten im Bereich Kostenrech-
ner, Fleischhygiene und BgAs wird vorgenommen.

TZ Prifungsfeststellung Amt Status
4 Die Ubertragung der Anordnungspefugms auf Sachbearbeiter/in- 20 In Bearbeitung
nen sollte auf Ausnahmen beschrankt werden.

Stellungnahme Amt 20 vom 13.06.2023:

Im Rahmen des elektronischen Rechnungsworkflows, welcher in 2023 stadtweit eingefuhrt wird, wird
sich die Anzahl der Feststellungs- und Anordnungsbefugten verringern. Geschuldet ist dies der teilwei-
sen organisatorischen Neuaufstellung der Rechnungsstellen in den Dienststellen und den Lizenzkos-
ten. Gleichwohl bedarf es aber einer (auch kinftig) breit aufgestellten Anordnungsbefugnis in den
Dienststellen, so dass im Krankheits- oder Urlaubsfall keine Anordnungen unbearbeitet bleiben. Ein
Skontoverlust ware sonst unter Umstanden gegeben. Weiterhin wurden die Hochstgrenzen der Anord-
nungsbefugnis neu und Ubersichtlich sortiert (kiinftig drei Wertgrenzen).

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahmen Amt 20 vom 17.09.2025 und 10.11.2025):

DA in Arbeit. Ein Prozess zur Bereinigung der Anordnungsbefugnisse wurde durch die Stadtkasse in
Zusammenarbeit mit Amt 20-SV bereits entwickelt. Das PRODIMA-Team besteht jedoch auf einer
Prozessbeteiligung. Die Stadtkasse wartet noch auf Riickmeldung.

TZ Prifungsfeststellung Amt Status

Feststellungen zur Anlage der liquiden Mittel:

5a | Erlass der DA muss vom zustandigen Organ beschlossen wer- 20 In Bearbeitung
den. Darliber hinaus wéaren in der Dienstanweisung kinftig auch
regelméRige Berichtspflichten aufzunehmen.

Stellungnahme Amt 20 vom 13.06.2023:

Die Berichtspflicht wird kiinftig nachgeholt und dies in einer noch zu erlassenden Erklarung.
Vorschlag: Es wére eine generelle Regelung von Ref. llI/Amt 11 zu treffen, ob und in welchen Féllen
ein Beschlussgremium mit dem Erlass von Dienstanweisungen zu befassen ist.
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Aktueller Stand 2025 (Stellungnahmen Amt 20 vom 17.09.2025 und 10.11.2025):

Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter

n
zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den HHH Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV)

HHH Erlangen

DA in Arbeit. Eine DA zur Anlage von liquiden Mitteln existiert bereits. Ein Neuerlass hat derzeit keine
Prioritat, da auf Jahre keine liquiden Mittel vorhanden sein werden. Zeithorizont: Ende 2026

TZ Prifungsfeststellung Amt Status
Feststellungen zur Anlage der liquiden Mittel:

5b | Kinftig waren Anlagen bei nicht systemrelevanten Banken zu un- 20 Erledigt
terlassen.

Stellungnahme Amt 20 vom 13.06.2023:

Eine Anlage bei der VW-Bank als kurzzeitig systemrelevanter Bank ist nicht mehr gegeben. Kindi-
gung steht an.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme Amt 20 vom 17.09.2025):

Erledigt.
TZ Prifungsfeststellung Amt Status
Feststellungen zur Anlage der liquiden Mittel:
5 | Die Stadt sollte kiinftig die Liquiditatsplanung der Eigenbetriebe 20 In Bearbeitung

und stadtischen Eigengesellschaften in ihre Liquiditatsplanung
einbeziehen.

Stellungnahme Amt 20 vom 13.06.2023:
Regelung wird in die kiinftige DA Kassen- und Anordnungswesen aufgenommen.

Cashpooling ist auf Grund der BaFin Vorgaben keine Option (laut Anfrage der Fraktion ,Die Linke" im
Bundestag muss die Konzernmutter eine Banklizenz beantragen oder je Einzelfall einen Antrag stel-
len). Eine Antwort der Regierung von Mittelfranken sieht das anders und hiernach ist Cashpooling
sehr wohl mdglich (E-Mail vom 18.08.2022 Knitl Wolfgang)

Grundsatzlich ist jedoch die Finanzlage der Mutter mit den Tochtern kiinftig eng abzustimmen.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahmen Amt 20 vom 17.09.2025 und 10.11.2025):

DA in Arbeit. Siehe TZ 5a. Zudem wurden die Personalkostenabrechnung sowie die laufenden Zu-
schisse auf Monatsabrechnungen umgestellt, sodass es derzeit also kaum Kapital gibt, mit dem ,ge-
poolt“ werden kdnnte.

26
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Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter HHH
zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den H-HH Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) sammm Erlangen

Friedhofs- und Bestattungswesen:

TZ Prifungsfeststellung Amt Status

Fehlende Gebihrenbedarfsermittiung nach Maf3gabe des Art. 8

KAG 34 Erledigt

Stellungnahme Amt 34 vom 22.06.2023:

Der Geblhrenbedarf, insbesondere auch fur Grabstatten, wird nach MalRgabe des KAG neu ermittelt.
Der Fachbereich prift, ob dazu eine Fremdvergabe erforderlich ist.

Einen Kostendeckungsgrad fir die Leichen- und Aussegnungshallen anzustreben, liegt bisher nicht im
(politischen) Willen, da die Nutzungsgebtihr so massiv erhéht werden muss, dass die Benutzung noch
weniger attraktiv ware. Der Trend, diese Dienstleitung bei privaten Bestattungsunternehmen in An-
spruch zu nehmen, wirde sich zu Lasten der stadtischen Hallen verstarken.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme des Amtes 34 vom 26.09.2025):

In 10/2025 soll eine neue Friedhofsgebihrensatzung vom Stadtrat beschlossen werden. Diese neue
Satzung bzw. der ihr zugrundeliegende Gebuhrenbedarf wurde nach MaRRgabe des Art. 8 KAG neu
ermittelt. Die (neue) rechnerische Gebiuhrenermittlung flhrt zu einer vollen Verteilung der angesetzten
Kosten. Auch wurden die Vorgaben des KAG hinsichtlich des Kalkulationszeitraums von maximal vier
Jahren eingehalten. Der Punkt gilt somit als bearbeitet.

TZ Prufungsfeststellung Amt Status

BAB-Kostenverteilungsschliissel sind zutreffend und aktualisiert

34 Erledigt
anzuwenden.

Stellungnahme Amt 34 vom 22.06.2023:

Die Schlussel zur Kostenverteilung missen komplett neu berechnet und festgelegt werden. Zu diesem
Zweck wird das Seminar ,Grundlagen der Friedhofskalkulation“ besucht.

» Die Umsetzung erfolgt spatestens mit der Betriebsabrechnung 2023

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme des Amtes 34 vom 26.09.2025):

Die neue Satzung fur die Jahre 2026 bis 2027 beruht auf den Betriebsabrechnungsbégen der Jahre
2022 bis 2024. Diese Berechnungsgrundlage wurde dem BKPV zur Uberpriifung vorgelegt und dieser
stellt fest, dass die neue Kalkulation sachgerecht, transparent und schliissig aufgebaut ist.

Der Punkt gilt somit als bearbeitet.

TZ Prifungsfeststellung Amt Status

Hinweise zur Bestattungs- und Friedhofssatzung: .
10 a . - 34 Erledigt
Entstehen der Gebuhrenschuld detaillierter regeln.

Stellungnahme Amt 34 vom 22.06.2023:

Analog der Nachbarkommunen kann die Gebuhrenpflicht in der zu Uiberarbeitenden Satzung folgender-
mafen geregelt werden:

(1) Die Grabnutzungsgebiihr entsteht mit der Zuteilung oder der Verlangerung des Nutzungsrechts ei-
nes Grabes
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Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter HHH
zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den H-HH Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) sammm Erlangen

a) bei der erstmaligen Zuteilung des Nutzungsrechts fir die Dauer der Ruhefrist nach §82 und 3 Bestat-
tungs- und Friedhofssatzung der Stadt Erlangen,

b) bei der Verlangerung des Nutzungsrechts nach Ablauf der Ruhefrist fiir den Zeitraum der Verlange-
rung,

c) bei Bestattung einer Leiche oder Beisetzung einer Urne in einem Grab, fiir das die Nutzungszeit noch
nicht abgelaufen ist, fur die Zeit vom Ablauf des bisherigen Nutzungsrechts bis zum Ablauf der neuen
Ruhefrist.

(2) Im Ubrigen entsteht die Gebiihrenpflicht mit der Benutzung der Friedhéfe und der Bestattungsein-
richtungen bzw. mit der Inanspruchnahme von sonstigen Leistungen.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme des Amtes 34 vom 26.09.2025):

Das Entstehen der Gebuhrenschuld ist in der neuen Satzung nun deutlich detaillierter und feingliedri-
ger abgebildet. Der Punkt gilt somit als bearbeitet.

TZ Prifungsfeststellung Amt Status

Hinweise zur Bestattungs- und Friedhofssatzung: _
10c ) ] 34 Erledigt
Pauschale Gebuhren fur die Benutzung der Leichenhalle.

Stellungnahme Amt 34 vom 22.06.2023:

Fur die Benutzung der Leichenhalle nach § 6 Abs. 1 Buchstabe c) der Friedhofsgebiihrensatzung wird
bisher nur der Pauschalbetrag von 85 € fallig.

Es wird vorgemerkt, in der Satzungsénderung eine Geblihr pro angefangenen Tag zu berechnen.

Wird ein Leichnam im Kihlraum untergestellt, werden gemanR § 7 Abs. 2 Buchstabe a) der Satzung
noch 17 € pro angefangenen Tag abgerechnet.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme des Amtes 34 vom 26.09.2025):

Die Gebuhren fur die Benutzung der Leichenhallen sind ebenfalls differenzierter betrachtet worden.
Neben der schon existierenden Geblhr pro angefangenem Nutzungstag sind bspw. zwei weitere Ge-
bihrentatbestande hinzugekommen, die die Nutzung des Abschieds- sowie Waschraums mitein-
schlief3t. Auch die Nutzung der Kiihlung wird weiterhin verrechnet. Der Punkt gilt somit als bearbeitet.
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Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter HHH
zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den H-HH Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) sammm Erlangen

Kindertagesbetreuung:

TZ Prifungsfeststellung Amt Status
Gemessen an den stadtinternen Regelungen und den gesetzli- Teilweise nicht

11 | chen Rahmenbedingungen verfiigen die stadtischen ,Regelein- 51 mehr relevant,
richtungen® Gber eine vergleichsweise hohe Personalausstattung teilweise offen

Stellungnahme Amt 51 vom 23.06.2023:

Der gesetzlich vorgeschriebene Mindestanstellungsschlissel liegt bei 1:10. Der empfohlene durch-
schnittliche Anstellungsschlissel in Bayern lag im Jahr 2020 bei 1:9,24 und im Jahr 2021 als Refe-
renzjahr des Berichts sogar bei 1:9,16.

Der Anstellungsschlissel der Regeleinrichtungen in Erlangen im Jahr 2021 lag zwischen 7,53 bei
Krippen und 9,56 bei Kindergéarten. Zwei Einrichtungsformen (mit 434 Kindern in Betreuung) lagen un-
ter dem bayerischen Durchschnittswert sowie dem Vergleichswert der Kindertageseinrichtungen
Freier Trager in Erlangen mit 9,31, zwei Einrichtungsformen (mit 904 Kindern in Betreuung) lagen tber
dem Durchschnittswert.

Bei dem empfohlenen Durchschnitt im Anstellungsschlissel von 1:9,16 in der Personal-Kind-Relation
als Bezugsrahmen ergibt sich ein weit geringerer Uberhang an Personal als bei der Bemessung am
gesetzlichen Rahmen von 1:10,0.

Der rechnerische Uberhang von 16,3 VK auf der Vergleichsgrundlage mit einem Anstellungsschliissel
von 10,0 ist mit den vorhandenen Planstellen flr Flexible Fachkréafte (Springer) zum Einsatz in den
Einrichtungen zu begriinden. 2013 wurde mit Stadtratsbeschluss eine Planstelle Flexible Fachkraft
erstmals geschaffen und mit einer weiteren Planstelle in den Folgejahren erweitert, mit einem Volu-
men von insgesamt 15,77 VzA, was groRtenteils dem festgestellten rechnerischem Personaliiberhang
entspricht. Durch die Flexiblen Fachkréafte konnte auf gréRere Personalschwankungen und Krankheits-
ausfalle reagiert werden. Auch die Besetzung von Integrativen Platzen ist flexibel mdglich. Durch die
Flexiblen Fachkréafte konnte die padagogische Qualitat unter den Herausforderungen von erhdhten
Anteilen von Kindern mit Migrationshintergrund sowie erhéhtem Férderbedarf in bestimmten Einrich-
tungen verbessert werden.

Im Jahr 2021 waren viele Kindertageseinrichtungen durch die Corona-Pandemie maRgeblich beein-
trachtigt mit hohen Personalausféllen. Diese konnten durch die Flexiblen Fachkréafte teilweise kompen-
siert werden.

Hohe Krankenstande und Personalausfélle aufgrund der Auswirkungen der Corona-Pandemie bzw.
Abwesenheiten fur Fortbildungen u.v.m. in den Kindertageseinrichtungen werden nur unzureichend im
Anstellungsschlissel aufgrund der 42-Tage-Regelung abgebildet.

Mit Beschluss im HFPA vom 20.02.2013 wurde als TeilmaRnahme zur Bekéampfung des Fachkréfte-
mangels festgelegt, dass Berufspraktikant*innen im Anstellungsschliissel mit 25 Wochenstunden be-
ricksichtigt werden. Die ausbildungsbedingte Abwesenheit fir Theoriewochen-/tage an der Fachaka-
demie und Lernzeiten sollte so besser berticksichtigt werden. Die Mitarbeitenden im Anerkennungs-
jahr benétigen trotz ihres fortgeschrittenen Ausbildungsstandes regelméaRige Anleitung und besuchen
aufgrund ihres theoretischen Unterrichts regelméafiig die Fachakademie sowie fur die Abschlusspri-
fungen. Die Studierendenzahlen fir die bisherige Form der Erzieher*innenausbildung ist laut Fachaka-
demien stark rticklaufig. Auszubildende der inzwischen verstetigten bezahlten Praxisintegrierten Aus-
bildung (PiA) werden aufgrund des Ausbildungsstands und der geringen Praxiszeitanteile nicht im An-
stellungsschlissel berlicksichtigt.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme Amt 51 vom 11.11.2025):

Der gesetzlich vorgeschriebene Mindestanstellungsschlissel von 10,0, auf dem im Rechnungspri-
fungsbericht Bezug genommen wurde, ist nicht mehr gultig. Als Bezugsgrof3e werden vom StMAS die
durchschnittlichen Anstellungsschlissel als Richtwerte empfohlen und der vorherige Wert von 1:10 in
der AVBayKiBIiG als Bezugsgrof3e damit abgeldst. Die bayerischen Durchschnittswerte gelten als Ori-
entierungsgrofle.

Die ReferenzgrofRe des bayerischen durchschnittlichen Anstellungsschlissels verbesserte sich in den
Folgejahren weiterhin und der Wert lag im Jahr 2023 bei 1:9,16 und im Jahr 2024 bei 1:9,06.

Bezogen auf die Einrichtungsform stellt sich der durchschnittliche Anstellungsschliissel in Bayern im
Jahr 2024 wie folgt dar:
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Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter -

zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den EEEE: Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) sammm Erlangen
Kinderkrippe 8,36
Kindergarten 9,29
Kinderhort 8,35
Haus fur Kinder 9,09
Gesamt: 9,06

Dementsprechend ergibt sich kein Personaliiberhang von den im Rechnungspriifungsbericht genann-
ten 16,3 Vollzeitaquivalenten zur BezugsgréRe 1:10 mehr, sondern weit geringer bei einem Bezug zu
1:9,06 als Orientierungswert.

Im Zuge der Haushaltskonsolidierung erfolgte ein Stellenplaneinzug im Jahr 2024 von 2,0 Vollzeitaqui-
valenten in der Abteilung 515, sowie ein Beschluss im Rahmen des Haushaltskonsolidierungskonzep-
tes vom 30.04.2025 zur Stelleneinsparung von insgesamt 3,0 VzA insgesamt fur die Abteilungen 514
und 515, so dass sich die Berechnung ebenfalls verringert.

TZ Prufungsfeststellung Amt Status
12 Fir die Personalbemessung in den stadtischen Spiel- und Lern- 51 In Bearbeitun
stuben sollten verbindliche Richtlinien vorgegeben werden. 9

Stellungnahme Amt 51 vom 23.06.2023:

Fur die Erfullung des Auftrags der Integrativen Spiel- und Lernstuben wurden intern fiir die Spielstu-
ben ein Anstellungsschliissel von 1:7 und fur die Lernstuben ein Anstellungsschlissel von 1:7,5 fest-
gelegt. Im Beschluss des Stadtrats 2006 flr einen Mindestanstellungsschlussels fur die Kindertages-
einrichtungen der Abteilung 515 (damals 512) wurde fir die Spiel- und Lernstuben keine verbindliche
Richtlinie vorgegeben, sondern offen festgestellt, dass fir Spiel- und Lernstuben andere Regelungen
getroffen werden.

Die Fachabteilung 514 stimmt dem Bedarf einer verbindlichen Regelung zu und wird hiertiber eine
Festlegung als Beschluss herbeiftihren.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme Amt 51 vom 11.11.2025):

Die Festlegung verbindlicher Richtlinien Uber Beschliusse wird weiterhin angestrebt. Aufgrund aktueller
Organisations- und Planungsprozesse kdnnen die momentan innerhalb der Fachabteilung 514 kon-
zeptionell festgelegten Anstellungsschliissel von 1:7 fur die Spielstuben und 1:7,5 fiir die Lernstuben
jedoch noch nicht per Beschluss festgeschrieben werden, da die gesamtstadtischen Uberlegungen
zur Aufstellung einer gelingenden Kindertagesbetreuung — zu der auch die Spiel- und Lernstuben ge-
hdren — noch ausstehen. Der Strategieprozess ,Weichen stellen fir die Zukunft der Kindertagesbe-
treuung“ ist von November 2025 — Oktober 2026 geplant. Die Ergebnisse werden verbindlich festge-
halten.

Seite 12 von 26

30



Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter -

LL Ll
zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den HH-™ Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) sammm Erlangen
TZ Prifungsfeststellung Amt Status

Prufung des Faktors 4,5 + x in den Einrichtungen der Fachabtei-

14 lung 514 51 In Bearbeitung

Stellungnahme Amt 51 vom 23.06.2023:

Ausgehend von der mit dieser Regelung einhergehenden Intention betrachtet, wird eine mégliche Im-
plementierung der zusatzlichen Finanzférderung ,Faktor X“ sowohl fur die integrativen Spiel- und
Lernstuben von der Fachabteilung als auch seitens des Jugendamtes flr weitere integrative Kinderta-
geseinrichtungen i.S. des Art.2 Abs.3 BayKiBiG positiv gewertet. Vor einer evtl. Einfihrung des erhéh-
ten Gewichtungsfaktors ist jedoch eine Diskussion zu fuihren inwieweit dieser auch integrativen Ein-
richtungen der Freien und gemeinnuitzigen Tragern zu gewahren ware und welche weiteren Auswir-
kungen und Klarungsbedarfe eine derartige Umsetzung mit sich bringen wirde. Diese Diskussion wird
im Laufe des Jahres 2023 angestof3en.

Aktueller Stand 2025 (Stellunghahme Amt 51 vom 30.09.2025):

Die Einfihrung eines Faktor X ist aufgrund der Verdichtung von Problemlagen auch bei der Ziel-
gruppe der Spiel- und Lernstuben nach wie vor fachlich als positiv zu bewerten. Aufgrund des Subsi-
diaritatsprinzips und der Kooperation sowohl mit den Einrichtungen der Fachabteilung 515 als auch
mit den Einrichtungen der freien Trager muss ein solcher Faktor X aber stadtweit bei gegebenen Vo-
raussetzungen mdoglich sein. Es ist in geeigneten Arbeitsgruppen im aktuellen Strategieprozess ,Wei-
chen stellen fiir die Zukunft der Kindertagesbetreuung® zu priifen, wie hoch die finanziellen Auswirkun-
gen auf die Stadt Erlangen sind und wann unter gegebenen Haushaltsvoraussetzungen eine mégliche
Umsetzung anzuvisieren ist, da dessen Einfiihrung insbesondere hinsichtlich der Einrichtungen Freier
Trager mit beachtlichen Zusatzkosten verbunden wére. Ergebnisse des Prozesses sind zum Oktober
2026 zu erwarten.
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Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter HHH
zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den H-HH Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) sammm Erlangen

Personalwesen:

TZ Prifungsfeststellung Amt Status

Unzulassige Verknupfung von Teilnahme am Leistungsentgelt

19 und Bewilligung einer Stufenlaufzeitverkiirzung

11 Erledigt

Stellungnahme Amt 11 vom 16.06.2023:

Die Feststellung betrifft eine Regelung der Dienstvereinbarung tber die Leistungsorientierte Bezah-
lung bei der Stadt Erlangen (DV LoB). Die Umsetzung der Feststellung wird angestrebt, erfordert aber
eine Anderung der DV LoB. Amt 11 nimmt diesbeziiglich Kontakt mit dem Personalrat auf, um die wei-
tere Vorgehensweise abzustimmen und zu vereinbaren.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme Amt 11 vom 22.09.2025):

Nach Beratung dieser Feststellung mit dem Personalrat im Rahmen der Betrieblichen Kommission
wurde in diesem Gremium beschlossen, die entsprechende Regelung (8 6 Abs. 6 der Dienstvereinba-
rung tber die Leistungsorientierte Bezahlung bei der Stadt Erlangen - DV LoB) ab dem Jahr 2024 bis
zum Inkrafttreten einer Uberarbeiteten Dienstvereinbarung auszusetzen. Die Neufassung der
Dienstvereinbarung liegt im Entwurf vor und wird derzeit mit dem Personalrat abgestimmt. Die oben
genannte Festlegung ist darin nicht mehr enthalten. Die Prufungsfeststellung ist damit bearbeitet.

TZ Prifungsfeststellung Amt Status

Die Rufbereitschaftszeiten der im Winterdienst eingesetzten Be-
schéaftigten wurden teilweise nicht tarifgerecht bezahlt. Die diesbe-
zuglichen Regelungen in der DV Winterdienst vom 21.09.2020
sind nichtig.

21 EB77 Erledigt

Stellungnahme EB77 vom 22.09.2023:

Es wird mit dem Amt 11, dem Gesamtpersonalrat und dem Dienststellenpersonalrat des EB 77 daran
gearbeitet die Mangel zu beheben. Erste Gesprache finden ab Anfang Juli 2023 statt.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme EB77 vom 24.09.2025):

Die Dienstvereinbarung Rufbereitschaft Winterdienst wurde Uberarbeitet und zum 01.11.2023 entspre-
chend geandert.

TZ Prifungsfeststellung Amt Status
Der Fahrzeugverleih an Mitarbeiter des EB77 - Betrieb fir Stadt-

22 | grin, Abfallwirtschaft und Straf3enreinigung sollte eingestellt wer- EB77 Erledigt
den.

Stellungnahme EB77 vom 24.05.2023:

Der Fahrzeugverleih an Beschéftigte der Stadt (nicht: EB77) gem. DA Kfz wurde vorlaufig eingestellt
und soll im Rahmen der anstehenden Neuregelung der DA Kfz nochmals tberpriift werden.

Die bisherige Vermietung wurde zum Selbstkostenpreis abgewickelt (nicht: kostenlos oder zu einem
glnstigeren Preis) und war schon bisher mit schadensrechtlichen Regelungen verbunden. Ausge-
schlossen war auch bisher eine gewerbliche Tétigkeit sowie eine Nutzung wahrend der Dienstzeiten.
Ob eine Vermietung kiinftig wieder aufgenommen werden kann, soll im Rahmen der Neuregelung der
DA Kfz eingehend Uberprift werden. Sie wurde urspriinglich eingefiihrt, um Beschéftigte z.B. bei eh-
renamtlichen Tatigkeiten in Sportvereinen oder beim Umzug innerhalb Erlangens zu unterstitzen.
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zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den H-HH Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) sammm Erlangen

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme EB77 vom 24.09.2025):

Die neue DA KFZ steht kurz vor dem Abschluss. Die Vermietung von stadtischen Fahrzeugen an Mit-
arbeiter/innen ist darin nicht mehr vorgesehen und wird auch nicht mehr angestrebt. Hier waren inzwi-
schen auch steuerliche Belange mit einzubeziehen, was zu weiteren Schwierigkeiten fihren wirde.
Der Status der TZ kann auf gefolgt/erledigt gesetzt werden.

TZ Prifungsfeststellung Amt Status

Sonstige Hinweise zum Personalwesen:

Der Abzug von nur 75 % der ausgefallenen Sollarbeitszeit vom ]
23 a | Jahresarbeitszeitkonto beim Abbau von Zeitguthaben im Rahmen | EB77 |  In Bearbeitung
der sog. Bonusregel ist unzuldssig. Die Stadt sollte auf eine Ande-
rung der Dienstvereinbarung hinwirken.

Stellungnahme EB77 vom 19.06.2023:

Die DA Grunflex von 15 Tagen wird kaum genutzt, durchschnittlich greift die Regelung an finf Tagen
im Jahr pro Mitarbeiter von Stadtgrin. Der praktische Nutzen der Bonusregelung bei Schlechtwetter
ist in diesem Zeitraum grof3. Mitarbeiterinnen, Griinflachen und Maschinen werden bei Wetterextre-
men nicht UbermaRig strapaziert und es entsteht kein Schaden an Mensch, Grunflache und Maschine.
Dieser ware zu erwarten, wenn die Leitung von Stadtgriin trotz extremer Wettereignisse den reguléaren
Arbeitseinsatz einfordert. Das angesprochene hohe Stundenkontingent resultiert aus der zu geringen
Personalkapazitat bei Stadtgriin und den Winterdiensteinsétzen. Im Zuge einer Anderung der DA
Grunflex kann an einer anderen Losung gearbeitet werden.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme EB77 vom 24.09.2025):

Die DA Grunflex/Bonusregelung fur Schlechtwetter von 15 Tagen wird kaum genutzt, durchschnittlich
greift die Regelung an 1,3 Tagen im Jahr pro Mitarbeiter von Stadtgriin (2024). Der praktische Nutzen
der Bonusregelung bei Schlechtwetter ist in diesem Zeitraum jedoch hoch. Mitarbeiterinnen, Grinfla-
chen und Maschinen werden bei Wetterextremen nicht tbermafiig strapaziert und es entsteht kein
Schaden an Mensch, Grinflache und Maschine. Dieser wére zu erwarten, wenn die Leitung von
Stadtgriin trotz extremer Wettereignisse den reguléaren Arbeitseinsatz einfordert. Dies gilt vor allem bei
Dauerregen, hier werden die Grunflachen durch Maschinen geschadigt, die Maschinen werden hierbei
stark strapaziert. Erkaltungserkrankungen werden aufgrund der Nasse gefordert, was zu Personalaus-
fallen fuhrt. Das angesprochene hohe Stundenkontingent resultiert aus der zu geringen Personalkapa-
zitat bei Stadtgriin und Winterdiensteinsatzen. Die Stundenkontingente wurden auf das jeweils héchst-
zulassige Mal3 von der Belegschaft reduziert, vereinzelte Ausnahmen haben eine Abbauplan mit den
Vorgesetzten erarbeitet. Die Vorgesetzten achten auf Einhaltung der Hochstgrenzen.

Eine Uberarbeitung der DV Griinflex / flexible Arbeitszeit bei Stadtgriin wurde nicht durchgefiihrt. Je-
doch wird eine allumfassende Novellierung angestrebt.
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Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter HHHH

n
zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den H-HH Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) sammm Erlangen
TZ Prifungsfeststellung Amt Status
23 b Sonstige Hinweise zum Personalwesen: 1 Derzeit keine
Empfehlung zur Einfiihrung einer elektronischen Zeiterfassung. Umsetzung

Stellungnahme Amt 11 vom 16.06.2023:

Die Einfuhrung einer elektronischen Arbeitszeiterfassung fiir alle Beschaftigten der Stadt Erlangen
wurde in der Vergangenheit bereits mehrfach gepruft, aber aufgrund zu hoher Kosten und eines zu
hohen Aufwands nicht weiterverfolgt.

Im Zuge der ab Herbst 2023 geplanten Einfiihrung des Personalmanagementsystems ,Loga All-In®
und der voranschreitenden Digitalisierung von Verwaltungsprozessen sollen Vor- und Nachteile einer
elektronischen Arbeitszeiterfassung erneut abgewogen und friihere Entscheidungen aktualisiert wer-
den. Vorrangig sollen aber bisherige Standardanwendungen stadtweit, fiir alle Beschéftigten ausge-
rollt und im Betrieb gefestigt sowie Losungen fir Beschéftigte ohne PC-Arbeitsplatzgefunden werden.
Als Optimierung der bisherigen Arbeitszeiterfassung wird seit 01.06.2023 die Arbeitszeit im Dokumen-
tenmanagementsystem Enaio erfasst und sowohl von den Beschéftigten als auch den jeweiligen Fuh-
rungskréften digital gezeichnet, so dass ein Papierausdruck nicht mehr notwendig ist.

Aktueller Stand 2025: (Stellungnahme Amt 11 vom 22.09.2025):

Das Personalmanagementsystem ,Loga All In“ wurde im Jahr 2023 durch das Personal- und Organi-
sationsamt zur Nutzung durch die Dienststellen ausgerollt. Aufgrund der Prioritdtensetzung wurden
vorrangig die Module Urlaub- und Dienstreisegenehmigung, Reisekostenabrechnung und, angesichts
des Fachkraftemangels, das Modul Bewerbungsmanagement umgesetzt und eingefiihrt. Die damals
zurtickgestellte Prufung zur Einfiihrung der elektronischen Arbeitszeiterfassung wird aufgrund der mitt-
lerweile verschlechterten Haushaltslage derzeit nicht weiterverfolgt.
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Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter HHH
zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den HHH Stadt
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Betatigungsprufung:

TZ Prufungsfeststellung Amt Status

Die aktive Uberwachungstéatigkeit des Aufsichtsrats der

25 GEWOBAU sollte kiinftig intensiviert werden.

[I/BTM Erledigt

Stellungnahme 1I/BTM vom 26.06.2023:

Das Beteiligungsmanagement wird in Abstimmung mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates der
GEWOBAU einen Vorschlag zur Scharfung der Statuten erarbeiten, um kinftig eine transparentere
Information Uber mafigebliche InvestitionsmafRnahmen an den Aufsichtsrat der GEWOBAU sicherzu-
stellen.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme II/BTM vom 10.09.2025):

Mit AR-Beschluss der GEWOBAU vom 04.04.2025 wurden in der Geschéftsordnung fur die Ge-
schéftsfihrung Genehmigungsvorbehalte des Aufsichtsrats fiur Kauf, Verkauf, Neubau- und Moderni-
sierungsmalRnahmen ab einer festgelegten Wertgrenze ergéanzt.

Informationstechnik:

TZ Prafungsfeststellung Amt Status

Grundsatzliche Anmerkungen zum IT-Betrieb:
- IT-Kosten pro Arbeitsplatz kritisch Gberwachen

- Auswirkungen der Digitalisierung im Hinblick auf Burgerser- )
28 vice, Prozessoptimierung sowie den Personalbedarf kritisch 17 Erledigt
beobachten.

- Bei Zuordnung der IT-Kosten auch die Auswertbarkeit der an
externe IT-Dienstleister getatigte Zahlungen bertcksichtigen

Stellungnahme Amt 17 vom 26.06.2023:

Die Kosten flr die Bereitstellung von IT eines Arbeitsplatzes sind in den letzten Jahren gestiegen.
Grunde dafir waren neue Lizenzmodelle der Softwarehersteller, verstarkte Digitalisierungsprojekte zur
weiteren Optimierung der Arbeitsplatze durch neue zeitgeméfRRe Programme und Funktionen.

Amt 17 wird in 2023 eine Amterumfrage bei allen Amtern durchfiihren, um einen Uberblick tiber die
dezentral beschafften Softwareprodukte zu gewinnen, um die IT-Ausgaben in Zukunft besser steuern
zu kénnen. Daruber hinaus wurden die Budgetierungsregeln ab 2023 geandert, die eine Freigabe von
Amt 17 bei der Beschaffung von IT vorgeben.

Aktueller Stand 2025: (Stellungnahmen Amt 17 vom 19.09.2025 und 12.11.2025):
Aus Sicht Amt 17 ist der Status von TZ 28 erledigt.

Die Kosten fir die Bereitstellung von IT eines Arbeitsplatzes sind in den letzten Jahren weiterhin ge-
stiegen. Grunde dafiir waren neue Lizenzmodelle der Softwarehersteller z.B. durch das Supportende
von Winl10 und die damit verbundene Migration auf Win11/M365, verstarkte Digitalisierungsprojekte
zur weiteren Optimierung der Arbeitsplatze durch neue zeitgemale, Hardware, Programme und Funk-
tionen.

Die monatlichen IT-Kosten firr einen Standardarbeitsplatz im Vergleich Win10/Win11 stellen sich wie
folgt dar:
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Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter
zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV)

Stadt

AL Standardarbeitsplatz PC V(g#:ig LI Differenz
Nr. 2019 M365
A0010 |PC+Tastatur+Maus 49,10 €| 35,85€ -13,25 €
U0011 |Benutzerkennung M365 9,44 €| 56,84 € 47,40 €
P1075 |Headset 1,83 € 1,83 € 0,00 €
A0105 |2 Monitore 5,26 € 5,26 € 0,00 €
65,63 € 99,78 € 34,15 €
Qrtikel Standardarbeitsplatz Notebook \g;:ig U Differenz
r. 2019 M365
A0060 | Notebook+Tastatur+Maus 60,80€| 47,61€ -13,19 €
U0011 |Benutzerkennung M365 9,44 €| 56,84 € 47,40 €
A0075 | Dockingstation 3,10 € 3,10 € 0,00 €
P1075 |Headset 1,83 € 1,83 € 0,00 €
A0105 |2 Monitore 5,26 € 5,26 € 0,00 €
80,43 € 114,64 € 34,21 €

Erlangen

Ein direkter Vergleich mit anderen Stadten wie Minchen, Nirnberg, Regensburg oder Ingolstadt ist
nicht so einfach moglich, da grundlegende Unterschiede vorliegen. In der Welt von KommunalBIT
kommt das sogenannte Mietmodell mit Vollkosten zum Einsatz. Das bedeutet, dass samtliche Kosten
— inklusive Betrieb, Wartung, Support und Abschreibung — in die Mietpreise einflieBen. Diese Kommu-
nen hingegen betrachten in der Regel lediglich die Investitionskosten, ohne die langfristigen Betriebs-
und Folgekosten in vollem Umfang zu bertcksichtigen.

KommunalBIT pflegt einen regelmafig aktualisierten Bestellkatalog zur standardisierten IT-
Beschaffung. In den Vergleichskommunen wird dieser weniger intensiv gepflegt, was zu abweichen-
den Kostenstrukturen fihrt.

Die sogenannten Standardarbeitsplatze sind somit nicht unmittelbar vergleichbar, da jede Stadt ei-
gene Pakete schnirt, z.B. was den konkreten Inhalt des Standardclients betrifft. Je nach Kommune
kénnen Umfang, enthaltene Softwarelésungen, Sicherheitsstandards oder Supportleistungen deutlich
variieren — was ebenfalls zu unterschiedlichen Verrechnungssatzen fihrt.

Die zuvor intransparente ,Schatten-IT* in den Fachamtern wurde nahezu vollstandig aufgeldst. Samtli-
che IT-Kosten sowie Vertrdge werden tiber Amt 17 im KommunalBIT-Budget zentralisiert. Web- und
Cloudanwendungen werden nun ausschlie3lich iber Amt 17 bei KommunalBIT beschafft. Dadurch
werden die Budgets der Fachamter entlastet, wahrend das Budget von KommunalBIT entsprechend
starker belastet wird.

,New Work' verdrangt zunehmend das klassische Arbeitsplatzmodell und flihrt zur verstarkten Einfiih-
rung mobiler Arbeitsplatze mit mobilen Geréten. Diese Entwicklung verursacht eine hohere Belastung
des IT-Budgets, entlastet jedoch gleichzeitig das Gebdudemanagement durch nachhaltige Einsparun-
gen bei der Flachennutzung.

Zudem wurde das Erlanger Jobcenter in die stadtischen Strukturen integriert, was das IT-Budget zu-
satzlich belastet.

Nicht zuletzt haben die Tarifverhandlungen in der freien Wirtschaft und im &ffentlichen Dienst zu ei-
nem spirbaren Anstieg der Kosten gefiihrt.

Ein umfassender Soft-/Hardware-Uberblick wird am Amt 17 regelm&Rig vom IT-Dienstleister zur Verfii-
gung gestellt. Aufgrund dieses Reports werden nicht mehr benétigte Softwarelizenzen identifiziert und
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gekundigt sowie nicht mehr benétigte Hardware eingezogen und zuriick-gegeben um die Kosten ent-
sprechend zu reduzieren.

Aufgrund der geltenden Budgetierungsregeln muss Amt 17 in die Beschaffung von IT eingebunden
werden und nach Priifung eine Freigabe erteilen.

Um die Digitalisierung in der Stadtverwaltung voranzutreiben, wurde mit dem Team PRODIMA ein
Projekt 2022 gestartet, um die internen Prozesse zu optimieren und zu digitalisieren. Im Bereich der
Online-Services fur Burger*innen ist Erlangen in Bayern mit Abstand fiihren und bietet derzeit rund
380 Online-Dienste an.

TZ Prifungsfeststellung Amt Status

Verbesserungen bei der Datensicherung in den Bereichen

Schutz gegen Ransomware, Abdeckzeitraum und Datenbanksi- )
30b cherungen: 17 Erledigt

Abdeckzeitraum der Datensicherung.

Stellungnahme Amt 17 vom 26.06.2023:
Es wurde eine detaillierte Stellungnahme von KommunalBIT eingeholt.

KommunalBIT hat die Situation analysiert, die festgestellten Effekte bestéatigt und begriindet. Die Ver-
langerung des Abdeckungszeitraums fir die Datensicherung bei VMware und Datenbanken wird ge-

meinsam mit KommunalBIT und den Partnerstadten Firth und Schwabach gepruft und ggf. neu fest-
gelegt.

Aktueller Stand 2025: (Stellungnahme Amt 17 vom 19.09.2025):
Aus Sicht Amt 17 ist der Status von TZ 30 b erledigt.

Es wurde sich in der Strategiegruppe von KommunalBIT und den Tragerstadten auf folgende Siche-
rungshaufigkeiten und Aufbewahrungsfristen geeinigt:

3.1. Netzlaufwerke: Sicherung 12x am Tag (stundlich 8:00 — 19:00): Aufbewahrung: 2 Tage,
zusatzlich 1x Aufbewahrung: 12 Wochen

3.2. Oracle Datenbanken: Sicherung laufend, Aufbewahrung: 2 Wochen
3.3. MS-SQL Datenbanken: Sicherung 3x am Tag, Aufbewahrung: 2 Wochen

3.4. Virtuelle Server: Sicherung 3x am Tag, Aufbewahrung: 2 Tage, Zusatzlich 1x pro Tag Aufbewah-
rung: 8 Wochen, Ausnahme MS-SQL-Server 25 Tage

3.5. E-Mail (Exchange): Sicherung 1x am Tag, Aufbewahrung: 90 Tage
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n
zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den HHH Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV)

HHH Erlangen

Aufbewahrung der papiergebundenen Originale bei der elektroni-
schen Belegarchivierung

TZ Prufungsfeststellung Amt Status
Beachtung von bereichsspezifischen Anforderungen bei der
elektronischen Aktenfiihrung:

3la 20

In Bearbeitung

Stellungnahme Amt 20 vom 13.06.2023:

Dies ist mit Amt 14 festzulegen (Art und Dauer der Aufbewahrung).

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahmen Amt 20 vom 17.09.2025 und 10.11.2025):

DA in Arbeit. Die DA soll bis 30.04.2026 erstellt sein.

TZ Prifungsfeststellung Amt Status
Beachtung von bereichsspezifischen Anforderungen bei der

31 b | elektronischen Aktenflihrung: 20 In Bearbeitung
Fehlende Beigabe von begriindenden Unterlagen

Stellungnahme Amt 20 vom 13.06.2023:

Kunftige Regelung in der neuen DA Kassen- und Anordnungswesen.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahmen Amt 20 vom 17.09.2025 und 10.11.2025):

DA in Arbeit. Die DA soll bis 30.04.2026 erstellt sein.
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zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den H-HH Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) sammm Erlangen

Entwasserungsbetrieb Erlangen (EBE):

TZ Prufungsfeststellung Amt Status
Feststellungen zu den Gebihrenkalkulationen:

35 | Die Nachkalkulationen der Jahre 2015 bis 2020 enthielten Ver- EBE Erledigt
luste aus dem Abgang von Vermdgensgegenstanden von
rd. 3,4 Mio. €.

Stellungnahme EBE vom 08.08.2023:

Bei der in 2024 anstehenden Nachkalkulation wird gepruft werden, ob die 0.g. vorgenommene Sofor-
tabschreibung storniert und stattdessen ein jahrliches kalkulatorisches Wagnis von je 850.000 € in die
Berechnung aufgenommen werden kann. Alternativ knnte abweichend zur AfABerechnung nach
HGB in der Gebuhrenkalkulation der Ansatz der Abschreibung auf die Restnutzungsdauer gewéhlt
werden, hier jedoch zzgl. der kalkulatorischen Zinsen. Ein Ansatz des Restbuchwertes der abgegan-
genen Anlagenteile nach HGB entféllt dann. Die Gebuhrenfahigkeit der fraglichen Posten (Ausbu-
chung Restbuchwert) ware mit 0.g. Vorgehensweise sichergestellt. Ein dauerhafter jahrlicher pauscha-
ler Betrag fur Anlagewagniskosten ist dagegen nicht méglich, sondern nur fir konkret benannte Ein-
zelwagnisse (vgl. Thimet (Hrsg.): Kommunalabgaben- und Ortsrecht in Bayern, Teil IV, Art. 8, Frage 4,
Ziff. 4.14). Bei kunftigen Anlagenabgangen werden statt des Restbuchwertes entsprechende gebiih-
renfahige jéhrliche Betrage angesetzt.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme EBE vom 02.09.2025):

Die Gebiihrenkalkulation 2025-2028 (inkl. Nachkalkulation 2021-2024) wurde vom EBE in Eigenregie
erstellt, wobei der BKPV beratend beteiligt war und die fertige Kalkulation geprift und bestatigt hat.

Entsprechend der Ratschlage des BKPV/Fr. Pfanzelt wurden die 0.g. Verluste aus dem Abgang von
Vermdgensgegenstéanden nun als Sonderabschreibungen im Rahmen der AfA-Berechnung behandelt,
womit sie KAG-konform in die Gebuhrenkalkulation einflie3en.

TZ Prifungsfeststellung Amt Status

Feststellungen zu den Gebiihrenkalkulationen:

- Verwendung unterschiedlicher Berechnungsmethoden bei der
35d Aufteilung der kalkulatorischen Kosten EBE Erledigt

- Die Kostenverteilung sollte nochmals insgesamt Uberprtft und
sachgemald vorgenommen werden.

Stellungnahme EBE vom 08.08.2023:

Die Verwendung des VEDEWA-Modells auch fir die Gebuhrenkalkulation wird rechtzeitig vor dem
nachsten Kalkulationszeitraum geprift und die Berechnungsmethoden ggf. umgestellt.

Die Kostenverteilung auf die einzelnen Kostentrager wird im Rahmen der néachsten Nachkalkulation
Uberpruft und ggf. berichtigt.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme EBE vom 02.09.2025):

Wie oben bereits geschildert, wurde die letzte Gebuhrenkalkulation mit beratender Hilfe und abschlie-
Render Prifung durch den BKPV vom EBE in Eigenregie erstellt.

Hierbei wurde das in Bayern anerkannte und verbreitete VEDEWA-Modell zur Gebuhrenkalkulation
konsequent sowohl bei der Nach-, als auch bei der Vorauskalkulation angewendet. Im Ergebnis ver-
schoben sich hierdurch die Kostenmassen zu Lasten des Schmutzwassers und zu Gunsten des Nie-
derschlagswassers.
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Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter HHH

n
zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den HH-™ Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) sammm Erlangen
TZ Prufungsfeststellung Amt Status

Feststellungen zur Erstattung der Stral3enentwésserungskosten:

36 b | Die Berechnungen bei den Gebiihrenkalkulationen fir die Ab- EBE | Wird nicht gefolgt
wassergaste waren kinftig anzupassen.

Stellungnahme EBE vom 08.08.2023:

Das Niederschlagswasser von Straf3en wird in den Mischgebieten in Mischwasserkanéle eingeleitet
und dabei mit Schmutzwasser vermischt. Die Bemessung der Niederschlagswasserabgabe erfolgt je-
doch nach angeschlossenen Einwohnern und betrifft die StralRen damit nicht.

Die Handhabung wird zur nachsten Gebuhrenkalkulation Uberprift und ggf. angepasst.
Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme EBE vom 02.09.2025):

In der Vorauskalkulation 2021-2024 wurden die gezahlten Gebihren der Abwasserpartner fir deren
eingeleitetes und gereinigtes Abwasser zu ca.71 % dem Schmutzwasser und zu ca. 29 % dem Nie-
derschlagswasser zugerechnet. Eine Zuordnung zu den StralRenentwasserungskosten erfolgte nicht.

In der aktuellen Kalkulation (Vorauskalkulation 2025-2028 und Nachkalkulation 2021-2024) werden
diese Gebuhren geméal Vedewa-Modell zu 100 % dem Schmutzwasser zugerechnet; eine Zuordnung
zu dem StraBenentwasserungskosten erfolgt weiterhin nicht.

TZ Prifungsfeststellung Amt Status

Die Obergrenzen der Beitragssatze sind auf ihre Angemessen-

37 heit hin zu prifen.

EBE In Bearbeitung

Stellungnahme EBE vom 08.08.2023:

Die Notwendigkeit einer Beitragsneukalkulation wurde zuletzt 2012 zusammen mit dem BKPV aus-
fuhrlich erdrtert, vgl. Vermerk vom 25.07.2012, Az. EBEA//KU012.

Demnach wére eine Beitragsneukalkulation nur dann zwingend nétig, wenn durch die aktuellen Bei-
tragssatze eine Uberdeckung eintreten konnte. Da aber die Beitragssatze vor nunmehr (ber 30 Jah-
ren auf Basis des damaligen Preisniveaus kalkuliert wurden und das allgemeine Preisniveau seitdem
gestiegen ist, kann eine Uberdeckung durch die aktuellen Beitragssétze ausgeschlossen werden.
Gleichwohl halt der EBE selbst eine Aktualisierung der Beitragssatze in den kommenden Jahren flr
angebracht. Dies soll nach der gerade anlaufenden Beitragsnacherhebung stattfinden, die derzeit alle
Kréfte bei EBE-V bindet.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme EBE vom 02.09.2025):

Die derzeit laufende Beitragsnacherhebung dauert planmaRig noch bis Ende 2027 an.

Nach aktueller Planung soll anschliel3end unverziglich mit der Neukalkulation der Beitragssatze be-
gonnen werden.
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Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter HHH
zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den H-HH Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) sammm Erlangen

Betrieb fur Stadtgrun, Abfallwirtschaft und Stral3enreinigung:

TZ Prufungsfeststellung Amt Status

Die Verteilung der Verwaltungs-/Overheadkosten auf die ver-
38 | schiedenen Sparten wére hinsichtlich der sachlichen Angemes- EB77 In Bearbeitung
senheit zu prifen und zu aktualisieren.

Stellungnahme EB77 vom 24.05.2023:

Die in TZ 38 empfohlene Uberpriifung der Verteilerschlussel inkl. Dokumentation der mehrstufigen
Umlagen aller rd. 600 Kostenstellen des EB77 wird nach Behebung der aktuellen massiven personel-
len Engpéasse im kaufménnischen Bereich des EB77 voraussichtlich Anfang 2024 angegangen. Der
Vorwurf der mangelnden Kooperationsbereitschaft wird seitens der Fachabteilung in aller Form zu-
rickgewiesen.

Die Prifung fiel in eine Zeit massiver personeller Engpasse (Ausfall der Halfte der Wissenstrager im
kaufméannischen Bereich) zeitgleich mit mehreren arbeitsintensiven Zusatzaufgaben (Abarbeitung
komplexer steuerrechtlicher Sachverhalte aus der Betriebsprufung des Finanzamtes, Konzernbilanz
Stadt, Entgeltordnung handwerklicher Bereich u.a.m.). Dies war den Prifern bekannt.

Dennoch wurden den Prufern mehr als 50 umfangreiche Dokumente zur Verfligung gestellt und auch

in mehrstundigen Online-Besprechungen erlautert. Lediglich das in TZ 38 angesprochene Dokument

konnte aufgrund des damit verbundenen erheblichen manuellen Aufwands nicht innerhalb der gesetz-
ten Frist zur Verfigung gestellt werden.

Die Verteilungsgrundlagen der Kostenstellen wurden zum Start des Eigenbetriebs 2002 unter Bera-
tung des BKPV eingerichtet und dann jeweils fortgeschrieben. Dabei ist zu berticksichtigen, dass die
Aufgabenfelder des EB77 durch § 1 Abs. 3 der Betriebssatzung festgelegt und sehr konstant sind und
somit keinem standigen Wechsel unterliegen (wie z.B. bei projektbezogenen Wirtschaftsbetrieben).
Grol3ere Veranderungen baulicher Natur (PPP-Projekt 2009, neues Verwaltungsgebaude und Pforte
2017) wurden beriicksichtigt; Veranderungen im Fuhrpark werden fortlaufend eingepflegt. Die Uber-
prufung der Verteilerschliissel auch fir den Overheadbereich und anschlieRende Dokumentation wird
zeitnah nachgeholt, aber voraussichtlich aufgrund des konstanten Aufgabenzuschnitts keine relevan-
ten Veranderungen zur Folge haben.

Hingewiesen wird in diesem Zusammenhang darauf, dass die Wirtschaftsprifer des BKPV die Jahres-
abschlisse 2002-2004 und zuletzt 2015-2019 geprift und auch vollinhaltlich bestatigt haben.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme EB77 vom 24.09.2025):

Der Prozess der Prufung und Aktualisierung der Verteilerschliissel ist in der praktischen Umsetzung.
Wie sich gezeigt hat, wird dieser Prozess nicht in einer einmaligen Aktion durchfiihrbar sein, sondern
sich zu einem laufenden Prozess entwickeln.

TZ Prifungsfeststellung Amt Status
39 F__est_stellungen"zu den Kalkulationen der Benutzungsgebiihren EB77 Erledigt
fur die Hausmiuillabfuhr

Stellungnahme EB77 vom 22.09.2023:

Die Abfallbeseitigungsgebiihren ab 2024 werden im 3. Quartal 2023 kalkuliert. Die Kalkulation der Ge-
werbemillgebiihren wird aus der bisherigen Gesamtkalkulation genommen und entsprechend ange-
passt.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme EB77 vom 24.09.2025):

Siehe Beantwortung Fraktionsantrag 103/2024 der Fraktion Bundnis 90 die Griinen / Griine Liste zum
Bearbeitungsstand Prifungsfeststellungen des BKPV. Projekt zukunftsorientierte Softwarelésung auf
Grund von hohen Arbeitsaufkommen derzeit nicht im Zeitplan.
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Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter HHH
zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den H-HH Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) sammm Erlangen

Umsetzung in der Gebihrenkalkulation 2024 bis 2025 siehe Beschluss Stadtrat vom 30.11.2023

TZ Prifungsfeststellung Amt Status

Organisation und Leistung der Mullabfuhr kdnnten verbessert
41 a | werden: EB77 | In Bearbeitung
Vollservice mit funf Mulladern ist uniblich.

Stellungnahme EB77 vom 22.09.2023:
Verschiedene Varianten werden geprift und den Fachausschiissen zur Entscheidung vorgelegt.
Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme EB77 vom 24.09.2025):

Siehe Beantwortung Fraktionsantrag 103/2024 der Fraktion Bindnis 90 die Griinen / Griine Liste zum
Bearbeitungsstand Priufungsfeststellungen des BKPV. Projekt zukunftsorientierte Softwarelésung auf
Grund von hohen Arbeitsaufkommen derzeit nicht im Zeitplan.

Beschluss Anpassung der Transportwege vom 12.12.2023 durch den UVPA / Werkausschuss EB 77
und Beschluss des Stadtrates Uber den Neuerlass der Abfallwirtschaftssatzung vom 15.05.2024.

TZ Prifungsfeststellung Amt Status

Organisation und Leistung der Mullabfuhr kénnten verbessert

werden: )
41 c ] EB77 In Bearbeitung
Verbesserte Tourenplanung zur Reduzierung der Leerungsfahr-

ten bzw. unproduktiven Arbeitszeiten.

Stellungnahme EB77 vom 22.09.2023:

Es ist vorgesehen fir die Tourenplanungen ein zeitgemafes Tourenplanungsprogramm in Kombina-
tion mit einem neuen Behéalterverwaltungsprogramm und direkter Generierung des Erlanger Abfallka-
lenders in Zusammenarbeit mit Kommunalbit zu beschaffen und einzusetzen.

Fur die Integration der halben Freitage in eine 4 Tage -Woche wird in Zusammenarbeit mit dem DPR
des EB 77 eine praxisnahe Umsetzbarkeit gepruift.

Das Thema der Pausenregelung an der Umladestation wird mit dem ZVA gemeinsam geprift.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme EB77 vom 24.09.2025):

Siehe Beantwortung Fraktionsantrag 103/2024 der Fraktion Bundnis 90 die Griinen / Griine Liste zum
Bearbeitungsstand Prifungsfeststellungen des BKPV. Projekt zukunftsorientierte Softwarelésung auf
Grund von hohen Arbeitsaufkommen derzeit nicht im Zeitplan.

TZ Priufungsfeststellung Amt Status

Organisation und Leistung der Muillabfuhr kénnten verbessert
41d | werden: EB77 In Bearbeitung
Arbeitszeiten wéren voll auszuschopfen.

Stellungnahme EB77 vom 22.09.2023:

Der Prufungszeitraum lag in der Coronazeit. Zur maglichst langen Aufrechterhaltung des systemrele-
vanten Bereiches Millabfuhr waren nach MalRnahmenplan die Arbeiten begegnungs- und kontaktfrei
zu gestalten. Daher wurde in gestaffelten Arbeits- und Pausenzeiten gearbeitet. Arbeitszeit fir
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Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter

n
zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den HHH Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV)

HHH Erlangen

Restmuillabfuhr ab 06:00 Uhr bis 15:30 Uhr, Biomdllabfuhr ab 06:30 Uhr bis 16:00 Uhr, jeweils abzlig-
lich taglich 20 Minuten Waschzeit und tégliche Coronatestpflicht wahrend der Arbeitszeit, eine Stunde

Pause.

Nach Aufhebung der Coronamafinahmen wurden die Arbeitszeiten wieder zurtickgefiihrt, sind wieder
besser kontrollierbar und werden aktuell besonders beobachtet.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme EB77 vom 24.09.2025):

Siehe Beantwortung Fraktionsantrag 103/2024 der Fraktion Biindnis 90 die Griinen / Griine Liste zum
Bearbeitungsstand Prifungsfeststellungen des BKPV. Projekt zukunftsorientierte Softwareldsung auf
Grund von hohen Arbeitsaufkommen derzeit nicht im Zeitplan.

TZ Prufungsfeststellung Amt Status
Die Kosten des Winterdienstes wéaren auf inre Wirtschaftlichkeit Derzeit keine
42 | hin zu prifen. EB77 | weiteren Aktivita-
ten geplant

Stellungnahme EB77 vom 22.09.2023:

Im Rahmen der zu Uberarbeitenden Dienstvereinbarung wird dieser Punkt geandert.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme EB77 vom 24.09.2025):

Die Dienstvereinbarung Rufbereitschaft Winterdienst wurde Uberarbeitet und zum 01.11.2023 entspre-
chend geandert.
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Ubersicht der Stellungnahmen der Fachamter HHH

zur Gberdrtlichen Priifung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den E:::. Stadt
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) sammm Erlangen
Teilbericht 2:
TZ Prifungsfeststellung Amt Status
Organisation Amt 63 Bauaufsichtsamt 63 In Bearbeitung

Stellungnahme Amt 63 vom 24.07.2023:

Amt 63 hatte zu dem Prifbericht eine Synopse erstellt und darin die Meinung, Haltung etc. des
Amtes zu den Priiffeststellungen zum Ausdruck gebracht.

Die Kernaussagen daraus in verkirzter Form lauten:

Im Rahmen einer Amtsklausur am 19. Und 20.07.2023 haben wir insb. das von BKPV themati-
sierte ,Spannungsverhaltnis zwischen Technik und Verwaltung“ mit externen Moderation mit
hochster Prioritat bearbeitet. Verschiedene Arbeitsgruppen werden sich hier inhaltlich mit der Zu-
sammenarbeit befassen.

Die Anregung ,Bauservice” sehen wir als positiv und sofern die die Voraussetzungen (Qualifika-
tion, Vergitung, Bereitschaft Mitarbeiter) geschaffen werden kdnnen, als zeithah umsetzbar an.
Das Erteilen der positiven Bauvorbescheide durch die Technik, anstelle der Verwaltung, wird be-
reits seit 01.12.2022 umgesetzt.

Die Veranderung vom bisher praktizierten ,Vier-Augen-Prinzip“ wird abgelehnt. Das ,Vier-Augen-
Prinzip® dient u.a. der Korruptionspravention und dem Qualitatsstandard, insb. auch fiir neue Mit-
arbeitende.

Eine organisatorische Verlagerung des Bereiches ,Grundstiicksentwasserung® hin zum EBE wird
abgelehnt. Sowohl die Dienststelle als auch die betroffenen Mitarbeitenden verstehen sich als we-
sentlicher Bestandteil des Bauaufsichtsamtes, insb. relevant fur die Prifung der gesicherten Er-
schliefung.

Ebenso wird die organisatorische Gliederung wie vom BKPV abgelehnt. Ein Vorschlag des Amtes
hierzu wurde vorgelegt.

Die Stellenbemessung des BKPV wird abgelehnt.

Im Bereich 63-2 (Technik) erfolgte die Bemessung ohne ausreichende Beriicksichtigung des
»Vier-Augen-Prinzips“ zur Korruptionspravention. Wir fordern eine erneute Bemessung unter Be-
ricksichtigung dieses Gesichtspunktes.

Im Bereich 63-1 (Verwaltung) wird eine zusétzliche 0,5 Stelle fir den Bereich der Unteren Denk-
malschutzbehoérde bendétigt. Dieser Umfang wurde grundsétzlich bestatigt, soll aber aus der vor-
handenen Personalstarke generiert werden. Im Zusammenhang mit der Gesetzesanderung PV-
Anlagen auf Denkmalern ist hier der Beratungs- und Arbeitsaufwand (der zum Zeitpunkt der Un-
tersuchung nicht beriicksichtigt wurde) signifikant erhdht. Die Wahrnehmung dieser Aufgabe, auch
im Sinne der Klimawende, bedarf einer zusatzlichen Kapazitat.

Aktueller Stand 2025 (Stellungnahme Amt 63 vom 05.09.2025):

»opannungsverhaltnis zwischen Technik und Verwaltung“ wurde bearbeitet.

Anregung ,Bauservice® wurde im R. d. Qualifikation, Vergltung und Bereitschaft der Mitarbeiten-
den umgesetzt.

Z. Thema Bauvorbescheide s. o.

Abkehr vom ,Vier-Augen-Prinzip“ wird weiterhin abgelehnt.

Fir den Bereich ,Grundstiicksentwasserung® wurden in den vergangenen 15 Jahren Amt 63 die
Verwaltungskosten flr nur eine Planstelle in EG 11 vom EBE erstattet. Im Rahmen der Haus-
haltskonsolidierung hat Amt 63 vorgeschlagen: Alt. 1: Organisatorische Zuordnung der Mitarbei-
tenden zum EBE oder Alt. 2 (Vorzugsvariante): Erstattung der Verwaltungskosten fir die tatséch-
lich vorhandenen 3 Vollzeitplanstellen in EG 11 durch EBE an 63. Beide Alternativen sind derzeit
zur Uberpriifung bei Amt 11.

Standpunkt zur organisatorischen Gliederung besteht unverandert.

Standpunkt zur Stellenbemessung ist ebenfalls gleich. Es wird noch darauf hingewiesen, dass
der BKPV im Bereich 63-1 (Verwaltung) neben der zusatzlichen 0,5 Stelle fir die Denkmalschutz-
behérde noch eine weitere 0,5 Stelle fiir nétig erachtet.

Die vollstandige Synopse mit detaillierten Ausfiihrungen ist bei Bedarf bzw. auf Nachfrage bei Amt
63 erhéltlich.
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Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
1/52 Amt fiir Sport und Gesundheitsférderung 52/195/2025

Anpassung der Bahnmiete Ffiir Erlanger Bader

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
Sportbeirat 11.11.2025 O Empfehlung

Sportausschuss 11.11.2025 O Empfehlung

Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
ESTW

Antrag

Im Rahmen der Anpassung der Sporthallenentgelte sollen auch die Preise fiir Vereine bei der Anmietung
von Schwimmbahnen und Lehrschwimmbecken erhoht werden. Der Erlanger Stadtrat empfiehlt dem
Aufsichtsrat der Erlanger Stadtwerke, die Preise um 10 %, wie in der Anlage 1 beigefligt, zum 01.04.2026
analog zu den neuen Sporthallengebiihren anzupassen. Weiterhin wird empfohlen, die Preise in den Jah-
ren 2028 und 2030 um jeweils weitere 5 % zu erhohen.

Begriindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Erh6hung der Preise fiir die Anmietung der Schwimmbahnen und Lehrschwimmbecken in der Han-
nah-Stockbauer-Halle und im Hallenbad West.

2. Programme [ Produkte [ Leistungen [ Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Die letzte Anpassung fiir die Schwimmbahnen und Lehrschwimmbecken war im Jahr 2015.

Ab dem 01.04.2026 werden fiir die Erlanger Sportvereine die Gebuhren fiir eine Anmietung der Schul-
und Grofdsporthallen angepasst werden. Eine Gleichbehandlung der Vereine, die Schwimmhallen in
den Erlanger Badern nutzen und der Vereine, die kommunale Sporthallen nutzen, ist zu empfehlen.

Weiterhin soll in die Entscheidung auch ein Vergleich mit den Gebuhren in den umliegenden Badern
mit einbezogen werden (siehe Anlage 2).

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Die Erhohung der Gebiihren obliegt dem Aufsichtsrat der Erlanger Stadtwerke. Daher empfiehlt der
Erlanger Stadtrat, die Mietpreise um 10 %, wie in der Anlage befindlich, ab dem 01.04.2026 anzupas-
sen. Zusatzlich wird empfohlen, die Preise in den Jahren 2028 und 2030 um jeweils weitere 5 % zu
erhdhen.
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4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

[] ja, positiv*
ja, negativ*

X nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*
[] nein*

*Erlduterungen dazu sind in der Begriindung aufzufiihren.
Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alternative Hand-

lungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung vorgeschlagen werden
soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

X werden nicht bendtigt

[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk

[] sind nicht vorhanden

Anlage 1: Geblihrenanderung der Bahnen und Lehrschwimmbecken 2026
Anlage 2: Tarifordnung Bahnbelegung Bader Bayern

Ill. Abstimmung
siehe Anlage

IV. Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang
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Anpassung der Bahnmieten Erlanger Bader: Datum 11.11.2025
(Entgelte inkl. 7 % Ust.)

Veranderung
StR-Beschluss vom......2025 ESTW AR-vom

Hannah Stockbauer Halle

Sportbecken je Bahn
Lehrschwimmbecken

Westbad Hallenbad

Sportbecken je Bahn
Lehrschwimmbecken

Fir ganztagige Schwimmveranstaltungen wird nur die reine Wettkampfzeit abgerechnet

Die nachste Erhdhung soll im Jahr 2028 erfolgen
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Tarifordnung Bahnbelegung Bader Bayern

Bambados Prienavera Nautiland Rosenheim HB STW Rosenheim FB
Bader Bamberg Hof Erlebnisbad Wiirzburg Donauwoérth ERGOMAR Aquaria Coburg (5 Bahnen) Regensburg (8 Bahnen)
Ubungsstd.
Abrechnung Bahn/Std. Bahn/Std. Bahn/Std. Bahn/Std. 445 Min. Bahn/Std. Bahn/Std. Bahn/Std. Bahn/Std.
Miete einer 25m Bahn
Forderfahige Vereinsnutzung 20,00 € 25,00 € 41,00 € 100,00 € 39,00 €
25,00 € +
Ankleidepauschale 20,00 €/ je Std.
Vereinsnutzung 20,00 € 25,00 € 41,00 € 51,33 € 30,00 €]6,25 € pro Tag 39,00 € zzgl.
Gewerbliche Nutzung 40,00 € 25,00 € nicht mdglich nicht mdglich 51,00 €| Kartenentgelt
Miete einer 50m Bahn
Forderfahige Vereinsnutzung 30,00 € 50,00 € 25,00 €/ je Std. 42,00 €
Vereinsnutzung 30,00 € 50,00 € 30,00 €(25,00 € nur Freibad zzgl. 42,00 €
Gewerbliche Nutzung 100,00 € 50,00 € nicht méglich Kartenentgelt 55,00 €
Beckenmiete Sportbeck
190,00 €/ 330,00 €/
Grundmiete gesamtes Sportbecken 2.500,00 € k.A. Bahnen x Anzahl 200,00 € pro Std. Gewerbl. 250,00 € 400,00 €/ je Std. |Gewerbl. 430,00 €
Lehrschwimmbecken
Grundmiete gesamtes Lehrschwimmbecken 102,67 €
30,00 € + 36,50 €/ je Std.
Ankleidepauschale zzgl.
mit Wassergewdhnungstreppe 45,00 €[nicht vorh. 7,50 € pro Tag Kartenentgelt
mit Hubboden 80,00 €|nicht vorh.
Donauwoérth: Schul- und Gruppenregelung je 45 Minuten

Schulschwimmen: 30,00 €

Alle Ubrigen Vereine und Gruppen: 45,00 €
Forderfahige Sportvereine 100,00 € Saisonpauschale
zusatzliche Nutzung in den Ferien: 10,00 €

Neustadt bei Coburg: keine Bahnenmitte, nur Gruppentarif als Eintritt
der Gruppeneintritt kostet 2,00 € anstatt 3,50 €
Schwimmlehrer fiir Vereine und Schulen: 50,00 €/Std.

Ergomar: 25m Becken im Hallenbad x Bahnen
50m Becken im Freibad x 8 Bahnen
Keine Verrechnung von Bahnreservierungen
Stadt Passau bezahlt reduzierten Eintrittspreis flr jeden Schiler und jedes Vereinsmitglied

Stadtwerke Passau: Dies wird nur fir stédtische Einrichtungen gemacht
fur andere (Osterreich/Landkreis) werden andere Preise verrechnet
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O 16

Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
1/52 Amt fiir Sport und Gesundheitsférderung 52/196/2025

Entgelterh6hung in den Schul- und Gro3sporthallen

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
Sportbeirat 11.11.2025 O Empfehlung

Sportausschuss 11.11.2025 O Beschluss

Haupt-, Finanz- und Personalausschuss  19.11.2025 O Beschluss

Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

I. Antrag

Die Erhohung der Entgelte fiir die Schul- und GroRsporthallen im Rahmen der Sporthallenvergabe durch
Amt 52 wird wie in der Anlage beigefiigt beschlossen und tritt zum 01.04.2026 in Kraft.

Il. Begriindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Anpassung der Entgelte fiir die Nutzung der Sporthallen durch den Vereinssport, um erhéhte Einnah-
men aus der Vermietung zu erzielen. Die unterschiedlichen Nutzungsgruppen ergeben sich aus Punkt
5 der Richtlinie zur Uberlassung der stadtischen Sportanlagen der Stadt Erlangen (s. Anlage zur Vor-
lage 52/198/2025).

2. Programme [ Produkte /[ Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Die Anpassung erfolgt auf der Grundlage des Einnahmeergebnisses aus dem Jahr 2024 und soll fur
das kommende Haushaltsjahr 2026 durch die Erh6hung ein Einnahmeplus von insgesamt 55.000 €
ergeben. Zur besseren Vergleichbarkeit sind die aktuellen Entgeltordnungen mit beigefligt.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Angepasste Entgeltordnung fiir die Schul- und Grofisporthallen, giiltig ab 01.04.2026.
4, Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

[] ja, positiv*
ja, negativ*

4 nein
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Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*
[] nein*

*Erlduterungen dazu sind in der Begriindung aufzufiihren.

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alternative Hand-
lungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung vorgeschlagen werden
soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

X werden nicht benotigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
Anlagen: Anlage 1: aktuelle Entgeltordnung fiir GroRsporthallen

Anlage 2: Entgelterhdhung GrolRsporthallen ab 01.04.2026
Anlage 3: aktuelle Entgeltordnung fiir Schulsporthallen
Anlage 4: Entgelterhhung Schulsporthallen ab 01.04.2026

1. Abstimmung
siehe Anlage

IV. Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang
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Entgeltordnung fiir GroRsporthallen

O 16 Nutzergruppe 1 Nutzergruppe 1 Nutzergruppe 2-4 Nutzergruppe 2-4 Nutzergruppe 5 Nutzergruppe 5
GrofB3sporthallen Typ (pro Std) netto (pro Std) brutto (pro Std) netto (pro Std) brutto  (pro Std) netto (pro Std) brutto
Gerd-Lohwasser-Halle (BBGZ) Vierfach-Sporthalle Gesamthalle 16,00 € 19,04 € 40,00 € 47,60 € 200,00 € 238,00 €

Anlagenteil 1 4,00 € 4,76 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Anlagenteil 2 4,00 € 4,76 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Anlagenteil 3 4,00 € 4,76 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Anlagenteil 4 4,00 € 4,76 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Gymnastikraum 1 5,00 € 5,95 € 10,00 € 11,90 € 25,00 € 29,75 €
Gymnastikraum 2 5,00 € 5,95 € 10,00 € 11,90 € 25,00 € 29,75 €
Kraftraum 5,00 € 5,95 € 10,00 € 11,90 € 100,00 € 119,00 €
Besprechungsraum / Tagungsraum / MZR 5,00 € 5,95 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Foyer 5,00 € 5,95 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Bewegungslandschaft mit Kletterwand 25,00 € 29,75 € 50,00 € 59,50 € auf Anfrage auf Anfrage
Karl-Heinz-Hiersemann-Halle Vierfach-Sporthalle Gesamthalle 16,00 € 19,04 € 40,00 € 47,60 € 200,00 € 238,00 €
Anlagenteil 1 4,00 € 4,76 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Anlagenteil 2 4,00 € 4,76 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Anlagenteil 3 4,00 € 4,76 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Anlagenteil 4 4,00 € 4,76 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Kraftraum 5,00 € 5,95 € 10,00 € 11,90 € 100,00 € 119,00 €
Besprechungsraum / Tagungsraum / MZR 5,00 € 5,95 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
TEmmy—Noether-HaIIe Dreifach-Sporthalle Gesamthalle 12,00 € 14,28 € 30,00 € 35,70 € 1§0,00 € 178,50 €
Anlagenteil 1 4,00 € 4,76 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Anlagenteil 2 4,00 € 4,76 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Anlagenteil 3 4,00 € 4,76 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Kraftraum 5,00 € 5,95 € 10,00 € 11,90 € 100,00 € 119,00 €
Foyer 5,00 € 5,95 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Friedrich-Sponsel-Halle Dreifach-Sporthalle Gesamthalle 12,00 € 14,28 € 30,00 € 35,70 € 150,00 € 178,50 €
Anlagenteil 1 4,00 € 4,76 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Anlagenteil 2 4,00 € 4,76 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Anlagenteil 3 4,00 € 4,76 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Gymnastikraum 5,00 € 5,95 € 10,00 € 11,90 € 25,00 € 29,75 €
Kraftraum 5,00 € 5,95 € 10,00 € 11,90 € 100,00 € 119,00 €
Besprechungsraum / Tagungsraum / MZR 5,00 € 5,95 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Tischtennisraum 4,00 € 4,76 € 6,00 € 7,14 € 10,00 € 11,90 €
Foyer 5,00 € 5,95 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Sporthalle am Europakanal Dreifach-Sporthalle Gesamthalle 12,00 € 14,28 € 30,00 € 35,70 € 150,00 € 178,50 €
Anlagenteil 1 4,00 € 4,76 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Anlagenteil 2 4,00 € 4,76 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Anlagenteil 3 4,00 € 4,76 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Kraftraum 5,00 € 5,95 € 10,00 € 11,90 € 100,00 € 119,00 €
[Egon-von-Stephani-Halle Zweifach-Sporthalle Gesamthalle 16,00 € 19,04 € 30,00 € 35,70 € 100,00 € 119,00 €
Anlagenteil 1 8,00 € 9,52 € 15,00 € 17,85 € 50,00 € 59,50 €
Anlagenteil 2 8,00 € 9,52 € 15,00 € 17,85 € 50,00 € 59,50 €
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Entgeltordnung fiir GroRBsporthallen

O 16 Nutzergruppe 1 Nutzergruppe 1 Nutzergruppe 2-4 Nutzergruppe 2-4 Nutzergruppe 5 Nutzergruppe 5
GroBsporthallen Typ (pro Std) netto (pro Std) brutto (pro Std) netto (pro Std) brutto  (pro Std) netto (pro Std) brutto
Gerd-Lohwasser-Halle (BBGZ) Vierfach-Sporthalle Gesamthalle 20,00 € 23,80 € !-34,00 € 64,26 € 268,00 € 318,92 €

Anlagenteil 1 5,00 € 5,95 € 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Anlagenteil 2 5,00 € 5,95 € 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Anlagenteil 3 5,00 € 5,95 € 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Anlagenteil 4 5,00 € 5,95 € 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Gymnastikraum 1 7,00 € 8,33 € 13,50 € 16,06 € 34,00 € 40,46 €
Gymnastikraum 2 7,00 € 8,33 € 13,50 € 16,06 € 34,00 € 40,46 €
Kraftraum 7,00 € 8,33 € 13,50 € 16,06 € 135,00 € 160,65 €
Besprechungsraum / Tagungsraum / MZR 7,00 € 8,33 € 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Foyer 7,00 € 8,33 € 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Bewegungslandschaft mit Kletterwand 34,00 € 40,46 € 67,00 € 79,73 € 100,00 € 119,00 €
Karl-Heinz-Hiersemann-Halle Vierfach-Sporthalle Gesamthalle 20,00 € 23,80 € §4,00 € 64,26 € 268,00 € 318,92 €
Anlagenteil 1 5,00 € 595€ 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Anlagenteil 2 5,00 € 595€ 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Anlagenteil 3 5,00 € 5,95 € 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Anlagenteil 4 5,00 € 595€ 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Kraftraum 7,00 € 8,33 € 13,50 € 16,06 € 135,00 € 160,65 €
Besprechungsraum / Tagungsraum / MZR 7,00 € 8,33 € 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
[Emmy-Noether-Halle Dreifach-Sporthalle Gesamthalle 15,00 € 17,85 € 40,50 € 48,20 € 201,00 € 239,19 €
Anlagenteil 1 5,00 € 595€ 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Anlagenteil 2 5,00 € 5,95 € 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Anlagenteil 3 5,00 € 5,95 € 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Kraftraum 7,00 € 8,33 € 13,50 € 16,06 € 135,00 € 160,65 €
Foyer 7,00 € 8,33 € 13,50 € 16,06 £ 67,00 € 79,73 €
Friedrich-Sponsel-Halle Dreifach-Sporthalle Gesamthalle 15,00 € 17,85 € 40,50 € 48,20 € 201,00 € 239,19 €
Anlagenteil 1 5,00 € 5,95 € 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Anlagenteil 2 5,00 € 5,95 € 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Anlagenteil 3 5,00 € 5,95 € 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Gymnastikraum 7,00 € 8,33 € 13,50 € 16,06 € 34,00 € 40,46 €
Kraftraum 7,00 € 8,33 € 13,50 € 16,06 € 135,00 € 160,65 €
Besprechungsraum / Tagungsraum / MZR 7,00 € 8,33 € 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Tischtennisraum 5,00 € 5,95 € 8,00 € 9,52 € 13,50 € 16,06 €
Foyer 7,00 € 8,33 € 13,50 € 16,06 £ 67,00 € 79,73 €
Sporthalle am Europakanal Dreifach-Sporthalle Gesamthalle 15,00 € 17,85 € 40,50 € 48,20 € 201,00 € 239,19 €
Anlagenteil 1 5,00 € 5,95 € 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Anlagenteil 2 5,00 € 5,95 € 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Anlagenteil 3 5,00 € 5,95 € 13,50 € 16,06 € 67,00 € 79,73 €
Kraftraum 7,00 € 8,33 € 13,50 € 16,06 £ 135,00 € 160,65 €
[Egon-von-Stephani-Halle Zweifach-Sporthalle Gesamthalle 20,00 € 23,80 € 40,00 € 47,60 € 135,00 € 160,65 €
Anlagenteil 1 10,00 € 11,90 € 20,00 € 23,80 € 67,00 € 79,73 €
Anlagenteil 2 10,00 € 11,90 € 20,00 € 23,80 € 67,00 € 79,73 €
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Entgeltordnung Schulturnhallen ab 01.04.2025

O 16

Nutzergruppe Nutzergruppe Nutzergruppe Nutzergruppe Nutzergruppe Nutzergruppe
Schulsporthallen Typ 1 (Std.) netto 1 (Std.) brutto 2-4 (Std.) netto 2-4 (Std.) brutto 5 (Std.) netto 5 (Stdt.) brutto
Adalbert-Stifter-Grundschule Einfach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Gymnastikraum 1,50 € 1,79 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Staatliches Albert-Schweitzer-Gymnasium 2weifach-$porth. 6,00 € 7,14 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
(sanierter Altbau ,,M1“) Anlagenteil 1 3,00 € 3,57 € 5,00 € 5,95 € 25,00 € 29,75 €
Anlagenteil 2 3,00 € 3,57 € 5,00 € 5,95 € 25,00 € 29,75 €
Staatliches Albert-Schweitzer-Gymnasium 2weifach-$porth. 8,00 € 9,52 € 16,00 € 19,04 € 60,00 € 71,40 €
(Neubau 2024 "S1") Anlagenteil 3 4,00 € 4,76 € 8,00 € 9,52 € 30,00 € 35,70 €
Anlagenteil 4 4,00 € 4,76 € 8,00 € 9,52 € 30,00 € 35,70 €
Max- und Justine-Elsner-Grundschule Einfach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 £ 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Grundschule An der Brucker Lache Einfach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 £ 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Grundschule Buchenbach-Dort Einfach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 £ 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Grundschule Blichenbach-Nord Zweifach-Sporth. 4,00 € 4,76 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
(M6nauschule) Anlagenteil 1 2,00 € 2,38 € 5,00 € 5,95 € 25,00 € 29,75 €
Anlagenteil 2 2,00 € 2,38 € 5,00 € 5,95 € 25,00 € 29,75 €
Grundschule Dechsendort Einfach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 5,00 € 595¢€ 25,00 € 29,75 €
Eichendorffschule (Mittelstufe) "ALT-M1" Einfach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Eichendorffschule (Mittelstufe) "NEU-S1" Einfach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Grundschule Eltersdort Einfach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Grundschule Frauenaurach Einfach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Friedrich-Rlckert-Grundschule Einfach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Aula 1,50 € 1,79 € 15,00 € 17,85 € 30,00 € 35,70 €
Staatl. Gymnasium Fridericianum - Halle OST - Eintach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 £ 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Staatl. Gymnasium Fridericianum - Halle WEST - Eintach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 £ 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Hermann-Hedenus-Grundschule Einfach-SporthaIIe 2,00 € 2,38 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Gymnastikraum 1,50 € 1,79 € 15,00 € 17,85 € 30,00 € 35,70 €
Loschgegrundschule Eintach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 £ 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Stadtisches Marie-Therese-Gymnasium "OBEN" Eintach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 £ 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Stadtisches Marie-Therese-Gymnasium "UNTEN" Eintach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 £ 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Michael-Poeschke-Grundschule Einfach-SporthaIIe 2,00 € 2,38 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Gymnastikraum 1,25 € 1,49 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Staatliches Ohm-Gymnasium "MITTE" Eintach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 £ 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Staatliches Ohm-Gymnasium "OST" Eintach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 £ 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Staatliches Ohm-Gymnasium "WEST" Eintach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 £ 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Otfried-Preulsler-Schule - Sonderpad. Forderz. Il - Einfach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 £ 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Pestalozzischule Einfach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Gymnastikraum 1,50 € 1,79 € 15,00 € 17,85 € 30,00 € 35,70 €
Grundschule Tennenlohe Einfach-Sporthalle 2,00 € 2,38 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Gymnastikraum 1,50 € 1,79 € 15,00 € 17,85 € 30,00 € 35,70 €
Werner-von-Siemens-Realschule 2weifach-Sporth. 6,00 € 7,14 € 20,00 € 23,80 € 100,00 € 119,00 €
Anlagenteil 1 3,00 € 3,57 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Anlagenteil 2 3,00 € 3,57 € 10,00 € 11,90 € 50,00 € 59,50 €
Stadtische Wirtschattsschule im Rothelheimpark Aula 1,25€] 53 1,49 € 15,00 € 17,85 € 30,00 € 35,7/0€




Entgeltordnung Schulturnhallen ab 01.04.2026

O 16

Nutzergruppe Nutzergruppe Nutzergruppe Nutzergruppe Nutzergruppe Nutzergruppe
Schulsporthallen Typ 1 (Std.) netto 1 (Std.) brutto 2-4 (Std.) netto 2-4 (Std.) brutto 5 (Std.) netto 5 (Stdt.) brutto
Adalbert-Stifter-Grundschule Einfach-Sporthalle 2,50 € 2,98 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 80,92 €
Gymnastikraum 2,00 € 2,38 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 80,92 €
Staatliches Albert-Schweitzer-Gymnasium 2weifach-$porth. 8,00 € 9,52 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 80,92 €
(sanierter Altbau ,,M1“) Anlagenteil 1 4,00 € 4,76 € 7,00 € 8,33 € 34,00 € 40,46 €
Anlagenteil 2 4,00 € 4,76 € 7,00 € 8,33 € 34,00 € 40,46 €
Staatliches Albert-Schweitzer-Gymnasium 2weifach-$porth. 11,00 € 13,09 € 22,00 € 26,18 € 81,00 € 96,39 €
(Neubau 2024 "S1") Anlagenteil 3 5,50 € 6,55 € 11,00 € 13,09 € 40,50 € 48,20 €
Anlagenteil 4 5,50 € 6,55 € 11,00 € 13,09 € 40,50 € 48,20 €
Max- und Justine-Elsner-Grundschule Einfach-Sporthalle 2,50 € 2,98 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 80,92 €
Grundschule An der Brucker Lache Einfach-Sporthalle 2,50 € 2,98 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 80,92 €
Grundschule Buchenbach-Dort Einfach-Sporthalle 2,50 € 2,98 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 80,92 €
Grundschule Blichenbach-Nord Zweifach-Sporth. 5,50 € 6,55 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 80,92 €
(M6nauschule) Anlagenteil 1 2,50 € 2,98 € 7,00 € 8,33 € 34,00 € 40,46 €
Anlagenteil 2 2,50 € 2,98 € 7,00 € 8,33 € 34,00 € 40,46 €
Grundschule Dechsendort Einfach-Sporthalle 2,50 € 2,98 € 7,00 € 8,33 ¢ 34,00 € 40,46 £
Eichendorffschule (Mittelstufe) "ALT-M1" Einfach-Sporthalle 2,50 € 2,98 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 80,92 €
Eichendorffschule (Mittelstufe) "NEU-S1" Einfach-Sporthalle 2,50 € 2,98 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 80,92 €
Grundschule Eltersdort Einfach-Sporthalle 2,50 € 2,98 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 80,92 €
Grundschule Frauenaurach Einfach-Sporthalle 2,50 € 2,98 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 80,92 €
Friedrich-Rlckert-Grundschule Einfach-Sporthalle 2,50 € 2,98 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 80,92 €
Aula 2,50 € 2,98 € 20,00 € 23,80 € 40,50 € 48,20 €
Staatl. Gymnasium Fridericianum - Halle OST - Eintach-Sporthalle 2,50 € 2,98 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 380,92 €
Staatl. Gymnasium Fridericianum - Halle WEST - Eintach-Sporthalle 2,50 € 2,98 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 380,92 €
Hermann-Hedenus-Grundschule Einfach-Sporthalle 2,50 € 2,08 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 80,92 €
Gymnastikraum 2,00 € 2,38 € 20,00 € 23,80 € 40,50 € 48,20 €
Loschgegrundschule Eintach-Sporthalle 2,50 € 2,98 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 380,92 €
Stadtisches Marie-Therese-Gymnasium "OBEN" Eintach-Sporthalle 2,50 € 2,98 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 380,92 €
Stadtisches Marie-Therese-Gymnasium "UNTEN" Eintach-Sporthalle 2,50 € 2,98 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 380,92 €
Michael-Poeschke-Grundschule Einfach-Sporthalle 2,50 € 2,08 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 80,92 €
Gymnastikraum 1,50 € 1,79 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 80,92 €
Staatliches Ohm-Gymnasium "MITTE" Eintach-Sporthalle 2,50 € 2,98 € 13,50 € 16,06 £ 68,00 € 80,92 €
Staatliches Ohm-Gymnasium "OST" Eintach-Sporthalle 2,50 € 2,98 € 13,50 € 16,06 £ 68,00 € 80,92 €
Staatliches Ohm-Gymnasium "WEST" Eintach-Sporthalle 2,50 € 2,98 € 13,50 € 16,06 £ 68,00 € 80,92 €
Otfried-Preulsler-Schule - Sonderpad. Forderz. Il - Einfach-Sporthalle 2,50 € 2,98 € 13,50 € 16,06 £ 68,00 € 80,92 €
Pestalozzischule Einfach-Sporthalle 2,50 € 2,08 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 80,92 €
Gymnastikraum 2,00 € 2,38 € 20,00 € 23,80 € 68,00 € 80,92 €
Grundschule Tennenlohe Einfach-Sporthalle 2,50 € 2,08 € 13,50 € 16,06 € 40,50 € 48,20 €
Gymnastikraum 2,00 € 2,38 € 20,00 € 23,80 € 40,50 € 48,20 €
Werner-von-Siemens-Realschule 2weifach-Sporth. 8,00 € 9,52 € 27,00 € 32,13 € 136,00 € 161,84 €
Anlagenteil 1 4,00 € 4,76 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 80,92 €
Anlagenteil 2 4,00 € 4,76 € 13,50 € 16,06 € 68,00 € 80,92 £
Stadtische Wirtschattsschule im Rothelheimpark Aula 1,50 €| 54 1,/79¢ 20,00 € 23,80 € 40,50 € 48,20 €




O 17

Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
I/EB 77 Weif3, Ulrich 771/029/2025

EB 77: Feststellung des Jahresabschlusses 2024
(Betrieb Fiir Stadtgriin, AbFallwirtschaft und StraRenreinigung)
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsaus-
schuss / Werkausschuss EB77

Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

14.10.2025 O Gutachten einstimmig angenommen

Beteiligte Dienststellen
[I/BTM, Amt 14

. Antrag

Der Jahresabschluss des EB77 fur das Wirtschaftsjahr 2024 wird gem. § 25 EBV (Eigenbetriebsverordnung
Bayern) festgestellt und Entlastung wird (gem. § 6 Abs. 1 Nr. 5 der Betriebssatzung) erteilt.

Der von der Goken, Pollak und Partner Treuhandgesellschaft mbH (in der die Kanzlei Dr. Storg GmbH
Wirtschaftspriifungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft aufgegangen ist) gepriifte Jahresabschluss
2024 weist in der Gewinn- und Verlustrechnung ein Jahresergebnis von - 1.552.619,89 € aus.

Zusammen mit dem Gewinnvortrag des Vorjahres i.H.v. 441.791,95 € ergibt sich damit ein Ergebnis i.H.v.
-1.110.827,94 €. Es wird beschlossen, dieses Ergebnis auf neue Rechnung vorzutragen.

. Begriindung

1. Ergebnis/Wirkungen
Vollzug der zugrundeliegenden Rechtsnormen, insbesondere

- Gemeindeordnung Bayern (GO)
- Eigenbetriebsverordnung Bayern (EBV)
- Betriebssatzung flir den EB 77

Der Jahresabschluss 2024 des EB 77 wurde gem. § 25 EBV im Juni 2025 aufgestellt.

Er enthalt

- Bilanz

- Gewinn- und Verlustrechnung

- Lagebericht

- Anlage: Erfolgsuibersicht nach Geschéftsbereichen

Die Abschlusspriifung des Jahresabschlusses 2024 erfolgte gem. Beschluss des Stadtrats durch die Go-
ken, Pollak und Partner Treuhandgesellschaft mbH (in der die Kanzlei Dr. Storg GmbH Wirtschaftspri-
fungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft aufgegangen ist) und wurde im Juli 2025 durchgefiihrt.

Der Bestatigungsvermerk wurde flir den Jahresabschluss 2024 vollinhaltlich erteilt (s. Anlage).
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Die finanzielle Lage des EB 77 hat sich im Wirtschaftsjahr 2024 weiter verschlechtert. Dies resultiert auch
durch die allgemeine schlechte Haushaltssituation der Stadt, was zu pauschalen Kirzungen bei der Er-
l6spauschale gefiihrt hat. Dies macht sich vor allem im Bereich Stadtgriin bemerkbar. Hinzu kommt wei-
terhin die Problematik bei Riickstellungen. Die erstmals im Jahr 2023 gebildete Riickstellung flir unge-
wisse Verbindlichkeiten aus Erlosbeteiligung der Verwertungsgewinne durch die gemeinsame Sammlung
und Verwertung von Papier und Kartonagen mit der DSD GmbH ist mangels eines Verhandlungsabschlus-
ses noch einmal auf TEUR 419 erhoht worden. Dies ist auch in 2024 ergebniswirksam. Daneben haben
sich die Pensionsriickstellungen und die Riickstellungen fiir Gebiihreniiberdeckungen bei den Abfall- und
Straflenreinigungsgebiihren erhoht.

Diese Faktoren waren die maRgeblichen Umstande fiir das Jahresergebnis von - 1.552.619,89 €, welches
nicht mehr vollstandig durch Gewinne aus den Vorjahren abgedeckt werden konnte und somit zu einem
nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag in Hohe von TEUR 821 (VJ TEUR 0) im Jahr 2024 fiihrte. § 8
EBV sieht einen Ausgleich durch Haushaltsmittel der Stadt vor, wenn der Verlust 2024 nicht innerhalb von
flinf Jahren durch neue Gewinne ausgeglichen werden kann.

Die ortliche Rechnungspriifung wird durch Amt 14 durchgefiihrt. Die Vorlage des Berichts erfolgt im Revi-
sionsausschuss am 18. November 2025.

Der gepriifte Jahresabschluss 2024 soll gem. § 9 Abs. 3i.V.m. § 6 Abs. 1 der Betriebssatzung vom Stadtrat
in der Sitzung am 27. November 2025 festgestellt und Entlastung erteilt werden.

2. Programme [ Produkte [ Leistungen [ Auflagen

- Feststellung des Jahresabschlusses

- Erteilung der Entlastung gem. § 6 Abs. 1 Nr. 5 der Betriebssatzung
(Werkleitung und Oberbiirgermeister)

- Entscheidung uber die Ergebnisverwendung

3. Prozesse und Strukturen

- Begutachtung im Werkausschuss fiir den EB 77 am 14. Oktober 2025
- Behandlung im Revisionsausschuss am 18. November 2025
- Beschlussfassung / Feststellung im Stadtrat am 27. November 2025

4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

[] ja, positiv*
ja, negativ*

[]
4 nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*
[] nein*

*Erlduterungen dazu sind in der Begriindung aufzufiihren.
Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alternative Hand-

lungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung vorgeschlagen werden
soll, ist eine Begriindung zu formulieren.
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5. Ressourcen

Siehe Priifbericht der Goken, Pollak und Partner Treuhandgesellschaft mbH

Anlagen:

Anlage 1: EB 77 Bilanz 2024

Anlage 2: EB 77 Gewinn- und Verlustrechnung 2024

Anlage 3: EB 77 Jahresabschluss 2024 mit Priifbericht Wirtschaftspriifer (fiir Mitglieder des Werkaus-
schusses EB 77 und des Stadtrates)

lIl.Abstimmung
Beratung im Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / Werkausschuss EB77 am 14.10.2025

Protokollvermerk:

Herr Dr. Storck erlautert kurz den Jahresabschluss 2024 des EB 77. Die Beiratin Frau Simon fragt
an, inwiefern die Mehrkosten im Bereich Stadtgriin auf Klimaanpassungsmaflinahmen zurtickge-
fuhrt werden konnen. Die Verwaltung sagt eine Prifung zu.

Den Stadtrat Herrn Wening interessiert der Zuwachs an Flachen, der durch die Abteilung Stadt-
griin gepflegt werden muss und den dadurch entstandenen Mehraufwand. Die Verwaltung sagt
eine Prufung zu.

Ergebnis/Beschluss:

Der Jahresabschluss des EB77 fiir das Wirtschaftsjahr 2024 wird gem. § 25 EBV (Eigenbetriebsverordnung
Bayern) festgestellt und Entlastung wird (gem. § 6 Abs. 1 Nr. 5 der Betriebssatzung) erteilt.

Der von der Goken, Pollak und Partner Treuhandgesellschaft mbH (in der die Kanzlei Dr. Storg GmbH
Wirtschaftspriifungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft aufgegangen ist) gepriifte Jahresabschluss
2024 weist in der Gewinn- und Verlustrechnung ein Jahresergebnis von - 1.552.619,89 € aus.

Zusammen mit dem Gewinnvortrag des Vorjahres i.H.v. 441.791,95 € ergibt sich damit ein Ergebnis i.H.v.
-1.110.827,94 €. Es wird beschlossen, dieses Ergebnis auf neue Rechnung vorzutragen.

mit 14 gegen0 Stimmen

Dr. Janik Wurm
Vorsitzende/r Schriftfiihrer/in

IV. Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang
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e Stadt Erlangen - EB77 Erstellt am: 09.07.2024
- Betrieb fir Stadtgriin, Abfallwirtschaft und StraBenreinigung
ssmas Erlangen janresabschiuss 2024 Seite 13 von 30

BILANZ — AKTIVSEITE

zum 31.12.2024
31.12.2024 ' 31.12.2023 : Verinderung zum VJ
Aktivseite (in Tausend Euro) TEUR TEUR TEUR %
A) Anlagevermogen
I.  Immaterielle Vermogensgegenstande
1. Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbl. Schutzrechte 24 23 1 4%
und &hnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen
Rechten und Werten
. Sachanlagen: i
1. Grundsticke mit Geschéftsbauten : 13.787 14.222 -434 -3%
2. Maschinen und maschinelle Anlagen H 5.691 5.603 89 2%
3. Betriebs- und Geschaftsausstattung 4,337 4.227 110 3%
4. Geleisl. Anzahlungen und Anlagen im Bau 1.109 118 991 840%
24.924 24.169 755 3%
24.948 24.192 756 3%
. Finanzanlagen:
1. Betelligungen (ZVA | ZVSMM) 0 0 0 0%
2.  Sonstige Ausleihungen 0 0 0 0%
0 0 0 0%
B) Umlaufvermégen
I.  Vorrite
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 1.129 983 148 15%
2. Geleistete Anzahlungen 0 0 0 0%
1.129 983 146 15%
Il.  Forderungen und sonstige Vermogensgegenstande
1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 428 486 -58 -12%
davon mit einer Restiaufzeit von mety 6is einem Jahr $ 4
2.  Forderungen gg. verbundene Untemehmen 29 40 -1 -28%
davon mit einer Restiaufzeit von mety als einem Jahr o
3. Forderungen gg. Untemehmen m. Beteiligungsverh, 0 0 0 0%
dsvon mit elner Restiaufzert van mefy &is ainem Jahr o
4.  Forderungen an die Stadt / andere Eigenbetriebe 1.506 1.608 -1038 6%
davon mit einer Restiaufzeit von mety ais einem Jahr : o
5. Sonstige Vermdgensgegenstinde 213 8.2 205 2618%
H 2175 2143 : 32 1%
Il Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 8.361 6.086 2.275 37%
C) Rechnungsabgrenzungsposten 79 116 37 -32%
D) Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag : 821 0 821 0%
37.512 33.519 3.993 12%
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Anlage 1

Stadt Erlangen - EB77 Erstellt am: 09.07.2024
Stadt Betrieb fir Stadtgriin, Abfallwirtschaft und StraBlenreinigung
Erlangen jahresabschluss 2024 Seite 14 von 30

BILANZ — PASSIVSEITE

zum 31.12.2024
31.12.2024 = 31.12.2023 Veranderung
Passivseite (in Tausend Euro) TEUR ‘ TEUR TEUR %
A)  Eigenkapital
I.  Stammkapital It. Satzung 25 25 0 0%
I Riicklage (Allgemeine Riicklage) 265 265 0 0%
. Gewinn/Verlust
Gewinnvortrag 442 | 804 -362 -45%
Jahresveriust -1.553 | -362 -1.190 328%
nicht gedeckter Fehbetrag 821 0 821 0%
0 732 732 -100%
B) Riickstellungen
1. fir Pensionen und ahniiche Verpflichtungen 3.860 | 3.395 465 14%
2. fir Altersteilzeit 0! 0 0 0%
3. far Urdauts, Uberstunden, Berufsgenoss. 1.328 | 1.287 40 3%
4. fir Bewiffeverpfichtungen 1.021 | 899 122 14%
5.  Steverrickstellungen 0 0 0 0%
6. fir Kosteniberdeckungen Abfallwirtschaft 3.545 | 2.634 911 35%
7. fir Kosteniberdeckungen StraBenreinigung 89 | 339 249 -74%
8.  sonstige Rickstellungen 565 : 416 149 36%
10.409 8.970 1.438 16%
C) Verbindlichkeiten
1. Verbindichkeiten gegeniber Kreditinstituten 10.578 | 9.776 802 8%
davan mit efner ResYautreit bis 2u einem Jabe 1139 |
2. erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 80 | 7 9 13%
Favon it 6iner ReSYSUDSIT bis 2 enem Jabr 80 |
3. Verbindichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 1.099 | 1.280 -181 -14%
davon mit einer ResYsulowit bis 2u einem Jabr 1099
4. Verbindichkeiten gg. verbundene Unternehmen 12 ¢ 39 =27 -70%
davon mit einer ResYaufzeit bis 2u einem Jabr 12
5. Verbindichkeiten gg. Untemehmen m, Beteligungsverh. 69 69 0 0%
davon mit einer ResYaufzedt bis 2u einom Jabr 69
6.  Verbindichkeiten gegeniber der Stadvand. EB 7.221 | 4.381 2.880 66%
davon mit einer ResYaulzeit bis 2u einem Jahe 7221 |
7. Verbindichkeiten gg. OPP-Partner 7.401 | 7.774 373 5%
davon mit einer ResYoulzeit bis 2u sinem Jar 907 |
8.  Sonstige Verbindlichkeiten 632 | 438 194 44%
_ davon mit einer Resoufreit bis 2 einem Jab 62 |
27.093 23.808 3.285 14%
D) Rechnungsabgrenzungsposten 10 9 1 13%
37.512 33.519 3.993 12%
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: Stadt Erlangen - EB77 Erstellt am: 09.07.2024
L Stadt Betrieb fir Stadtgriin, Abfallwirtschaft und StraBenreinigung
sssss Erlangen jahresabschiuss 2024 Seite 15 von 30

GEWINN UND VERLUSTRECHNUNG
Fir das Geschaftsjahr vom 01.01. bis 31.12.2024

© 31.12.2024  31.12.2023 _Veranderung zum VJ

Gewinn- und Verlustrachnung fur das Geschaftsjahr vom 01.01. bis 31.12,2024 TEUR | TEUR TEUR Yo
1. Umsatzeriose 41060 38835 2.225 6%
- darin Erospauschale Stadt : 13.624 | 13.184 440 3%
- darin Ertr. a. Herabsetz. Ri/Verb. Kostenlberdeckungen StrRein : 249 | 0 249 0%
- dann Zufuhr. RUckst./Verb. Kostenuberdeckungen StrRein : 0 ; -69 69 -100%
- darin Ertr, 2. Herabsetz. Ri/Verb. KostenUberdeckungen AW : 0} 0 0 0%
- darin Zufihr. RUckst./Verb. Kosteniberdeckungen AW : -911 | -422 -489 116%
2. Aktivierte Eigenleistungen 73 145 -71 -49%
3. Sonstige betriebliche Ertrige : 308 397 -89 -23%
- darin Ertr. a. Herabsetz. RiWVerb. Kostenlberdeckungen AW : 0 0 0 0%
- darin Ertr, a. Herabsetz. Ri/Verb. Kostenlberdeckungen StrRRein 0 0 0 0%
Sonstige betriebliche Ertrage 308 397 -89 -23%
- dann Betriebszuschuss/Pauschaleriés Stadt 0 0 0 0%
4. Materialautwand _ -14878 -13.609 -1.268 9%
a) Aufwendungen fir Roh- Hilfs-, u. Betriebsstoffe u. f. bezogene Waren -3.085 -3.056 -29 1%
b) Aufwendungen f. bezogene Leistungen -11.793 -10.554 -1.239 12%
5. Personalaufwand -21.535 -19.843 -1.691 9%
a) Lohne, Bezuge, Gehalter : -16.301 | -15.011 -1.290 9%
b) soziale Abgaben : -3.391 | -2.958 -432 15%
¢) Autw, 1. Altersversorung u. 1. Unterstitzung : -1.843 -1.874 31 -2%
6. Abschreibung : -2.337 -2.115 -222 10%
7. Sonstige betriebliche Aufwendungen -3.800 -3.730 -70 2%
- dann: Zufihr. RUuckst./Verb. Kostenuberdeckungen AW : 0! 0 0 0%
- darin: Zufihr. Ruckst./Verb. KostenUberdeckungen STR 0 0 0 0%
8. Sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage 11 10 2 17%
- darin: Ertrége aus der Abzinsung von Rickstellungen 0 0 0 0%
9. Zinsen und ahnl. Aufwendungen : -420 -419 -1 0%
- dann: Aufwand aus der Aufzinsung von Ruackstellungen -77 | -60 -17 28%
10. Ergebnis der ge wdhnlichen Geschiftstitigkeit
11. AuBBerordentliches Ergebnis 0 0 0 0%
a) - darin auB erordentlicher Ertrag : 0 0 0 0%
b) - darin auBerordentlicher Aufwand , 0 0 0 0%
12. Sonstige Steuern -35 | -32 -3 9%
01 17. Untemehmensergebnis Ergebnis : -1.553 | -362 -1.190 328%
13. Jahresgewinn/-verlust -1.553 -362 -1.190 328%
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Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
[1/BTM Beteiligungsmanagement BTM/111/2025

GEWOBAU Erlangen GmbH und GEWOBAU Beteiligungsgesellschaft mbH:
Jahresabschluss 2024

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalausschuss  19.11.2025 O Gutachten
Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
Ref. 1, GEWOBAU

Antrag

Der Stadtrat ermachtigt die Vertretung der Stadt Erlangen, in der Gesellschafterversammlung der GEWO-
BAU Erlangen GmbH folgende Beschliisse zu fassen.

1. Der Jahresabschluss zum 31.12.2024, der mit dem uneingeschrankten Bestatigungsvermerk gem.
§ 322 HGB versehen ist, wird festgestellt.

2. Gemal Vorschlag von Geschaftsfiihrung und Aufsichtsrat wird folgende Gewinnverwendung be-
schlossen:

a. AufZahlung einer Dividende fiir das Jahr 2024 wird verzichtet.
b. Der Bilanzgewinn von 1.361.604,65 € wird den anderen Gewinnrtiicklagen zugefiihrt.
3. Dem Aufsichtsrat wird fiir das Jahr 2024 Entlastung erteilt.
Der Konzernabschluss zum 31.12.2024 wird gebilligt.
5. Die Bavaria Revisions- und Treuhand AG, Wirtschaftspriifungs- und Steuerberatungsgesellschaft,
Miinchen, wird zum Abschlusspriifer der GEWOBAU Erlangen GmbH fiir das Geschaftsjahr 2025

gewahlt. Die Beauftragung umfasst auch die Priifung nach & 53 HGrG und die priiferische Durch-
sicht des Reporting Packages flir den Konzernabschluss der Stadt Erlangen.

6. Der Geschaftsflihrer der GEWOBAU Erlangen GmbH, Herr Tobias Stohr, wird ermachtigt, in seiner
Funktion als Gesellschaftervertreter der GEWOBAU Beteiligungsgesellschaft mbH folgende Be-
schliisse in der Gesellschafterversammlung der GEWOBAU Beteiligungsgesellschaft mbH zu fas-
sen:

a. DerJahresabschluss der GEWOBAU Beteiligungsgesellschaft mbH zum 31.12.2024, der mit
dem uneingeschrankten Bestatigungsvermerk gem. § 322 HGB versehen ist, wird festgestellt.

b. Dem Aufsichtsrat der GEWOBAU Beteiligungsgesellschaft mbH wird fiir das Jahr 2024 Entlas-
tung erteilt.

c. Die Bavaria Revisions- und Treuhand AG, Wirtschaftspriifungs- und Steuerberatungsgesell-
schaft, Miinchen, wird zum Abschlusspriifer der GEWOBAU Beteiligungsgesellschaft mbH flir
das Geschaftsjahr 2025 gewahlt. Die Beauftragung umfasst auch die Priifung nach § 53 HGrG
und die priiferische Durchsicht des Reporting Packages fiir den Konzernabschluss der Stadt
Erlangen.
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Il. Begriindung

Die von der Vertretung der Stadt Erlangen in der Gesellschafterversammlung der GEWOBAU Erlangen
GmbH abzugebenden Stimmen bediirfen nach der Bayerischen Gemeindeordnung und der Geschafts-

ordnung des Stadtrats der Zustimmung des Stadtrats.

Sachbericht zum Geschaftsjahr 2024:

1.

Jahresabschliisse und Konzernabschluss zum 31.12.2024

Die Jahresabschliisse und der Konzernabschluss zum 31.12.2024 sowie die OrdnungsmaRigkeit der
Geschaftsflihrung gemal} § 53 HGrG wurden zum ersten Mal in Folge von der Bavaria Revisions- und
Treuhand AG, Miinchen gepriift. Mit Datum vom 15. September 2025 wurde jeweils ein uneinge-
schrankter Bestatigungsvermerk erteilt.

Kennzahlen zur Gewinn- und Verlustrechnung:

Konzern? GEWOBAU GmbH GEWO BTG
(in Mio. €) 2024 Vj. 2024 Vj. 2024 Vj.
Jahresuiberschuss " 24 14 04
bzw. Ergebnisabfiihrung ’ ’ ’ ’ 0,2 0,2
St?:j:gl::j;m'gBe 65,7 62,2 66,0 62,5 5,1 4,7
Instandhaltungskosten 11,3 9,4 11,3 9,4 -- --
Zinsaufwendungen 10,3 8,6 10,3 8,6 0,0 0,0
1) bereinigt um ,interne” Leistungs- und Kapitalbeziehungen zwischen GEWOBAU GmbH und GEWO BTG

Kennzahlen zur Bilanz:

Konzern? GEWOBAU GmbH GEWO BTG
(in Mio. €) 2024 Vj. 2024 Vj. 2024 Vj.
Bilanzsumme 819,3 772,2 8219,8 772,6 1,6 1,5
Anlagevermogen 766,2 723,2 766,2 723,1 0,5 0,6
EK-Quote 34,6% 36,5 34,6% 36,5% 1,5% 1,7%
Investitionen? 63,4 44,9 63,3 446 0,1 0,3
Kreditaufnahme® 56,9 59,1 56,9 59,1 0,0 0,0

2) Bruttoinvestitionen, vor Abzug der erhaltenen Baukostenzuschiisse

Sonstige Kennzahlen:

3) Kreditaufnahme abziiglich Umschuldungen

Konzern GEWOBAU GmbH GEWO BTG
2024 Vj. 2024 Vj. 2024 Vj.
Anzahl der WE 8.849 8.845 8.849 8.845 -- --
fjdear‘t’;’EnooF';fe”tl' gefor- (2.793) (2.784) (2.784) (2.784) - -
Wohn-/Nutzflache (gm) 580.607 580.060 580.607 580.060 -- --
@-Wohn.-miete (€/qm) 6,29 6,14 6,29 6,14 -- --
Mitarbeiter 132 127 78 73,5 54 53,5
Cash Flow (in Mio.€)¥ 12,2 15,6 11,9 15,2 0,4 0,4

4) Cash-Flow nach DVFA/SG: Jahresergebnis (vor Gewinnabfiihrung) + Abschreibungen +/- Verdnderung d.

+/- sonstige zahlungsunwirksame wesentliche Aufwenden und Ertrage, ohne Sondereinfliisse
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Der GEWOBAU-Konzern erwirtschaftete im Geschaftsjahr 2024 einen Jahresiberschuss in Hohe von
1.362 T€. Das Ergebnis liegt um 1.638 T€ unter Plan und 1.048 T€ unter dem Vorjahr. GemafR Lagebe-
richt resultiert der Riickgang im Wesentlichen aus gegeniiber der Planung aufRerplanmafigen Auf-
wendungen im Zusammenhang mit der Stornierung von Projekten sowie hoheren Zinsaufwendun-
gen.

Die auf Grundlage eines Gewinnabflihrungs- und Beherrschungsvertrags erfolgte Ergebnisabfiihrung
der GEWOBAU Beteiligungsgesellschaft mbH an die GEWOBAU Erlangen GmbH ist in 2024 leicht auf
201 T€ gesunken. Lediglich in der Sparte Instandhaltung sind die Umsatze der Konzerntochter etwas
gesunken, wahrend die Umsatzentwicklung in den librigen Sparten Garten- und Landschaftsbau, Ka-
nalsanierung und Objektbetreuung positiv war. Kostenseitig sind vor allem die Material- und Fremd-
leistungen sowie die Personalaufwendungen angestiegen.

Die Umsatzerldse der Muttergesellschaft GEWOBAU resultieren vor allem aus der Bestandsbewirt-
schaftung. Zum 31.12.2024 bewirtschaftet die GEWOBAU 8.849 eigene Wohnungen, von denen 2.793
Wohnungen der Preis-/Belegungsbindung (6ffentlich gefordert/EOF) unterliegen. Die GEWOBAU be-
wirtschaftet ferner 4.505 (Tief-)Garagen- und sonstige Stellplatze sowie 59 Gewerbeeinheiten. Den
Mietanpassungen aus der Bestandsvermietung sowie aus der Neubauvermietung stehen weiterhin
erhohte Abschreibungen gegeniiber.

Die Bilanzsumme des Konzerns ist um 47 Mio. € auf 819 Mio. € weiter angestiegen. Dabei entfallen
rd. 744 Mio. € (Vj. 696 Mio. €) auf Immobilienvermdgen. Die langfristigen Investitionen sind fristen-
kongruent mit Eigenkapital und langfristigen Fremdmitteln finanziert, der Anlagedeckungsgrad be-
tragt 96,5% (Vorjahr 96,7%).

Die Eigenkapitalquote liegt mit 34,6% (Vorjahr 36,5%) weiterhin im Mittel vergleichbarer bayerischer
Wohnungsgesellschaften. Aufgrund der nach wie vor intensiven, liberwiegend fremdfinanzierten In-
vestitionstatigkeit wird sie in den kommenden Jahren weiter riicklaufig sein.

Die Investitionen des Geschaftsjahres in Neubau und Sanierung werden im Lagebericht der GEWO-
BAU wie folgt beschrieben:

Im Geschaftsjahr 2024 wurde der Neubau von 47 Wohnungen und 5 Reihenhdusern in Baiersdorf wei-
tergefiihrt.

Auf dem Gelande der alten Ziegelei in Spardorf werden im zweiten und dritten Bauabschnitt weitere
174 Wohnungen sowie eine Einrichtung der Lebenshilfe entstehen.

Im Geschaftsjahr 2024 wurde die energetische Sanierung von mehreren Wohnblécken in Blichenbach
mit insgesamt 520 Wohnungen fortgesetzt.

Bereits Mitte 2022 hat die GEWOBAU angefangen, dltere Bestande nach dem Energiesprong-Prinzip
zu sanieren. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse wurden in weitere Sanierungsprojekte libertra-
gen, die in 2023 bzw. 2024 gestartet wurden. Fiir 2 Bauabschnitte mit insgesamt 400 Wohnungen
wurde in 2024 mit der Bauvorbereitung begonnen.

Den Kreditaufnahmen fiir die Neubau- und Sanierungsmafinahmen in Hohe von 81 Mio. € (Vj. 69 Mio.
€) standen planmafigen und auRerplanmaRigen Tilgungen von langfristigen Finanzierungsmitteln in
Hohe von 38 Mio. € (Vj. 35 Mio. €) gegeniiber. Die mittel- und langfristigen Fremdmittel sind im Ge-
schaftsjahr durch die Aufnahme langfristiger Objektfinanzierungsmittel um 39 Mio. € auf insgesamt
456 Mio. € angestiegen.

Nicht-finanzielle Leistungen gemal Lagebericht:

Ein wesentliches Ziel der GEWOBAU Erlangen sind zufriedene Mieter*innen in stabilen Quartieren, in
denen sie gut, sicher und zu fairen Mietpreise wohnen kénnen. Uber die neu eingerichteten Social-
Media-Kanale erhalten alle Biirger*innen Einblick in die Geschaftstatigkeit des Unternehmens.
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Dadurch soll die digitale Kommunikation und Sachbearbeitung der Mieteranliegen ausgebaut und
die Reichweite erh6ht werden. Dies soll eine standardisierte Abarbeitung alltaglicher Mieteranliegen
ermoglichen, um héhere Kapazitaten flir komplexe Mieterthemen zu gewahrleisten.

Die GEWOBAU stellt im Stadtgebiet Erlangen (laut Wohnungsbericht 2024 der Stadt Erlangen) rd. 81%
aller 6ffentlich geforderten Wohnungen bereit. Rd. 54% ihrer Wohnungen vergibt die GEWOBAU an
Auslander und Aussiedler. Damit wird deutlich, dass die Integration in den Siedlungen der GEWOBAU
stattfindet. Der Anteil der Mieter*innen, die Transfereinkommen beziehen, lag in 2024 bei der Neuver-
mietung bei 38%.

Ausblick: Die GEWOBAU ist auf dem Weg zur Klimaneutralitat. Umgesetzt werden soll das vor allem
durch energetische Sanierungen, quartiershezogene Energiekonzepte sowie den Anschluss an das
Fernwarmenetz. Um die MalRnahmen planvoll umzusetzen, wird bis Ende 2025 ein dezidierter
Klimapfad erarbeitet. Im Bereich Neubau ist die Situation derzeit durch begrenzte Fordermittel im
Freistaat Bayern gedampft. Die GEWOBAU will daher in den kommenden Jahren verstarkt freifinan-
zierte Projekte vorantreiben, um dem Bedarf nach neuem Wohnraum gerecht zu werden. Die GEWO-
BAU wird hierbei insbesondere auf das Potenzial von Nachverdichtungsmalinahmen setzen, um zu-
satzlichen Wohnraum zu schaffen, ohne dabei den Charakter bestehender Siedlungen erheblich zu
verandern. Durch eine organisatorische Umstrukturierung im Bereich des Vermietungsmanagements
sollen die Prozesse weiter optimiert, die Kundenzufriedenheit gesteigert und die internen Ressour-
cen gezielt geblindelt werden.

Die Bilanzen und GuVs sind in der Anlage wiedergegeben. Die vollstandigen Jahresabschliisse und
Lageberichte der Gesellschaften sowie der Konzernabschluss und die jeweiligen Priifungsberichte
des Abschlusspriifers konnen beim Beteiligungsmanagement der Stadt oder bei der GEWOBAU Erlan-
gen GmbH eingesehen werden.

Gewinnverwendungsbeschluss

Geschaftsflihrung und Aufsichtsrat der GEWOBAU Erlangen GmbH empfehlen, wie in den Vorjahren
auf eine Ausschiittung zu verzichten und den Bilanzgewinn in Hohe von 1.361.604,65 € in voller Hohe
den anderen Gewinnrticklagen zuzufiihren. Die GEWOBAU Beteiligungsgesellschaft mbH weist auf-
grund des bestehenden Ergebnisabflihrungsvertrags mit der GEWOBAU Erlangen GmbH keinen Ge-
winn aus.

Berichte der Aufsichtsrite zum Jahresabschluss 2024 und Entlastung

Die Aufsichtsrate der GEWOBAU Erlangen GmbH und der GEWOBAU Beteiligungsgesellschaft mbH
informieren in ihren Berichten an die Gesellschafterversammlung, dass sie im abgelaufenen Ge-
schaftsjahr ihre Uberwachungspflicht in finf bzw. vier Sitzungen wahrgenommen haben. Wesentli-
che Beratungsschwerpunkte waren neben Jahresabschluss 2023 und Wirtschaftsplanung 2025 vor
allem die diversen Neubau- und Sanierungsvorhaben der GEWOBAU.

Die Aufsichtsrate haben die Jahresabschliisse der beiden Gesellschaften und den Konzernabschluss
in ihrer Sitzung am 24.10.2025 gepriift. Sie empfehlen, die Jahresabschlisse fiir das Geschaftsjahr

2024 wie vorgelegt festzustellen und den Konzernabschluss zu billigen.

Mit Beschluss vom 24.10.2025 haben die Aufsichtsrate den Geschaftsfiihrern beider Gesellschaften
Entlastung erteilt. Sie bitten ihrerseits die Gesellschafterversammlung um Entlastung.
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4, Wahl des Abschlusspriifers fiir das Geschaftsjahr 2025

Der Aufsichtsrat empfiehlt, die Bavaria Revisions- und Treuhand AG, Wirtschaftspriifungs- und Steu-
erberatungsgesellschaft, Miinchen (kurz: Bavaria Treu AG, Mitglied der VAW Bayern-Gruppe) ein zwei-
tes Mal in Folge mit der Priifung des Geschaftsjahres 2024 zu beauftragen.

5. Beschlussfassungen zur GEWOBAU Beteiligungsgesellschaft mbH

Die GEWOBAU Beteiligungsgesellschaft mbH ist eine 100%-ige Tochter der GEWOBAU Erlangen
GmbH und damit eine mittelbare Beteiligung der Stadt Erlangen. Die Beschliisse in der Gesellschaf-
terversammlung der GEWOBAU Beteiligungsgesellschaft mbH werden vom Geschaftsflihrer der Mut-
ter, Herrn Tobias Stohr, gefasst. Da die Beteiligungsquote bei mehr als 50% liegt, benétigt er gemaR
Satzung die Zustimmung der Gesellschafterversammlung der Mutter fiir seine Stimmabgabe. Der
stadtische Vertreter in der Gesellschafterversammlung der Mutter wiederum benétigt eine Ermachti-
gung des Stadtrats.

Diese Regelung gilt fiir Beteiligungen der GEWOBAU Erlangen GmbH, bei denen der mittelbare Anteil
der Stadt Erlangen liber 50% betragt; bei einer geringeren Beteiligungsquote (wie aktuell bei der GE-
WOLand GmbH) geniigt die Zustimmung des Aufsichtsrats der GEWOBAU Erlangen GmbH fiir Stimm-
abgaben in der Gesellschafterversammlung der Beteiligung. Sinn und Zweck ist die Sicherstellung
der demokratischen Legitimation durch die von den Blirgern gewahlten Vertreter auch bei ver-
schachtelten Beteiligungsverhaltnissen.

6. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Haushaltsmittel

X werden nicht bendtigt

[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk

[] sind nicht vorhanden

Anlagen: Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnungen des GEWOBAU-Konzerns, der GEWOBAU Er-
langen GmbH sowie der GEWOBAU Beteiligungsgesellschaft mbH zum 31.12.2024

1. Abstimmung
siehe Anlage

IV. Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang
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Konzernbilanz zum 31. Dezember 2024

GEWOBAU Erlangen Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Erlangen mit beschrankter Haftung, Erlangen

Aktiva Passiva
Vorjahr Vorjahr
EUR EUR EUR EUR EUR EUR
A. Anlagevermégen A. Eigenkapital
I. Immaterielle Vermdgensgegenstande |. Gezeichnetes Kapital 10.000.000,00 10.000.000,00
Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche
Schutzrechte und dhnliche Rechte und Werte IIl. Kapitalriicklage 167.074.312,75 167.074.312,75
sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 25.356,58 52.362,08
I1l. Gewinnriicklagen
II. Sachanlagen 1. Gesellschaftsvertragliche Ricklagen 5.000.000,00 5.000.000,00
1. Grundstiicke und grundstiicksgleiche Rechte 2. Bauerneuerungsriicklage 15.411.325,51 15.411.325,51
mit Wohnbauten 621.457.135,89 615.319.635,45 3. Andere Gewinnriicklagen 84.597.440,53 82.188.191,66
2. Grundstiicke und grundstiicksgleiche Rechte 105.008.766,04 102.599.517,17
mit Geschafts- und anderen Bauten 4.360.771,35 4.422.884,35 IV. Konzernbilanzgewinn
3. Grundstiicke und grundstiicksgleiche Rechte 1. Jahresliberschuss 1.361.604,65 2.409.248,87
ohne Bauten 11.465.069,35 11.465.069,35 2. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 2.409.248,87 2.841.256,27
4. Bauten auf fremden Grundstiicken 1.659.715,02 1.757.827,02 3. Einstellung in andere Gewinnriicklagen -2.409.248,87 -2.841.256,27
5. Technische Anlagen und Maschinen 2.917.201,00 2.594.435,00 1.361.604,65 2.409.248,87
6. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschaftsausstattung 850.012,29 977.479,51 283.444.683,44 282.083.078,79
7. Anlagen im Bau 116.244.634,85 74.084.406,91
8. Bauvorbereitungskosten 7.181.919,53 12.529.340,90 B. Riickstellungen
766.136.459,28 723.151.078,49
Ill. Finanzanlagen 1. Ruckstellungen fiir Pensionen und ahnliche
1. Beteiligungen 5.000,00 5.000,00 Verpflichtungen 1.446.213,00 1.492.568,00
2. Sonstige Ausleihungen 1.800,00 1.800,00 2. Sonstige Riickstellungen 2.308.229,87 2.284.779,90
6.800,00 6.800,00 3.754.442,87 3.777.347,90
766.168.615,86 723.210.240,57
B. Umlaufvermégen
C. Verbindlichkeiten
I. Vorréte
1. Unfertige Leistungen 22.459.461,68 20.562.962,20 1. Verbindlichkeiten gegeniiber Kreditinstituten 448.555.296,07 407.945.641,04
2. Andere Vorrate 6.359,01 12.515,62 2. Verbindlichkeiten gegentber anderen Kreditgebern 45.592.975,00 43.637.266,53
22.465.820,69 20.575.477,82 3. Erhaltene Anzahlungen 22.326.250,80 22.006.525,56
IIl. Forderungen und sonstige Vermdgensgegenstande 4. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
1. Forderungen aus Vermietung 551.350,04 372.028,51 a) Verbindlichkeiten aus Vermietung 752.599,82 422.623,12
2. Forderungen aus anderen Lieferungen und Leistungen 58.132,46 390.848,99 b) Verbindlichkeiten aus anderen Lieferungen und
3. Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Leistungen 7.815.222,20 5.364.267,39
Beteiligungsverhaltnis besteht 529.693,39 2.768,76 5. Sonstige Verbindlichkeiten 384.897,32 329.039,36
4. Sonstige Vermdgensgegenstande 427.724,14 1.661.141,61 525.427.241,21 479.705.363,00
1.566.900,03 2.426.787,87
Ill. Flussige Mittel und Bausparguthaben
1. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 5.813.188,08 3.305.634,63 D. Rechnungsabgrenzungsposten 6.671.364,94 6.674.038,48
2. Bausparguthaben 23.114.712,24 22.516.048,37
28.927.900,32 25.821.683,00
C. Rechnungsabgrenzungsposten 168.495,56 205.638,91
819.297.732,46 772.239.828,17 819.297.732,46 772.239.828,17

062174010_2_2019 - GEWOBAU Erlangen
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Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung

fiir das Geschéftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024

GEWOBAU Erlangen Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Erlangen
mit beschrankter Haftung, Erlangen

1. Umsatzerlése
a) aus Bewirtschaftungstatigkeit
b) aus dem Verkauf von Grundstiicken
c) aus Betreuungstatigkeit
d) aus anderen Lieferungen und Leistungen

2. Erhéhung des Bestands an unfertigen Leistungen

3. Andere aktivierte Eigenleistungen

4. Sonstige betriebliche Ertrage

5. Aufwendungen fiir bezogene Lieferungen
und Leistungen

a) Aufwendungen fir Bewirtschaftungstatigkeit

b) Aufwendungen flr Verkaufsgrundstlicke

c) Aufwendungen fir Betreuungstatigkeit

d) Aufwendungen fiir andere Lieferungen
und Leistungen

6. Personalaufwand
a) Lohne und Gehalter
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen
fur Altersversorgung und flr Unterstiitzung

7. Abschreibungen auf immaterielle Vermdgensgegen-
stédnde des Anlagevermdégens und Sachanlagen

8. Sonstige betriebliche Aufwendungen

9. Sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage

10. Zinsen und ahnliche Aufwendungen

11. Ergebnis nach Steuern =
Konzernjahresiberschuss

12. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr

13. Einstellung in andere Gewinnriicklagen

14. Konzernbilanzgewinn

062174010_2_2019 - GEWOBAU Erlangen

EUR

EUR

Vorjahr
EUR

62.873.133,27
0,00
674.944,31
210.362,23

-30.575.347,17
0,00
-318.276,98

-1.079.122,20

-6.789.206,61

-1.961.701,65

63.758.439,81

1.896.499,48

3.780.303,47

2.261.649,54

59.480.327,95
296.219,39
33.540,51
275.378,66
60.085.466,51
2.089.738,34

952.576,08

1.818.265,25

71.696.892,30

-31.972.746,35

-8.750.908,26

-14.018.481,67

64.946.046,18

-28.001.931,52
-40.331,94

-1.051.591,66

-6.162.789,84

-1.922.882,50

-13.701.089,97

-5.316.729,69 -3.077.261,00
53.343,63 62.786,99
-10.329.765,31 -8.641.705,87
1.361.604,65 2.409.248,87
2.409.248,87 2.841.256,27
-2.409.248,87 -2.841.256,27
1.361.604,65 2.409.248,87
Anlage 1.3
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Bilanz zum 31. Dezember 2024

GEWOBAU Erlangen Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Erlangen mit beschrankter Haftung, Erlangen

Aktiva Passiva
Vorjahr Vorjahr
EUR EUR EUR EUR EUR EUR
A. Anlagevermogen A. Eigenkapital
I. Immaterielle Vermdgensgegenstande I. Gezeichnetes Kapital 10.000.000,00 10.000.000,00
Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche
Schutzrechte und ahnliche Rechte und Werte 1. Kapitalriicklage 167.074.312,75 167.074.312,75
sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 25.355,58 52.220,08
IIl. Gewinnriicklagen
Il. Sachanlagen 1. Gesellschaftsvertragliche Riicklage 5.000.000,00 5.000.000,00
1. Grundstiicke und grundstiicksgleiche Rechte 2. Bauerneuerungsriicklage 15.411.325,51 15.411.325,51
mit Wohnbauten 621.457.135,89 615.319.635,45 3. Andere Gewinnriicklagen 84.597.440,53 82.188.191,66
2. Grundstiicke und grundstiicksgleiche Rechte 105.008.766,04 102.599.517,17
mit Geschafts- und anderen Bauten 4.360.771,35 4.422.884,35 V. Bilanzgewinn
3. Grundstiicke und grundstiicksgleiche Rechte 1. Jahresuberschuss 1.361.604,65 2.409.248,87
ohne Bauten 11.465.069,35 11.465.069,35 2. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 2.409.248,87 2.841.256,27
4. Bauten auf fremden Grundstlicken 1.659.715,02 1.757.827,02 3. Einstellung in die anderen Gewinnriicklagen -2.409.248,87 -2.841.256,27
5. Technische Anlagen und Maschinen 2.917.201,00 2.594.435,00 1.361.604,65 2.409.248,87
6. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschaftsausstattung 366.054,74 426.680,96 283.444.683,44 282.083.078,79
7. Anlagen im Bau 116.244.634,85 74.084.406,91
8. Bauvorbereitungskosten 7.181.919,53 12.529.340,90 B. Riickstellungen
765.652.501,73 722.600.279,94
lll. Finanzanlagen 1. Riickstellungen fiir Pensionen und ahnliche
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 25.000,00 25.000,00 Verpflichtungen 1.446.213,00 1.492.568,00
2. Ausleihungen an verbundene Unternehmen 450.000,00 450.000,00 2. Sonstige Ruckstellungen 2.075.808,87 2.092.548,90
3. Beteiligungen 5.000,00 5.000,00 3.522.021,87 3.585.116,90
4. Sonstige Ausleihungen 1.800,00 1.800,00
481.800,00 481.800,00
766.159.657,31 723.134.300,02 C. Verbindlichkeiten
B. Umlaufvermégen 1. Verbindlichkeiten gegenliber Kreditinstituten 448.555.296,07 407.945.641,04
2. Verbindlichkeiten gegeniiber anderen Kreditgebern 45.592.975,00 43.637.266,53
I. Vorrate 3. Erhaltene Anzahlungen 22.326.250,80 22.031.372,56
1. Unfertige Leistungen 22.459.461,68 20.562.962,20 4. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
2. Andere Vorrate 6.359,01 12.515,62 a) Verbindlichkeiten aus Vermietung 752.599,82 422.623,12
22.465.820,69 20.575.477,82 b) Verbindlichkeiten aus anderen Lieferungen und
Il. Forderungen und sonstige Vermégensgegenstande Leistungen 7.789.155,97 5.244.388,09
1. Forderungen aus Vermietung 551.350,04 372.028,51 5. Verbindlichkeiten gegenlber verbundenen
2. Forderungen aus anderen Lieferungen und Leistungen 58.132,46 390.848,99 Unternehmen 734.908,10 676.248,82
3. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 904.221,06 724.839,61 6. Sonstige Verbindlichkeiten 384.897,32 329.039,36
4. Forderungen gegen Unternehmen, mit denen 526.136.083,08 480.286.579,52
ein Beteiligungsverhaltnis besteht 529.693,39 2.768,76
5. Sonstige Vermodgensgegenstéande 427.724,14 1.660.834,16
2.471.121,09 3.151.320,03
Ill. Flissige Mittel und Bausparguthaben
1. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 5.394.346,44 3.048.445,47 D. Rechnungsabgrenzungsposten 6.671.364,94 6.674.038,48
2. Bausparguthaben 23.114.712,24 22.516.048,37
28.509.058,68 25.564.493,84
C. Rechnungsabgrenzungsposten 168.495,56 203.221,98

819.774.153,33

772.628.813,69

819.774.153,33 772.628.813,69

062174015_0_2020 - GEWOBAU Erlangen
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1.

12.

13.

14.

15.

Gewinn- und Verlustrechnung
fiir das Geschiftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024

GEWOBAU Erlangen Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Erlangen
mit beschrankter Haftung, Erlangen

. Umsatzerlose

a) aus Bewirtschaftungstatigkeit

b) aus Verkauf von Grundstiicken

b) aus Betreuungstatigkeit

c) aus anderen Lieferungen und Leistungen

. Erhéhung des Bestands an unfertigen Leistungen
. Andere aktivierte Eigenleistungen

. Sonstige betriebliche Ertrage

. Aufwendungen fiir bezogene Lieferungen

und Leistungen
a) Aufwendungen fir Bewirtschaftungstatigkeit
b) Aufwendungen flr Verkaufsgrundstiicke
c) Aufwendungen fir Betreuungstatigkeit
d) Aufwendungen fir andere Lieferungen
und Leistungen

. Personalaufwand

a) Léhne und Gehalter
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen
fur Altersversorgung und flr Unterstitzung

. Abschreibungen auf immaterielle Vermdgensgegen-

stédnde des Anlagevermdégens und Sachanlagen

. Sonstige betriebliche Aufwendungen

. Ertrage aus Beteiligungen

Sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage
Zinsen und ahnliche Aufwendungen

Ergebnis nach Steuern =
Jahres(liberschuss

Gewinnvortrag aus dem Vorjahr

Einstellung in die anderen Gewinnriicklagen

Bilanzgewinn

062174015_0_2020 - GEWOBAU Erlangen

EUR EUR

Vorjahr
EUR

63.179.232,72

0,00

674.944,31

235.362,23
64.089.539,26

59.787.400,09
296.219,39
33.540,51
300.378,66

60.417.538,65

1.896.499,48 2.089.738,34
3.686.674,85 946.563,73
2.248.176,28 1.810.596,81
71.920.889,87 65.264.437,53

-35.505.343,29

0,00

-319.615,85

-180.774,64
-36.005.733,78

-4.216.470,36

-1.220.313,09
-5.436.783,45

-13.848.478,63

-32.590.438,87
-40.331,94

-403.394,35

-3.711.133,60

-1.250.416,20

-13.541.254,32

-5.203.762,91 -2.962.546,46
200.832,23 212.374,96
64.161,63 73.460,99
-10.329.520,31 -8.641.508,87
1.361.604,65 2.409.248,87
2.409.248,87 2.841.256,27
-2.409.248,87 -2.841.256,27
1.361.604,65 2.409.248,87
Anlage 1.3
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Bilanz zum 31. Dezember 2024

der GEWOBAU Beteiligungsgesellschaft mbH

Aktiva Passiva
Vorjahr Vorjahr
EUR EUR EUR EUR EUR EUR
A. Anlagevermogen Eigenkapital
I. Immaterielle Vermdgensgegensténde Gezeichnetes Kapital 25.000,00 25.000,00
Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche
Schutzrechte und dhnliche Rechte und Werte
sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 1,00 142,00 Riickstellungen
Sonstige Riickstellungen 232.421,00 192.231,00
Il.  Sachanlagen
Andere Anlagen, Betriebs- und Geschéftsausstattung 483.957,55 550.798,55
483.958,55 550.940,55 . Verbindlichkeiten
1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 26.066,23 119.879,30
B. Umlaufvermégen 2. Verbindlichkeiten gegeniiber verbundenen Unternehmen 1.354.221,06 1.174.839,61
1.380.287,29 1.294.718,91
I. Vorrate
Geleistete Anzahlungen 0,00 24.847,00
Il.  Forderungen und sonstige Vermdgensgegenstande
1. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 734.908,10 676.248,82
2. Sonstige Vermdgensgegenstande 0,00 307,45
734.908,10 676.556,27
Ill.  Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 418.841,64 257.189,16
1.153.749,74 958.592,43
C. Rechnungsabgrenzungsposten 0,00 2.416,93
1.637.708,29 1.511.949,91 1.637.708,29 1.511.949,91
062174015_2020 - GEWOBAU BTG Anlage 1.2



Gewinn- und Verlustrechnung
fiir das Geschiftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024

der GEWOBAU Beteiligungsgesellschaft mbH

Vorjahr
EUR EUR EUR

1. Umsatzerlose 5.062.113,61 4.715.556,27

2. Sonstige betriebliche Ertrage 13.473,26 7.668,44

3. Materialaufwand

Aufwendungen fir bezogene Leistungen -960.497,56 -794.233,88

4. Personalaufwand

a) Lohne und Gehalter -2.572.736,25 -2.451.656,24
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen
fur Altersversorgung und fur Unterstiitzung -741.388,56 -672.466,30
davon fiur Altersversorgung:
EUR 203.393,44 (Vj. EUR 182.929,25)
-3.314.124,81
5. Abschreibungen auf immaterielle Vermégensgegen-
stdnde des Anlagevermdgens und Sachanlagen -170.003,04 -159.835,65

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen -419.066,23 -421.786,68

7. Sonstige Zinsen und adhnliche Ertrage 432,00 576,00

8. Zinsen und &hnliche Aufwendungen -11.495,00 -11.447,00

davon an verbundene Unternehmen:
EUR 11.250,00 (Vj. EUR 11.250,00)
davon aus der Aufzinsung:

EUR 245,00 (Vj. EUR 197,00)

9. Ergebnis nach Steuern 200.832,23 212.374,96
10. Aufwendungen aus Gewinnabfiihrung verbundene Unternehmen -200.832,23 -212.374,96
11. Jahresiiberschuss 0,00 0,00

062174015_2020 - GEWOBAU BTG Anlage 1.3
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Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
11/20 Stadtkdmmerei 20/081/2025

Haushaltssatzung der rechtlich selbstindigen Wellhofer-Feigel-Heindel-Stiftung
fFiir das Haushaltsjahr 2026

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalausschuss  19.11.2025 O Gutachten
Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

I. Antrag

Der Stadtrat beschlief3t die

Haushaltssatzung der rechtlich selbstandigen Wellhofer-Feigel-Heindel-Stiftung
der Stadt Erlangen
fiir das Haushaltsjahr 2026

Aufgrund des Art. 20 Abs. 1 des Bayerischen Stiftungsgesetzes (BayStG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 26. September 2008 (GVBI. S. 834, BayRS 282-1-1-WK), das zuletzt durch Gesetz vom
24, Juli 2023 (GVBL. S. 449) geandert worden ist, i. V. m. Art. 63 ff der Gemeindeordnung erlasst die
Stadt Erlangen folgende Haushaltssatzung:

§1
Der als Anlage beigefligte Haushaltsplan fiir das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt. Er
schlief3t
1. im Ergebnishaushalt mit
dem Gesamtbetrag der Ertrage von 90.300,-- €
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen von 63.300,-- €
und dem Saldo (Jahresergebnis) von 27.000,-- €
2. imFinanzhaushalt
aus laufender Verwaltungstatigkeit mit
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 90.300,-- €
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 63.300,-- €
und dem Saldo von 27.000,-- €
§2

Kredite fiir Investitionen und Investitionsforderungsmalnahmen sind nicht vorgesehen.

§3
Verpflichtungsermachtigungen werden nicht festgesetzt.
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§4
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen werden nicht beansprucht.

§5
Die Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2026 in Kraft.

Erlangen, den

STADT ERLANGEN

Dr. Janik
Oberbiirgermeister

Il. Begriindung

Anlage: 1 Haushaltsplan 2026 WFH Stiftung

lll. Abstimmung
siehe Anlage

IV. Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang

Seite 27\son 2
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Haushalt 2026
Ergebnishaushalt Kostentrager 72110010 Wellhéfer-Feigel-Heindel-Stiftung (Gemeinde 02)
Selbstandige Stiftungen
Nr. Bezeichnung Ergebnis Ansatz Ansatz Planung Planung Planung
2024 2025 2026 2027
Euro Euro Euro Euro Euro Euro
1 Steuern und ahnliche Abgaben
2 + Zuwendungen u. allgem. Umlagen
3 + sonstige Transferertrage
4 + offentl.-rechtl. Leistungsentgelte
5 + Aufldsung von Sonderposten
6 + privatrechtl. Leistungsentgelte 64.771 64.700 71.000 71.000 71.000 71.000
7 + Kostenerstattungen u. Kostenumlagen
8 + sonstige ordentliche Ertrage
9 + aktivierte Eigenleistungen
10 +/- Bestandsveranderungen
S1 = Ordentliche Ertrage 64.771 64.700 71.000 71.000 71.000 71.000
1 - Personalaufwendungen
12 - Versorgungsaufwendungen
13 - Aufwendungen f. Sach- u. Dienstleistungen -220 -300 -20.500 -500 -500 -500
14 - Bilanzielle Abschreibungen
15 - Transferaufwendungen -47.189 -47.900 -33.300 -53.300 -53.300 -53.300
16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen -8.199 -8.700 -9.500 -9.500 -9.500 -9.500
S2 = Ordentliche Aufwendungen -55.608 -56.900 -63.300 -63.300 -63.300 -63.300
S3 Ergebnis der Ifd. Verwaltungstatigkeit 9.163 7.800 7.700 7.700 7.700 7.700
17 + Finanzertrage 14.562 16.400 19.300 19.300 19.300 19.300
18 - Zinsen u. sonst. Finanzaufwendungen -20
S4 = Finanzergebnis 14.542 16.400 19.300 19.300 19.300 19.300
S5 Ordentliches Ergebnis 23.705 24.200 27.000 27.000 27.000 27.000
19 + AulBerordentliche Ertrage
20 - AuRerordentliche Aufwendungen
S6 = AufRerordentliches Ergebnis
Ss7 = Ergebnis vor Beriicksichtigung der internen 23.705 24.200 27.000 27.000 27.000 27.000
Leistungsbeziehungen
21 + Ertrage aus interner Leistungsverrechnung
22 - Aufwendungen aus internen Leistungsverrechnungen
S8 = Ergebnis des Teilhaushalts 23.705 24.200 27.000 27.000 27.000 27.000
HINWEIS Gesamtbetrag der Ertrdge ohne interne 79.333 81.100 90.300 90.300 90.300 90.300
Leistungsverrechnung
HINWEIS Gesamtbetrag der Aufwendungen ohne interne -55.628 -56.900 -63.300 -63.300 -63.300 -63.300
Leistungsverrechnung

74




Haushalt 2026: Wellhofer-Feigel-Heindel-Stiftung

Haushaltsvermerk

Die Aufwendungen sind gegenseitig deckungsfahig. Mehrertrage berechtigen zu Mehraufwendungen.

75




Haushalt 2026

Finanzhaushalt Kostentrager 72110010 Wellhéfer-Feigel-Heindel-Stiftung (Gemeinde 02)

Selbstandige Stiftungen

Nr. Bezeichnung Ergebnis Ansatz Ansatz Planung Planung Planung
2024 2025 2026 2027
Euro Euro Euro Euro Euro Euro
1 Steuern und ahnliche Abgaben
2 + Zuwendungen u. allgem. Umlagen
3 + sonstige Transfereinzahlungen
4 + offentl.-rechtl. Leistungsentgelte
5 + privatrechtl. Leistungsentgelte 64.771 64.700 71.000 71.000 71.000 71.000
6 + Kostenerstattungen und -umlagen
7 + sonst. Einzahlg. aus Ifd. Verw.tatigkeit
8 + Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 14.262 16.400 19.300 19.300 19.300 19.300
S1 = Einzahlungen aus Ifd. Verwaltungstatigkeit 79.033 81.100 90.300 90.300 90.300 90.300
9 - Personalauszahlungen
10 - Versorgungsauszahlungen
11 - Auszahlungen f. Sach- u. Dienstleistungen -41 -300 -20.500 -500 -500 -500
12 - Transferauszahlungen -29.640 -47.900 -33.300 -53.300 -53.300 -53.300
13 - Sonst. Auszahlg. aus Ifd. Verw.-tatigkeit -7.380 -8.700 -9.500 -9.500 -9.500 -9.500
14 - Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen -20
S2 = Auszahlungen aus Ifd. Verwaltungstatigkeit -37.081 -56.900 -63.300 -63.300 -63.300 -63.300
S3 Saldo aus Ifd. Verwaltungstatigkeit 41.952 24.200 27.000 27.000 27.000 27.000
15 + Einzahlungen aus Investitionszuwendungen
16 + Einz. aus Invest.-beitrdgen u.a. Entgelten
17 + Einz. aus VerauBerung v. Sachvermdgen
18 + Einz. aus VerauRerung v. Finanzvermdgen
19 + Einz. flr sonstige Investitionstatigkeit
S4 = Einz. aus Investitionstétigkeit
20 - Ausz. f. Erwerb v. Grundstlicken/Geb&uden
21 - Ausz. flr Baumalnahmen
22 - Ausz. f. Erwerb von immat. u. bewegl. Sachvermdgen
23 - Ausz. f. Erwerb v. Finanzvermogen
24 - Ausz. f. InvestitionsférderungsmalRnahmen
25 - Ausz. f. sonstige Investitionstatigkeit
S5 = Ausz. aus Investitionstatigkeit
S6 Saldo aus Investitionstatigkeit
S§7 Finanzierungsmittelliberschuss/-fehlbetrag 41.952 24.200 27.000 27.000 27.000 27.000
26A + Einz. aus d. Aufnahme v. Krediten
26B + Einz. aus den der Kreditaufn. wirtsch. vergl. Vorgangen
26C + Einz. aus Schuldendiensthilfen zur Tilgung v. Krediten
S8 = Einz. fir Finanzierungstatigkeit
27A - Ausz. f.d. Tilgung von Krediten
27B - Ausz. f.d. Tilgung v.d. Kreditaufn. wirtsch. vergl.
Vorgangen
S9 = Ausz. fiir Finanzierungstatigkeit
S10 Saldo aus Finanzierungstétigkeit
S11 Finanzmitteliiberschuss/-fehlbetrag 41.952 24.200 27.000 27.000 27.000 27.000
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Haushalt 2026: Wellhofer-Feigel-Heindel-Stiftung

Haushaltsvermerk

Die Auszahlungen sind gegenseitig deckungsfahig. Mehreinzahlungen wachsen den Auszahlungen zu.
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Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
Il Referat Wirtschaft und Finanzen 11/044/2025

Haushalt 2025 - Fortschreibung Haushaltskonsolidierungskonzept und
Budgetierungsregeln
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

Antrag

1. Das Haushaltskonsolidierungskonzept 2025 in der vorliegenden Fassung (Erfiillungsstand 30.09.2025,
Anlage 1) wird fortgeschrieben. Durch die Kiirzung der Planansatze fiir sonstige Aufwendungen fiir
Dienstleistungen in den Jahren 2026 bis einschlieRlich 2028 wird das Einsparvolumen in einem ersten
Schritt um insgesamt 7,2 Mio. € erhoht.

2. Abweichend von Ziffer 1.2.7 der Budgetierungsregeln 2025 flieRen nach Ermittlung der Ergebnisse
der Sachmittelbudgets 100% der erwirtschafteten Gesamtverbesserung an den Haushalt zurtick. Ein
etwaiges negatives Gesamtbudgetergebnis wird zu 100 % als Verlust in das nachste Haushaltsjahr
vorgetragen, sofern der Stadtrat im Einzelfall keine andere Entscheidung trifft.

Begriindung

1. Ausgangslage

1.1 Fortschreibung Haushaltskonsolidierungskonzept (HKK)

Im April 2025 wurde dem Stadtrat ein Haushaltskonsolidierungskonzept (HKK) vorgelegt, in dem Einspa-
rungen des Ergebnishaushalts fiir die Jahre 2025 bis einschlief3lich 2028 im Volumen von insgesamt 64,3
Mio. € vorgeschlagen wurden (sog. Konsolidierungscheck). Beschlossen wurde vom Stadtrat die reduzierte
Umsetzung von MaRnahmen im Volumen von 57,7 Mio. € (Vorlagennummer 11/39/2025).

In der Genehmigung zur Erhohung von Kreditaufnahmen fiir Investitionen im Rahmen der vorlaufigen
Haushaltsflihrung 2025 vom 20.05.2025 hat die Regierung von Mittelfranken darauf hingewiesen, dass sie
die Stadt Erlangen in der Verpflichtung sieht, im Zuge kiinftiger Fortschreibungen des HKK weitere Verbes-
serungen der finanziellen Rahmendaten (insbesondere hinsichtlich Liquiditat, Schuldenstand, freiwillige
Leistungen etc.) auf den Weg zu bringen. Dabei ware es Aufgabe, in einem ersten Schritt das um 10,4 Pro-
zent verringerte Einsparvolumen des beschlossenen HKK von 57,7 Mio. € durch anderweitige Einsparmaf3-
nahmen so auszugleichen, dass das urspriinglich vorgesehene Volumen von 64,3 Mio. € wieder erreicht
wird. Und bei den freiwilligen Leistungen aus laufender Verwaltungstatigkeit ware deren Umfang zunachst
mindestens auf das Niveau von 2024 zurlickzufiihren und in der Folge weiter deutlich zu vermindern.

Im Zuge der Beantragung der Erhohung des Kassenkreditvolumens fiir November 2025 bis Februar 2026
hat die Regierung von Mittelfranken auf die Unabdingbarkeit hingewiesen, diese Aufgabe nun zu erfiillen
und vom Stadtrat noch in diesem Jahr beschlieRen zu lassen. Andernfalls konnten weitere Genehmigun-
gen nicht in Aussicht gestellt werden konnen.
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Aufierdem wurde auf die generelle Bedeutung der Reduzierung der freiwilligen Leistungen fiir die Antrag-
stellung auf Bedarfszuweisungen nach Art. 15 BayFAG hingewiesen. Die Auszahlung eines Teilbetrages von
15,0 Mio. € derim Volumen von 35,0 Mio. € der Stadt Erlangen in Aussicht gestellten Bedarfszuweisung wird
voraussichtlich nur mit einer entsprechenden Auflage im Jahr 2026 zur Auszahlung kommen.

Bei einer Analyse der Plan-Ist-Abweichungen der Ergebnisrechnung 2025 zur Identifizierung von weiteren
signifikanten Einsparpotentialen fallen die Aufwendungen fiir Sach- und Dienstleistungen und hier insbe-
sondere die sonstigen Aufwendungen fiir Dienstleistungen wie zum Beispiel Honorare, Sicherheitsdienst-
leistungen, Catering etc. (Sachkonto 529101) auf. Dem Planansatz 2025 von 17,9 Mio. € stehen insbeson-
dere in Folge der vorlaufigen Haushaltsfiihrung im Ist Aufwendungen von 9,6 Mio. € (Stand 31.10.2025)
gegeniiber. Die Stadtkdmmerei halt es fiir vertretbar, die Planansatze 2026 bis einschlieRlich 2028 um jahr-
lich 2,4 Mio. €, insgesamt also 7,2 Mio. € zu kiirzen. Die Forderung, in einem ersten Schritt mindestens das
durch den Stadtratsbeschluss am 30.04.2025 um 6,6 Mio. € verringerte Einsparvolumen des HKK wieder-
herzustellen, ware damit erfiillt.

Die Kiirzung der Ansatze soll wie folgt vorgenommen werden: Gekiirzt werden grundsatzlich nur Planan-
satze liber 20.000 €. Die Planansatze 2026 werden auf das fiir 2025 prognostizierte Ist gekiirzt, jedoch um
max. 20 % (s. Anlage).

1.2. Freiwillige Leistungen

Sowohlim Rahmen der Haushaltskonsolidierung zur Wiederherstellung einer geordneten Haushaltswirt-
schaft und der dauernden Leistungsfahigkeit als auch im Antragsverfahren auf Bedarfszuweisung wird das
Niveau der freiwilligen Leistungen der Stadt Erlangen immer wieder thematisiert.

Wie im Bereich der Aufwendungen fiir Sach- und Dienstleistungen sind auch bei den freiwilligen Leistun-
gen, die mit einer Vorabdotierung versehen sind, im laufenden Haushaltsjahr in Folge der vorlaufigen
Haushaltsflihrung deutliche Plan-Ist-Abweichungen zu verzeichnen.

Uber das Kiirzungspotential der Jahre 2026 ff. finden derzeit verwaltungsintern Abstimmungsgesprache
statt, Uiber deren Ergebnis im Stadtrat im Dezember nach Maligabe der Regierung ein Stadtratsbeschluss
zu fassen ist.

1.3 Budgetierungsregeln

Im Interesse der Haushaltskonsolidierung sollen -wie bereits im Zuge der Budgetabrechnung 2024 prakti-
ziert- erwirtschaftete Verbesserungen der Sachmittelbudgets nicht zu 70 %, sondern zu 100 % an den
Haushalt zurtickflieRen. Der nach Ziffer 1.2.7 der Budgetierungsregeln 2025 dem Fachamt verbleibende
30 %-Anteil wiirde damit entfallen, ebenso etwaige Zufiihrungen an die Budgetriicklage. Dies entlastet
zum einen die fir Entnahmen aus der Budgetriicklage bereitzustellende Liquiditat. Zum anderen kom-
men die im Zug der vorlaufigen Haushaltsflihrung erzielten Verbesserungen der Sachmittelbudgets dem
allgemeinen Haushalt zugute.

2. Programme [ Produkte /[ Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Vorlage des fortgeschriebenen HKK bei der Regierung von Mittelfranken und Berticksichtigung der be-
schlossenen Kiirzungen im Haushalt 2026 und in der mittelfristigen Finanzplanung

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Umsetzung des HKK durch die Referate und Fachamter in eigener Zustandigkeit, Herbeiflihrung erforder-
licher Stadtratsbeschliisse, weitere Fortschreibung des HKK
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Anlage: Auswertung Sachkonto 529101

Ill. Abstimmung
siehe Anlage

IV. Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang
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Sachkonto 529101 - Sonstige Aufwendungen Fiir Dienstleistungen
Anpassung an die vorldufige Haushaltsfiihrung

Plan 2025 nach

Konsolidierung

Hochrechnung auf
Basis der Ist-
Zahlen zum 31.10.

Vorlaufiger Plan
2026

Anpassung an
Art. 69 GO

Plan 2026
nach Art. 69 GO

SUMME

SUMME

11
13
14
16
17
20
23
24
30
31
33
34
37
39
40
41
42
43
44
45
46
47
50
51
52
61
63
66

Referat

VI

0

281.050

0

1.500
419.100
51.500
373.800
523.000

0

135.500
1.063.000
118.500
8.500
72.800
616.000
166.300
12.000
3.417.500
515.000
33.000
190.145
972.000
6.376.000
2.035.498
118.500
258.000
2.500
95.700
17.856.393

Plan 2025 nach
Konsolidierung

282.550
127.000
425.300
1.600.600
5.921.945
8.411.498
879.200
208.300
17.856.393

5.558
226.968

0

2.331
241.212
16.224
429.543
322.255

0

187.614
1.263.806
93.522
13.765
51.697
48.189
116.378
8.255
3.348.475
595.849
6.071
110.004
1.086.109
1.306.583
1.695.945
94.528
66.754
104
207.164
11.544.904

Hochrechnung auf
Basis der Ist-
Zahlen zum 31.10.

229.299
108.293
445.767
1.604.099
5.319.331
3.002.527
596.277
239.311
11.544.904

0

328.200
1.200
1.500
369.700
40.900
385.000
369.000

0

48.500
1.174.000
100.700
8.500
70.000
573.900
288.600
12.000
3.612.000
515.000
53.000
212.700
846.900
6.375.300
2.851.700
48.500
116.500
2.500
212.000
18.617.800

Vorlaufiger Plan
2026

330.900
57.000
425.900
1.644.400
6.114.100
9.227.000
700.000
118.500
18.617.800

81

114.700
57.700

0

263.500

0

10.600
42.500

0
1.217.500
565.300

0

23.300

0

4.800
2.451.900

Anpassung an
Art. 69 GO

16.200

0

8.100
81.000
489.000
1.782.800
74.800

0
2.451.900

0

312.000
1.200
1.500
295.800
32.800
385.000
322.300

0

48.500
1.174.000
93.600
8.500
70.000
459.200
230.900
12.000
3.348.500
515.000
42.400
170.200
846.900
5.157.800
2.286.400
48.500
93.200
2.500
207.200
16.165.900

Plan 2026
nach Art. 69 GO

314.700
57.000
417.800
1.563.400
5.625.100
7.444.200
625.200
118.500
16.165.900
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Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/44/YD001 Yildiz, Damla 44/032/2025

Fachamtsbudget und Arbeitsprogramm 2026 des Theaters - schauspiel erlangen,
siehe Arbeitsprogramm ab Seite179
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

Antrag

1. Das Gesamtbudget (die Gesamtbudgethohe) flir das Theater - schauspiel erlangen wird zur Kenntnis
genommen.

2. Das Arbeitsprogramm 2026 des Theaters wird, vorbehaltlich des noch festzustellenden Budgets, wel-
ches die finanzielle Basis flir das Arbeitsprogramm bildet, inhaltlich beschlossen.

. Begriindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Sicherstellung der Aufgabenerfiillung des Theaters - schauspiel erlangen.

2. Programme [ Produkte /[ Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

[] ja, positiv*
ja, negativ*

[]
4 nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*
[] nein*

*Erlduterungen dazu sind in der Begriindung aufzufiihren.

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alternative
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Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung vorgeschlagen wer-
den soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:
Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:
Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht benotigt

[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk

[] sind nicht vorhanden

Anlagen: Arbeitsprogramm Theater - schauspiel erlangen fiir 2026

lll. Abstimmung
siehe Anlage

IV. Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang
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H HEEEEN
Arbeitsprogramm 2026 mmmEE o
Fachausschuss KFA R Erlangen
Amt 44/[Theater]/schauspiel erlangen 28.07.2025

Ggf. Hinweis auf untergeordnete Organisationseinheit (Abt./SG)/ oder Produktbereich

Arbeitsprogramm 2026

44 [ [Theater] schauspiel erlangen

Zustandiger Fachausschuss: KFA
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Allgemeine Angaben

Verantwortlich
Beschreibung
Auftragsgrundlage
Zielgruppe

Ziele [ Aufgaben

Produktgruppen

Untergeordnete
Produktgruppen

Jonas Knecht

Die ,Umsetzung Klimaaufbruch® (gemdf Stadtratsbeschluss BV
31/163/2022) wird dem Handeln des Amtes zugrunde gelegt.

Art. 3 Bayerische Verfassung: ,,Bayern ist ein Rechts- Kultur und Sozial-
staat.“ Kultur ist kommunale Gestaltungsaufgabe.

Erlanger Bevolkerung jeden Alters, theaterinteressiertes Publikum aus
der Metropolregion und Deutschland,

Als kommunales Theater fallt dem schauspiel erlangen ein vielschichti-
ges Aufgabenfeld zu, das unter anderem beinhaltet, ein breitgefachertes,
kulturelles Angebot fiir die Erlanger Bevolkerung und alle interessierten
Menschen innerhalb der Metropolregion bereitzustellen. Um diesem
Teilauftrag gerecht zu werden und Theater in all seinen Facetten fiir das
Publikum des schauspiel erlangen erfahrbar zu machen, wurde fiir die
Saison 2025/2026 ein Spielplan konzipiert, der moderne Klassikerinter-
pretationen, Neue Dramatik, die Vielfalt theatraler Ausdrucksformen und
hybride, interdisziplinare Produktionskonzepte miteinander vereint.
Diesen ambitionierten Spielplan realisiert das selbst produzierende
Schauspielhaus mit eigenem Ensemble durch die Erarbeitung von 12 bis
14 Neuinszenierungen pro Spielzeit (inklusive Kinder- und Jugendthea-
ter). Dariiber hinaus wird der Spielplan durch Kooperationen mit Festi-
vals und anderen regionalen und Giberregionalen Kultureinrichtungen er-
ganzt. Neben der Prasentation kiinstlerischer Vielfalt ist es ein ausge-
sprochenes Ziel des schauspiel erlangen, durch partizipative Formate in
die Stadtgesellschaft hineinzuwirken (z. B. durch Spielclubformate wie
die Blirger:innenbiihne), einen signifikanten Beitrag zur kulturellen Iden-
titat der Stadt Erlangen zu leisten und abstrakte Schlagworte wie kultu-
relle Teilhabe und soziale Inklusion fiir alle Erlanger:innen in eine leben-
dig erfahrbare Praxis zu tiberfiihren. Durch Kooperationen mit Bildungs-
einrichtungen und anderen Kulturinstitutionen erfullt das schauspiel er-
langen zudem wichtige Aufgaben im Bereich der kulturellen Bildung und
erreicht damit unter anderem, dass Kindern und Jugendlichen der nach-
haltige Zugang zu unterschiedlichen kiinstlerischen Sparten und Aus-
drucksformen ermoglicht wird (z. B. durch die kulturellen Vermittlungs-
formate »Kulturwiesel«, »Kulturflichse« und »Kulturfalken«). Durch das
Er6ffnen von Dialog- und Diskursraumen und das Kreieren von Foren fiir
eine kritisch-reflexive Auseinandersetzung mit den politischen und sozi-
alen Entwicklungen unserer Zeit leistet das schauspiel erlangen zudem
einen zentralen Beitrag zur gesellschaftlichen Entwicklung, zur Starkung
des Gemeinwesens und der Demokratie.

26110080 Amt 44: Leistungen fur Theater
26111080 - 26119980 Eigenproduktionen, Gastspiele, Sonstige Veran-
staltungen
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Ggf. Hinweis auf untergeordnete Organisationseinheit (Abt./SG)/ oder Produktbereich

in eigener
Verantwortung

Untergeordnete
Produktgruppen
mit anteiliger
Verantwortung

Finanzdaten

Budgetdaten

Summe Ertrage (Sachmittel)
Summe Aufwendungen (Sachmittel)
Saldo Sachkostenbudget

(SKO - Budgetvolumen)

Personalaufwand

Budgetriicklage

Stand 30.06.2025

Investitionen

0300 Auszahlung aus Investitionsta-
tigkeit

Personal

Personalausstattung

IST-Stand lt. Stellenplan 2025
davon derzeit besetzt mit

- Vollzeitkraften

- Teilzeitkraften

- Davon derzeit nicht besetzt

"freiwillig" bzw. "gesperrt"

Stammkréafte mit NV-Biihne-Vertrag,
davon

- Vollzeitkrdften

- Teilzeitkraften

2025
Ansatz (€)

1.444.800
-3.492.476
-2.047.676

-4.525.600

-150.000

Gesamt

35,41

16,00
14,25

5,16

21,00

8,01

Beamte

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

HEEEER

mams Stadt
EEEEN

samnm Erlangen

28.07.2025

2026
Entwurfsansatz (€)

1.544.800
-3.598.500
-2.053.700

-4.550.800

-100.000

Tarifbeschéftigte

35,41

16,00
14,25

5,16

21,00

8,01



H HEEEEN
Arbeitsprogramm 2026 mEmEE
Fachausschuss KFA R Erlangen
Amt 44/[Theater]/schauspiel erlangen 28.07.2025

Ggf. Hinweis auf untergeordnete Organisationseinheit (Abt./SG)/ oder Produktbereich

Anmerkungen zu sonstigen
Beschiftigungsverhiltnissen

- Stundenkontingente

- Saisonkrafte

- Anzahl der Ausbildungsarbeitsplatze 2,00 0,00 2,00
Verwaltungsbereich: 0,00 0,00
gewerblicher Bereich: 2,00 2,00

- Anzahl der bestellten Ausbildenden 2,00 0,00 2,00
im Amt

Stellenplan 2026

Beantragte Anderungen Funktion + Stellenumfang Stellenwert

(VZ bzw. TZ-Anteile)

(Ubersicht ohne Stellenwertinderun-
gen und ohne Begriindungstext)

Folgende neue Planstellen wurden von
der Fachdienststelle beantragt

Folgende Stelleneinziige, Stellensper-
rungen und kw-Vermerke sind vorge-
sehen

Arbeitsprogramm 2026
o aufBasis des IST-Personalstandes 2025

Analysen, Fakten, Kennzahlen

Entwicklungstrends und Prognosen

Das schauspiel erlangen hat kiirzlich den Spielplan fiir die Spielzeit 2025/2026 vorgestellt, dessen
Schwerpunkte unter anderem zeitgendssische, politische Dramatik sowie ein vielfaltiges Theateran-
gebot fiir Kinder und Jugendliche bilden. Das fiir die Saison 2025/2026 konzipierte, vielschichtige
Programm evoziert auf den ersten Blick nicht den Eindruck eines von Sparvorgaben dominierten,
sparlichen Konsolidierungsspielplans, denn es ist das ausgesprochene Ziel des Hauses, trotz ein-
schneidender Sparvorgaben die eigene Sichtbarkeit und Relevanz zu wahren. Dennoch soll an dieser
Stelle deutlich werden, dass von Seiten des schauspiel erlangen alle Anstrengungen und Bemuhun-
gen ausgereizt sind, um den Betrieb am Haus aufrechtzuerhalten. Die Prognose fiir das Haushalts-
jahr 2026 muss entsprechend verhalten, wenn nicht sogar negativ ausfallen: Sollte es zu weiteren
Sparrunden kommen und sich der dem schauspiel erlangen zur Verfligung stehende Etat weiter ver-
ringern, so ware eine Abwartsspirale zu befiirchten. Damit verbunden waren unter anderem massive
Einnahmeneinbufien, Qualitatsverlust, eine schwindende Sichtbarkeit und Relevanz. Entsprechend
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ware im unglnstigsten Fall der Fortbestand des schauspiel erlangen in seiner aktuellen Struktur als
eigenproduzierender Stadttheaterbetrieb nicht mehr gewahrleistet.

AnschlieRend an die Ausfiihrungen zu den Zielen und Aufgaben des schauspiel erlangen soll an die-
ser Stelle noch einmal die besondere gesellschaftliche Verantwortung hervorgehoben werden, die
dem Haus zufallt: Das schauspiel erlangen starkt die Demokratie, eroffnet Reflexionsraume, tragt zur
Auseinandersetzung mit aktuellen gesellschaftlichen Entwicklungen bei und starkt das Gemeinwe-
sen. Entsprechend befdérdert Haus nicht nur die Attraktivitat des Kulturstandorts Erlangen, sondern
ist zudem ein auRerordentlich relevanter Baustein fiir den Erhalt und die Weiterentwicklung einer
modernen, demokratischen Stadtgesellschaft, aus deren Mitte das schauspiel erlangen nicht weg-
zudenken ist.

Herausforderungen

Die Tariferhohungen, die in Analogie zu den tariflichen Anpassungen im Geltungsbereich des TV6D
auch fiir NV Biihne Solo-Mitarbeitende umgesetzt werden, werden durch den stadtischen Haushalt
nur zur Halfte ausgeglichen, was zu einer weiteren Verringerung des zur Verfligung stehenden Sach-
mitteletats des schauspiel erlangen fiihrt und damit die ohnehin schon prekare finanzielle Situation
des Hauses drastisch verscharft. Die grofste Herausforderung fiir die Spielzeit 2025/2026 wird es sein,
den Betrieb am Haus bestmaoglich aufrechtzuerhalten und die obenstehend beschriebene Abwarts-
spirale abzuwenden.

Auch die in den Arbeitsprogrammen der vergangenen Jahre immer wieder beschriebene, teilweise
unzureichende raumliche Situation am Haus mit partiell maroder Bausubstanz und veralteter, teils
desolater Ausstattung (vgl. hierzu die Ausfihrungen unter »Langfristige strategische Ziele der
Dienststelle«) stellt die Mitarbeitenden des Hauses taglich vor eklatante Herausforderungen.

Langfristig strategische Ziele der Dienststelle

Die im Arbeitsprogramm 2025 formulierten Ziele beziiglich der Integration barrierearmer respektive
barrierefreier Veranstaltungsformate in den Spielplan sowie der Ausbau des Angebots fiir ein inter-
nationales Publikum konnten aufgrund der Sparvorgaben bislang nicht umgesetzt werden, sollen
aber auch zukiinftig ein ausgesprochenes Ziel des schauspiel erlangen sein. Ebenso soll die Digitali-
sierung am Haus weiter vorangetrieben werden. Da sich uber die letzten Jahre eine nachhaltige Ver-
anderung im Publikumsverhalten eingestellt hat und das klassische Abonnementpublikum riicklau-
figist, wird es perspektivisch notwendig sein, die konventionelle Abonnementstruktur durch ein den
veranderten Bedrfnissen der Zuschauenden besser entsprechendes Verkaufssystem zu substituie-
ren.

Wie bereits im Arbeitsprogramm 2025 formuliert, bedarf es dringend einer geeigneten Alternative zu
den aktuell genutzten Probebiihnen in der GlockenstraRe 1b und HauptstralRe 34, da diese Raum-
lichkeiten aufgrund baulicher Gegebenheiten (z. B. nicht barrierefrei zuganglich) und der ungenu-
genden Ausstattung (u. a. fehlende Garderoben-/Umzugsmoglichkeiten, veraltete Sanitar- sowie
fehlende Duscheinrichtungen, unzureichende Liftung) nur bedingt fiir die Arbeitsprozesse eines
modernen Theaterbetriebs geeignet sind. Notwendig ist zudem der Ausbau der in der Innenstadt
gelegenen Theaterrdumlichkeiten rund um das Markgrafentheater, da sich der aktuelle Repertoire-
Spielbetrieb aufgrund begrenzter Lagermoglichkeiten (nicht vorhandene Seiten- und Hinterbiihnen)
logistisch herausfordernd und ineffizient gestaltet.

Durch den Ausbau von Lagermoglichkeiten in unmittelbarer Theaterndhe hatte das schauspiel er-
langen die Moglichkeit, vorhandene personelle und zeitliche Ressourcen angesichts einer deutlichen
Verminderung von Transportwegen und -zeiten besser zu nutzen, was zeitgleich eine Verringerung
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der durch Transport-, Auf- und Abbauarbeiten bedingten Schlie3zeiten des Hauses zur Folge hatte.
Hierdurch hatte das schauspiel erlangen die Moglichkeit, pro Spielzeit deutlich mehr Vorstellungs-
termine anzusetzen und dem Publikum einen noch abwechslungsreicheren Spielplan anzubieten

Was wollen wir im nachsten Jahr erreichen?

Unbedingt vermieden werden sollen betriebsbedingte Kiindigungen/Nichtverlangerungen;

Der fir die Spielzeit 2025/2026 konzipierte Spielplan (vgl. hierzu Saisonbroschiire fiir die Spielzeit
2025/2026) soll moglichst umfanglich zur Umsetzung gebracht werden.

Zudem soll der durch den Stadtrat bestatigte Bedarfsbeschluss umgesetzt werden, der fiir das Haus-
haltsjahr 2026 einen Umzug der Bliroraumlichkeiten des schauspiel erlangen von den angemieteten
Flachen in der Hauptstrafie 55 in das »ZAM - Zentrum fiir Austausch und Machen« vorsieht. Neben
einer Verbesserung der Arbeitsplatzsituation verschiedener Abteilungen (u. a. Dramaturgie, Kommu-
nikation/Marketing, kilinstlerisches Betriebsbtro, klinstlerische Interaktion und Vermittlung, Pro-
jektkoordination, Verwaltung) durch das Vorhandensein von Sozial-, Begegnungs- und Bespre-
chungsraumen sowie einer Kiiche, sollen hierdurch bestmoglich Synergieeffekte an der Schnittstelle
zwischen ZAM und schauspiel genutzt werden (Nutzung der Werkstatten, Kooperationen, Wissens-
transfer etc.).

Was wollen wir dafiir tun?

Da alle Moglichkeiten und Strategien, um den Wegfall finanzieller Mittel zu kompensieren, inzwi-
schen ausgereizt sind, wissen wir das nicht;

Wie wollen wir das anpacken?

Welche Ressourcen stehen dafiir zur Verfiigung?

Samtliche Budgetpositionen wurden gepriift und auf ein Minimum reduziert, Ausstattungsetats wur-
den weiter verknappt und das schauspiel erlangen verzichtet, wo moglich, auf das Engagement von
Gastkiinstler*innen. Zudem wurde am Haus ein umfassendes Sponsoring- und Fundraisingkonzept
erarbeitet, um hohere Einnahmen zu generieren, was sich jedoch angesichts der allgemeinen wirt-
schaftlichen Lage dufRerst schwierig gestaltet. Vakante Positionen im Geltungsbereich des NV Biihne
Solo werden nicht oder nur mit reduzierter Arbeitszeit wiederbesetzt. Darliber hinaus forciert das
schauspiel erlangen weiterhin die Kooperation mit anderen Kulturinstitutionen, um Kosten zu redu-
zieren und Synergien zu nutzen.

Zusammenfassend gilt es festzuhalten, dass all diese Anstrengungen und Bemiihungen inzwischen
ausgereizt sind und es zukiinftig nicht mehr moglich sein wird, einen weiteren Wegfall finanzieller
Mittel durch eigene Mehrarbeit, Kooperationen oder andere Strategien zu kompensieren. Entspre-
chend stehen dem schauspiel erlangen weder finanziell noch personell oder infrastrukturell die not-
wendigen Ressourcen zur Verfligung, um den Anforderungen an einen modernen Stadttheaterbe-
trieb gerecht zu werden.
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Sofern Stellenplanantrage fiir 2026 gestellt wurden:

Falls die fiir 2026 beantragten Stellen durch Beschlussfassung des Stadtrats genehmigt werden, kdnnen die
im jeweiligen Stellenplanantrag aufgefiihrten Aufgaben zusatzlich erfiillt werden. Das Arbeitsprogramm 2026
wird dadurch entsprechend ergénzt.

Bei Nichtgenehmigung wird auf die im jeweiligen Stellenplanantrag dargestellten Auswirkungen verwiesen.

DMS-Einfiihrung

Die DMS-Einfiihrung ist von bis geplant bzw. wurde im Jahr
schlossen.

bereits abge-
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Geschéftszeichen:

V/510-1

Sitzungsvorlage Mittelbereitstellung

Verantwortliche/r:
Stadtjugendamt

Mittelbereitstellung Fiir das Stadtjugendamt (Amt 51)

Beratungsfolge

Jugendhilfeausschuss
Haupt-, Finanz- und Personalaus-

schuss
Stadtrat

Termin O/N Vorlagenart

13.11.2025 O Gutachten
19.11.2025 O Gutachten
27.11.2025 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

Die Zustimmung zur Mittelbereitstellung wird erteilt.

Antrag

Vorlagennummer:
510/160/2025

Abstimmung

einstimmig angenommen

gez. Beugel, 31.10.2025
Unterschrift Referat Il

Die Verwaltung beantragt nachfolgende liberplanmafige Bereitstellung von Mitteln:

Erhéhung der Aufwendungen um

insg. 5.600.000 €
davon

600.000 € fiir

Sachmittelbudget

Kostenstelle 516190
Allg. KST SGB Finanzma-
nagement, Ausbildungs-

Produkt 36522100
Forderung Kindergarten (Freie Tra-

ger)

Sachkonto 530101
Zuschiisse f. Soziales/Kul-
tur/Sport (Ifd. Zwe-

forderung und Unter- cke)
haltsvorschuss (Abt.
510)
11.500 € fir
Sachmittelbudget Kostenstelle 512590 Produkt 36321010 Sachkonto 533101

Allg. KST SGB Wirt-
schaftliche Jugendhilfe
(Abt. 512)

Allgemeine Forderung der Erzie-
hung in der Familie (Gesundheits-
fachkrafte nach § 16 SGB VIII)

Jugendhilfe an nat. Perso-
nen a.v.E.

150.500 € fir

Sachmittelbudget

Kostenstelle 512590
Allg. KST SGB Wirt-
schaftliche Jugendhilfe
(Abt. 512)

Produkt 36323010
Forderung v. gem. Wohnformen f.
Vater/Miitter - Kinder (§ 19 SGB VIII)

Sachkonto 533201
Jugendhilfe an nat. Perso-
neni.E.

1.770.700 € fir

Sachmittelbudget

Kostenstelle 512590
Allg. KST SGB Wirt-
schaftliche Jugendhilfe
(Abt. 512)

Produkt 3633*
Hilfen zur Erziehung
§§ 27 1l bis 35 SGB VII|

Sachkonto 533*
Jugendhilfe an nat. Perso-
nen
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979.600 € flr

Sachmittelbudget

Kostenstelle 512590
Allg. KST SGB Wirt-
schaftliche Jugendhilfe
(Abt. 512)

Produkt 36341*
Hilfen fiir junge Volljahrige
§ 41 SGB VI

Sachkonto 533*
Jugendhilfe an nat. Perso-
nen

128.600 € fiir

Sachmittelbudget

Kostenstelle 512590
Allg. KST SGB Wirt-
schaftliche Jugendhilfe
(Abt. 512)

Produkt 36342*
Inobhutnahme, Notaufnahme
§ 42 SGB VIII

Sachkonto 533*
Jugendhilfe an nat. Perso-
nen und

Sachkonto 529101
Sonstige Aufwendungen fiir
Dienstleistungen

1.959.100 € fiir

Sachmittelbudget

Kostenstelle 512590
Allg. KST SGB Wirt-
schaftliche Jugendhilfe
(Abt. 512)

Produkt 36343*

Eingliederungshilfe fiir seelisch be-
hinderte oder von einer Behinde-

rung bedrohte junge Menschen
§ 35a SGB VIII

Sachkonto 533*
Jugendhilfe an nat. Perso-
nen und

Sachkonto 529101
Sonstige Aufwendungen fiir
Dienstleistungen

Anmerkung: Die Mittelnachbewilligung fiir die Wirtschaftliche Hilfe wurde hier auf Hilfearten zusammen-
gefasst. Die detaillierte Ubersicht mit den einzelnen Buchungskoordinaten ist als Anlage beigefiigt.

Die Deckung erfolgt durch Mehreinnahmen/Einsparungen

Allgemeiner Haushalt

Kostenstelle 202090

Allgem. KST Abt. Gemeindesteuern

in Hohe von
Produkt 61110010

sungen, Umlagen

Steuern, allgem. Zuwei-

2.500.000 € bei

Sachkonto 402101
Gemeindeanteil an der Einkom-
mensteuer

Allgemeiner Haushalt

Kostenstelle 202090

Allgem. KST Abt. Gemeindesteuern

und in Hohe von
Produkt 61110010

sungen, Umlagen

Steuern, allgem. Zuwei-

250.000 € bei

Sachkonto 402201
Gemeindeanteil an der Umsatz-
steuer

Allgemeiner Haushalt

Kostenstelle 202090

Allgem. KST Abt. Gemeindesteuern

und in Hohe von

Produkt 11130010
Finanzmanagement

90.000 € bei

Sachkonto 456251
Verspatungszuschlage Gewer-
besteuer

Sonderbudget
KommunalBit

Kostenstelle 175100
ITK Standard

in Hohe von
Produkt 11150010

Verwaltung

Service-Einrichtungen der

570.000 € bei

Sachkonto 459901
Andere sonst. Ertrage a. lfd.
Verw.-tatigkeit

Allgemeiner Haushalt

Kostenstelle 202090

Allgem. KST Abt. Gemeindesteuern

und in Hohe von

Produkt 61110010

sungen, Umlagen

Steuern, allgem. Zuwei-

790.000 € bei

Sachkonto 534101
Gewerbesteuerumlage

Allgemeiner Haushalt

Kostenstelle 202090

und in Hohe von

1.400.000 € bei
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Allgem. KST Abt.
Gemeindesteuern Produkt 11130010 Sachkonto 559201

Finanzmanagement Verzinsung v. Steuernachzah-
lungen (Gew.st.-guth.)

Il. Begriindung
1. Ressourcen

Wie bereits im Zwischenbericht des Amtes 51 zum Budget und Arbeitsprogramm 2025 - Stand 31.07.2025
(Vorlagen-Nr. 510/158/2025) - mitgeteilt, reichen die Mittel im Sachkostenbudget nicht aus. Entspre-
chend mehrjahriger Praxis wurde der angemeldete Bedarf des Jugendamtes im Rahmen der Haushalts-
aufstellung 2025 nicht vollstéandig beriicksichtigt. Von dem errechneten Zuschussbudget von 37,6 Mio. €
wurden nur 32 Mio. € bewilligt. Uber die restlichen Budgetmittel wurde eine Mittelnachbewilligung im
laufenden Haushaltsjahr zugesagt.

Zu den im Zwischenbericht aufgezeigten Mehraufwendungen in Héhe von 5,6 Mio. € haben sich keine An-
derungen ergeben. Eine Gegenfinanzierung aus dem eigenen Budget ist nicht moglich, da im Rahmen der
Haushaltskonsolidierung etwaige Personalkosten-Gutschriften wie z. B. durch verzogerte Stellenwieder-
besetzungen, unbesetzte Stunden usw. gestrichen wurden. Des Weiteren wurde die Budgetsonderriick-
lage mit Rechnungsergebnis 2024 aufgelost.

Auch amtsinterne Einsparungen aufgrund der Vorgaben im Rahmen der Haushaltskonsolidierung und
der vorlaufigen Haushaltsflihrung haben bei weitem nicht das Volumen, die Kostensteigerungen der bei-
den groRen Finanzbereiche abzudecken.

Die Mittelnachbewilligung betrifft die gesetzlichen Pflichtaufgaben der Betriebskostenférderung / Zu-
schiisse an Kindertageseinrichtungen Freier Trager und der wirtschaftlichen Jugendhilfe (Hilfen zur Erzie-
hung, Hilfe flir junge Volljahrige und Eingliederungshilfe fiir seelisch Behinderte oder von einer Behinde-
rung bedrohte junge Menschen) auch deshalb, weil hier in der Haushaltsaufstellung der Mittelbedarf
nicht vollstandig gedeckt worden war.

Produkt 3652 - Betriebskostenforderung / Zuschiisse an Kindertageseinrichtungen freier Trager:

Die Zahlungsstrome fallen im Haushaltsjahr 2025 hoher aus als zum Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung
gemeldet. Dies hat folgende Griinde:

e Die Kalkulation bzw. Planung insbesondere im Bereich der Betriebskostenférderung nach
BayKiBiG ist nur bedingt exakt méglich. Die Betriebskostenforderung ist eine kindbezogene For-
derung, welche von mehreren individuellen Faktoren des Kindes abhangig ist (u.a. Alter, Bu-
chungszeiten, Betreuungsaufwand, eingesetztes Personal). Diese Faktoren sind variabel und je-
derzeit anderbar, so dass die tatsachliche Entwicklung des finanziellen Aufwandes nur sehr
schwer zu prognostizieren ist, da derzeit in Erlangen tiber 100 forderfahige Kindertageseinrich-
tungen mit ca. 5.000 Kindern sind.

Die Trager von Kindertageseinrichtungen beantragen die Forderung im onlinegestiitzten Abrech-
nungsverfahren der Regierung KiBiG.web fiir das laufende Jahr (01.01. - 31.12.) im Voraus mittels
eigener Auslastungsprognose. Das sogenannte Kita-Jahr beginnt jedoch am 01.09. eines Jahres.
Dies ist der Zeitpunkt, zu dem der Grof3teil der Kinder mit dem Besuch der Einrichtung beginnt
oder den Besuch beendet. Die Trager stehen daher vor der grofien Schwierigkeit, bereits zu Jah-
resbeginn abschatzen zu missen, wie die Auslastung der Einrichtung zum 01.09. des laufenden
Jahres sein wird. Erst zum 30.04. des Folgejahres erfolgt durch den Trager die tatsachliche End-
abrechnung. Aus dieser Gegeniiberstellung erfolgen dann ggf. weitere Zahlungsanspriiche des
Tragers bzw. Riickzahlungsanspriiche der Gemeinde.
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e Nebenden o.g. individuellen Faktoren eines Kindes ist die kindbezogene Forderung zudem vom
Basiswert abhangig. Dieser Basiswert wird jahrlich vom Bayerischen Staatsministerium fiir Fami-
lie, Arbeit und Soziales festgelegt. Die jahrliche Anpassung bildet die Kostenentwicklungen, ins-
besondere bei den Personalkosten, ab.

Der Basiswert wird i.d.R. erst im Januar des laufenden Haushaltsjahres veroffentlicht. Zum Zeit-
punkt der Haushaltsaufstellung ist dieser Basiswert nicht bekannt. Die Spannbreite der prozentu-
alen Basiswertsteigerung lag in den letzten Jahren im Bereich von 2 % bis 7 % und ist daher kein
exakt kalkulierbarer Multiplikator. Der Basiswert fiir das Jahr 2025 wurde am 08.01.2025 bekannt-
gegeben und weist eine Steigerung zum Vorjahr von 4,9 % auf. Diese Erh6hung hat bei 5.000 for-
derungsfahigen Kindern einen enormen Einfluss auf das rechnerische Ergebnis.

e Die Stadt Erlangen reicht die Forderzahlungen der Regierung an die Trager von Kindertagesein-
richtungen weiter. Dies betrifft auch Forderleistungen, an denen die Gemeinde selbst keine Betei-
ligung hat (z.B. Personalbonus, Férderung von Assistenzkraften).

Neue Férderungen der Regierung und/oder unterjahrige Anderungen in den Zuschussrichtlinien
fliihren u. U. dazu, dass sich die Aufwendungen erhohen, da die Auszahlung durch die Gemeinde
erfolgt. Dies flihrt aber immer zu korrespondierenden Mehrertragen. So kommt es auch im Jahr
2025 zu Mehraufwendungen im Rahmen der Forderrichtlinie Personalbonus. Hier werden ca.
500.000 € mehr durch die Regierung an die Freien Trager ausgereicht als im urspriinglichen Plan-
ansatz vorgesehen. Diese erhohen zwar das Rechnungsergebnis unserer Ertrage, aber auch der
Aufwendungen, bleiben aber letztendlich haushaltsneutral.

Der Zuschussmehrbedarf von 600.000 € zum aktuellen Aufwendungsansatz errechnet sich aus der Diffe-
renz von den zu erwartenden Mehrertragen von etwa 3,9 Mio. € und Mehraufwendungen von 4,5 Mio. €.

Zur Durchflihrung des Leistungsangebots/der MaRnahme sind nachfolgende Investitions-, Sach-
und/oder Personalmittel notwendig:

Fur den Verwendungszweck stehen im Sachkostenbudget (Ansatz Aufwendungen)

zur Verfligung 39.717.400€
Im Investitionsbereich stehen dem Fachbereich zur Verfligung (Ansatz) €
Es stehen Haushaltsreste zur Verfiigung in Hohe von €
Bisherige Mittelbereitstellungen fiir den gleichen Zweck sind bereits erfolgt in €
Hohe von

Summe der bereits vorhandenen Mittel 39.717.400€
Gesamt-Ausgabebedarf (inkl. beantragter Mittelbereitstellung) 40.317.400€

Die Mittel werden benétigt ~ [_] auf Dauer
DX einmalig fiir das Haushaltsjahr 2025

Nachrichtlich:

Produkt 3652:
Verfligbare Mittel im Budget zum Zeitpunkt der Antragstellung (Aufwendungen) 9.969.577 €

[ ] Das Sachkonto ist nicht dem Sachkostenbudget zugeordnet.

Verfligbare Mittel im Deckungskreis €
[ ] Die IP-Nummer ist keinem Budget bzw. Deckungskreis zugeordnet.

Produkte 3632, 3633, 3634 - Forderung der Erziehung in der Familie, Hilfen zur Erziehung, Hilfe fiir
junge Volljahrige, Eingliederungshilfe fiir seelisch Behinderte oder von einer Behinderung bedrohte
junge Menschen

Anmerkung: Zur leichteren Darstellung wird hier nur auf die Haupthilfen nach §§27 11 - 42 SGB VIl
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(Produkte 3633 und 3634) Bezug genommen.

Griinde fir die laufenden Mehraufwendungen im Bereich der Wirtschaftlichen Jugendhilfe:

Insgesamt stiegen die Aufwendungen der Stadte und Landkreise im Bereich der Pflichtaufgaben
bei den Hilfeleistungen zuletzt von Jahr zu Jahr deutschlandweit erheblich an. Die Situation in
Erlangen ist kein Einzelfall.

Von 2010 bis 2023 gab es eine deutschlandweite Steigerung um ca. 130 %. Es sind hier Kosten-
steigerungen von ca. 15 % laut aktueller Initiative des Deutschen Stadtetags sowie nach den
jiingsten Erhebungen des Informationsdienstes der Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik
zu verzeichnen. Allgemeine Preissteigerungen, Tarifentwicklung sowie eine Ausweitung der
Pflichtleistungen im Bereich der Wirtschaftlichen Jugendhilfe durch den Gesetzgeber sind zent-
rale Kostentreiber.

Hohe Kostensteigerungen zeigen sich z.B. bei den Tagessatzen der stationaren und teilstationa-
ren Hilfen. Tagessatze werden i.d.R. von der Entgeltkommission festgelegt und sind dann zu ak-
zeptieren. Kostentreiber sind hier die allgemeine Kostenentwicklung sowie die tariflichen Ab-
schliisse. Dies bedingt z.B. eine 6 %-ige Lohnsteigerung allein aufgrund der Tarifbindung tiber
alle Hilfen riickwirkend zum 01.06.2025.

Laut diverser Studien haben die psychischen Erkrankungen von Kindern, Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen deutlich zugenommen (insbesondere in Folge von Corona bzw. der teilweise
prekaren Lebenssituation junger Menschen). Fiir diese jungen Menschen ist das Jugendamtim
Rahmen der Eingliederungshilfe zustandig, z.B. in der Schulbegleitung oder stationdren Unter-
bringung.

Aufgrund dessen sowie wegen der gestiegenen erzieherischen Bedarfe ist eine Zunahme an stati-
onaren Unterbringungen in Therapeutischen Wohngruppen, die deutlich kostenintensiver sind
als heilpadagogische Angebote, zu verzeichnen. Auch z.B. die Gewahrung von ambulanten Hilfe-
maRnahmen (z.B. Sozialpadagogische Familienhilfe oder Schulbegleitung) steigt von Jahr zu
Jahr. Hinsichtlich der deutlichen Steigerung der Aufwendungen bei der Schulbegleitung gibt es
ebenfalls eine aktuelle Initiative des Stadtetags.

Einzelfallhilfen fiir junge Menschen, fiir die aufgrund ihres hohen Bedarfes trotz aller Bemiihun-
gen kein geeigneter Platz in einer Wohngruppe zur Verfligung gestellt werden kann, und die da-
her individuelle Hilfen mit hohem personellem und finanziellem Aufwand bendétigen. Diese Mal3-
nahmen sind auch aufgrund des Schutzes der Kinder vor Kindeswohlgefahrdungen erforderlich.

Zur Durchfiihrung des Leistungsangebots/der MaRnahme sind nachfolgende Investitions-, Sach- und/
oder Personalmittel notwendig:

Fur den Verwendungszweck stehen im Sachkostenbudget (Ansatz Aufwendungen)

zur Verfligung 24.662.600€
Im Investitionsbereich stehen dem Fachbereich zur Verfligung (Ansatz) €
Es stehen Haushaltsreste zur Verfiigung in Hohe von €
Bisherige Mittelbereitstellungen fiir den gleichen Zweck sind bereits erfolgt in €
Hohe von

Summe der bereits vorhandenen Mittel 24.662.600€
Gesamt-Ausgabebedarf (inkl. beantragter Mittelbereitstellung) 29.662.600€

Die Mittel werden benétigt ~ [_] auf Dauer
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[X] einmalig fiir das Haushaltsjahr 2025

Nachrichtlich:

Produkte 3633, 3634
Verfligbare Mittel im Budget zum Zeitpunkt der Antragstellung (Aufwendungen) 4.656.755 €
[ ] Das Sachkonto ist nicht dem Sachkostenbudget zugeordnet.

Verfligbare Mittel im Deckungskreis €
[ ] Die IP-Nummer ist keinem Budget bzw. Deckungskreis zugeordnet.

Die Deckung der Mehraufwendungen erfolgt aus dem allgemeinen Haushalt sowie Mehrertragen im Son-
derbudget Kommunal-Bit.

Aufgrund von Hochrechnungen wird davon ausgegangen, dass die Beteiligungsbetrage der Einkommen-
und Umsatzsteuer hoher ausfallen als angesetzt.

Bei den Verspatungszuschlagen Gewerbesteuer sind Mehrertrage von knapp tiber 90.000 € vorhanden.
Die Gewerbesteuer wird den urspriinglich geplanten Ansatz von 120 Mio. € im Jahr 2025 voraussichtlich
nicht erreichen. Die Gewerbesteuerumlage wird daher nicht in voller Hohe aufwandswirksam.
Aufgrund geringerer Riickerstattungen der Stadt an Gewerbesteuerpflichtige in Kombination mit einem
geringeren Erstattungszinssatz nach § 233a AO infolge einer Gesetzesanderung ist lediglich mit Erstat-
tungszinsen von 600 T€ anstelle der urspriinglich geplanten 2 Mio. € zu rechnen.

Aufgrund einer geringeren Inanspruchnahme von KommunalBIT-Leistungen erwartet die Stadt fur das
Jahr 2024 eine ungeplante Riickerstattung in Hohe von 642 T€ brutto. Diese wird teilweise zur Deckung
herangezogen.

2. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Sicherstellung der gesetzlichen Pflichtaufgaben-Erfullung des Jugendamtes.

3. Programme/Produkte/Leistungen/Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

4. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme/Leistungsangebote erbracht werden?)

5. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

[] ja, positiv*
ja, negativ*

4 nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*
[] nein*

*Erlduterungen dazu sind in der Begriindung aufzufiihren.
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Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alternative Hand-
lungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung vorgeschlagen werden
soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

Anlage: Buchungskoordinaten MNB 2025 Wirtschaftliche Jugendhilfe

lIl.Abstimmung

Beratung im Gremium: Jugendhilfeausschuss am 13.11.2025

Ergebnis/Beschluss:

Die Verwaltung beantragt nachfolgende liberplanmaRige Bereitstellung von Mitteln:

Erhéhung der Aufwendungen um

insg. 5.600.000 €
davon

600.000 € fiir

Sachmittelbudget

Kostenstelle 516190
Allg. KST SGB Finanzma-

Produkt 36522100

Forderung Kindergarten (Freie Tra-

Sachkonto 530101
Zuschiisse f. Soziales/Kul-

Allg. KST SGB Wirt-
schaftliche Jugendhilfe
(Abt. 512)

Allgemeine Forderung der Erzie-
hung in der Familie (Gesundheits-

fachkrafte nach § 16 SGB VII)

nagement, Ausbildungs- | ger) tur/Sport (Ifd. Zwe-
forderung und Unter- cke)
haltsvorschuss (Abt.
510)
11.500 € fiir
Sachmittelbudget Kostenstelle 512590 Produkt 36321010 Sachkonto 533101

Jugendhilfe an nat. Perso-
nen a.v.E.

150.500 € fiir

Sachmittelbudget

Kostenstelle 512590
Allg. KST SGB Wirt-
schaftliche Jugendhilfe
(Abt. 512)

Produkt 36323010

Forderung v. gem. Wohnformen f.
Vater/Miitter - Kinder (§ 19 SGB VIII)

Sachkonto 533201
Jugendhilfe an nat. Perso-
nen i.E.

1.770.700 € fir

Sachmittelbudget

Kostenstelle 512590
Allg. KST SGB Wirt-
schaftliche Jugendhilfe
(Abt. 512)

Produkt 3633*
Hilfen zur Erziehung
§§ 27 Il bis 35 SGB VI

Sachkonto 533*
Jugendhilfe an nat. Perso-
nen

979.600 € fiir

Sachmittelbudget

Kostenstelle 512590
Allg. KST SGB Wirt-
schaftliche Jugendhilfe
(Abt. 512)

Produkt 36341*
Hilfen fiir junge Volljahrige
§ 41 SGB VI

Sachkonto 533*
Jugendbhilfe an nat. Perso-
nen

128.600 € fiir

Sachmittelbudget

Kostenstelle 512590
Allg. KST SGB

Produkt 36342*
Inobhutnahme, Notaufnahme

Sachkonto 533*
Jugendhilfe an nat.
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Wirtschaftliche Jugend- | § 42 SGBVIII Personen und
hilfe (Abt. 512) Sachkonto 529101
Sonstige Aufwendungen fiir
Dienstleistungen
1.959.100 € fir
Sachmittelbudget Kostenstelle 512590 Produkt 36343* Sachkonto 533*

Allg. KST SGB Wirt-
schaftliche Jugendhilfe
(Abt. 512)

Eingliederungshilfe fiir seelisch be-
hinderte oder von einer Behinde-
rung bedrohte junge Menschen

§ 35a SGB VIII

Jugendhilfe an nat. Perso-
nen und

Sachkonto 529101
Sonstige Aufwendungen fiir
Dienstleistungen

Anmerkung: Die Mittelnachbewilligung fiir die Wirtschaftliche Hilfe wurde hier auf Hilfearten zusammen-
gefasst. Die detaillierte Ubersicht mit den einzelnen Buchungskoordinaten ist als Anlage beigefiigt.

Die Deckung erfolgt durch Mehreinnahmen/Einsparungen

Allgemeiner Haushalt

Kostenstelle 202090
Allgem. KST Abt. Gemeindesteuern

in Hohe von

Produkt 61110010
Steuern, allgem. Zuwei-
sungen, Umlagen

2.500.000 € bei

Sachkonto 402101
Gemeindeanteil an der Einkom-
mensteuer

Allgemeiner Haushalt

Kostenstelle 202090
Allgem. KST Abt. Gemeindesteuern

und in Hohe von

Produkt 61110010
Steuern, allgem. Zuwei-
sungen, Umlagen

250.000 € bei

Sachkonto 402201
Gemeindeanteil an der Umsatz-
steuer

Allgemeiner Haushalt

Kostenstelle 202090
Allgem. KST Abt. Gemeindesteuern

und in Hohe von

Produkt 11130010
Finanzmanagement

90.000 € bei

Sachkonto 456251
Verspatungszuschlage Gewer-
besteuer

Sonderbudget
KommunalBit

Kostenstelle 175100
ITK Standard

in Hohe von

Produkt 11150010
Service-Einrichtungen der
Verwaltung

570.000 € bei

Sachkonto 459901
Andere sonst. Ertrage a. lfd.
Verw.-tatigkeit

Allgemeiner Haushalt

Kostenstelle 202090
Allgem. KST Abt. Gemeindesteuern

und in Hohe von

Produkt 61110010
Steuern, allgem. Zuwei-
sungen, Umlagen

790.000 € bei

Sachkonto 534101
Gewerbesteuerumlage

Allgemeiner Haushalt

Kostenstelle 202090
Allgem. KST Abt.
Gemeindesteuern

und in Hohe von

Produkt 11130010
Finanzmanagement

1.400.000 € bei

Sachkonto 559201
Verzinsung v. Steuernachzah-
lungen (Gew.st.-guth.)
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mit 14 gegen 0 Stimmen

Winner Kas
Vorsitzende/r Schriftfiihrer/in

IV. Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang
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V/510-1/15001

@uaﬂlﬂlgskoordinaten MNB 2025 - Wirtschaftliche Jugendhilfe

SK SKO Bezeichnung KST KST Bezeichnung KTR KTR Bezeichnung Hilfebezeichnung Ansatzverteilung
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36321010|Allgemeine Férderung der Erziehung in der Familie 533101.36321010 (§ 16 Gesundheitsfachkraft mit HzE) 6.400,00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512681 |Koordinationsstelle Friihe Hilfen 36321010|Allgemeine Férderung der Erziehung in der Familie 533101.36321010 (§ 16 Gesundheitsfachkraft ohne HzE) 5.100,00 €
533201 [Jugendhilfe an naturliche Personen i.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36323010|Forderg. v. gem. Wohnformen f. Vater/Mitter-Kind 533201.36323010 (§ 19) 150.500,00 €
533201 [Jugendhilfe an naturliche Personen i.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36331210|Kosten fiir ein Kind in Eltern-Kind-Einrichtung 533201.36331210 (8§ 27 Hilfe fur Kind in Mu-Ki-Einr.) 14.800,00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36334010|Erziehungsbeistandschaft 533101.36334010 (§ 30) 52.100,00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36335010|Sozialpadagogische Familienhilfe 533101.36335010 (§ 31 SPFH) 399.900,00 €
533201 [Jugendhilfe an naturliche Personen i.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36336010|Erziehung in der Tagesgruppe 533201.36336010 (§ 32 HPT - freier Trager) 95.800,00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36337110|Vollzeitpflege 533101.36337110 (§ 33) 124.000,00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36337310|Familidre Bereitschaftspflege 533101.36337310 (§ 33 FBB) 44.100,00 €
533104 [Jugendhilfe f. unbegl. ausl. Minderjahrige a.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36337311|Unterbringung in Familien f. unbegl. minderj. Fliichtlinge  [533104.36337311 (§ 33 UMA) 6.700.00 €
533201 [Jugendhilfe an naturliche Personen i.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36338110|Heimerziehung 533201.36338110 (§ 34 Heim) 736.700,00 €
533204 [Jugendhilfe f. unbegl. ausl. Minderjéhrige i.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36338111|Heimerziehung f. unbegl. minderj. Fliichtlinge 533204.36338111 (§ 34 Heim UMA) 168.100,00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36338310(Betreutes Wohnen 533101.36338310 (§ 34 BW) 4.500,00 €
533104 [Jugendhilfe f. unbegl. ausl. Minderjahrige a.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36338311|Betreutes Wohnen f. unbegl. minderj. Flichtlinge 533104.36338311 (§ 34 BW UMA) 8.600,00 €
533201 [Jugendhilfe an naturliche Personen i.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36339210|Stationare Einzelbetreuung - Inland - 533201.36339210 (& 35 ISE im Inland i. E./a.E) 108.100,00 €
533204 [Jugendhilfe f. unbegl. ausl. Minderjéhrige i.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36339210|Stationare Einzelbetreuung - Inland - 533204.36339210 (§ 35 ISE im Inland i. E. UMA) 7.300,00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36341110[HjV Erziehungsbeistand, Betreuungshelfer 533101.36341110 (§ 41 Betreuungshelfer /EBS) 28.900,00 €
533104 [Jugendhilfe f. unbegl. ausl. Minderjahrige a.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36341110[HjV Erziehungsbeistand, Betreuungshelfer 533104.36341110 (§ 41 EBS UMA) 3.500,00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36341121[HjV Pflegekinderwesen: Vollzeitpflege 533101.36341121 (§ 41 Vollzeitpflege) 30.800,00 €
533104 [Jugendhilfe f. unbegl. ausl. Minderjahrige a.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36341121[HjV Pflegekinderwesen: Vollzeitpflege 533104.36341121 (§ 41 Vollzeitpflege UMA) 8.200,00 €
533201 [Jugendhilfe an naturliche Personen i.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36341131[HjV Heimerziehung 533201.36341131 (§ 41 Heim) 134.500,00 €
533204 [Jugendhilfe f. unbegl. ausl. Minderjéhrige i.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36341131[HjV Heimerziehung 533204.36341131 (§ 41 Heim UMA) 138.300,00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36341132[HjV sonstige betreute Wohnformg 533101.36341132 (§ 41 BW) 48.700,00 €
533104 [Jugendhilfe f. unbegl. ausl. Minderjahrige a.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36341132[HjV sonstige betreute Wohnformg 533104.36341132 (§ 41 BW UMA) 53.700,00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36341210|Eingliederungshilfe f. junge Volljdhrige - ambulant 533101.36341210 (§ 41 Eingliederungshilfe ambulant) 24.800,00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36341220|Eingliederungshilfe f. junge Volljahrige - stationar 533101.36341220 (§ 41 Eingliederungshilfe BW/Vollzeitpflege) 59.000,00 €
533104 [Jugendhilfe f. unbegl. ausl. Minderjahrige a.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36341220|Eingliederungshilfe f. junge Volljahrige - stationar 533104.36341220 (§ 41 Eingliederungshilfe BW UMA) 26.700,00 €
533201 [Jugendhilfe an naturliche Personen i.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36341220|Eingliederungshilfe f. junge Volljahrige - stationar 533201.36341220 (§ 41 Eingliederungshilfe Heim) 406.900,00 €
533204 [Jugendhilfe f. unbegl. ausl. Minderjéhrige i.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36341220|Eingliederungshilfe f. junge Volljahrige - stationar 533204.36341220 (§ 41 Eingliederungshilfe Heim UMA) 15.600,00 €
529101 [Sonstige Aufwendungen fir Dienstleistungen 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36342010(Inobhutnahme, Notaufnahme 529101.36342010 (§ 42 sonst. Dienstleistung) Security 15.600,00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36342010(Inobhutnahme, Notaufnahme 533101.36342010 (8§ 42 a. E.) 12.700,00 €
533201 [Jugendhilfe an naturliche Personen i.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36342010(Inobhutnahme, Notaufnahme 533201.36342010 (8§ 42 i. E) 81.700,00 €
533204 [Jugendhilfe f. unbegl. ausl. Minderjéhrige i.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36342010|Inobhutnahme, Notaufnahme 533204.36342010 (§ 42 a vorlaufig i. E./§ 42 UMA i. E.) 18.600,00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36343010|Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII 533101.36343010 (§ 35 a ambulant) 6.800,00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36343110|Amt 51: Eingliederungshilfe - Teilleistungsstérungen 533101.36343110 (§ 35 a Legas./Dysk.) 67.600.00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36343120|Amt 51: Eingliederungshilfe - Erziehungsbeistandschaft 533101.36343120 (§ 35 a EBS) 19.300.00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36343130{Amt 51: Eingliederungshilfe - Integrationshelfer 533101.36343130 (§ 35 a Schulbegleiter/Integrationshelfer) 387.500,00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36343140{Amt 51: Eingliederungshilfe - Autismusambulanz 533101.36343140 (§ 35 a Autismusambulanz) 23.500,00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36343160[Amt 51: Eingliederungshilfe - Schulgeld 533101.36343160 (§ 35 a Schulgeld) 4.300,00 €
533201 [Jugendhilfe an natlrliche Personen i.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36343210|Amt 51: Eingliederungshilfe - Teilstationdre Leistungen 533201.36343210 (§ 35 a HPT - freier Tréger) 275.700.00 €
581101 |Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen [512590 [Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36343220|Eingliederungshilfe-Integrative Kita-Platze (ts) § 35 a integr stadtischer Trager 61.800,00 €
533201 [Jugendhilfe an naturliche Personen i.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36343220|Eingliederungshilfe-Integrative Kita-Platze (ts) 533201.36343220 (§ 35 a integr. - freier Trager) 58.800,00 €
529101 [Sonstige Aufwendungen fir Dienstleistungen 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36343310|Amt 51: Eingliederungshilfe - Heimunterbringung § 35 a Heim sonstige Dienstleistungen (Security) 12.800,00 €
533201 [Jugendhilfe an naturliche Personen i.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36343310|Amt 51: Eingliederungshilfe - Heimunterbringung 533201.36343310 (§ 35 a Heim) 967.200,00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36343320[Amt 51: Eingliederungshilfe - Pflegefamilie 533101.36343320 (§ 35 a Vollzeitpflege) 14.600,00 €
529101 [Sonstige Aufwendungen fir Dienstleistungen 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36343330[Amt 51: Eingliederungshilfe - Betreutes Wohnen 529101.36343330 (§ 35 a BW sonst. Dienstleistung- Security) 42.000,00 €
533101 [Jugendhilfe an nat.Personen a.v.E. 512590 |Allgem. KST SGB Wirtschaftliche Hilfen 36343330{Amt 51: Eingliederungshilfe - Betreutes Wohnen 533101.36343330 (§ 35 a BW) 17.200,00 €

5.000.000,00 €

100

Stand: 17.10.2025

Zwischensumme

11.500,00 €
150.500,00 €

1.770.700,00 €

979.600,00 €

128.600,00 €

1.959.100,00 €
5.000.000,00 €
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Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
[11/30; I/EB-77 Rechtsamt; Betrieb fiir Stadtgriin, 30/125/2025

Abfallwirtschaft und Straflenreinigung
Anderung der Gebiihrensatzung zur Abfallwirtschaftssatzung; Anderung der

AbFallgebiihren 2026 bis 2027
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsaus-

schuss / Werkausschuss EB77 18.11.2025 O Gutachten
Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat  18.11.2025 O Empfehlung
Haupt-, Finanz- und Personalausschuss  19.11.2025 O Gutachten
Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

Antrag

Die Satzung zur Anderung der Gebiihrensatzung zur Satzung tiber die Abfallwirtschaft in der Stadt
Erlangen (Entwurf vom 27.10.2025, Anlage 1) wird beschlossen.

. Begriindung

Der laufende zweijahrige Kalkulationszeitraum der Abfallgebiihren endet planmafig zum 31.12.2025. Die
klinftigen Abfallgebiihren wurden fiir einen Zweijahreszeitraum fiir die Jahre 2026 bis 2027 kalkuliert.

Ende 2025 liegt voraussichtlich eine positive Gebiihrenfortschreibung in Héhe von 3.644.086 € vor. Die
Entwicklung der Kostensteigerungen flihrt trotz positiven Fortschreibungsergebnis im Kalkulationszeit-
raum im Jahr 2027 zu einer Unterdeckung in Hohe von rund 228.357 €, welches ausgeglichen werden
muss.

In die Kalkulation der Abfallgebuihren 2026 bis 2027 flieRen die derzeit absehbaren Veranderungen kiinf-
tiger Sach- und Personalkosten, sowie erwartete Entwicklungen voraussichtlicher Abfall- und Wertstoff-
mengen und deren Sammel-, Verwertungs- bzw. Entsorgungskosten ein.

Kernpunkt der Kostensteigerungen (gerechnet fiir 2026/2027) sind:

- Die Verbandsumlage des Zweckverbandes Abfallwirtschaft ER/ERH steigt um rund 1.628.750 €.
Griinde hierfiir sind die Steigerungen der Transportkosten und die Kostenerhéhung fiir die ther-
mische Verwertung (CO2-Bepreisung). Ab 2027 wird ebenfalls ein Anstieg der CO2-Bepreisung
erwartet, da ab diesem Zeitpunkt der nationale Emissionshandel durch den freien europdischen
Emissionshandel abgelost wird. Die Aufwandssteigerung wird durch eine Riickzahlung in Hohe
1.470.000 € aus der Investitionsriicklage des Zweckverbandes gemindert.

- Preissteigerung der Bioabfallverwertung um 89.296 € gegenliber dem vorhergehenden Kalkulati-

onszeitraum. Berlicksichtigung finden hier mogliche erhéhte Entsorgungskosten auf Grund der
Uberschreitung der Grenzwerte fiir Storstoffe. Bislang lag der Biomiill der Stadt Erlangen unter
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dem Grenzwert.

Im kalkulierten Personalaufwand sind die Auswirkungen des Tarifabschlusses TVOD 2025 (ab
01.04.2025 +3%, ab 01.05.2026 +2,8 % sowie die Erhohung der Jahressonderzahlung auf 85 %)
enthalten. Ab 2027 wird von einer Tariferhohung von 2,73 % (Durchschnittswert) ausgegangen.
Weiterhin wurden Stellenanmeldungen, Beitrage zur Berufsgenossenschaft, Haltertatigkeiten
etc. berticksichtigt. Die Kostensteigerung betragt etwa 1.032.800 €.

Der Tarifabschluss flihrt ebenfalls zu einer Kostensteigerung im Bereich der Verwaltungskosten-
erstattungen.

Im Bereich der Verwaltungskostenerstattung sind wesentliche Kostensteigerungen zu
verzeichnen. Im Bereich des Umweltamtes wurde die personelle Umstrukturierung, die Forder-
richtlinie fiir die Abfallvermeidungsmafnahmen sowie eine Erhéhung des Zuschusses fiir den
Gebrauchtwarenhof berticksichtigt (gesamt 384.309 €). Die weiteren Verwaltungskostenerstat-
tungen steigen stetig. Bereits im Jahr 2025 stieg der Abfallwirtschaftsanteil fir Amt 11 um 73.440
€. Fur den Kalkulationszeitraum wird im Mittel mit einer Steigerung der allgemeinen Verwal-
tungskostenerstattungen in Hohe von 167.000 € gerechnet.

Auf Grund der Ausgliederung des BgA Gewerbemiill, war der Aufwand fiir die Steuerstelle der
Stadtkasse sowie der Abfallberatung direkt dem Bereich Hausmiill zuzuordnen.

Papiererlose sind an den Preisindex des EUWID gekoppelt und unterliegen somit dem duferst
volatilen Papiermarkt. Dieser kann nicht eingeschatzt werden, daher werden die Erlése im Rah-
men des Vorsichtsprinzips ermittelt. Einfluss haben auch die sinkenden Papiermengen, sowie
die veranderte Qualitat in Richtung Kartonagen.

Auf Grund der geplanten Einfiihrung einer zukunftsorientierten Behaltersoftware steigt der Auf-
wand um 81.000 € jahrlich (Mittelwert).

Fur die behordlich beauftragten Ertlichtigungen von drei Grundwassermessstellen der Deponie
Buckenhof sind im Jahr 2026 einmalig 90.107 € zu veranschlagen.

Im Ergebnis der Kalkulation ist es erforderlich, die Abfallgebiihren der bestehenden Behaltergréfien fuir
die Jahre 2026 bis 2027 durchschnittlich um 2,83 % anzuheben.

Tabelle: Ubersicht der bisherigen und der ab dem Jahr 2026 geltenden
Abfallbeseitigungsgebiihren der Stadt Erlangen
BehaltergroRe Gebghr ohne Eigenkompostierungsabschlag Gebuhrenédnderung in
bis 31.12.2025 ab 01.01.2026 EURO Prozent
60|Liter 229,20 € 237,48 € 8,28 € 3,61%
80|Liter 280,80 € 288,36 € 7,56 € 2,69%
120|Liter 382,80 € 390,12 € 7,32 € 1,91%
240|Liter 691,20 € 695,40 € 420€ 0,61%
770|Liter 2.276,40 € 2.298,24 € 21,84 € 0,96%
1.100|Liter 3.122,40 € 3.137,88 € 15,48 € 0,50%
4.400|Liter 14 taglich 14.077,20 € 14.866,92 € 789,72 € 5,61%
4.400|Liter wochentlich 28.154,40 € 29.733,72 € 1.579,32 € 5,61%
60|Liter geteilt 190,80 € 200,16 € 9,36 € 4,91%
80|Liter geteilt 208,80 € 214,32 € 552 € 2,64%
120|Liter geteilt 294,00 € 300,24 € 6,24 € 2,12%
(%) 2,83%
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. . Gebuhr mit Eigenkompostierungsabschlag Gebuhrenédnderung in
BehaltergroRe -
bis 31.12.2025 ab 01.01.2026 EURO Prozent
60| Liter 194,40 € 201,12 € 6,72 € 3,46%
80| Liter 234,00 € 239,88 € 5,88 € 2,51%
120| Liter 313,20 € 317,52 € 432€ 1,38%
240| Liter 552,00 € 550,20 € |- 1,80 € -0,33%
770| Liter 1.830,00 € 1.832,28 € 2,28 € 0,12%
1.100]| Liter 2.485,20 € 247224 € |- 12,96 € -0,52%
4.400| Liter 14 taglich 11.527,20 € 12.204,24 € 677,04 € 5,87%
4.400| Liter wochentlich 23.053,20 € 24.408,48 € 1.355,28 € 5,88%
60| Liter geteilt 156,00 € 163,92 € 7,92 € 5,08%
80| Liter geteilt 162,00 € 165,84 € 3,84 € 2,37%
120| Liter geteilt 224 40 € 227,64 € 3,24 € 1,44%
%] 2,48%

Die Kalkulation umfasst u.a. auch die Anpassung der Gebihren fiir zusatzliche Sonderabfuhren, fiir die
Entsorgung von besonders gekennzeichneten stadtischen Abfallsacken.

| bis31.122025 |

ab 01.01.2026 |

Sonderabfuhr 80 - 240 | Hausmiill und B1O 27,40 € 27,55 €
Sonderabfuhr 770 - 1.100 | Hausmdill 123,70 € 124,31 €
Sonderabfuhr 4.400 | Hausmiuillbehélter 260,00 € 283,34 €
|Abfallsack | 5,50 € | 5,55 € |
|Fuhrleistung firr Hausmilll-/Gartenabfallcontainer | 107,20 € | 141,23 € |
Mietpreis
je Presse 136,00 € 179,17 €
je Container/Behélter > © cbm 37,50 € 37,50 €
je Container/Behalter > 4 4 cbm bis 9 cbm 26,50 € 26,50 €
je Container/Behélter = 1,1 cbm bis 4,4 cbm 16,50 € 16,50 €

Auf Grund des Priifungsvermerkes des Bayerischen Kommunalen Priifungsverband (BKPV) werden die
Gebiihren fiir die Entsorgung von Abfallen aus anderen Herkunftsbereichen als private Haushaltungen
(Gewerbemiill) ab 2024 gesondert kalkuliert.

Die Entwicklung der Kostensteigerungen im Bereich Abfalle aus anderen Herkunftsbereichen flihrt trotz
des positiven Fortschreibungsergebnisses im Kalkulationszeitraum im Jahr 2027 zu einer Unterdeckung
in Hohe von rund 143.529,09 €, welcher ausgeglichen werden muss.

Aus diesem Grund sind die Fuhrleistungen flir den Gewerbemdill von 118,00 € auf 151,42 € je Abfuhr anzu-
heben.

Um den Verwaltungsaufwand niedrig zu halten, wird fiir die Entsorgung verbotswidrig behandelter, gela-
gerter oder abgelagerter Abfélle bis zu einem Volumen von 1 m* eine Pauschale in Hohe von 113,00 EUR
eingefiihrt. Ab 1 m*® wird die Hohe der tatsachlich angefallenen Aufwand-, Transport- und Entsorgungs-
kosten erhoben.

Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz

4 nein
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Haushaltsmittel

X werden nicht bendtigt

Anlagen:

1. Satzung zur Anderung der Gebiihrensatzung zur Satzung tiber die Abfallwirtschaft
in der Stadt Erlangen (Entwurf vom 27.10.2025)

2. Stadtevergleich der Abfallgebiihren zum Stand der Satzungen 10/2025

lll. Abstimmung
siehe Anlage

IV. Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang
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Anlage 1
Entwurf vom 27.10.2025

Satzung zur Anderung der Gebiihrensatzung zur Satzung iiber die Abfallwirtschaft in
der Stadt Erlangen vom 18. Dezember 1990 in der Fassung vom 15. Mai 2024
(Amtsblatt Nr. 26 vom 27. Dezember 1990 und Die amtlichen Seiten Nr. 11
vom 31. Mai 2024)

Die Stadt Erlangen erlasst aufgrund des Art. 7 des Bayerischen Abfallwirtschaftsgesetzes
(BayAbfG) vom 09. August 1996, zuletzt gedndert durch § 2 des Gesetzes vom 25. Mai 2021
(GVBI. S. 286), folgende Satzung:

Artikel 1

1.  § 3 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:
,Die Gebuhr fur die Abfuhr von Hausmiuill betragt bei 14-tagiger Leerung:

Behaltergrolie monatliche Gebuhr jahrliche Gebuhr
60 Liter (fir maximal 2 Personen) 19,79 EUR 237,48 EUR
80 Liter 24,03 EUR 288,36 EUR
120 Liter 32,51 EUR 390,12 EUR
240 Liter 57,95 EUR 695,40 EUR
770 Liter 191,52 EUR 2.298,24 EUR

1100 Liter 261,49 EUR 3.137,88 EUR
4400 Liter (14-tagige Abfuhr) 1.238,91 EUR 14.866,92 EUR
4400 Liter (wochentliche Abfuhr)  2.477,81 EUR 29.733,72 EUR
60 Liter (geteilt) 16,68 EUR 200,16 EUR
80 Liter (geteilt) 17,86 EUR 214,32 EUR
120 Liter (geteilt) 25,02 EUR 300,24 EUR".

2. In § 3 Abs. 2 werden die Angabe ,27,40 EUR" durch die Angabe ,27,55 EUR", die An-
gabe ,123,70 EUR® durch die Angabe ,124,31 EUR" und die Angabe ,260 EUR® durch
die Angabe ,283,34 EUR" ersetzt.

3. In § 3 Abs. 3 wird die Angabe ,107,20 EUR* durch die Angabe ,141,23 EUR" ersetzt.

4. In § 3 Abs. 4 wird die Angabe ,5,50 EUR® durch die Angabe ,5,55 EUR" ersetzt.

5. In § 3a Abs. 1 Buchstabe a wird die Angabe ,118,00 EUR" durch die Angabe
,151,42 EUR" ersetzt.

6. In § 3a Abs. 1 Buchstabe b wird die Angabe ,136,00 EUR" durch die Angabe ,,179,17
EUR" ersetzt.

7. § 3b enthalt folgende Fassung:
,FUr die Entsorgung verbotswidrig behandelter, gelagerter oder abgelagerter Abfalle wird
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Anlage 1
Entwurf vom 27.10.2025

bis zu einem Volumen von 1 m® eine Pauschale in Hohe von 124,31 EUR und ab 1 m?®
die Hohe der tatsachlich angefallenen Aufwands-, Transport- und Entsorgungskosten
erhoben.

8. §4 Abs. 3 erhalt folgende Fassung:

,Die Gebuhr fur die Abfuhr von Abfallen aus privaten Haushaltungen betragt bei Gewah-
rung des Eigenkompostierabschlags

Behaltergrolie monatliche Gebuhr jahrliche Gebuhr

60 Liter (fir maximal 2 Personen) 16,76 EUR 201,12 EUR
80 Liter 19,99 EUR 239,88 EUR
120 Liter 26,46 EUR 317,52 EUR
240 Liter 45,85 EUR 550,20 EUR
770 Liter 152,69 EUR 1.832,28 EUR
1100 Liter 206,02 EUR 2.472,24 EUR
4400 Liter (14-tagige Abfuhr) 1.017,02 EUR 12.204,24 EUR
4400 Liter (wochentliche Abfuhr)  2.034,04 EUR 24.408,48 EUR
60 Liter (geteilt) 13,66 EUR 163,92 EUR
80 Liter (geteilt) 13,82 EUR 165,84 EUR
120 Liter (geteilt) 18,97 EUR 227,64 EUR".
Artikel 2

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2026 in Kraft.
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Stadtevergleich Abfallgebilihren

Anlage 2

Stand: Satzungen 10/2025
bzw. neue Geblihren ab 2026

Grund- Restmiill BIO Papier Gesamt-
Stadt . Anmerkungen
geblhr | Groge Preis GroBe Preis GroBe | Preis | kosten
- Kalkulationszeitraum 2024 - 2027 , Erhéhung um 32 %
- Nurnberg hat wdchentliche Restmullabfuhr; eine Umrechnung
auf 14-tagige Abfuhr ist aufgrund der Betriebs- und
1201 60 1/120 I/ 000 € 240 | Personalkosten fiir den Vergleich nicht mdglich
Nirnberg wéchentlich 370,97 € 2401 ’ monatlich 0,00 € | 370,97 € |- Geblhrenaufschlag 20 % bei Treppen
wdchentlich - Anschluss grds. 60 | Bio bzw. max. 50 % des RM-Volumens und
240 | Papier, weitere Tonnen gegen Geblihr je nach GréBe
zwischen 48,00 € und 175,00 €
- Sperrmillabfuhr kostenfrei
- Kalkulationszeitraum 2026-2027 fur 2 Jahre
120 | 120 1/240 | 240 | - Bioabfuhr wochentlich
SUELE s 14-agig | 32012€ | wochentich| %00€ |24 woTake| @00 € | S90IZ€H o rmillabfunr kostenfrei
) 1201 120 240 | - Kf':llkulationszeli.tr;:'lum 2025-2027
Firth 14-tagig 211,20 € 14-tagig 135,60 € 2/4 WoTakt 0,00 € | 346,80 € |- Bioabfuhr 14-tégig
- Sperrmullabfuhr kostenpflichtig 20,00 € bar bei Abholung
120 | 120 | 240 | - Kf':llkulationszeli.tr;:'lum 2025-2028
Schwabach 60,00 € 14-tagig 292,80 € 14-tagig 0,00 € monatlich 0,00 €| 352,80 € |- Bioabfuhr 14-t&gige Leerung
- Sperrmullabfuhr kostenpflichtig
1201 1201 1201 - Kalkulationszeitraum 10/2022-10/2026
Ingolstadt” . . 294,72 € . 0,00 € . 0,00 € [ 294,72 € |- Bioabfuhr 14-t4gig, jedoch nicht flachendeckend
wdchentlich 14-tagig monatlich . .
- Sperrmillabfuhr kostenfrei
- Kalkulationszeitraum 2025-2027
801 - Bereitstellung von Bio und Papier von StandardgréBen in
1201 Mar-Nov 801 Abhangigkeit des Restmllvolumens, bei Abweichungen
W rzburg 14-tagig 292,56 € | wochentlich 0,00 € 14-tagig 0,00€ | 292,56 € | Mehrkosten in H6he von mind. 103,73 € Bio und 46,28 € Papier
Dez-Feb - Bioabfuhr Winter nur 14-tagig
14-tagig - Erschwerniszuschlag Treppen und Entfernung 5-10 %
- Sperrmillabfuhr kostenpflichtig (10,00 € pro angefahrenem m?3)
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Beschlussvorlage
Geschéaftszeichen: Verantwortliche/r:
[11/30; 111/34 Rechtsamt / Standesamt und

Friedhofsverwaltung

Neuerlass der Bestattungs- und Friedhofsatzung

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart

Haupt-, Finanz- und Personalausschuss  19.11.2025 O Gutachten
Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

Antrag

Die Bestattungs- und Friedhofsatzung der Stadt Erlangen (Entwurf vom 06.11.2025, Anlage 1) samt der

Vorlagennummer:
30/126/2025

Abstimmung

Anlage Grabmal- und Grabpflegeordnung (Entwurf vom 06.11.2025, Anlage 2) wird beschlossen.

. Begriindung

1. Die Bestattungs- und Friedhofssatzung sowie die dazugehorige Anlage wurde sprachlich angepasst und
die einzelnen Vorschriften systematisch grundlegend neu geordnet. Mit Ausnahme der Aufnahme von ak-
tueller Rechtsprechungim Bereich der Regelungen zum Grabnutzungsrecht, hat es ansonsten keine inhalt-
lichen Anderungen gegeben. Dies sind auch die Griinde, weshalb dieser Beschlussvorlage keine Synopse
beigefligt wurde. Ziel der systematisch neu geordneten, jedoch inhaltlich im Vergleich zur vorherigen
kaum veranderten Bestattungs- und Friedhofssatzung, ist eine bessere Verstandlichkeit fir Burger*innen

sowie alle sonstigen Anwender*innen.

2. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

[] ja, positiv*
[] ja, negativ*

4 nein

Anlagen: 1. Entwurf der Bestattungs- und Friedhofssatzung der Stadt Erlangen vom 06.11.2025
2. Entwurf der Anlage zur Bestattungs- und Friedhofssatzung der Stadt Erlangen vom

06.11.2025
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Ill. Abstimmung
siehe Anlage

IV. Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang
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C") 24 Anlage 1

Entwurfvom 06.11.2025

Bestattungs- und Friedhofssatzung der Stadt Erlangen

Die Stadt Erlangen erldsst auf Grund von Art. 23 Satz 1 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 der
Gemeindeordnung fiir den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.
August 1998 (GVBL. S. 796), zuletzt gedandert durch § 2 des Gesetzes vom 09. Dezember 2024 (GVBL.

S. 573) folgende Satzung:

§ 1 Geltungsbereich

(1) Die Stadt Erlangen errichtet und unterhalt die folgenden Einrichtungen fiir das
Bestattungswesen als 6ffentliche Einrichtungen, deren Nutzung durch diese Satzung geregelt
ist:

1. die stadteigenen Friedhofe

a) Zentralfriedhof

b) Friedhof Bruck

c) Friedhof Biichenbach
d) Friedhof Dechsendorf
e) Friedhof Eltersdorf

f) Friedhof Frauenaurach - ALT

g) Friedhof Frauenaurach - NEU

h) Friedhof Kriegenbrunn-Hiittendorf

i) Friedhof Tennenlohe

i) Westfriedhof
2. diestadteigenen Leichenhauser, Aufbahrungsraume und Trauerhallen,
3. das stadteigene Personal.

(2) Der Ehrenfriedhof wird vom Geltungsbereich dieser Satzung nicht umfasst.

§ 2 Friedhofszweck

Die Friedhofe dienen insbesondere den verstorbenen Gemeindemitgliedern als wiirdige Ruhestatte
und der Pflege ihres Andenkens. Sie dienen auRerdem der Ruhe, dem Abschied und der Stille. Die
Friedhofskultur unterstiitzt die Hinterbliebenen bei der Trauerbewaltigung und beim Gedenken an
die Verstorbenen. Die folgenden Satzungsbestimmungen haben das Ziel, die Friedhofe
zukunftsfahig zu fiihren und zugleich als Ort des Gedenkens in ihrer traditionellen Form zu
erhalten.

§ 3 Bestattungsbezirke
(1) Fir die Friedhofe werden folgende Bestattungsbezirke festgesetzt:

1. Bestattungsbezirk des Zentralfriedhofs

Er umfasst das Gebiet, das begrenzt wird im Norden durch die nérdliche Stadtgrenze; im
Osten durch die 6stliche Stadtgrenze; im Siiden durch den Staatsforst, die Anschiitzstrale,
Guinther-Scharowsky-Strale, Felix-Klein-Strafl’e, den Frankenschnellweg und den
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Anlage 1
Entwurfvom 06.11.2025

Buichenbacher Damm; im Westen durch die Regnitz. Er umfasst dariiber hinaus auch das
Gebiet des Stadtteiles Tennenlohe.
2. Bestattungsbezirk des Friedhofs Bruck

Er umfasst das Gebiet, das begrenzt wird im Norden durch die Felix-Klein-Stralte, den
Frankenschnellweg und den Blichenbacher Damm; im Osten durch die Glinther-
Scharowsky-StraRRe, Anschiitzstrale, Ostliche Stadtgrenze; im Siiden durch die
Bundesautobahn Nirnberg-Wiirzburg; im Westen durch die Regnitz.

3. Bestattungsbezirk des Friedhofs Blichenbach

Er umfasst das Gebiet, das begrenzt wird im Norden durch den Steinforstgraben; im
Westen durch den Holzweg und den alten Ortsteil Blichenbach; im Siiden durch den
Rittersbach; im Osten durch den Rhein-Main-Donau-Kanal; er umfasst des Weiteren das
Wohngebiet ,In der Reuth®. Er umfasst nicht das Grundstiick FL.-Nr. 194 Gemarkung
Blichenbach (Seniorenwohnheim).

4. Bestattungsbezirk des Friedhofs Dechsendorf
Er umfasst das Gebiet des Stadtteiles Dechsendorf.
5. Bestattungsbezirk des Friedhofs Eltersdorf

Er umfasst das Gebiet, das begrenzt wird im Norden durch die Bundesautobahn Niirnberg-
Wiirzburg; im Osten, Stiden und Westen von den Gebietsgrenzen des Stadtteiles Eltersdorf.

6. Bestattungsbezirke der Friedhofe Frauenaurach - NEU und Frauenaurach - ALT
Sie umfassen das Gebiet des Stadtteiles Frauenaurach.
7. Bestattungsbezirk des Friedhofs Kriegenbrunn-Hiittendorf
Er umfasst das Gebiet der Stadtteile Kriegenbrunn und Hittendorf.
8. Bestattungsbezirk des Friedhofs Tennenlohe
Er umfasst das Gebiet des Stadtteiles Tennenlohe.
9. Bestattungsbezirk des Westfriedhofs
Er umfasst die Teile des Stadtgebietes Erlangen, die nicht unter die Nummern 1 bis 8 fallen.

Die Friedhofe dienen grundsatzlich der Bestattung von Personen, die zum Zeitpunkt des Todes
ihren Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt in Erlangen hatten. Eine verstorbene Person ist
grundsatzlich auf dem Friedhof zu bestatten, in dessen Bezirk sie in Erlangen vor ihrem Tode
mit Hauptwohnsitz gemeldet war, sofern nicht ein Grabnutzungsrecht an einer Grabstatte auf
einem anderen Friedhof besteht. Nach Verfligharkeit kann auch eine Grabstatte auf einem
anderen Erlanger Friedhof erworben werden.

Bestattungspflichtige mit Hauptwohnsitz in Erlangen konnen ein Grabnutzungsrecht fir
Verstorbene auf einem der Erlanger Friedhofe nach Verfligbarkeit erwerben.

Fur eine verstorbene Person, die vor ihrem Tod nicht mit Hauptwohnsitz in Erlangen gemeldet
war und deren Bestattungspflichtige ebenfalls nicht im Stadtgebiet ihren Hauptwohnsitz
haben, ist der Graberwerb nur auf dem Westfriedhof moglich. Der Erwerb von
Baumgrabstatten, Grabern im Urnenhochbeet und islamischen Grabstatten ist davon
ausgenommen.

§ 4 SchlieBung und Entwidmung

Friedhofe, Friedhofsteile und einzelne Grabstatten konnen im 6ffentlichen Interesse ganz oder
teilweise geschlossen oder entwidmet werden. Durch die Schliefung wird die Moglichkeit weiterer
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Beisetzungen ausgeschlossen; durch die Entwidmung verliert der Friedhof seine Eigenschaft als
offentliche Bestattungseinrichtung. Besteht die Absicht der SchlieSung, werden keine
Grabnutzungsrechte mehr erteilt oder verlangert.

§ 5 Grabstatten allgemein

(1) Die Grabstatten stehenim Eigentum der Stadt Erlangen. An ihnen werden Grabnutzungsrechte
nach MaRgabe dieser Satzung und nach Verfligbarkeit verliehen.

(2) Grabstatten im Sinne dieser Satzung sind:
Einzelgrabstatten (§6),

Familiengrabstatten (§ 7),

Kindergrabstatten (§ 8),

islamische Grabstatten (§ 9),

Urnenerdgrabstatten (§ 10),

Graber in einem Urnenbeet oder Urnenhochbeet (§ 10),
Baumgrabstatten (§ 10),

Graber in einer Urnengemeinschaftsgrabanlage (§ 10),

w ® N o ok Wb

Nischengraber in Kolumbarien, Urnennischen, Urnenkammern und Urnenstelen (§ 10),
10. anonyme Erdgrabstatten (§ 11),
11. anonyme Urnengrabstatten (§ 11).

(3) Die Grolke der Grabstatten sowie die Zahl der Grabplatze richten sich nach den
Belegungsplanen der Friedhofsverwaltung.

(4) Es besteht kein Anspruch auf die Uberlassung einer bestimmten Grabstatte, einer bestimmten
Lage oder auf die Unveranderlichkeit der Umgebung einer Grabstatte.

§ 6 Einzelgrabstitten

Einzelgrabstatten sind Grabstatten fiir eine einzige Erdbestattung.

§ 7 Familiengrabstatten

(1) Familiengrabstatten sind Grabstatten fiir Erdbestattungen und Urnenbeisetzungen. In ihnen
konnen je nach Grofie und unter Beriicksichtigung der Ruhezeiten zwei bis vier
Erdbestattungen durchgefiihrt werden. Urnen kdnnen zusatzlich beigesetzt werden.

(2) Alte Familiengrabstatten mit tiberdurchschnittlich groRen Malten kdnnen im Einzelfall auch
mehr als vier Platze flir Erdbestattungen aufweisen. In den Fallen, in denen das
Grabnutzungsrecht an einer alten Familiengrabstatte ohne zeitliche Einschrankung besteht,
werden diese als Sondergrabstatten bezeichnet.

(3) Ehrengrabstatten sind Familiengrabstatten fiir verdiente Personlichkeiten der Erlanger
Stadtgeschichte, wie z.B. Ehrenbiirger*innen und Burgermeister*innen und deren Angehorige.
§ 8 Kindergrabstatten

(1) Kindergrabstatten sind einstellige Grabstatten, die fiir die Erdbestattung eines Kindes bis zu
einer Sarglange, bzw. bei sarglosen Bestattungen bis zu einer Korpergrofte von 1,00 m
vergeben werden.
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(2) In der Kindergemeinschaftsgrabanlage konnen verstorbene Kinder bis zum vollendeten 12.
Lebensjahr, Totgeburten und nicht bestattungspflichtige Kinder bestattet werden. Die
Beisetzung kann als Erdbestattung bis zu einer Sarglange, bzw. bei sarglosen Bestattungen bis
zu einer Korpergrofie von 0,30 m sowie als Aschekapseln erfolgen. Die Beisetzung findet ohne
Beisein der Angehdrigen statt. An einem Kindergemeinschaftsgrab wird kein
Grabnutzungsrecht verliehen.

(3) Fehlgeburten unter 500 g konnen auf dem Zentralfriedhof in der Grabstatte der Frauenklinik
des Universitatsklinikums Erlangen oder in jeder anderen Grabstatte bestattet werden.

§ 9 Islamische Grabstatten

Auf dem Westfriedhof sind Grabfelder mit Grabstatten eingerichtet, die ausschlieflich zur
Erdbestattung und Urnenbeisetzung von Verstorbenen islamischen Glaubens bestimmt sind. Die
Graber werden der Reihe nach belegt.

§ 10 Urnengrabstatten

(1) Urnenerdgrabstatten sind mehrstellige Grabstatten fir die Beisetzung von Urnen. Je nach
Grofe enthalten Urnenerdgrabstatten bis zu sechs Urnenplatze.

(2) Urnengraberim Beet oder Hochbeet sowie Baumgrabstatten sind zweistellige Grabstatten fiir
die Beisetzung von Urnen. Diese werden der Reihe nach vergeben.

(3) Graberin Urnengemeinschaftsgrabanlagen bieten jeweils Platz fiir eine Urne. An einem
Urnengemeinschaftsgrab wird kein Grabnutzungsrecht verliehen.

(4) Graberin Kolumbarien, Urnennischen, Urnenkammern und Urnenstelen bieten jeweils Platz
flir zwei Urnen. Die Verschlussplatten dieser Urnengrabstatten stehen im Eigentum der Stadt
Erlangen.

§ 11 Anonyme Grabstatten

Anonyme Erdgrabstatten sind Einzelgrabstatten. Anonyme Urnengrabstatten sind
Gemeinschaftsgrabstatten. Die Beisetzungen werden ausnahmslos ohne Anwesenheit von
Angehorigen durchgefiihrt. Die Grabflache wird von der Friedhofsverwaltung als Rasenflache
angelegt und gepflegt.

§ 12 Erwerb und Inhalt des Grabnutzungsrechts

(1) An einer freien Grabstatte kann ein Grabnutzungsrecht erworben werden. Das
Grabnutzungsrecht wird mindestens auf die Dauer der Ruhezeit verliehen, wenn der Erwerb
anlasslich eines Todesfalls erfolgt. Erlanger Biirger*innen konnen ein Grabnutzungsrecht vor
Eintritt eines Todesfalls erwerben, sofern Grabstatten in ausreichender Anzahl verfligbar sind.

(2) Ein Grabnutzungsrecht wird grundsatzlich nur einer einzelnen natirlichen und volljahrigen
Person verliehen. Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen. Uber das Grabnutzungs-
recht wird der nutzungsberechtigten Person eine Urkunde (Grabbrief) ausgestellt.

(3) Die nutzungsberechtigte Person hat das Recht, sich selbst und Angehdrige in einer Grabstatte
beisetzen zu lassen. Die Friedhofsverwaltung kann die Beisetzung weiterer Personen zulassen.
Als Angehorige im Sinne dieser Vorschrift gelten:

1. der*die Ehepartner*in oder der*die Lebenspartner®in,
2. dieKinder,
3. die Eltern; bei Annahme Volljahriger (§1767 BGB) der Annehmende vor den Eltern,
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die GrofReltern,

die Enkelkinder,

4
5

6. die Geschwister,
7. die Kinder der Geschwister der verstorbenen Person,
8

die Verschwagerten ersten Grades.

Das Grabnutzungsrecht beinhaltet ebenfalls die Befugnis, im Rahmen der bestehenden
Grabauflagen und der Grabmal- und Grabpflegeordnung, die als Anlage Bestandteil dieser
Satzung ist, ein Grabmal errichten zu lassen sowie das Grab entsprechend anzupflanzen und zu
pflegen. Ein Grabmalzwang besteht nicht, ausgenommen bei Grabstatten im Urnenbeet,
Urnenhochbeet (§ 10 Abs. 2) und in der Urnenkammer (§ 10 Abs. 4).

Grabauflagen im Sinne dieser Satzung sind Vorgaben der Friedhofsverwaltung, die diese fiir
jede einzelne Grabstatte als grundsatzliche Regelung festlegen kann. Sie konnen bspw.
Vorgaben zu den Malken und den Gestaltungsméglichkeiten fiir eine Grabstatte enthalten.
Grabauflagen gelten stets fiir eine konkrete Grabstatte und sind von der jeweils
nutzungsberechtigten Person zu beachten. Die Grabauflagen fiir die betroffene Grabstatte
werden der nutzungsberechtigten Person vor Erwerb des Grabnutzungsrechts durch die
Friedhofsverwaltung mitgeteilt.

§ 13 Dauer des Grabnutzungsrechts

(1)
(2)

Ein Grabnutzungsrecht ist mindestens fiir die Dauer der Ruhezeit zu erwerben.

Ablaufende Grabnutzungsrechte konnen um die Dauer von 5, 10 oder 15 Jahren verlangert
werden, wenn die nutzungsberechtigte Person die Verlangerung innerhalb von drei Monaten
vor Ablauf des Rechts beantragt. In begriindeten Ausnahmefallen kann eine Verlangerung auch
fiir einen kiirzeren Zeitraum erfolgen. Die Verlangerung kann von Auflagen abhangig gemacht
werden. Ein Rechtsanspruch auf Verlangerung des Grabnutzungsrechts besteht nicht.

Die Verlangerung kann insbesondere versagt werden, wenn

1. der Platzbedarf des Friedhofs, Einschrankungen bei der betreffenden Grabstatte oder
sonstige wichtige Griinde dies erfordern,

2. massive und wiederkehrende Verstofie gegen die Vorschriften der Grabmal- und
Grabpflegeordnung, die als Anlage Teil dieser Satzung ist, festgestellt wurden,

3. eine Umgestaltung von Grabfeldern oder Friedhofsteilen im 6ffentlichen Interesse
notwendig ist.

Das Grabnutzungsrecht ist durch die nutzungsberechtigte Person zu verlangern, wenn im Falle
der Belegung der Grabstatte die restliche Dauer des Grabnutzungsrechts kiirzer ist als die
Ruhezeit fiir die verstorbene Person. Das Grabnutzungsrecht wird nur um volle Monate
verlangert; mafigeblich ist der Tag des erstmaligen Erwerbs.

§ 14 Ubertragung des Grabnutzungsrechts

(1)

(2)

Die Ubertragung des Grabnutzungsrechts an einer Grabstatte bedarf der Genehmigung durch
die Friedhofsverwaltung. Nach der Ubertragung erhalt die neue nutzungsberechtigte Person
eine Urkunde (Grabbrief). Der alte Grabbrief verliert seine Giiltigkeit.

Zu Lebzeiten der nutzungsberechtigten Person kann die Ubertragung eines
Grabnutzungsrechts auf eine in § 12 Abs. 3 genannte Person erfolgen, wenn die
nutzungsberechtigte Person zu Gunsten dieser Person schriftlich auf das Grabnutzungsrecht
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verzichtet. Die Ubertragung erfolgt auf Antrag der begiinstigten Person nach Entrichtung der
entsprechenden Geblihr.

Bereits mit Erwerb des Grabnutzungsrechts kann die nutzungsberechtigte Person in einer
letztwilligen Verfligung eine Person bestimmen, die im Falle ihres Todes das
Grabnutzungsrecht libernehmen soll.

Nach dem Tode der nutzungsberechtigten Person kann die Person die Ubertragung eines
laufenden Grabnutzungsrechts auf sich beantragen, der es von der nutzungsberechtigten
Person in einer letztwilligen, rechtsgiiltigen Verfligung ausdriicklich zugewendet wurde. Bei
einer Verfligung zugunsten mehrerer Personen hat die erstgenannte Person Vorrang. Stirbt die
nutzungsberechtigte Person, ohne eine Verfligung hinterlassen zu haben, so kann das
Grabnutzungsrecht auf Antrag auf die in § 12 Abs. 3 genannten Personen libertragen werden.
Innerhalb der Reihenfolge des & 12 Abs. 3 hat bei gleichrangigen Personen die altere Person
Vorrecht vor der jiingeren. Haben Vorberechtigte innerhalb von sechs Monaten keinen Antrag
auf Ubertragung gestellt, so wird das Grabnutzungsrecht auf Antrag einer nachberechtigten
Person verliehen. Stimmen alle Vorberechtigten zu, so kann das Grabnutzungsrecht in
begriindeten Einzelfallen auch auf eine der verstorbenen Person nahestehenden Person
Ubertragen werden.

§ 15 Erloschen des Grabnutzungsrechts

(1)

(2)

Das Grabnutzungsrecht erlischt,

1. wenndas Grabnutzungsrecht abgelaufen ist und innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf
des Grabnutzungsrechts keine Verlangerung beantragt wurde,

2. wenn nach Ablauf der Ruhezeit auf das Grabnutzungsrecht verzichtet wird. Ein Anspruch
auf Erstattung bereits geleisteter Gebiihren besteht in diesen Fallen nicht,

3. wenndie nutzungsberechtigte Person verstirbt und alle in Frage kommenden Berechtigten
die Ubernahme ablehnen oder es keine berechtigte Person innerhalb eines Jahres seit
Beisetzung der verstorbenen nutzungsberechtigten Person libernimmt. In diesen Fallen
kann die Grabstatte wahrend der Ruhezeit zur Betreuung an Personen liberlassen werden,
die zu der bestatteten Person eine personliche Verbindung hatten. Ein Anspruch auf
Erstattung bereits geleisteter Gebiihren besteht in diesen Fallen nicht.

Ein Verzicht auf das Grabnutzungsrecht ist vor Ablauf der Ruhezeit grundsatzlich nicht moglich.

§ 16 Einschrankung und Entzug des Grabnutzungsrechts

(1)

(2)

Das Grabnutzungsrecht kann durch die Friedhofsverwaltung eingeschrankt werden, wenn die
Belegung einer Grabstatte aus besonderen Griinden nicht mehr im bisherigen Umfang moglich
ist.

Das Grabnutzungsrecht kann durch die Friedhofsverwaltung entzogen werden, wenn die
Grabstatte aus besonderen Griinden nicht mehr an ihrem bisherigen Ort belassen werden
kann. Das Einverstandnis der nutzungsberechtigten Person ist erforderlich, wenn die Ruhezeit
der zuletzt bestatteten Person noch nicht abgelaufen ist. In diesen Fallen leistet die
Friedhofsverwaltung fiir die Restdauer der Ruhezeit einen gleichwertigen kostenlosen Ersatz
und tragt die Kosten flir die Umbettung.

§ 17 Genehmigung von Grabanlagen

(1)

Provisorische Grabmale sowie provisorische Einfassungen aus Holz bedurfen keiner
Genehmigung. Als provisorisches Grabmal sind naturalisierte Holztafeln oder Kreuze zulassig.
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Sie diirfen, ebenso wie die Einfassungen, nicht langer als 2 Jahre nach der Beisetzung
verwendet werden. Die Provisorien diirfen die Malke der Grabanlage innerhalb einer Gruppe
nicht tiberschreiten.

(2) Die Errichtung von dauerhaften Grabmalen, Einfassungen, Abdeckungen,
Grabbegrenzungsplatten und sonstigen baulichen Anlagen oder deren Anderung bedarf der
schriftlichen Genehmigung der Friedhofsverwaltung. Ausgenommen davon sind die Grabmale
von Grabern im Urnenbeet, Urnenhochbeet und bei Baumgrabstatten (§ 10 Abs 2).

(3) Die Genehmigung ist vor Anfertigung oder Veréanderung des Grabmals und/oder der baulichen
Anlage bei der Friedhofsverwaltung durch die nutzungsberechtigte Person zu beantragen. Dem
Antrag auf Genehmigung ist in zweifacher Ausfertigung der Grabmalentwurf mit Grundriss und
Seitenansichtim Mafdstab 1:10 unter Angabe des Materials, seine Bearbeitung, der Anordnung
der Schrift, der Ornamente und der Symbole, QR-Codes sowie der Fundamentierung,
beizufiigen. Bei der Anbringung von QR-Codes ist der Inhalt des dahinterstehenden Links
vollstandig schriftlich offenzulegen. Die antragstellende Person hat eine Erklarung abzugeben,
wahrend der gesamten Nutzungsdauer die alleinige Verantwortung fiir den Inhalt des Links zu
tragen.

(4) Die Genehmigung kann versagt werden, wenn die Anlage nicht den Vorschriften der Grabmal-
und Grabpflegeordnung, die als Anlage Bestandteil dieser Satzung ist, und den Grabauflagen
fir die jeweilige Grabstatte entspricht.

(5) Die Versetzung der Grabanlage darf frihestens 12 Monate nach einer Erdbeisetzung erfolgen.
Bei Urnenbeisetzungen ist eine Versetzung jederzeit moglich.

(6) Wird die erteilte Genehmigung zur Aufstellung oder Anderung eines Grabmals bzw. einer
baulichen Anlage innerhalb eines Jahres nicht in Anspruch genommen, so erlischt diese.

(7) Ohne Genehmigung aufgestellte Grabmale und sonstige bauliche Anlagen sind durch die
nutzungsberechtigte Person zu entfernen. Uber Ausnahmen entscheidet die
Friedhofsverwaltung.

§ 18 Entfernen und Anderung der Grabanlagen

(1) Grabmale und bauliche Anlagen diirfen vor Ablauf der Ruhezeit oder des Grabnutzungsrechts
nur mit vorheriger Genehmigung der Friedhofsverwaltung entfernt werden.

(2) Kinstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale und bauliche Anlagen oder solche, die als
besondere Eigenart des Friedhofs aus friiheren Zeiten gelten, werden in einem Verzeichnis
gefiihrt und unterstehen dem besonderen Schutz der Friedhofsverwaltung. Die
Friedhofsverwaltung kann die Zustimmung zur Anderung derartiger Grabmale und baulicher
Anlagen versagen, wenn die Anderung zu einer Beeintrachtigung des Wesens des tberlieferten
Erscheinungsbildes oder der kiinstlerischen Wirkung des Grabmals fiihren wiirde oder
gewichtige Griinde des Denkmalschutzes fiir die unveranderte Beibehaltung des bisherigen
Zustandes sprechen. Insoweit sind die zustandigen Denkmalschutz- und -pflegebehérden nach
Malgabe der gesetzlichen Bestimmungen zu beteiligen.

(3) Nach Ablauf oder Erléschen des Grabnutzungsrechts sind die Grabmale und sonstige bauliche
Anlagen durch die vormals nutzungsberechtigte Person oder den nach § 12 Abs. 3
Verpflichteten innerhalb von drei Monaten zu entfernen. Die Grabstatten sind einzuebnen.

§ 19 Unterhalten der Grabstidtten

(1) Jede Grabstatte muss spatestens 12 Monate nach der Beisetzung eingeebnet und
entsprechend den Vorgaben der Grabmal- und Grabpflegeordnung, die als Anlage Bestandteil
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dieser Satzung ist, gartnerisch in einer wiirdigen Weise angelegt, bepflanzt und gepflegt
werden.

(2) Grabstatten sind so zu erhalten, dass die Wiirde des Friedhofs gewahrt bleibt und Dritte durch
den Zustand der Grabstatte weder belastigt noch gefahrdet oder in anderer Weise
beeintrachtigt werden.

(3) Sollte kein Grabmal versetzt werden, ist eine natiirliche Einfassung aus Pflanzen in der in den
Grabauflagen angegebenen Grofte herzustellen und dauerhaft in ordnungsgemafiem Zustand
zu erhalten.

(4) Bei allen Grabstatten ist die nutzungsberechtigte Person zur ordnungsgemalien Anlage, Pflege
und Instandhaltung des Grabes verpflichtet.

(5) Die Friedhofsverwaltung kann verlangen, dass groBwiichsige Bepflanzungen, stark wachsende
oder absterbende Baume, Hecken und Straucher, Wildwuchs und Samlinge von der
nutzungsberechtigten Person geschnitten oder beseitigt werden.

§ 20 Ersatzvornahme

(1) Werden die aufgrund dieser Satzung bestehenden Handlungspflichten nicht rechtzeitig erfillt,
kann die Friedhofsverwaltung die Handlung auf Kosten der pflichtigen Person selbst
vornehmen oder vornehmen lassen. Eine solche Ersatzvornahme ist vorher schriftlich
anzudrohen. Dabei ist eine angemessene Frist zu setzen. Ist der Aufenthaltsort der pflichtigen
Person nicht zu ermitteln, so ersetzt die 6ffentliche Bekanntmachung, die an die pflichtige
Person adressierte, schriftliche Androhung. Einer vorherigen Androhung und einer Fristsetzung
bedarf es nicht, wenn die pflichtige Person nicht erreichbar ist und die Ersatzvornahme zur
Abwehr einer drohenden Gefahr notwendig ist.

(2) Fur die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder
Unterlassens gelten die Vorschriften des Bayer. Verwaltungs-, Zustellungs- und
Vollstreckungsgesetzes (BayVwZVG) in der jeweils giiltigen Fassung.

§ 21 Leistungen der Friedhofsverwaltung

(1) Dieim unmittelbaren Zusammenhang mit einer Bestattung stehenden Verrichtungen auf den
Friedhofen werden von der Friedhofsverwaltung hoheitlich ausgefiihrt. Zu diesen
Verrichtungen zahlen insbesondere:

1. das Ausheben und Verfiillen des Grabes,

2. die Beisetzungvon Urnen,

3. die Anfiihrung des Sarges und Uberfiihrung der Urne von der Leichenhalle zur Grabstatte,
4

die Ausgrabung und Umbettung (Exhumierung von Leichen und Gebeinen sowie Urnen)
einschl. notwendiger Umsargungen,

5. das Ausschmiicken des Aufbahrungsraums und der Trauerhalle (Grundausstattung mit
Trauerschmuck)

(2) Die Friedhofsverwaltung kann mit der Durchfiihrung der hoheitlichen Tatigkeiten ein
Bestattungsunternehmen beauftragen.

§ 22 Bestattung

(1) Bestattungim Sinne dieser Satzung ist die Erdbestattung von Leichen oder Leichenteilen sowie
die Beisetzung von Aschekapseln und Urnen unter der Erde bzw. in Urnenfachern und
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Grabkammern. Die Bestattung ist durchgefiihrt, wenn das Grab verfiillt oder das Urnenfach/die
Grabkammer geschlossen ist.

(2) Chemisch konservierte Leichen diirfen nicht erdbestattet werden.

(3) Bestattungen sind unverziiglich nach Feststellung des Todes durch die Bestattungspflichtigen
oder durch beauftragte Bestattungsinstitute bei der Friedhofsverwaltung anzumelden. Die
schriftliche Anmeldung mit den erforderlichen Unterlagen ist spatestens zwei Werktage vor der
Bestattung oder Trauerfeier der Friedhofsverwaltung vorzulegen. Das Abhalten von
Trauerfeiern und/oder Beisetzungen, sowie die Nutzung der Trauerhalle und der Leichenhalle
sind nur nach schriftlicher Anmeldung bei der Friedhofsverwaltung gestattet.

(4) Die Bestattungszeiten werden ausschlief3lich von der Friedhofsverwaltung festgesetzt.

§ 23 Beschaffenheit von Sargen und Urnen

(1) Sarge diirfen grundsatzlich hochstens 2,00 Meter lang, 0,70 Meter hoch und 0,75 Meter breit
(AuBenmale) sein. Ist ein groRerer Sarg erforderlich, ist dies bei der Anmeldung der
Bestattung zwingend mitzuteilen.

(2) Urnen und Uberurnen, die in der Erde beigesetzt werden, miissen aus biologisch abbaubarem
Material bestehen.

§ 24 Ausheben und Betreten von Grabgruben

(1) Die Graber werden von Mitarbeitenden der Friedhofsverwaltung ge6ffnet und wieder
verschlossen. Weder Hinterbliebenen noch anderen Privatpersonen ist es erlaubt, selbst
Beisetzungshandlungen vorzunehmen oder die ausgehobene Grabgrube zu betreten.

(2) Istfir eine Bestattung ein Grab zu 6ffnen, ist die nutzungsberechtigte Person verpflichtet, die
Bepflanzung und sonstige wertvolle Gegenstande rechtzeitig zu entfernen. Bei
Erdbestattungen muss auch das Grabmal, die Einfassung und das Fundament rechtzeitig durch
einen Steinmetzbetrieb entfernt werden. Bei Urnenbeisetzungen kdnnen die Grabanlagen mit
Zustimmung der Friedhofsverwaltung auf der Grabstatte verbleiben, aulier bei Grabstatten mit
einer Teil- oder Totalabdeckung.

(3) Falls Grabanlagen, Pflanzen oder dhnliches nicht rechtzeitig entfernt werden, ist die
Friedhofsverwaltung berechtigt ohne Vorankilindigung oder Fristsetzung eine Ersatzvornahme
im Sinne des § 20 dieser Satzung auf Kosten der nutzungsberechtigten Person durchzufiihren.
Die Friedhofsverwaltung haftet in diesem Fall nicht fiir Schaden an der Bepflanzung oder der
Grabanlage.

§ 25 Ruhezeit

Bei Erdbestattungen betragt die Mindestruhezeit 15 Jahre. In Abweichung hierzu betragt sie fiir
Kinder bis zum vollendeten siebten Lebensjahr 10 Jahre. Fiir Totgeburten ist eine 5-jahrige
Mindestruhezeit einzuhalten Die Ruhezeit fiir Urnen betrdgt 10 Jahre. Die Ruhezeit beginnt am Tag
der Bestattung.

§ 26 Ausgrabungen und Umbettungen

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsatzlich nicht gestort werden.

(2) Ausgrabungen von Gebeinen oder Ascheresten werden auf Antrag der nutzungsberechtigten
Person vorgenommen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.
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(3) Ausgrabungen werden nur auRerhalb der Friedhofsoffnungszeiten durchgefiihrt. Die
Teilnahme an einer Ausgrabung ist nur den zustandigen Mitarbeitenden der
Friedhofsverwaltung und evtl. damit befassten Behorden gestattet.

(4) Wird der Sarg bei einer Ausgrabung beschadigt, so sind Leichen, Leichenteile oder Gebeine vor
der Umbettung oder Uberfiihrung neu einzusargen und unverziiglich wieder zu bestatten.

(5) Ausgrabungen zum Zweck der Umbettung sind bei anonymen Bestattungen ausgeschlossen.

(6) Fur die Kosten der Ausgrabung und Umbettung, sowie den Ersatz von Schaden, die an
Grabstatten und Anlagen durch die Ausgrabung entstanden sind, hat die antragstellende
Person aufzukommen.

§ 27 Friedhofsordnungen

Die Friedhofsverwaltung wird ermachtigt, fiir die einzelnen Friedhofe Friedhofsordnungen zu
erlassen. Diese werden an den jeweiligen Friedhofen 6ffentlich ausgehangt.

§ 28 Offnungszeiten

(1) Die stadtischen Friedhofe sind wahrend der an den Eingangen bekannt gegebenen Zeiten
geoffnet.

(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus zwingenden Griinden Friedhofe ganz oder zum Teil fiir den
Besuch und fiir die Auslibung gewerblicher Arbeiten flir einen begrenzten Zeitraum sperren.

§ 29 Verhalten auf Friedhofen

(1) Jede Person, die einen Friedhof besucht, hat sich ruhig und der Wiirde des Ortes entsprechend
zu verhalten. Es darf keine andere Person gefahrdet, geschadigt oder mehr als nach den
Umstanden unvermeidbar behindert oder belastigt werden.

(2) Kinder unter zehn Jahren diirfen die Friedhofe nur in Begleitung einer Aufsichtsperson
betreten.

(3) Besucher*innen und Gewerbetreibenden ist es insbesondere nicht gestattet:

1. die Wege auf den Friedhofen mit Fahrzeugen aller Art, insbesondere mit Fahrradern und E-
Scootern, zu befahren; ausgenommen vom Verbot sind Kinderwagen und Rollstiihle sowie
das Befahren der Wege durch Gewerbetreibende mit Berechtigungsschein,

2. an Sonn-und Feiertagen oder in der Nahe von Trauerfeiern und Bestattungen
ruhestérende Arbeiten auszufiihren,

3. abgetragene Erde und Abfalle aulRerhalb der dafiir bestimmten Stellen abzulagern, sowie
Abfille, die nicht auf den Friedhofen angefallen sind, insbesondere Hausmiill und
Griinabfalle aus privaten Haushalten oder Gewerbebetrieben, in den Sammelstellen fiir
den Friedhof abzulagern,

4. Friedhofseinrichtungen und -anlagen zu verunreinigen oder zu beschadigen sowie
Grabstatten unberechtigt zu betreten sowie Grabschmuck oder Bepflanzungen unbefugt
zu entfernen,

5. Waren aller Art oder gewerbsmafige Dienste anzubieten, Werbung irgendwelcher Art zu
betreiben oder Spenden zu sammeln,

6. Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im Rahmen von
Bestattungsfeiern notwendig und uiblich sind,

7. Tiere mitzufihren, ausgenommen sind Assistenzhunde,
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8. Sitzgelegenheiten an den Grabstatten anzubringen,

9. Film-und Fotoaufnahmen von Grabstatten und insbesondere Grabmalen ohne Erlaubnis
zu erstellen, zu verwerten und zu verbreiten, aulRer zu privaten Zwecken,

10. Handwerkszeug, Gefalde, Gielkannen und sonstige Gegenstande hinter Grabmalen oder in
Hecken, Strauchern und an Baumen aufzubewahren oder anzubringen, sowie

11. die Vegetation (Baume, Hecken, Straucher, Stauden) der Friedhofe zuriickzuschneiden
oder zu entfernen.

Die Friedhofsverwaltung kann von den Verboten auf Antrag Ausnahmen zulassen, soweit sie
mit dem Zweck des Friedhofs und der Ordnung auf ihm vereinbar sind.

Totengedenkfeiern bediirfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Sie sind zwei Wochen
vorher anzumelden.

§ 30 Gewerbliche Tatigkeit auf Friedhofen

(1)

Steinmetz*innen, Bildhauer*innen, Gartner*innen und Bestatter*innen beddirfen fiir ihre
gewerbliche Tatigkeit auf den Friedhofen der vorherigen Zulassung durch die
Friedhofsverwaltung. Sonstigen gewerbetreibenden Personen kann fiir die Ausiibung anderer
als der in Satz 1 genannten Tatigkeiten ebenfalls eine Zulassung durch die Friedhofsverwaltung
erteilt werden, wenn dies mit dem Friedhofszweck vereinbar ist.

Die Zulassung nach Abs. 1 wird nur Gewerbetreibenden erteilt, die in fachlicher, betrieblicher
und personlicher Hinsicht zuverlassig sind und fiir die Ausiibung der Tatigkeit eine
Haftpflichtversicherung nachweisen, die Schaden nach Abs. 7 abdeckt. Antragsteller*innen, die
ein Handwerk im Sinne der Handwerksordnung ausiiben, haben ihre Eintragung in die
Handwerksrolle sowie - soweit diese fiir die Austibung des betreffenden Handwerks notwendig
ist - die Meisterpriifung nachzuweisen. Friedhofsgartner*innen haben eine abgeschlossene
Ausbildung im Ausbildungsberuf des Friedhofsgartners oder ersatzweise die Ausbildung in
einer anderen gartnerischen Berufssparte nachzuweisen.

Uber die Zulassung entscheidet die Friedhofsverwaltung innerhalb einer Frist von drei Monaten
ab Antragstellung. Hat die Friedhofsverwaltung nicht innerhalb dieser Frist entschieden, so gilt
die Zulassung als erteilt. Art. 42 a Abs. 2 Sétze 2 bis 4 des Bayerischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (BayVwVfG) gelten entsprechend. Das Zulassungsverfahren kann auch {iber eine
einheitliche Stelle im Sinne des Art. 71a BayVwVfG abgewickelt werden.

Die Zulassung wird grundsatzlich fiir ein Jahr erteilt. Sie wird von der Friedhofsverwaltung
jeweils um ein weiteres Jahr verldangert, wenn auf die Verlangerung nicht spatestens einen
Monat vor Ablauf verzichtet wird. Die Zulassung ist erst nach Entrichtung der daftir
festgesetzten Gebliihr giiltig.

Die Friedhofsverwaltung kann die Zulassung auf Dauer oder fiir bestimmte Zeit entziehen,
wenn die betroffene gewerbetreibende Person erheblich oder wiederholt gegen die
Vorschriften der Bestattungs- und Friedhofssatzung verstofen hat oder bei ihr die
Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht mehr gegeben sind.

Die Zulassung wird durch einen Berechtigungsschein nachgewiesen. Er ist nicht Ubertragbar.
Der Berechtigungsschein ist bei allen Arbeiten auf dem Friedhof mitzufiihren und dem
Friedhofspersonal auf Verlangen vorzuzeigen. Dies gilt auch fiir Angestellte. Wer auf dem
Friedhof entgeltlich arbeitet, ohne im Besitz eines Berechtigungsscheines zu sein, kann
vorbehaltlich weiterer Malnahmen vom Friedhof verwiesen werden.
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(7) Die Gewerbetreibenden haften fiir alle Schaden, die sie oder ihre Beschaftigten im
Zusammenhang mit ihrer Tatigkeit auf den Friedhofen schuldhaft verursachen.

(8) Die fiir die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien diirfen nur voriibergehend und
nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht behindern. Auf Rasenflachen, in
gartnerischen Anlagen sowie auf Grabstatten ist das Lagern verboten. Abgebaute Grabmale
oder Teile davon diirfen nicht auf den Friedhofen zuriickgelassen werden. Nach Abschluss oder
bei einer langeren Unterbrechung gewerblicher Arbeiten sind die Arbeitsflachen wieder in den
urspriinglichen Zustand zu versetzen.

(9) Die Friedhofswege diirfen von den Gewerbetreibenden und ihren Beschaftigten nur mit denim
Berechtigungsschein genannten Fahrzeugen befahren werden. Schrittgeschwindigkeit ist
einzuhalten. Die Wege innerhalb der Grabfelder sowie die unbefestigten Wege und die
Rasenflachen diirfen nicht befahren werden. Bei besonders erschwerten
Witterungsverhaltnissen kann die Friedhofsverwaltung das Befahren der Friedhofswege
untersagen.

§ 31 Haftungsausschluss

Die Friedhofsverwaltung haftet nicht fiir Diebstahle von Privateigentum, fiir Schaden, die durch
Dritte oder Tiere, verursacht werden oder infolge hoherer Gewalt entstehen.

§ 32 Gebiihren

Fiir die Benutzung der stadtischen Friedhofe und ihrer Einrichtungen sind Gebiihren und Auslagen
nach der GebUlhrensatzung zu dieser Bestattungs- und Friedhofssatzung zu entrichten.

§ 33 Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Bayerischen Gemeindeordnung (GO) kann mit Geldbul3e bis zu
zweitausendfiinfhundert Euro belegt werden, wer

1. entgegen § 17 Abs. 2 Grabmale, Einfassungen, Teilabdeckungen, Grabbegrenzungsplatten oder
sonstige bauliche Anlagen ohne Genehmigung errichtet,

2. entgegen § 22 Abs. 3 ohne Anmeldung eine Trauerfeier abhalt oder die Trauerhalle und/oder
die Leichenhalle nutzt,

3. entgegen § 24 Abs. 1 ein Grab 6ffnet oder schliet, Beisetzungshandlungen vornimmt oder die
Grabgrube betritt,

entgegen § 28 Abs. 2 einen gesperrten Friedhof oder Friedhofsteil besucht,
entgegen § 29 Abs. 3 Nr. 1 die Wege auf den Friedhofen befahrt,
entgegen § 29 Abs. 3 Nr. 3 Erde und Abfalle nicht ordnungsgemal ablagert,

S U

entgegen § 29 Abs. 3 Nr. 5 Waren aller Art oder gewerbsmaRige Dienste anbietet, Werbung
irgendwelcher Art betreibt oder Spenden sammelt,

®

entgegen & 29 Abs. 3 Nr. 6 Druckschriften verteilt,
9. entgegen § 29 Abs. 3 Nr. 7 Tiere mitfiihrt,
10. entgegen § 30 Abs. 1 ohne Zulassung gewerbliche Tatigkeiten auf den Friedhofen durchfiihrt,

11. entgegen § 30 Abs. 8 Werkzeuge oder Materialien lagert, Grabmale oder Teile davon aus dem
Friedhof nicht entfernt oder die Arbeitsflachen nicht wieder in ihren urspriinglichen Zustand
versetzt,
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12. entgegen § 13 Abs. 3 der Grabmal- und Grabpflegeordnung wasser- und umweltschadigende
Substanzen, Pestizide Insektizide, steinschadigende Mittel oder Salze, insbesondere Kochsalz
verwendet,

13. entgegen § 13 Abs. 5 der Grabmal- und Grabpflegeordnung Handwerkszeug, Gefafie und
sonstige Gegenstande dauerhaft hinter Grabmalen oder in Hecken, Strauchern und an Baumen
lagert.

§ 34 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Bestattungs- und
Friedhofssatzung der Stadt Erlangen vom 26.07.2018 i.d.F. vom 28.10.2021 (Die amtlichen Seiten
Nr. 16 vom 09.08.2018 und Nr. 23 vom 18.11.2021) auRer Kraft.
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Anlage zur Bestattungs- und Friedhofssatzung der Stadt
Erlangen: Grabmal- und Grabpflegeordnung

§ 1 Geltungsbereich

Diese Vorschriften gelten fiir alle Friedhofe der Stadt Erlangen, die den Vorschriften der
Bestattungs- und Friedhofssatzung unterliegen.

§ 2 Allgemeine Gestaltungsgrundsatze

Grabmale und Grabstatten sind so anzulegen und zu gestalten, dass sie sich in die Umgebung des
Grabes einordnen, die Wiirde des Ortes bewahren und die Gestaltung des Friedhofs als Griinanlage
erhalten bleibt.

§ 3 Grabmal

(1) Als Grabmal gelten Grabgedenkzeichen aller Art, die als dauerhaftes Mal auf oder an einem
Grab angebracht werden. Darunter fallen insbesondere stehende oder liegende Grabsteine,
Kreuze, Platten, Namenstafeln oder sonstige Grabdenkzeichen, aus Naturstein, Glas, Metall
oder dauerhaftem Holz. Insbesondere bei Metall und Glas kdnnen bei Genehmigungen des
Grabmals besondere Anforderungen an die Sicherheit, z.B. Bruchsicherheit bei Glas oder
Anforderungen wegen Verletzungsgefahr bei Metall, gestellt werden. Alle Materialien miissen
wetterbestandig, umweltvertraglich und dauerhaft sein.

(2) Andem Grabmalist die Grabnummer sichtbar und dauerhaft anzubringen.

(3) Zusatzlich zu den Grabinschriften sind eingravierte QR-Codes mit Informationen liber die
verstorbene Person und ihre Lebensgeschichte zuldssig, wenn sie frei von jeglicher Werbung,
Verunglimpfung, Diskriminierung und Ahnlichem sind.

§ 4 Stehende Grabmale

(1) Als stehende Grabmale werden Grabsteine in Breit- oder Hochformat, Stelen, Saulen,
Findlinge, Kreuze und Ahnliches bezeichnet.

(2) Aus Griinden der Standsicherheit muss das stehende Grabmal folgende Mindeststarken
aufweisen:

a) Grabmale ab 40 cm bis 100 cm Hohe: 14 cm Starke
b) Grabmale ab 100 cm H6he: 16 cm Starke

Bei mehrteiligen stehenden Grabmalen, die ineinander/miteinander verdiibelt werden, ist die
Mindeststarke fiir die jeweiligen Einzelteile einzuhalten.

(3) Die Breite eines stehenden Grabmals darf bei
a) einem Familiengrab (vierstellig) bis 160 cm,
b) einem Familiengrab (zweistellig) bis 100 cm,
c) einem Urnengrab bis zu 50 cm
betragen.
(4) Die Gesamthohe eines stehenden Grabmals darf bei
a) einem Familiengrab (vierstellig) bis zu 120 cm,

b) einem Familiengrab (zweistellig) bis zu 120 cm,
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c) einem Urnengrab bis zu 70 cm

betragen. Die Gesamthohe des Grabmals bemisst sich ab Oberkante des Zwischenweges oder
der Grabbegrenzungsplatten.

§ 5 Liegende Grabmale

(1) Als liegende Grabmale werden Grabsteine bezeichnet, die in Form von Platten die Grabstatten
teilweise abdecken. Totalabdeckungen sind aufgrund der Beeintrachtigung der Ruhezeit auf
Erdgrabstatten nicht erlaubt.

(2) Liegende Grabmale miissen ab Gelandeoberkante eine Hohe von mindestens 10 cm aufweisen.

(3) Die Abmessungen eines liegenden Grabmals diirfen bei

(=3

a) einem Familiengrab (vierstellig) hochstens 110 x 200 cm,
)

einem Familiengrab (zweistellig) hochstens 85 x 175 cm,

(g)

einem Urnenerdgrab hochstens 80 x 100 cm,

o

)
) einer Urnenkammer 30 x 40 cm (vorne 6 cm, hinten 12 cm stark)
)

einen Urnenbeet oder Urnenhochbeet hochstens 35 x 35 cm bei einer Mindeststarke
von 4-6 cm

e

betragen.

§ 6 Schriftplatten und Abdeckungen

(1) Schriftplatten sind kleinere Tafeln, die auf Grabstatten meist in liegender Form angebracht
werden, um Namen und Daten von Verstorbenen aufzunehmen.

(2) Teilabdeckungen sind Abdeckplatten innerhalb der Grabeinfassung, die zum
Gesamterscheinungsbild der Grabanlage passen. Hierzu zahlen z. B. auch Platten, die zum
Befestigen von Lampen, Weihwassergefalen o. d. oder zum Stellen von Pflanzschalen dienen.

(3) Abdeckungen innerhalb einer stehenden Einfassung bzw. innerhalb von
Grabbegrenzungsplatten sind zuldssig, wenn diese maximal die Halfte der Grabflache
tberdecken.

§ 7 Einfassungen

(1) Als stehende Einfassungen werden allseitige Umfassungen von Grabstatten bezeichnet, die
uber die Oberflache der Grabumgebung herausragen und nicht als Wegeplatten dienen. Die
Mindesthohe der Einfassung ab Gelandeoberkante betragt 10 cm.

(2) Die Grofe der Einfassungen richtet sich nach der gewachsenen Struktur der jeweiligen
Gruppen. Die Mindeststarke bei Natursteineinfassungen auf Familiengrabern muss 10 cm und
auf Urnengrabern 5 cm betragen. Die Mindeststarke von Metalleinfassungen muss mindestens
5 mm betragen und allseitig miteinander verbunden sein.

(3) Grabeinfassungen aus aneinander gereihten oder zusammengefligten Einzelsteinen mussen
dauerhaft standsicher miteinander verbunden sein. Einfassungen aus anderen Materialien,
insbesondere aus Holz, Kunststoff oder mittels Aneinanderreihung von Gegenstanden sind
unzulassig.
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§ 8 Grabbegrenzungsplatten

(1) Als Grabbegrenzungsplatten werden allseitige Umfassungen von Grabstatten bezeichnet, die
ebenerdig um die Grabstatte verlegt sind. Die Verlegung muss spatestens 24 Monate nach der
Beisetzung erfolgen.

(2) Grabbegrenzungsplatten sind nur dort zugelassen, wo diese vorgesehen sind und in den
Grabauflagen genannt werden. Als Grabbegrenzungsplatten sind Betonplatten zu verlegen.
Diese diirfen nicht aus geschliffenem und poliertem Material gefertigt sein und miissen eine
raue Oberflache aufweisen.

(3) Die Breite der Grabbegrenzungsplatten richtet sich nach der Grofie der Grabstatte und ihrem
Umfeld. Sie muss auf allen Seiten mindestens 20 cm, hochstens 40 cm betragen.

(4) Fur Grabbegrenzungsplatten, die zu Grabanlagen gehoren und von den Nutzungsberechtigten
verlegt wurden, liegt die Verkehrssicherheitspflicht bei den Nutzungsberechtigten. Diese haben
die vorhandenen Platten selbst in regelmaliigen Zeitabstanden auf Mangelzustande zu
kontrollieren und bei Unfallgefahr die Verkehrssicherheit unverziiglich wiederherzustellen.

§ 9 Abweichungen

Falls es die Wiirde des Friedhofs und sein Erscheinungsbild als Griinanlage gebietet oder
Gesichtspunkte der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung oder bestattungstechnische
Notwendigkeiten es erfordern oder nicht entgegenstehen, kann die Friedhofsverwaltung im
Einzelfall von den vorstehenden Vorschriften und Abmessungen abweichende Grabanlagen
vorschreiben oder genehmigen.

§ 10 Verbot von Grabsteinen aus ausbeuterischer Kinderarbeit

Grabsteine und Grabeinfassungen aus Naturstein dirfen nur aufgestellt werden, wenn sie ohne
schlimmste Formen von Kinderarbeit im Sinne von Art. 3 des Ubereinkommens Nr. 182 der
Internationalen Arbeitsorganisation vom 17. Juni 1999 liber das Verbot und unverziigliche
MaRnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit (BGBI. 2001 Il S. 1290, 1291)
hergestellt worden sind und hierfiir ein Nachweis gemaR Art. 9a Abs. 2 Bestattungsgesetz (BestG)
in der jeweils geltenden Fassung vorgelegt wird. Die Herstellung im Sinne dieser Vorschrift umfasst
samtliche Bearbeitungsschritte von der Gewinnung des Natursteins bis zum Endprodukt. Eines
Nachweises gemaR Satz 1 bedarf es nicht, wenn der Letztveraufierer glaubhaft macht, dass die
Grabsteine oder Grabeinfassungen aus Naturstein oder deren Rohmaterial vor dem 1. September
2016 in das Bundesgebiet eingefiihrt wurden.

§ 11 Anlieferung

Die Anlieferung von Grabmalen, Einfassungen usw. muss der Friedhofsverwaltung vorher angezeigt
werden. Auf Verlangen ist der Friedhofsverwaltung Gelegenheit zu geben, Grabmale und
Einfassungen zu liberpriifen.

§ 12 Fundamentieren und Befestigen der Grabmale

(1) Die Grabmale sind ihrer GroRe entsprechend nach den jeweils aktuell gliltigen Richtlinien fiir
die Erstellung und Priifung von Grabmalanlagen des Bundesinnungsverbandes des Deutschen
Steinmetz-, Stein- und Holzbildhauerhandwerks zu fundamentieren und so zu befestigen, dass
sie dauerhaft standsicher sind und auch beim Offnen benachbarter Graber nicht umstiirzen
oder sich senken kdnnen. Bereits bestehende Altanlagen sind bei Wiederversetzung den
aktuell gliltigen Richtlinien fiir die Erstellung und Priifung von Grabmalanlagen anzupassen.
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(2) Die Friedhofsverwaltung ist verpflichtet, die Standsicherheitsiiberpriifung von Grabanlagen
gemalR der Richtlinie fur die Erstellung und Priifung von Grabmalanlagen des
Bundesinnungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein- und Holzbildhauerhandwerks
einmal jahrlich durchzufiihren.

§ 13 Pflege der Grabstatten

(1) Die Gestaltung der Grabstatte ist dem Gesamtcharakter des Friedhofs, der Grabergruppen und
der unmittelbaren Umgebung anzupassen. Verwelkte Blumen, Pflanzen, Kranze usw. sind von
den Grabstatten zu entfernen. Alle Abfalle sind in kompostierbare und nicht kompostierbare
Materialien zu trennen und an den fiir diese Materialien vorgesehenen Platzen bzw. Behaltern
abzulagern. Eine anderweitige Ablagerung ist verboten.

(2) Liegt die Grabstatte in einer Gruppe ohne Grabbegrenzungsplatten, ist die Rasenflache um die
Grabstatte herum von der nutzungsberechtigten Person zu pflegen und zu kiirzen. Die
Entfernung des Rasens ist nicht gestattet.

(3) Beider Pflege von Grabstatten und Grabmalen diirfen wasser- und umweltschadigende
Substanzen, Pestizide Insektizide, steinschadigende Mittel und Salze, insbesondere Kochsalz
nicht verwendet werden.

(4) Im Interesse einer wiirdevollen und harmonischen Gestaltung der Grabfelder ist insbesondere
nicht erlaubt:

1. dasAbdecken von Grabern mit Folie oder Netzen,

2. die Verwendung von Kunststoffen und sonstigen nicht verrottbaren Stoffen in samtlichen
Produkten der Trauerfloristik, insbesondere in Krénzen, Trauergebinden, Trauergestecken
und Grabschmuck,

3. die Herstellung der Grabumrandung aus Schiittstoffen wie Kieselsteinen/Splitt 0.A,

4. das Aufstellen von unpassenden Gefalden, z. B. Konservendosen, Einmachglasern, Flaschen
auf den Grabern oder Grabmalern

5. die Ablage von Lebensmitteln.

(5) Das Lagern von Handwerkszeug, GefalRen und sonstigen Gegenstanden hinter Grabmalen oder
in Hecken, Strauchern und an Baumen ist verboten. Diese Gegenstande werden von der
Friedhofsverwaltung entfernt und 3 Monate zur Abholung im Betriebshof der
Friedhofsverwaltung gelagert. Nach dieser Frist werden die Gegenstande entsorgt.

§ 14 Bepflanzung

(1) Anpflanzungen diirfen {iber die Grabmalfde, und bei stehenden Grabmalen liber die Hohe des
Grabmals nicht hinauswachsen. Graber mit liegenden Grabmalen diirfen nur mit niedriger
Bepflanzung oder Stauden bepflanzt werden. Bei Grabern ohne Grabanlage diirfen die
Bepflanzungen bei Familiengrabstatten maximal 1,20 m und bei Urnengrabstatten maximal
0,70 m hoch sein.

(2) Grabmale und Einfassungen missen von Bewuchs freigehalten werden.

(3) Benachbarte Graber, 6ffentliche Anlagen und Wege diirfen durch die Bepflanzung nicht
beeintrachtigt werden. Dies gilt auch flir die Zwischenwege um die Grabstatten.

(4) Anpflanzungen auRerhalb der Grabanlage sind nicht erlaubt, ebenso das Abstellen von
Pflanzschalen auf Begrenzungsplatten oder auf den Zwischenwegen um die Grabstatten.
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§ 15 Besondere Gestaltungsvorschriften fiir Urnenbeet, Urnenhochbeet,
Urnenkammern und Gemeinschaftsgrabanlagen

(1) Die Grabgruppen von Urnenbeeten, Urnenhochbeeten und Gemeinschaftsgrabanlagen
werden ausschlieBlich von der Friedhofsverwaltung angelegt, unterhalten und gepflegt. Die
Pflege ist mit der Grabnutzungsgebiihr abgegolten.

(2) Die Grabanlagen und Pflanzungen sind Eigentum der Friedhofsverwaltung und diirfen nicht
beschadigt und/oder entfernt werden.

(3) Eigene Anpflanzungen sind nicht gestattet. Das Aufstellen von Schnittblumen, Laternen,
Kerzen und sonstiger Gegenstande darf nur innerhalb einer Flache von 50 x 50 cm auf der
Grabflache erfolgen. Nachbargraber diirfen nicht beeintrachtigt werden. Kiinstlicher
Blumenschmuck ist nicht gestattet.

§ 16 Besondere Gestaltungsvorschriften fiir Baumgraber und Obstbaumwiese

(1) Die fur Baumgraber und Obstbaumwiese ausgewiesenen Grabgruppen werden als
durchgehende Rasenflache gestaltet. Die Anlage und Pflege des Rasens sowie die Pflege der
Baume und eine etwa notwendige Ersatzpflanzung obliegen der Friedhofsverwaltung und sind
mit der Grabnutzungsgebihr abgegolten.

(2) BeiBaumgrabern ist das Ablegen von Blumen, Einpflanzungen, Kerzen, Steinen und sonstigen
Gegenstanden lediglich in den dafiir vorgesehenen Ablageflachen zulassig. Bei der
Obstbaumwiese ist das Ablegen jeglicher Gegenstande nicht erlaubt. Das Anbringen oder
Befestigen von Gegenstanden an Baumen ist nicht gestattet.

(3) Aufdem Grab diirfen keine Laternen, Kerzen, Steine, Weihwasserbehalter und sonstige
Gegenstande abgestellt, oder Anpflanzungen vorgenommen werden.

(4) Beider Urnenbeisetzung ist das Ablegen von Blumen in geringem Umfang erlaubt. Diese sind
von der nutzungsberechtigten Person innerhalb von zwei Wochen eigenstandig zu entfernen.

§ 17 Besondere Gestaltungsvorschriften fiir Kolumbarien, Urnenwande und
Urnennischen

(1) Die einheitliche Gestaltung der Kolumbarien, Urnenwande und Urnennischen darf nicht
verandert werden. Die Beschaffung der Verschlussplatten erfolgt durch die
Friedhofsverwaltung.

(2) Die Beschriftung ist von der nutzungsberechtigten Person in Auftrag zu geben. Eine
Beschriftung/Symbol ist anzubringen.

(3) Grabschmuck und Gegensténde dirfen nurin geringer Anzahl (2 Stiick je Grab) vor der Nische
abgelegt werden. Eine dauerhafte Befestigung von Grabschmuck und Gegenstanden ist nicht
gestattet. Die Nachbargraber diirfen durch Grabschmuck und Gegenstande nicht
beeintrachtigt werden. Die Beschriftung darf durch den Grabschmuck nicht verdeckt werden.

(4) Brennbare Kerzen/Grablichter sowie jeglicher Grabschmuck aus Wachs sind aufgrund von
Brandgefahr und Verschmutzungen verboten.
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V.

Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
[11/30; 111/33 Rechtsamt; Biirgeramt 30/129/2025

Anderung der Plakatierungsverordnung
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalausschuss  19.11.2025 O Gutachten
Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

Antrag

Die Verordnung zur Anderung der Verordnung der Stadt Erlangen liber das Anbringen von Anschlagen
und Plakaten und Uber Darstellungen durch Bildwerfer (Plakatierungsverordnung) (Entwurf vom
05.11.2025, Anlage) wird beschlossen.

. Begriindung

Mit der Anderungsverordnung sollen neue Méglichkeiten der Wahlplakatierung in der Innenstadt ge-
schaffen werden. Bisher waren fiir diese Zwecke nur Dreiecksstander aus Metall zulassig. Diese haben
den Vorteil einer hohen Stabilitat und damit auch Nachhaltigkeit sowie einer ansprechenden Optik. Als
Alternative dazu sollen nun auch Holzstander zugelassen werden.

Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

|X| nein

Haushaltsmittel

X werden nicht bendtigt

Anlage: Verordnung zur Anderung der Verordnung der Stadt Erlangen tiber das Anbringen von An-
schlagen und Plakaten und uiber Darstellungen durch Bildwerfer (Plakatierungsverordnung), Entwurf
vom 05.11.2025

Abstimmung
siehe Anlage

Beschlusskontrolle
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V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang
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Anlage
Entwurf vom 05.11.2025

Verordnung zur Anderung der Verordnung der Stadt Erlangen tiber
das Anbringen von Anschlagen und Plakaten und liber Darstellun-
gen durch Bildwerfer (Plakatierungsverordnung)

Die Stadt Erlangen erlasst aufgrund des Art. 28 des Gesetzes Uber das Landesstraf- und das
Verordnungsrecht auf dem Gebiet der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und
Verordnungsgesetz — LStVG) i. d. F. d. Bek. vom 13. Dezember 1982 (BayRS 2011-2-I), zu-
letzt geandert durch § 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2024 (GVBI. S. 570), folgende
Verordnung:

Art. 1

§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:
,Im Innenstadtbereich diirfen Plakate nur auf Dreieckstandern mit Rahmen aus Metall oder
Massivholz angebracht werden.®

Art. 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach lhrer Bekanntmachung in Kraft.
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Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
[11/30;11/20 Rechtsamt; Stadtkdmmerei 30/130/2025

Anderung der Satzung iiber die Festsetzung des Hebesatzes fiir die Grundsteuer
bei der Stadt Erlangen (Grundsteuer-Hebesatzsatzung); Antrag
"Haushaltskonsolidierung,, der SPD Fraktion Nr. 059/2025

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
Haupt-, Finanz- und Personalausschuss  19.11.2025 O Gutachten
Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

Antrag

1. Die Satzung zur Anderung der Satzung liber die Festsetzung des Hebesatzes fiir die Grundsteuer in der
Stadt Erlangen (Grundsteuer-Hebesatzsatzung) (Entwurf vom 06.11.2025, Anlage 1) wird beschlossen.

2. Der Fraktionsantrag Nr. 059/2025 der SPD-Fraktion ist damit erledigt.

. Begriindung

1. Ausgangslage:

Mit Urteil vom 10.04.2018 hatte das Bundesverfassungsgericht die bisherigen Grundlagen der Steuerbe-
rechnung fiir die Grundsteuer auf der Grundlage des Einheitswertes als verfassungswidrig eingestuft.
Aufgrund angepasster Rechtsgrundlagen im Rahmen der Grundsteuerreform berechnet sich die Grund-
steuer seit dem 01.01.2025 nach den neuen Berechnungsgrundlagen, den Aquivalenzbetragen fiir die
Grundsteuer B.

Die Grundsteuer wird wie folgt berechnet: Messbetrag x Hebesatz der Stadt Erlangen.

Die Stadt Erlangen hat in der Grundsteuer-Hebesatzsatzung vom 04.11.2024, in Kraft getreten am
01.01.2025, fiir das Haushaltsjahr 2025 und Folgejahre einen Hebesatz von 425 v. H. fiir die Grundsteuer A
und einen Hebesatz von 590 v. H. fiir die Grundsteuer B festgesetzt.

Eine im Rahmen der Beschlussfassung liber das Haushaltskonsolidierungskonzept am 30.04.2025 von der
Verwaltung vorgeschlagene Erhohung des Hebesatzes Grundsteuer B auf 625 % wurde vom Stadtrat
mehrheitlich abgelehnt (Vorlagennummer 11/039/2025, Anlage 2_Abstimmungsskript Konsolidie-
rungscheck, Ref. II/Amt 20, lfd. Nr. 11). In der Folge wurden die gegeniiber der Regierung von Mittelfran-
ken im Rahmen des Haushaltskonsolidierungskonzepts nachzuweisenden Einsparziele verfehlt.

Die SPD-Fraktion hat am 03.06.2025 einen Antrag gestellt, den Hebesatz fiir die Grundsteuer B ab dem
Haushaltsjahr 2026 auf 625 v. H. festzusetzen.

2. Anderungen:
Fur die Grundsteuer B wird ein Hebesatz von 625 v.H. ab dem Haushaltsjahr 2026 vorgeschlagen.

In Anbetracht der aktuellen Haushaltslage soll die Grundsteuer B ab 01.01.2026 auf das Steuerniveau vor
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der Senkung der Grundsteuerhebesatze zum 01.01.2020 zuriickgefiihrt werden. Das Rechnungsergebnis
fiir die Grundsteuer B lag 2019 bei 24,4 Mio. €, 2024 lag es bei 21,4 Mio. €. Flir 2025 wird ein Jahresergeb-
nis von 23,7 Mio. € (Haushaltsansatz bei 23,5 Mio. €) erwartet.

Die Hochrechnung weist weiterhin einen Hebesatz von 625 v. H. als aufkommensneutral in Bezug auf das
Jahr 2019 auf. In der Hochrechnung sind weiterhin Unwagbarkeiten beriicksichtigt, da insbesondere die
neu hinzugekommene Moglichkeit des erweiterten Erlasses erstmals ab 2026 greift (Antragstellung und
Verbescheidung), auRerdem sind die beim Finanzamt eingereichten Einspriiche gegen die Grundlagenbe-
scheide noch nicht vollstandig abgearbeitet.

Damit ab 01.01.2026 fiir die Grundsteuer B ein Hebesatz von 625 v. H. angewandt werden kann, muss die
Satzung am 01.01.2026 in Kraft treten.

3. Bemerkungen

Ein Beschluss des Stadtrates im November 2025 ist unabdingbar.

Im Falle der Zustimmung des Antrags mussen insgesamt ca. 44.000 Bescheide vorbereitet, erstellt, ge-
druckt und versandt werden. Mit den Vorbereitungen zur Erstellung der Bescheide kann erst begonnen
werden, wenn die Grundsteuer-Hebesatzsatzung in den amtlichen Seiten bekannt gemacht worden ist.
Die Hausdruckerei und die Poststelle bendtigen aufgrund des hohen Bescheidvolumens mindestens 3
Wochen fiir Druck und Versand. Zu beriicksichtigen ist auRerdem die Falligkeitsfrist von einem Monat ab
Bekanntgabe des neuen Grundsteuerbescheides, flir die Bekanntgabe miissen 4 Tage einkalkuliert wer-
den.

Es wird darauf hingewiesen, dass auch im Falle der Ablehnung des Antrags ca. 18.000 Grundabgabenbe-
scheide aufgrund der Anpassung der Abfallbeseitigungsgebiihren versandt werden miissen. Auch diese
mussen vorbereitet, erstellt, gedruckt und versandt werden.

Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

X nein

Haushaltsmittel
< werden nicht bendtigt.

Anlagen:

1. Satzung Uber die Festsetzung des Hebesatzes flir die Grundsteuer in der Stadt Erlangen (Grundsteuer-
Hebesatzsatzung), Entwurf vom 06.11.2025

2. SPD-Fraktionsantrag Nr. 059/2025

Ill. Abstimmung
siehe Anlage
IV. Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang
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Anlage 1
Entwurf vom 06.11.2025

Satzung zur Anderung der Satzung iiber die Festsetzung des Hebesatzes fiir
die Grundsteuer in der Stadt Erlangen vom 04.11.2024 (Die amtlichen Seiten Nr.
23 vom 14.11.2024)

Die Stadt Erlangen erlasst aufgrund von Art. 22 Abs. 2, Art. 23 ff. der Gemeindeordnung flr
den Freistaat Bayern in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBI. S. 98),
zuletzt geandert durch § 2 des Gesetzes vom 09.12.2024 (GVBI. S. 573), und Art. 18 des
Bayerischen Kommunalabgabengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
04.04.1993 (GVBI. S. 264), zuletzt geandert durch § 1 des Gesetzes vom 09.12.2024 (GVBI.
S. 573), in Verbindung mit § 25 Abs. 1 und 2 des Grundsteuergesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 07.08.1973 (BGBI. | S. 965), zuletzt geandert durch Art. 32 des Ge-
setzes vom 02.12.2024 (BGBI. 2024 | Nr. 387), und Art. 5 des Bayerischen Grundsteuerge-
setztes vom 10.12.2021 (GVBI. S. 638), zuletzt gedndert durch Art. 9 des Gesetzes vom
21.04.2023 (GVBI. S. 128), folgende Satzung:

Art. 1
§ 1 Nr. 2 erhalt folgenden Wortlaut:

»2. fur die Grundstlicke (Grundsteuer B) Haushaltsjahr 2026 und Folgejahre 625 v. H.”

Art. 2

Diese Satzung tritt am 01.01.2026 in Kraft.
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EEEEN SPD Fraktion
EEEEN Antrag gemiB § 28/ § 29 GeschO im Stadtrat Erlangen
Eingang: 03.06.2025
Antragsnr.: 059/2025 Rathausplatz 1
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Herrn i 91052 Erlangen
.. . Zust. Referat:  11/20
Oberbirgermeister mit Referat: Geschéftsstelle im Rathaus,
Dr. Florian Janik 1. Stock, Zimmer 105 und 105a
91052 Erlangen 09131 862225

spd.fraktion@stadt.erlangen.de

Antrag: Haushaltskonsolidierung www.spd-fraktion-eriangen.de

Sehr geehrter Herr Oberburgermeister,

die Regierung von Mittelfranken hat die Kreditaufnahmen zur Fortfihrung der
Investitionstatigkeit im Jahr 2025 nur unter der Auflage genehmigt, dass das
Haushaltskonsolidierungskonzept fortzuschreiben ist und dabei in einem

ersten Schritt das Volumen der Einsparungen bzw.
Einnahmeverbesserungen zu erreichen ist, das der Stadtrat in seiner Sitzung

am 30. April mehrheitlich aus dem Haushaltskonsolidierungskonzept

gestimmt hat. Dabei verweist die Regierung von Mittelfranken insbesondere ggt(l;(;nzozs
auf die nach ihrer Betrachtung noch zu hohen freiwilligen Leistungen. e

Unseres Erachtens ist es notwendig, dass der Stadtrat, der ja die
Verschlechterungen am Haushaltskonsolidierungskonzept beschlossen hat,  ansprechpartnerin
nun der Verwaltung im Vorfeld der Einbringung des Haushalts 2026 mit  Katja Rabold-Knitter
mittelfristiger Finanzplanung eine Orientierung gibt, wo die von der

Regierung geforderten Haushaltsverbesserungen wesentlich erreicht

werden sollen. Seite

Dabei ist fir uns weiterhin eine Erhdhung der Grundsteuer zwingend 'Von3

notwendig. Ohne Einnahmeerhéhung waren derart massive Einsparungen
notwendig, dass dies Strukturen in unserer Stadt zerstéren wirde. Das
wirde das vielfaltige kulturelle Leben, Freizeit und Sport gefahrden, soziale
Ungleichheiten verstarken und damit auch den sozialen Frieden in unserer
Stadt geféahrden. Unser Ziel bleibt, dies zu verhindern und bewahrte
Strukturen in unserer Stadt zu erhalten.

Eine Erhéhung der Einnahmen kénnte grundsétzlich tber die Erhéhung der
Grund- oder der Gewerbesteuer erfolgen; die Alternativen
Ubernachtungssteuer und Verpackungssteuer hat die Staatsregierung zu
Lasten aller bayerischen Kommunen gesetzlich ausgeschlossen.

Bei gleichem Aufkommensvolumen belastet die Grundsteuererhéhung zwar

erheblich mehr Birger*innen und Gewerbetreibende in unserer Stadt als

eine Anhebung der Gewerbesteuer, die Erhdhung je Betroffenem fallt aber

deutlich geringer aus. Eine Gewerbesteuererhéhung wirde dagegen in der

jetzigen Situation vor allem die mittleren Betriebe in unserer Stadt stark

belasten, die  deutlich weniger  Steuergestaltungs- und -
umgehungsmaoglichkeiten haben als die Grol3unternehmen; diese kdénnten

eine héhere Gewerbesteuerzahlung wahrscheinlich ganz oder grotenteils

vermeiden. Eine so erhebliche, einseitige Mehrbelastung von Handwerk,

mittlerer Industrie, Handel und Gastronomie erscheint uns auch angesichts Ef|0ngen
der aktuell schwierigen wirtschaftlichen Lage und dem Bedarf, den Standort

Erlangen fir verlassliche Gewerbesteuereinnahmen zu diversifizieren, nicht

wlnschenswert. Daher ist eine weitere Grundsteuererhdhung, die die SPD
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Erlanger Betriebe zwar auch, aber in vielen Fallen geringer belastet als eine
Gewerbesteuererhéhung, fir uns die bessere Option.

Sollte es zur Grundsteuererhdhung nicht kommen, waren wohl massive
Einschnitte in den folgenden Bereichen notwendig:

Reduzierung von freiwilligen Leistungen an Vereine und Organisationen,
wohl mit der Folge der Einstellung von Angeboten. Grole verbliebene
Empfanger*innen von freiwilligen Leistungen sind noch EMI, GVE, E-Werk,
ZAM, Dreycedern, Jugendfarm, Stadtjugendring, Frauenhaus — bei dem es
sich allerdings nicht um eine echte freiwillige Leistung handelt —,
Frauennotruf, Schuldnerberatung — auch keine echte freiwillige Leistung —,
Obdachlosenhilfeverein, die Diakonie mit verschiedenen Angeboten, das
HIPPY-Projekt und die verschiedenen Férderungen an Sportvereine (u.a.
Ubungsleiter*innen)

SchlieBung von nicht kostendeckenden stadtischen Angeboten oder
vergleichbaren stadtnahen Einrichtungen: Theater, Museen, Festivals,
Stadtbibliothek, Stadtteilhduser, Jugendtreffs (diese zwei Punkte jeweils
auch die kooperativ getragenen Einrichtungen im Ré&thelheimpark),
Abenteuerspielplatze, Sporthallen (auRerhalb des Schulbetriebs),
Freizeitanlagen, Schwimmbader, Angebotseinschrankung im OPNV (diese
zwei Punkte mit entsprechend hdherer Gewinnausschittung der ESTW),
Abschaffung Sozialticket, City-Management/ETM

Massive Einschnitte in den Bildungs- und Sozialangeboten der Stadt:
Kdrzungen freiwilliger  Leistungen bei KiTas, Mittags- und
Ganztagsbetreuung, Streichung freiwilliger Angebote an Schulen,
Einstellung stadtisch finanzierter Programme im Jobcenter, SchlieRung
Rentenberatung, Einstellung sozialpadagogischer Dienste und ahnlicher
Leistungen in Sozial- und Jugendamt Uber Pflichtaufgaben hinaus.

Blanko-Stellenkirzungen ohne damit verbundene Angebotseinstellungen
Uber das bereits im Haushaltskonsolidierungskonzept enthaltene Mal}
hinaus erscheinen mit Blick auf die Personalverantwortung und den bereits
grollen Sparbeitrag des stadtischen Personals nicht vertretbar. Weitere
Personaleinsparungen mussen zwingend mit Aufgabenreduzierung
einhergehen.

Derart massive Einschnitte missen aus unserer Sicht vermieden werden. Es
erscheint uns deshalb unverzichtbar, zumindest einen wesentlichen Teil der
nach den Auflagen der Regierung von Mittelfranken noch vorzunehmenden
Haushaltskonsolidierung tber die Erhéhung der Grundsteuer zu erzielen.

Wir beantragen daher:

Der Erlanger Stadtrat beauftragt die Verwaltung, eine Erhdhung des
Hebesatzes der Grundsteuer auf 625 Punkte ab dem Jahr 2026
vorzubereiten und die entsprechende Satzung in den Stadtrat einzubringen.

Freundliche GriiRe

Dr. Philipp Dees
Fraktionsvorsitzender

Munib Agha
Sprecher fir Haushalt und Finanzen
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Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/50 Sozialamt 50/147/2025

Handlungsansatze zur Sicherung bezahlbaren Wohnens - Antrag der SPD-
Fraktion Nr. 050/2025 vom 05.05.2025

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart  Abstimmung

Sozial- und EJC-Beirat 12.11.2025 O Empfehlung einstimmig angenommen

Sozial- und Gesundheitsausschuss /
Werkausschuss EJC

Umuwelt-, Verkehrs- und Planungsbei-
rat

Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

12.11.2025 O Gutachten mehrheitlich angenommen

18.11.2025 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen
Ref. VI, Amt 61, Amt 30, GEWOBAU

Antrag
1. Den dargestellten Handlungsansatzen und ihrer Bewertung wird zugestimmt.

2. DerAntrag der SPD-Fraktion vom 05.05.2025 (Antragsnummer 050/2025) ist damit
bearbeitet.

Begriindung
1. Ergebnis/Wirkungen

Die Einkommensorientierte Forderung EOF ist das soziale Wohnungsbauprogramm des Freistaats
Bayern im Bereich des Mietwohnungsbaus. Durch eine Quotenregelung wird in diesem Rahmen in
Erlangen ein Anteil von 30 Prozent der neu ausgewiesenen Geschossflache im Geschosswohnungs-
bau fur den geforderten Mietwohnungsbau gesichert, wenn das Baugebiet mindestens zwolf Ge-
schosswohnungen umfasst. Die Umsetzung der Quote wird gemal’ der Vorlagen 611/009/2014,
611/208/2017,611/213/2024 und 611/224/2025 verbindlich in den stadtebaulichen Vertragen verein-
bart.

Wenn keine Fordermittel zum Zeitpunkt der Planung und Realisierung eines konkreten Bauvorha-
bens zur Verfligung stehen, kann die Umsetzung der Quotenregelung jedoch nicht eingefordert wer-
den, um nicht beabsichtigte Harten zu vermeiden.

Daher wurden von Amt 50 in Zusammenarbeit mit Amt 61 und Amt 30 Moglichkeiten und Vorausset-
zungen alternativer Instrumente und MaRnahmen zur staatlichen EOF-Forderung gepriift, um trotz
dieser Situation bezahlbares Wohnen zu sichern.
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2.

Programme [ Produkte / Leistungen [ Auflagen
Folgende Optionen wurden als Alternativen zur staatlichen EOF-Forderung in die Bewertung einbezo-
gen:

a) Alternativen zur EOF-Forderung auf Basis stadtebaulicher Vertrage
Belegungs- und Mietpreisbindungen im freifinanzierten Wohnungsbau;
mittelbare Belegung von freifinanziertem Wohnraum;

Ablésezahlungen fiir nicht geschaffenen EOF-Neubauwohnraum;

unbefristete Bindungen;

b) Aufbau eines Belegrechtsprogrammes fiir private Vermieter;

¢) Verlangerung von auslaufenden Belegungsrechten und Mietpreisbindungen;
d) Ausweisungvon Sanierungssatzungsgebieten zur Steuerung der stadtebaulichen Entwicklung
eines Gebiets

e) Ausweisung von Erhaltungssatzungsgebieten (Milieuschutz).

Diese Handlungsansatze werden im Folgenden beschrieben und bewertet.

2.1 Alternativen zur EOF-Forderung auf Basis stiadtebaulicher Vertrage

a)

b)

Belegungs- und Mietpreisbindungen im freifinanzierten Wohnungsbau

Ansatz:

Vorhabentrager*innen kénnten die Quotenregelung fiir EOF-Wohnungen ersatzweise durch die Uber-
nahme von Belegungs- und Mietpreisbindungen im freifinanzierten Wohnungsbau erfillen.

Bewertung:

Mangels Inanspruchnahme eines staatlichen Forderprogramms erhalt der/die Vorhabentrager*in in
diesen Fallen jedoch keine staatlichen Fordermittel, die die Belastungen auffangen, die mit den Bele-
gungs- und Mietpreisbindungen einhergehen. Es mag sich nicht grundsatzlich verbieten, Belegungs-
und Mietpreisbindungen in einem bestimmten Rahmen unabhangig von einem Férderprogramm vor-
zusehen. Zur Sicherstellung des bei stadtebaulichen Vertragen gesetzlich verankerten, gesamtwirt-
schaftlichen Angemessenheitsgebots ist jedoch dabei auch eine (wirtschaftliche) Kompensation zu-
gunsten der Vorhabentragers bzw. der Vorhabentragerin fiir die mit solchen Bindungen einhergehen-
den Belastungen zu verlangen, sei es beispielsweise durch den Erhalt von kommunalen (anstatt
staatlichen) Fordermitteln, eine verglinstigte Bereitstellung von Grundstiicken flir den sozialen Woh-
nungsbau durch die Kommune oder andere wirtschaftlich wirksame Vorteile. Dies diirfte im Hinblick
auf die gegenwartige Haushaltssituation nicht realistisch sein.

Mittelbare Belegung von freifinanziertem Wohnraum

Ansatz:

Die Belegungs- und Mietpreisbindung konnte auf bestehenden, freifinanzierten Wohnraum Utbertra-
gen und damit erflllt werden.

Bewertung:

Hier gelten die Ausfiihrungen unter a) sinngemal.
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<)

d)

Ablosezahlungen
Ansatz:

Die Verpflichtung zur Schaffung von geférdertem Wohnraum konnte durch die Vereinbarung einer
Abloseregelung im Wege der Zahlung eines Ablosebetrags abgegolten werden. Diese Alternative soll
jedoch keine regelmaRige Option flir Vorhabentrager*innen sein, da Prioritat die Schaffung von be-
zahlbarem Wohnraum sein muss. Sie ist vor dem Hintergrund zu bewerten, dass die beiden vorherge-
henden Alternativen a) und b) den Einsatz stadtischer Finanzmittel erfordern. Diese kénnten durch
Ablésezahlungen (teilweise) generiert werden, wenn ansonsten keine ausreichenden Haushaltsmittel
zur Verfligung stehen. Die durch die Ablosesumme erzielten Mittel wiirden zweckgebunden im Haus-
halt der Stadt Erlangen fiir den sozialen Wohnungsbau eingestellt werden.

Bewertung:

Die Moglichkeit der Vereinbarung von Abloseregelungen im Hinblick auf geforderten Wohnraum ist
fir stadtebauliche Vertrage generell nicht unumstritten, jedenfalls aber sind an deren vertragliche
Ausgestaltung bestimmte Anforderungen zu stellen. Zuladssig soll die Ablosung einer Verpflichtung
zur ,Deckung des Wohnbedarfs von Bevolkerungsgruppen mit besonderen Wohnraumversorgungs-
problemen®“gem. § 11 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 BauGB dabei nur in Bebauungsplangebieten sein, in denen so-
zialer Wohnungsbau von vornherein angestrebt wurde, dieser aber schlichtweg nicht umsetzbar ist.
Die generelle Vereinbarung einer ,,Ablése” fir Zwecke des sozialen Wohnungsbaus ohne Berticksich-
tigung der konkreten Bauleitplanung scheidet aus. Zur Gewahrleistung von Rechtssicherheit ist zu-
dem zu fordern, dass die eigentliche Zielsetzung der Bauleitplanung, namlich die Deckung des beson-
deren Wohnbedarfs, trotz der vertraglichen Ablosevereinbarung sichergestellt ist. D.h., der seitens
des Vorhabentragers bzw. der Vorhabentragerin abgeloster geforderter Wohnraum muss stattdessen
durch die Stadt an anderer Stelle im Stadtgebiet und in gewissem zeitlichem Zusammenhang mit
dem Vorhaben des jeweils betroffenen Vorhabentragers bzw. der jeweils betroffenen Vorhabentrage-
rin unter Verwendung der im Wege der Ablosung eingenommenen Mittel geschaffen werden. Hierfiir
mussten der Stadt jedoch insbesondere die gegebenenfalls weiter erforderlichen finanziellen Mittel
sowie die hierflir notwendigen Grundstlicksflachen zur Verfligung stehen. Dies diirfte im Hinblick auf
die gegenwartige Haushaltssituation wenig realistisch sein.

unbefristete Bindungen in stiadtebaulichen Vertragen

Die Vereinbarung unbefristeter Bindungen ist in stadtebaulichen Vertragen generell nicht moglich (BGH
8.2.2019 -V ZR 176717, NJW 2019, 2016). Hinzu kommt, dass unseren stadtebauvertraglichen Regelun-
gen das bayerische Wohnungsbauprogramm zugrunde liegt. Hierflir bestehen Regularien, auf die die
Stadt keinen Einfluss nehmen kann. Diese Regularien sehen eine unbefristete Bindung nicht vor. Jeder
Fordermittelbescheid im Rahmen des bayerischen Wohnungsbauprogramms enthalt daher die Festle-
gung einer konkreten, beschrankten Bindungsdauer.

2.2 Belegrechtsprogramm fiir private Vermieter

Ansatz:

Vor dem Hintergrund der Entwicklungen auf dem o6ffentlich geférderten Wohnungsmarkt sollen pri-
vate Vermieter*innen gewonnen werden, um mehr bezahlbaren Wohnraum in Erlangen zu erschlie-
Ren. Entsprechend der Daten zum Mietwohnungsbestand ist hierflir grundsatzlich Wohnraumpoten-
tial anzunehmen.
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Durch ein Belegrechtsprogramm fiir private Vermieter*innen soll erreicht werden, dass diese ihren
Wohnraum zu bezahlbaren Preisen (innerhalb der jeweils aktuell geltenden Mietobergrenzen fiir
Transferleistungsbeziehende) anbieten. Das Verfahren zur Vergabe der einzelnen Wohnungen soll
sich im Grundsatz nach den fir die 6ffentlich geforderten Wohnungen einschlagigen gesetzlichen
Bestimmungen richten, insbesondere nach den Vorschriften des BayWoBindG.

Fir die Umsetzung des Programms sollen zwischen der Stadt Erlangen und den Vermieter*innen so-
genannte Belegungsvereinbarungen geschlossen werden. Dabei sollen moglichst sowohl einmalige
Belegungen (d.h. nach Auszug des Erstmieters bzw. der Erstmieter*in steht die Wohnung wieder frei
zur Vermietung zur Verfligung) als auch langerfristige, frei zu vereinbarende Bindungsdauern moglich
sein.

Um private Vermieter*innen hierflir zu gewinnen, sind entsprechende Anreize notwendig. Diese
konnten in folgenden Aspekten bestehen:

e Vorauswahl von geeigneten Mieter*innen durch die Stadt;

e Prifung der Angemessenheit des Wohnraums durch die Stadt;

e Wegfall von Maklerkosten, da die Stadt Erlangen einkommensschwache Haushalte vorschldgt und
somit als Vermittler dieser Mietinteressenten agiert;

e bedarfsweise Unterstltzung und Beratung durch Fachstellen der Stadt zur Sicherung des Mietver-
héltnisses (zum Beispiel durch Mietschuldeniibernahme oder Schlichtung bei Problemen mit Mie-
terhaushalten);

e pauschale Sanierungszuschiisse bei Vereinbarung eines festen Bindungszeitraums, gestaffelt
nach der vereinbarten Bindungsdauer.

Bewertung

e Die Umsetzung des Programms ist von der Bereitschaft privater Vermieter*innen fiir Vereinbarun-
gen mit der Stadt abhangig, wozu sie nicht gesetzlich verpflichtet sind; ohne deutliche finanzielle
(oder geldwerte) Anreize ist diese Bereitschaft in der gegenwartigen Lage des Mietwohnungs-
markts jedoch vermutlich gering einzuschatzen.

e Um entsprechende Anreize zu schaffen, sind daher finanzielle Leistungen und dariiber hinaus
personelle Ressourcen der Stadt (Akquise, Beratung, Offentlichkeitsarbeit) erforderlich.

e Der Umfangdes durch ein Belegrechtsprogramm erschlieRbaren Wohnraums ist nicht vorherseh-
bar. Eine mafigebliche Kompensation von fehlendem EOF-Wohnraum erscheint aber nicht erziel-
bar. Mietbindungen und Belegungsbindungen an bestehenden privaten Wohnungen kénnen vo-
raussichtlich lediglich zur kurzfristigen Entlastung des Wohnungsmarktes dienen.

2.3 Verlangerung von auslaufenden Belegungsrechten und Mietpreisbindungen

Ansatz:

Vor dem Hintergrund zunehmend begrenzter Ausbauchancen fiir EOF-Wohnungen kommt dem Er-
halt des Wohnungsbestands umso mehr Bedeutung zu. Daher sind Wege zu erschlief’en, um gefor-
derten Wohnraum Uber den eigentlich vorgesehenen Ablaufzeitpunkt der Bindung hinaus zu erhal-
ten.

a) EOF-Wohnungen

Die Verlangerung von Belegungs- und Mietbindungen an bestehendem geforderten Mietwohnraum
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ist forderungsfahig gemaf Nr. 2.2 WFB. Miet- und Belegungsbindungen an Mietwohnungen, die seit
dem 1. Januar 2000 im Rahmen der EOF gefordert werden und deren Forderung gemaft der Forder-
entscheidunginnerhalb von funf Jahren auslaufen, konnen auf Antrag des Forderempfangers durch
eine neue Forderentscheidung flir weitere 15 Jahre unmittelbar anschlieffend an das bisherige Bin-
dungsende verlangert werden. Voraussetzung ist, dass hierfiir ein erheblicher, nicht nur kurzfristiger
Bedarf besteht (vergleiche Nr. 9.1, Nr. 36.1 WFB). Das objektabhangige Darlehen wird zu den bis dahin
geltenden Konditionen fortgefiihrt (Nr. 36.2 WFB). Der Zinssatz fiir das belegungsabhangige Darlehen
wird ab dem Zeitpunkt der Verlangerung fiir den noch nicht getilgten Darlehensrestbetrag mit dem
fiir eine Neubewilligung geltenden Zinssatz gewahrt (Nr. 36.3 WFB).

Der Antrag kann bereits fiinf Jahre vor Ablauf der Bindungen gestellt werden. Zur Sicherung des Be-
stands wird sich die Stadt Erlangen daher friihzeitig, spatesten jedoch finf Jahre vor Ablauf der Bele-
gungsbindungen, mit den jeweiligen Vermieter*innen in Verbindung setzen und auf eine Verlangerung
der Bindungen hinwirken.

b) Geforderte Wohnungen des 1. Forderwegs

Fir Wohnungen des 1. Forderweges gibt es in Bayern derzeit keine staatliche Férderung fir die Ver-
langerung von Belegungsbindungen. Deshalb ist mit den jeweiligen Bauherr*innen die Moglichkeit
der Inanspruchnahme von Fordermitteln aus dem Bayerischen Modernisierungsprogramm zu be-
sprechen (siehe c).

c) Geforderte Wohnungen nach dem Bayerischen Modernisierungsprogramm

Staatliche Fordermittel konnen nicht nur fiir den Wohnungsneubau, sondern auch fiir Modernisierun-
gen in Anspruch genommen werden. Damit soll die sozialvertragliche Anpassung bestehenden Wohn-
raums an die Bediirfnisse des Wohnungsmarktes ermdoglicht werden. Somit kann auch lber dieses
Forderprogramm bezahlbarer Wohnraum fiir einkommensschwache Haushalte erhalten bzw. ge-
schaffen werden.

Auch auslaufende Férderentscheidungen nach dem Bayerischen Modernisierungsprogramm konnen
auf Antrag der Férderempfanger*innen durch eine neue Férderentscheidung fiir weitere zehn Jahre
unmittelbar anschlieffend an das bisherige Bindungsende verlangert werden. Voraussetzung ist, dass
hierflr ein erheblicher, nicht nur kurzfristiger Bedarf besteht. Der Zinssatz fiir das Darlehen wird ab
dem Zeitpunkt der Verlangerung fiir den noch nicht getilgten Darlehensrestbetrag mit dem fir eine
Neubewilligung geltenden Zinssatz gewahrt. Wohnungen, bei denen Belegungsbindungen ablaufen,
haben bereits ein gewisses bauliches Alter erreicht, so dass Modernisierungen oft erforderlich sein
werden.

Bewertung (a bis ¢):

e Durch eine Verlangerung von auslaufenden Belegungsrechten und Mietpreisbindungen konnte
die fehlende Forderung neuer EOF-Wohnungen teilweise ausgeglichen und eine moglichst hohe
Bestandssicherung erreicht werden. Grundsatzlich verbietet es sich nicht, unabhangig von einem
Forderprogramm entsprechende Belegungs- und Mietpreisbindungen vorzusehen.

e Als Anreiz fiir die Inanspruchnahme einer staatlichen Forderung im Rahmen einer Bindungsver-
langerung konnten zusatzliche stadtische Fordermittel in Betracht gezogen werden. Diese konn-
ten beispielsweise in Form von Sanierungspauschalen bestehen, die zweckgebunden fiir die
langjahrig genutzten Wohnimmobilien einzusetzen sind. Hierflir missen jedoch entsprechende
Haushaltsmittel vorhanden sein.
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e Die Sanierungspauschalen stellen in diesem Zusammenhang lediglich einen einzelfallbezogenen
Anreiz dar und ersetzen nicht durch das Baugesetzbuch geregelte stadtebauliche Sanierungs-
maRnahmen (BauGB § 136; vgl. Punkt 2.4).

e Firden Fall, dass keine (ausreichenden) staatlichen Fordermittel fiir Bindungsverlangerungen
zur Verfliigung stehen, ware auRerdem nachrangig eine stadtische Forderung in Verbindung mit
abzuschlieflenden Belegrechtsvereinbarungen mit den Vorhabenstrager*innen vorzusehen.

e Von Amt 50 wurde Kontakt mit der Regierung von Mittelfranken aufgenommen, um die Moglich-
keiten von Bindungsverlangerungen im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben und der gegebenen
staatlichen Férderchancen konkret abzustimmen. Folgende Klarungen konnten herbeigefiihrt
werden (Stand: 10.09.2025):

e Nach Auskunft der Regierung von Mittelfranken bestehen fiir die Verlangerung von auslaufenden
Belegungsbindungen von EOF-Wohnungen (Nr. 2.2,9.1. WFB) noch Fordermittel.

e Im Bereich von geforderten Wohnungen des 1. Forderwegs besteht die Moglichkeit zur Fortset-
zung von auslaufenden Belegungsbindungen nur im Rahmen des Bayerischen Modernisierungs-
programms (BayMod). Das BayMod ist jedoch auch von der aktuellen Situation fehlender Forder-
mittel betroffen. Grundsatzlich ist jedoch eine Antragstellung méglich, sofern ein Gebaude min-
destens 15 Jahre alt ist. Aussichtsreich konnte diese Moglichkeit gegebenenfalls fiir Gebaude
sein, fiir die MaRnahmen nicht direkt beginnen mussen und eine Bewilligung in den kommenden
Jahren ausreichend ware.

2.4 Ausweisung von Sanierungssatzungsgebieten zur Steuerung der stidtebaulichen Entwicklung
eines Gebiets

Stadtebauliche Sanierungsmafinahmen sind Malinahmen, durch die ein Gebiet zur Behebung stadte-
baulicher Missstande wesentlich verbessert oder umgestaltet wird (§ 136 (2) BauGB). Stadtebauliche
Missstande konnen sozialer und/oder baulicher Art und/oder funktions-/nutzungsbedingt sein. Ein
Sanierungsgebiet wird als Satzung formlich festgelegt, wenn die Sanierung notwendig ist und im 6f-
fentlichen Interesse liegt. Die Notwendigkeit der Sanierung, die sozialen, strukturellen und stadte-
baulichen Verhaltnisse und Zusammenhange sowie die anzustrebenden allgemeinen Ziele und die
Durchfiihrbarkeit der Sanierung im Allgemeinen ist mit vorbereitenden Untersuchungen nachzuwei-
sen. Die vorbereitenden Untersuchungen sollen sich auch auf nachteilige Auswirkungen erstrecken,
die sich fuir die von der beabsichtigten Sanierung unmittelbar Betroffenen in ihren persénlichen Le-
bensumstanden im wirtschaftlichen oder sozialen Bereich voraussichtlich ergeben werden (§141 (1)
BauGB).

Innerhalb des Erlanger Stadtgebiets gibt es die Sanierungsgebiete Nordliche Altstadt sowie Erlanger
Neustadt mit Teilen des Quartiers Lorlebergplatz. Die Frist der Sanierungssatzungen endet zum
31.12.2031. Sanierungsziele zum Erhalt von Wohnstrukturen sind in diesen Satzungen nicht als Ziel
formuliert.

Bewertung:

e Lasstsich zum jetzigen Zeitpunkt nicht bewerten, potenziell geeignete Gebiete muissten noch
identifiziert werden.

e Firdie umfangreichen vorbereitenden Untersuchungen und die Sanierung selbst miissen ent-
sprechende Haushaltsmittel zur Verfligung stehen.

e Firdie Weiterverfolgung dieses Ansatzes ware ein politischer Auftrag erforderlich.

e §7h EstG ,Erhohte Absetzungen bei Gebauden in Sanierungsgebieten [...]“ konnte einen finanzi-
ellen Anreiz (allerdings nur fuir Privatpersonen) begriinden.

Seite 61&@ 12



e Mitdiesem Instrument werden voraussichtlich keine zusatzlichen Wohneinheiten geschaffen und
wenn, dann vermutlich nicht zu glinstigeren Konditionen als dort bisher.

e Eine direkte Steuerungsmoglichkeit von Belegungsrechten und Mietpreisbindungen im Bestand
im Rahmen von Sanierungssatzungen ist nicht bekannt.

2.5 Ausweisung von Erhaltungssatzungsgebieten (Milieuschutz)

Um bestehende Sozialstrukturen zu schiitzen, soziale Segregation zu verhindern und ausreichend
bezahlbaren Wohnraum zu erhalten, ware gutachterlich zu priifen, inwiefern die Ausweisung von
neuen Erhaltungssatzungsgebieten erforderlich bzw. moglich ist.

Durch Erhaltungssatzungen kann die Stadt Gebiete bezeichnen, in denen zur Erhaltung der Zusam-
mensetzung der Wohnbevélkerung der Riickbau, die Anderung oder die Nutzungsidnderung baulicher
Anlagen der Genehmigung bedurfen (§ 172 (1) Nr. 2 BauGB), wobei gem. § 172 (4) Satz 1 BauGB die
Genehmigung nur versagt werden darf, wenn die Zusammensetzung der Wohnbevélkerung aus be-
sonderen stadtebaulichen Griinden erhalten werden soll. Es kann somit nur die vorhandene Sozial-
struktur, aber nicht der einzelne Mieter geschiitzt werden.

Im Rahmen der Erhaltungssatzungen werden Landesregierungen ermachtigt, fiir die Grundstiicke in
Gebieten einer Satzung nach Satz 1 Nummer 2 durch Rechtsverordnung mit einer Geltungsdauer von
hochstens fiinf Jahren zu bestimmen, dass die Begriindung von Wohnungseigentum oder Teileigen-
tum (§ 1 des Wohnungseigentumsgesetzes) an Gebauden, die ganz oder teilweise Wohnzwecken zu
dienen bestimmt sind, nicht ohne Genehmigung erfolgen darf. Ein solches Verbot gilt als Verbot im
Sinne des § 135 des Biirgerlichen Gesetzbuchs.

Schutzwirdig ist grundsatzlich jede Art von Wohnbevolkerung, soweit deren Zusammensetzung aus
besonderen stadtebaulichen Griinden erhalten werden soll (vgl. Lemmel, a.a.0., RANr. 8; BVerwG
vom BVERWG 18.6.1997 NVwZ 1998, 503 = BVerwGE 105, BVERWGE 105, 67 m.w.N.). Diese Vorausset-
zung ist beispielsweise dann anzunehmen, wenn wegen eines sich im Satzungsgebiet abzeichnenden
Potentials zur baulichen Aufwertung und damit zur Verdrangung von einkommensschwacheren Bewoh-
ner*innen die Gefahr einer unerwiinschten Anderung der Struktur der Wohnbevélkerung besteht (vgl.
BayVGH vom VGHMUENCHEN 5.8.1994, a.a.0., S. 372).

Anders als im Sanierungsrecht (vgl. Pkt. [2.4]), besteht nicht die grundsatzliche Pflicht, formliche vor-
bereitende Untersuchungen durchzufiihren. Die Voraussetzungen einer Erhaltungssatzung lassen
sich aber ohne eingehende Ermittlungen kaum erfiillen, da der Stadt fiir den Erhalt der Zusammen-
setzung der Wohnbevolkerung bekannt sein muss, wie sich die Wohnbevolkerung im Erhaltungsge-
biet zusammensetzt und welche Veranderungen drohen (BeckOK BauGB/Seith, 67. Ed. 1.8.2025,
BauGB § 172 Rn. 6-7.1).

Aktuell bestehen fiir die Stadt Erlangen zwei Erhaltungssatzungen nach § 172 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 Abs. 4
BauGB. Die Satzungen umfassen die Gebiete ,,Jaminstrafte“ und ,,6stliche Hertleinstralie®.

Anlass fiir den Erlass der ersten Milieuschutzsatzung ,,Ostliche HertleinstraRe* war die im Jahr 1984
erstmals bekannt gewordene Verkaufsabsicht des Bundesvermogensamtes fiir Wohnungen in der
HertleinstraRe. Die Milieuschutzsatzung hat in der kritischen Phase des angekiindigten Wohnungs-
verkaufs ihre Aufgabe erfiillt, indem sie die Verhandlungsposition der Stadt im Gesprach mit der Bun-
desrepublik Deutschland als Eigentiimerin gestarkt hat. Letztlich konnte allerdings ein Verkauf nicht
verhindert werden. Im Ergebnis haben sich die mit dem Erlass dieser Milieuschutzsatzung erwarteten
Wirkungen nur zum geringen Teil erfillt.
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3.1

Bewertung:

e Lasstsich zum jetzigen Zeitpunkt nicht bewerten, potentiell geeignete Gebiete mussten noch
identifiziert werden.

e Firdie umfangreichen vorbereitenden Ermittlungen miissen entsprechende Haushaltsmittel zur
Verfligung stehen.

e Firdie Weiterverfolgung dieses Ansatzes ware ein politischer Auftrag erforderlich.

e Eine direkte Steuerungsmoglichkeit von Belegungsrechten und Mietpreisbindungen im Bestand
im Rahmen von Erhaltungssatzungen ist nicht bekannt.

e Mitdiesem Instrument werden voraussichtlich keine zusatzlichen Wohneinheiten geschaffen und
wenn, dann vermutlich nicht zu glinstigeren Konditionen.

e Eskann lediglich eine ,Luxussanierung® verhindert werden. Eine Abkoppelung der Mietpreisent-
wicklung von der allgemeinen Marktsituation ist nicht moéglich.

e Angesichts des mit dem Erlass von Milieuschutzsatzungen hohen Verwaltungsaufwands fiir Un-
tersuchungen der Sozialstruktur in den zu betrachtenden Gebieten hinsichtlich ihrer Erhaltungs-
wirdigkeit und der geringen Wirksamkeit dieses Instruments zur Erreichung der gewiinschten
Ziele ist dieses Instrument jedoch nicht zu empfehlen.

Prozesse und Strukturen

Handlungsstrategie zur Sicherung bezahlbaren Wohnens

Aus der Darstellung und kritischen Bewertung der genannten Handlungsansatze geht hervor, dass
die konkrete Umsetzung jeweils an unterschiedliche finanzielle oder gesetzliche Voraussetzungen
gebunden ist beziehungsweise kommunale Flachenressourcen erfordert. Die aufgezeigten Optionen
konnen die fehlende EOF-Forderung daher nur sehr begrenzt kompensieren.

Um die Optionen jedoch moglichst umfassend und weitgehend fiir die Sicherung bezahlbaren Woh-
nens auszuschopfen, werden im weiteren strategischen Prozess die folgenden Aktivitaten und Mal3-
nahmen umgesetzt.

- Entwicklung und politische Beschlussfassung einer stadtischen Férderrichtlinie

Die kiinftige Umsetzung bestimmter MaRnahmen im Rahmen der oben dargestellten Moglichkeiten
erfordert einen finanziellen Anreiz in Form einer stadtischen Forderung, um Wohnungseigentii-
mer*innen fir eine Beteiligung an den MaRnahmen zu gewinnen. Dazu ist eine eigene stadtische For-
derrichtlinie zu erstellen und zu beschlieRRen, die unter anderem Festlegungen zu Forderhdhe oder
Bindungsdauer von geférdertem Wohnraum trifft. Auf Basis einer solchen Forderrichtlinie kdnnten
stadtische Fordermittel als Voraussetzung fur die Umsetzung der Malinahmen bewilligt werden.

- Frihzeitige Gesprache zur Verldngerung von Belegungsrechten und Mietpreisbindungen

Die Moglichkeiten zur Verlangerung von Belegungsbindungen werden im Rahmen der gesetzlichen
Moglichkeiten genutzt. Hierzu werden in Frage kommende Vermieter*innen friihzeitig und proaktiv
angesprochen, um mogliche Verlangerungen zu vereinbaren und die bestehenden staatlichen For-
dermdglichkeiten hierfiir ausgeschopft. Sobald auch im Rahmen des Bayerischen Modernisierungs-
programms perspektivisch wieder Mittel zur Verfligung stehen, wird diese Option auch fiir die Verlan-
gerung von Belegungsbindungen fiir geforderte Wohnungen des ersten Forderwegs genutzt und
rechtzeitig Vorgesprache mit Mieter*innen hierfiir gefiihrt.
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- Kontaktaufnahme und Verhandlungen mit privaten Vermietern:

Es wird ein Konzept entwickelt und umgesetzt, mit dem private Vermieter*innen gezielt fiir ein stadti-
sches Belegrechtsprogramm akquiriert werden kdnnen. Neben der Schaffung stadtischer finanzieller
Anreize (siehe Forderrichtlinie) sind hierfiir Regelungen fiir Belegungsvereinbarungen zu konkretisie-
ren und Beratungsstrukturen aufzubauen, um Vermieter*innen fachlich in dem Prozess zu begleiten
und zu unterstiitzen (zum Beispiel bei der Sicherung von Mietverhaltnissen).

- Etablierung eines Runder Tischs Soziales Wohnen

Mit einem Runden Tisch Soziales Wohnen sollen Formate zur Kommunikation mit Akteur*innen des
Erlanger Wohnungsmarktes geschaffen bzw. fortgefiihrt werden. Ziel ist die gegenseitige Information
und der Wissenstransfer sowie der Austausch tiber Bedarfe und die Vernetzung zur Starkung (bezahl-
baren) Wohnens auf einem angespannten Wohnungsmarkt. Hierzu sollen u.a. die Bauwirtschaft,
Wohnungsunternehmen, Verbande, Vereine und Initiativen einbezogen werden.

Der Runde Tisch Soziales Wohnen ist als beratendes Expert*innengremium zu verstehen. In diesem
Format soll Expertise aus verschiedenen Bereichen des Wohnungsmarkts gesammelt werden, sowohl
von der ,,Anbieter*innenperspektive“ als auch der Perspektive sozialer Organisationen und Initiati-
ven sowie der ,,Nachfrageperspektive®.

Aus der Diskussion und dem Erfahrungsaustausch sollen weitere Erkenntnisse und Schlussfolgerun-
gen gezogen werden, die fiir die Umsetzung der dargestellten Maflnahmen zur Sicherung und Star-
kung bezahlbaren Wohnens nutzbar gemacht werden konnen.

Fur die institutionalisierte Vernetzung alle relevanten Akteure mittels eines Runden Tischs Soziales
Wohnen werden diese angesprochen und zur Mitwirkung aufgerufen. Eine erste Diskussionsgrund-
lage hierfiir stellt das vorliegende Konzept zur Sicherung bezahlbaren Wohnens dar.

Dariiber hinaus wird innerhalb der Stadtverwaltung wird die arbeitsteilige und kooperative Zusam-
menarbeit zwischen den Fachamtern und Abteilungen mit einem unmittelbaren Bezug zum Thema
weitergeflihrt und intensiviert.

> Verstirkung der Offentlichkeitsarbeit zum Thema Wohnen

Wohnungsmarkte sind hochkomplex und aufgrund ihrer Differenziertheit schwer zu tberblicken. Aus
diesem Grund sollen die Informationen und Beratungsangebote der Stadt Erlangen zum Themenfeld
Wohnen professionell weiterentwickelt und ausgebaut werden. Insbesondere soll sich das Informa-
tions- und Beratungsangebot sowohl auf Mieter*innen als auch auf private Vermieter*innen erstre-
cken, unter anderem durch:

e Bereitstellung von zielgruppenspezifischen Informationsmaterialien zu aktuellen Themen rund
um das Thema Wohnen und den sozialen Wohnungsmarkt;

e aktive Pressearbeit zu aktuellen Themen, Fragen und Problemstellungen des Erlanger Woh-
nungsmarkts.

- Vorbereitende Untersuchungen fiir die Ausweisung von Sanierungssatzungsgebieten und Erhal-
tungssatzungsgebieten

Es wird ein politischer Beschluss angestrebt, um potenziell geeignete Quartiere zu identifizieren und
systematisch auf Eignung als Sanierungs- oder Erhaltungssatzungsgebiet zu priifen. Hierzu werden
die notwendigen Ressourcen (finanziell, personell) fiir die Durchfiihrung der umfangreichen vorberei-
tenden Untersuchungen kalkuliert und dargestellt. Die oben genannten Beschrankungen dieser
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Handlungsansatze (siehe 2.4 und 2.5) sind dabei zu berticksichtigen.

- Fortsetzung des fachlichen Erfahrungsaustausches mit anderen Stadten

In der Auseinandersetzung mit der geschilderten Problematik erfolgte seitens Amt 50 bereits ein
fachlicher Austausch mit anderen bayerischen Stadten. Daraus ergaben sich folgende Erkenntnisse:

e Aufgrund ebenfalls begrenzter Haushaltsmittel wird auch hier eine eigene kommunale Forderung
nicht als realistische Alternative mit relevantem Wirkungsgrad gesehen.

e Vereinbarungen fiir eine Kompensation von fehlenden EOF-geforderten Wohnungen durch Woh-
nungen mit gedampfter Mietpreisbindung werden wegen des begrenzten Umfangs erzielbaren
Wohnraum als unbefriedigend beurteilt.

e Als weitere Moglichkeit wurde die sukzessive Herabsetzung der notwendigen Erfullungsquote fiir
EOF-Wohnungen genannt, um zumindest begrenzt vorhandene Fordermittel abrufen zu kdnnen.
Bei dem derzeitigen vollstandigen Forderstopp stellt dies jedoch keine wirksame Losung dar. Zu-
dem steht dem weiter steigender Bedarf gegeniiber.

e Programme wie die ,,Sozialgerechte Bodennutzung“ (SoBoN) der Stadt Miinchen setzen voraus,
dass die Kommune liber Grundstiicke zum Verkauf verfiigt. Im Rahmen dieses Programms wird
unter anderem die Entstehung von mehr gefordertem beziehungsweise preisgebundenem Wohn-
raum gestarkt. Gegebenenfalls konnten sich vergleichbare Optionen im Rahmen von Grund-
stiickskaufvertragen flir das Baugebiet 413 als Teil der stadtebaulichen Entwicklungsmalinahme
Erlangen-West Il ergeben.

Amt 50 wird mit anderen Kommunen im kontinuierlichen fachlichen Austausch bleiben, um Lo-
sungsansatze, Instrumente und Impulse zur Sicherung bezahlbaren Wohnens anderer Stadte fiir
Erlangen zu priifen.

3.2 Notwendige Rahmenbedingungen und Ressourcenvoraussetzungen

Die Umsetzung der genannten Arbeitsschritte erfordert entsprechende Ressourcen, um eine gezielte,
systematische und kontinuierliche Umsetzung - auch in ressortiibergreifender Abstimmung und Zu-
sammenarbeit - zu ermoglichen. Folgende Rahmenbedingungen und ressourcenbezogene Voraus-
setzungen sind notwendig

- Haushaltsmittel bereitstellen:

Viele MaRnahmen sind nur umsetzbar, wenn entsprechende kommunale Mittel beschlossen werden.
Dies gehtim Einzelnen aus den oben dargestellten Handlungsoptionen hervor. Dazu sind eine Klar-
stellung sowie politische Beschliisse und die Sicherstellung im Haushalt notig. Im Zuge der darge-
stellten MaRnahmen sind konkrete Kostenkalkulationen zu erstellen.

- Personelle Kapazitdten schaffen:

Die verwaltungsseitige Umsetzung des dargestellten strategischen Programms zur Sicherung bezahl-
baren Wohnens erfordert gesonderte personelle Kapazitaten, beispielsweise flr die proaktive Ak-
quise und Beratung von privaten Vermieter*innen, die rechtzeitige Vorbereitung von Bindungsverlan-
gerungen, die notwendige Voruntersuchungen im Rahmen der Ausweisung von Sanierungs- und Er-
haltungssatzungsgebieten oder die Etablierung und Organisation des Runden Tischs Soziales Woh-
nen als begleitendes Expertengremium. Dese Schritte sollten mittelfristig in feste Arbeitsaufgaben
und politische Beschliisse Uberfiihrt werden, um handlungsfahig zu bleiben und insbesondere bei
Verfligbarkeit neuer Fordermdglichkeiten unmittelbar reagieren und Mafl nahmen umsetzen zu kon-
nen.
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4, Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

[] ja, positiv*
[] ja, negativ*
X nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*

[] nein*

*Erlduterungen dazu sind in der Begriindung aufzufiihren.

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alternative Hand-
lungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung vorgeschlagen werden

soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

X werden nicht bendtigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
|:| sind nicht vorhanden
Anlagen:

Antrag 050_2025 - SPD Geforderter Wohnbau

Seite 1]1\@71 12



IIl.Abstimmung
Beratung im Gremium: Sozial- und EJC-Beirat am 12.11.2025
Protokollvermerk:

Herr StR Lehrmann beantragt die Anderung des Antrags durch Anderung der Formulierung von Satz 1.:
»Die dargestellten Handlungsansatze und ihre Bewertung werden zur Kenntnis genommen.“

Der Anderungsantrag wird abgelehnt.
Beirat: einstimmig abgelehnt mit 4 gegen 0 Stimmen.
SGA/WA-EJC: mehrheitlich abgelehnt mit 6 gegen 5 Stimmen.

Ergebnis/Beschluss:
1. Den dargestellten Handlungsansatzen und ihrer Bewertung wird zugestimmt.
2. Der Antrag der SPD-Fraktion vom 05.05.2025 (Antragsnummer 050/2025) ist damit
bearbeitet.

Einstimmig abgelehnt mit4 gegen0 Stimmen.

Agha Langer
Vorsitzender Schriftfiihrerin

Beratung im Gremium: Sozial- und Gesundheitsausschuss / Werkausschuss EJC am 12.11.2025

Protokollvermerk:
Herr StR Lehrmann beantragt die Anderung des Antrags durch Anderung der Formulierung von Satz 1.:
»Die dargestellten Handlungsansatze und ihre Bewertung werden zur Kenntnis ggnommen.“

Der Anderungsantrag wird abgelehnt.
Beirat: einstimmig abgelehnt mit 4 gegen 0 Stimmen.
SGA/WA-EJC: mehrheitlich abgelehnt mit 6 gegen 5 Stimmen.

Ergebnis/Beschluss:
1. Den dargestellten Handlungsansatzen und ihrer Bewertung wird zugestimmt.
2. Der Antrag der SPD-Fraktion vom 05.05.2025 (Antragsnummer 050/2025) ist damit
bearbeitet.

Mehrheitlich abgelehnt mit 7 gegen 4 Stimmen.

Agha Langer
Vorsitzender Schriftfiihrerin

IV. Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang
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EEEEE SPD Fraktion

EREERN im Stadtrat Erlangen

Antrag gemil} § 28/ § 29 GeschO

Eingang; 05.05.2025 Rathausplatz 1
Herrn . ) Antragsnr.: 050/2025 91052 Erlangen
Oberbirgermeister Verteiler: OBM, BM, Fraktionen Geschaftsstelle im Rathaus,
Dr. Florian Janik Zust. Referat: 'V /50 1. Stock, Zimmer 105 und 105a

spd.fraktion@stadt.erlangen.de
www.spd-fraktion-erlangen.de

Antrag: Geforderter Wohnungsbau
Sehr geehrter Herr Oberburgermeister,

im letzten Jahrzehnt ist es durch konsequente Wohnungspolitik in Erlangen

gelungen, dass nicht nur allgemein die Zahl der Wohnungen gestiegen ist,

sondern gegen den Trend in Bund und Land auch die der geférderten

Wohnungen. Gleichwohl bleibt die Nachfrage nach Wohnungen hoch, und

gerade der Bedarf an geférderten Wohnungen nimmt sogar noch zu. Dies  patym

zeigt die stetig steigende Zahl an offenen Wohnungsantrdgen von  05.05.2025
Haushalten mit geringem Einkommen. Gerade fiir diese Gruppe ist der

Mangel an Wohnungen oft existenziell und kann auch massive soziale

Folgewirkungen haben. Ansprechpartnerin

Die Steigerung der Baukosten und die rasch und deutlich gestiegenen Katja Rabold-Knitter

Finanzierungskosten haben die Rahmenbedingungen fiir den Wohnungsbau

massiv verschlechtert. Nun sind auch noch die Foérdermittel fir den
geférderten Wohnungsbau massiv tiberzeichnet, auch, weil der Freistaat die ~ Seite
Neubauvorhaben seiner eigenen Gesellschaft BayernHeim — die den Ersatz ' Yo" 2
fur die verkauften GBW-Wohnungen schaffen soll — aus diesen Férdermitteln
finanziert. Aktuell werden daher nach unserer Information keine
Forderzusagen mehr erteilt und auch kein vorzeitiger MalRnahmenbeginn

mehr genehmigt. In Erlangen sind dadurch Neubauvorhaben fir eine hdhere
vierstellige Zahl geférderter Wohnungen akut gefahrdet.

Speziell fur Erlangen kommt hinzu, dass nur wenige Flachen fur
Neubauvorhaben zur Verflgung stehen und auch die
Nachverdichtungsmaéglichkeiten begrenzt sind. Auch wenn es weiterhin gilt,
diese Potentiale voll zu nutzen und damit weiter zusatzliche Wohnungen in
Erlangen zu schaffen, missen daneben Mallnahmen treten, im Bestand
bezahlbare Wohnungen zu sichern. Es gilt zu verhindern, dass durch
zunehmenden Mangel an bezahlbaren Wohnungen der soziale Frieden in
Erlangen gefahrdet wird.

Wir stellen deshalb folgenden Antrag:

1. Verwaltung und Gewobau stellen dar, wie sich der faktische Foérderstopp
durch den Freistaat auf geplante Neubauvorhaben fir geférderte Erlcmgen
Wohnungen auswirkt, sowohl bei der Gewobau als auch bei stadtischen und
privaten Vorhaben wie beispielsweise Regnitzstadt, Siemens-Mitte oder
Siemens-Campus (gegebenenfalls, soweit stadtebauliche Vertrage betroffen
sind, dazu auch erganzend in nichtoffentlicher Sitzung). SPD
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2. Die Stadt nutzt ihre Méglichkeiten Gber den Stadtetag und die Gewobau tber
den Verband der bayerischen Wohnungswirtschaft, um eine Erhéhung der
Fordermittel fur den geférderten Wohnungsbau bzw. eine Finanzierung der
BayernHeim jenseits dieser Mittel zu erreichen und so den faktischen
Forderstopp zu beseitigen. Gleichzeitig sollte die aktuell hohe Nachfrage
nach Férdermitteln genutzt werden, die Bindungsdauer des geférderten
Wohnungsbaus zumindest massiv auszuweiten (wenn nicht gar
abzuschaffen) und das Abldsen der Verpflichtungen auszuschliel3en.

3. Die Verwaltung entwickelt ein Konzept, um auch unter der Bedingung des
faktischen Foérderstopps ein ausreichendes Angebot an bezahlbarem
Wohnraum fur Haushalte mit geringem Einkommen in Erlangen zu schaffen.
Orientiert an den aktuellen und zukinftigen lokalen Herausforderungen
sollen neue Wege und flexibel einsetzbare, zielgerichtete Instrumente
entwickelt und etabliert werden. Bereits bestehende Malinahmen sollen
verstarkt und fortlaufend weiterentwickelt werden. Neben der Nutzung
bestehender Forderstrukturen ist zu prifen, inwieweit auch fir vermietende
Privatpersonen Mdglichkeiten und Anreize geschaffen werden kénnen, um
sich aktiv an der Schaffung von bezahlbarem Wohnraum in Erlangen zu
beteiligen.

Freundliche GrifRie

Dr. Philipp Dees Andreas Bammes
Fraktionsvorsitzender Sprecher fur Soziales

cémgo\ PoSoobol - (eenslsd

f.d.R. Katja Rabold-Knitter
Geschaftsfiihrerin der SPD-Fraktion
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Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
EJC Jobcenter 55/114/2025

Wirtschaftsplan 2026 des Erlanger Jobcenters
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart  Abstimmung

Sozial- und Gesundheitsausschuss /

12.11.2025 G h instimmi
Werkausschuss EJC 025 O Gutachten einstimmig angenommen
Sozial- und EJC-Beirat 12.11.2025 O Kenntnisnahme  zur Kenntnis genommen
Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

Antrag
Der Wirtschaftsplan 2026 des Erlanger Jobcenters wird festgestellt.

Begriindung
1. Ergebnis/Wirkungen
Vollzug der zugrundeliegenden Rechtsnormen, insbesondere

Gemeindeordnung Bayern (GO)
Eigenbetriebsverordnung Bayern (EBV)

Betriebssatzung fiir den Eigenbetrieb der Stadt Erlangen - Erlanger Jobcenter (EJC) hinsichtlich Wirt-
schaftsfiihrung und Rechnungslegung.

2. Programme [ Produkte /[ Leistungen / Auflagen

Einbringung des Wirtschaftsplanes 2026 in den Sozial- und Gesundheitsausschuss/Werkausschuss
EJC zur Begutachtung, sowie zur Beschlussfassung im STR gemaf} § 5 Abs.1 Betriebssatzungi. V. m. §
6 Abs.1 Nr. 4 Betriebssatzung

3. Prozesse und Strukturen

Begutachtung des Wirtschaftsplans 2026 im Sozial- und Gesundheitsausschuss/Werkausschuss EJC
am 12.11.2025

Feststellung des Wirtschaftsplans 2026 im STR am 27.11.2025

Im Einzelnen wird auf die Anlage EJC Wirtschaftsplan 2026 mit Erklarungen verwiesen.

4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:
[] ja, positiv*

ja, negativ*

[]
4 nein
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Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*
[] nein*

*Erlduterungen dazu sind in der Begriindung aufzufiihren.
Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alternative Hand-

lungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung vorgeschlagen werden
soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

X werden nicht benotigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
Anlagen: EJC Wirtschaftsplan 2026 mit Erlauterungen
lIl.Abstimmung

Beratung im Gremium: Sozial- und EJC-Beirat am 12.11.2025

Ergebnis/Beschluss:
Der Wirtschaftsplan 2026 des Erlanger Jobcenters wird festgestellt.

Kenntnis genommen.

Agha Langer

Vorsitzender Schriftflihrerin

Beratung im Gremium: Sozial- und Gesundheitsausschuss / Werkausschuss EJC am 12.11.2025

Ergebnis/Beschluss:
Der Wirtschaftsplan 2026 des Erlanger Jobcenters wird festgestellt.
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Einstimmig angenommen mit 11 gegen 0 Stimmen.

Agha Langer
Vorsitzender Schriftfiihrerin

IV. Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang
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Wirtschaftsplan 2026 des
Erlanger Jobcenters

erlangen.de/jobcenter
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Feststellungsbeschluss
fur das
Wirtschaftsjahr 2026

Aufgrund des Art. 88 Abs. 4 der Gemeindeordnung (GO), des § 13 der Eigenbetriebsverord-
nung Bayern (EBV) und des § 6 Abs. 1 Ziff. 4 der Betriebssatzung fiir den Eigenbetrieb Er-
langer Jobcenter vom 24.11.2022 erlasst der Stadtrat der Stadt Erlangen folgenden Be-
schluss:

Der als Anlage beigefiigte Wirtschaftsplan fur das Wirtschaftsjahr 2026 wird hiermit
festgestellt; er schlief3t

im Erfolgsplan
in den Ertragen mit 60.396.575 EUR
in den Aufwendungen mit 60.396.575 EUR

im Vermogensplan
in den Einnahmen mit 81.000 EUR
in den Ausgaben mit 81.000 EUR
ab.

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen fur Investitionen
wird festgesetzt auf: 0 EUR

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermachtigungen
im Vermogensplan wird festgesetzt auf: 0 EUR

Der Hochstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen
Leistung von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan
wird festgesetzt auf: 2.000.000 EUR

Der Wirtschaftsplan tritt mit dem 1. Januar 2026 in Kraft.

Erlangen, den

Dr. Florian Janik
Oberblrgermeister

EEEEE
mmmm Stadt
EEEEE

sunnm Erlangen
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Erfolgsplan 2026 - Kurziibersicht

1. Umsatzerlose 1.182.916
2. Foérdermittel 4.932.707
2.1 Drittmittel 395.870
2.2 Projektmittel u. sonstige Mittel Stadt Erlangen 4.536.837
3. Mittelzuweisungen 10.288.295
3.1 Eingliederungstitel 2.273.746
3.2 Passiv-Aktiv-Transfer (PAT) 168.873
3.3 Verwaltungstitel (Bund) 6.653.133
3.4 Verwaltungstitel (Kommunal) 1.192.543
4. Neue Grundsicherung (Arbeitslosengeld II) 43.992.657
4.1 Erstattung Bund 35.948.583
4.2 Erstattung Kommune 6.064.428
4.3 auf ALG Il Bundesabrechnung anrechnungsfahige Erstattungen 1.125.679
4.4 auf KdU Beteiligung Bund anrechnungsfahige Erstattungen 839.968
4.5 Erstattungen einmalige Leistungen 0
4.6 Erstattungen Bildung und Teilhabe 2.000
4.7 Aufkommen aus Buf3- und Verwarnungsgeldern 12.000
|. GESAMTLEISTUNG 60.396.575
5. Materialaufwand u. bezogene Leistungen 3.643.639
5.1 Aufwand fir RHB und Waren 307.200
5.2 Aufwand flir bezogene Leistungen 2.318.254
5.3 Aufwand fur bezogene Leistungen Eingliederung 1.018.185
6. Personalaufwand 11.268.483
7. Abschreibungen 93.656
8.a, Sonstiger betrieblicher Aufwand (Arbeitslosengeld Il) 43.980.657
8.a,1 Kosten der Unterkunft (KdU) 15.763.400
8.a,2 Regelbedarfe/ Mehrbedarfe 26.529.790
8.a,3 Einmalige Bedarfe 331.468
8.a,4 Bildung und Teilhabe (BuT) 1.356.000
8.b, Sonstige betriebliche Aufwendungen (Sachkosten) 1.406.718
9. Zinsen und dhnliche Aufwendungen 2.200
10. Sonstige Steuern 1.222
Il. GESAMTKOSTEN 60.396.575
lll. Jahresgewinn (+) / Jahresverlust (-) 0
-

e

sunnm Erlangen
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Erfolgsplan 2026 nach Geschaftsbereichen

Geschiftsbereiche EJC (Hauptkostenstellen)

Umlagen Hilfskostenstellen
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1. Umsatzerlése 24.200 605.400 483.856 36.334 33.126 1.182.916
2. Fordermittel 30.971| 1.612.309| 1.165.505 94.226 942.523| 1.026.964 57.599 2.610| 4.932.707
3. Mittelzuweisungen 163.178| 3.702.419| 2.827.021| 1.241.770| 1.422.966 189.568 181.127 560.246| 10.288.295
4. Neue Grundsicherung (Arbeitslosengeld Il) | 43.980.657 12.000 43.992.657
|. GESAMTLEISTUNG 44.174.806| 5.350.928| 3.992.526| 1.335.996| 2.970.889| 1.700.388 36.334 33.126 238.726| 562.856| 60.396.575
5. Materialaufwand u. bezogene Leistungen 194.434 1.038.185 307.200 1.900 33.360 1.810.660 257.900| 3.643.639
6. Personalaufwand 3.270.982| 2.658.068 185.278| 1.557.624| 1.154.351 26.224 265.321 382.632| 1.768.001| 11.268.483
7. Abschreibungen 673 4.323 4.986 66.719 11.500 5.454 93.656
8.a, Sonst_lger betrieblicher Aufwand 43.980 657 43.980.657
(Arbeitslosengeld I)
8.p, Sonstige betriebliche Aufwendungen 29880  53.174 4100  43.061 11.369 200|  787.390 19.911|  338.055| 119.489| 1.406.718
(Sachkosten)
9. Zinsen und dhnliche Aufwendungen 2.200 2.200
10. Sonstige Steuern 1.222 1.222
Il. GESAMTKOSTEN (direkt) 44.175.091| 3.301.535| 2.715.564| 1.227.563| 1.912.871| 1.167.620 26.514| 1.152.790 21.133| 2.542.847| 2.153.044| 60.396.575
lll. UMVERTEILUNG (indirekt) 2.064.267| 1.286.094 109.303| 1.063.829 538.129 -26.514| -1.119.664 -21.133| -2.304.122| -1.590.188 0
IV. ERGEBNIS -286 -14.874 -9.133 -869 -5.811 -5.361 36.334 0 0 0 0 0 0
Stadt
Erlangen



Erlauterungen zum Wirtschaftsplan

Allgemein

Den Ansatzen im Wirtschaftsplan 2026 sind grofiteils Erfahrungswerte aus dem Jahr 2024
zugrunde gelegt. Alle bereits bekannten Anderungen sowie Vorhaben, die das Jahr 2026 be-
treffen, wurden bis zum Zeitpunkt der Fertigstellung des Wirtschaftsplans bericksichtigt. Bei-
spielsweise sind samtliche Kosten flr die Implementierung einer gemeinsamen Eingangs-
zone sowie Kosten flr IT-Projekte (Schnittstelle zwischen Prosoz und NSK, Kl-Assistenten,
etc.) zur weiteren Effizienzsteigerung geplant.

Fir unbekannte bzw. unsichere GroRen (z.B. Kostensteigerungen) wurden seitens des Con-
trollings und der Werkleitung maoglichst realistische Annahmen getroffen.

Die im Stadtrat vom 30.04.2025 beschlossenen MalRnahmen des Haushaltskonsolidierungs-
konzepts wurden vom EJC bereits nahezu vollumfanglich umgesetzt und sind im Wirtschafts-
plan 2026 entsprechend berlcksichtigt.

Personalkosten

Die Personalkosten wurden auf Basis des Tarifabschlusses (TV6D) 2025 anhand der jeweils
geltenden Entgelttabellen berechnet. Zudem ist die Ubertragung des Tarifergebnisses auf
Beamt*innen einkalkuliert. Der Planansatz der Personalkosten flr das Jahr 2026 liegt nur
leicht Gber dem Planwert des Vorjahres. Dementsprechend wird ein Grof3teil der Mehrkosten
aufgrund der Tariferhéhung durch den Personalabbau im EJC kompensiert.

Neue Grundsicherung (ehemals Biirgergeld, Arbeitslosengeld II)

Das bisherige Burgergeld soll im Jahr 2026 durch die ,Neue Grundsicherung“ abgeldst wer-
den (der Zeitpunkt steht noch nicht fest, ca. Januar - Juli 2026). Ob diese Reform, wie poli-
tisch beabsichtigt, zu einer Senkung der Kosten flr entsprechende Leistungen in Erlangen
fuhren wird, ist zum aktuellen Zeitpunkt schwer zu prognostizieren. Daher wurde vorsichts-
halber die Planannahme getroffen, dass die Kosten weiterhin auf dem Niveau des Birger-
gelds entstehen werden. Die Planzahlen fur den Bereich ,Neue Grundsicherung® sind somit
ebenfalls auf Basis der Erfahrungswerte aus dem Jahr 2024 angesetzt. Die jungsten Progno-
sen zur Entwicklung der Zahlen der Bedarfsgemeinschaften in Erlangen gehen von einem
leichten Ruckgang aus. Aufgrund der weiterhin angespannten wirtschaftlichen Lage und der
unsicheren Zukunftsperspektive in Deutschland, plant das EJC etwas pessimistischer und
trifft die Annahme, dass die Zahl Bedarfsgemeinschaften im Jahr 2026 ungefahr auf dem Ni-
veau des Jahres 2024 liegen wird (ca. 2.700 Bedarfsgemeinschaften).

Der grofdte Teil der Kosten aus dem Bereich ,Neue Grundsicherung® wird durch den Bund
finanziert. Im stadtischen Haushalt wirken sich insbesondere die Kosten der Unterkunft und
Heizung (KdU) aus, welche zu 37,2% von der Kommune zu tragen sind. Das EJC rechnet
mit einem kommunalen Anteil an diesen Ausgaben in Héhe von 5,54 Mio. € (Vorjahr: 5,76
Mio. €).

Jobcenterverwaltung, Selbstvornahme MalRnahmen und Drittmittelprojekte

Bereits seit dem Jahr 2023 standen dem EJC nicht ausreichend Bundesmittel zur Verfugung,
um die mit Griindung des Eigenbetriebs beschlossene Aufbauorganisation vollstandig zu fi-
nanzieren. Auch im Jahr 2026 werden voraussichtlich nicht geniigend Bundesmittel in den
Titeln zur Verfligung stehen, sodass das EJC nur durch zuséatzliche Mittel der Stadt Erlangen
dazu in der Lage ist, einen Wirtschaftsplan mit neutralem Ergebnis zu erstellen. Da beim
Bund aller Voraussicht nach auch in den kommenden Jahren eine angespannte Haushaltssi-
tuation vorherrschen wird, benétigt das EJC auch in Zukunft stadtische Mittel zur Finanzie-
rung ungedeckter Kosten.
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Die nachfolgende Tabelle zeigt die voraussichtliche Mittelausstattung durch den Bund im
Vergleich zum Vorjahr:

2026 2025
Verwaltungstitel (VWT) 5.089.900 € 5.127.504 €
Eingliederungstitel (EGT) 3.836.979 € 3.457.674 €
Bundesmittel 8.926.879 € 8.585.178 €

Nach dem Beschluss des Bundeshaushalts 2025 im September 2025, erfuhr das EJC, dass
die Kirzung der Bundesmittel nicht so stark wie urspringlich beflrchtet ausfiel. Im Wirt-
schaftsplan 2025 wurden in Summe ca. 300 T€ weniger Bundesmittel geplant, als im Nach-
hinein tatsachlich in die Titel eingestellt wurden.

Fir den Ansatz der Bundesmittel im Jahr 2026 wurden die vorlaufigen Zahlen laut dem Info-
schreiben des BMAS vom 08.10.2025 zugrunde gelegt. Dementsprechend rechnet das EJC
mit einer Erhéhung der Bundesmittel um ca. 342 T€ im Vergleich zum Vorjahr, welche sich
aus einer Erhéhung des EGT um ca. 380 T€ und einer Kirzung des VWT um ca. 38 T€
ergibt.

Zur Umsetzung und Realisierung der geplanten angemessenen Fallschllssel wirde ein
VWT in Héhe von ca. 7,93 Mio. € bendtigt. Zur Umsetzung des geplanten Arbeitsmarkpro-
gramms wird ein EGT in Héhe von ca. 2,27 Mio. € bendtigt. Obwohl das EJC von der Um-
schichtungsmdglichkeit Gebrauch machen, und insgesamt voraussichtlich ca. 1,56 Mio. €
(40,74%) aus dem EGT in den VWT umschichten wird, werden die Bundesmittel im VWT
nicht ausreichen. Kompensiert wird die Entnahme bzw. Umschichtung aus dem EGT - erfah-
rungsgemal - durch die Vereinnahmung und ggf. weitere Beantragung von Drittmitteln fur
Arbeitsforderungsprojekte. Das EJC plant im Jahr 2026 mit Férdermitteln von externen Mit-
telgebern in Héhe von ca. 396 T€. Weitere 541 T€ werden von der Stadt Erlangen zweckge-
bunden zur Verfigung gestellt.

Trotz bereits realisierter, aber auch geplanter Sparmafnahmen, sind die Kosten seit Griin-
dung des Eigenbetriebs auf einem so hohen Niveau, dass sie nicht komplett tber Bundes-
mittel finanziert werden kdnnen. Ursachen hierfir sind sowohl im Bereich der Ma3nahmen
als auch im hoheitlichen Bereich, die verpflichtend abzunehmenden Leistungen der Stadt Er-
langen aber auch verhaltnismaRig hohe Tarifernéhungen der letzten Jahre. Insbesondere die
Kostenverrechnung durch das Personalamt und Amt 17 bzw. KommunalBit, wurden als
starke Kostentreiber identifiziert. Beispielsweise wurden dem EJC im Jahr 2025 bei nahezu
gleicher Inanspruchnahme von Leistungen wie im Vorjahr durch Amt 11 fur Verwaltungskos-
ten insgesamt ca. 137 T€ mehr in Rechnung gestellt, was einer Kostensteigerung von tber
27% entspricht. Auch die durch Amt 24 (GME) verrechneten Verwaltungskosten sind im Ver-
gleich zum Vorjahr tber 13% gestiegen. Eine Finanzierung von jahrlichen Kostensteigerun-
gen in dieser Hohe ist Uber die ohnehin schon knappen Bundesmittel nicht méglich und fihrt
im Ergebnis dazu, dass das EJC mehr kommunale Mittel fir ungedeckte Kosten benétigt und
auch in Zukunft bendtigen wird.

EEEEE
mmmm Stadt
EEEEE

samnm Erlangen

159



Mittelbedarf des EJC im Haushalt der Stadt Erlangen

Wirtschaftsplan EJC 2026

Budgetbedarf| Im Budget anderer Amter
Amt 20 vorgesehen
Summe
1.1 Erstattungen fiir Dienstleistungen des EJC an Stadt 679.300 davon 679.300
Amt 50 - Sachbearbeitung Unterhalt 23.700
Amt 50 - AuBBendienst 500
Amt 50 - Einkauf im Sozialkaufhaus 132.000
Amt 50 - Pacht Container (Alfred-Wegener-Str.) 36.300
Amt 40 - Durchfiihrung Berufschulklassen 483.900
Amt 24 - Auftrag Dienstrader 2.900
1.2 Erstattungen fiir vom EJC durchgefiihrte Projekte 540.600 davon 540.600
Amt 51 - Just BEst 143.800
EB77 - Sozialkaufhaus (Gebuhrenfinanzierung) 90.000
WA (Ref. Il) - Mittelschulabschluss 90.000
BTM (Ref. Il) - Cafe Hergricht 181.800
Amt 33 - Bike 35.000
1.3 Sonstige Erstattungen
Amt 11 - Personalkosten Fachstelle Finanzen 57.600 57.600
1.4 Gesetzliche Finanzierungspflicht Stadt
Amt 50 - Schulbeihilfe 189.900 189.900
Kommunaler Finanzierungsanteil an Verwaltungskosten 1.192.500 1.192.500
Kommunaler Anteil Kosten der Unterkunft (KdU) 5.544.000 5.544.000
Kommunaler Anteil Einmalige Leistungen 330.500 330.500
1.5 Finanzierung Arbeitsmarktprogramm
Ungedeckte Kosten - Behordlicher Teil (Hoheit) 1.311.700 1.311.700
Ungedeckte Kosten - Selbstvornahmemalinahmen 630.000 630.000
Ungedeckte Kosten - Drittmittelgeférderte Manahmen 722.600 722.600
Ungedeckte Kosten - wegen nicht auskémmlicher Titel (EGT / VWT) 1.274.400 1.274.400
11.005.700| 1.467.400 12.473.100
2.1 Erstattungen von EJC fiir Dienstleistungen von
Gesamtpersonalrat 10.600 10.600
Amt 13 - fir Gemeindeorgane 75.300 75.300
Amt 13 - fir Ratsangelegenheiten 12.700 12.700
Amt 13 - fir Betreuung von Ausschiissen 1.700 1.700
Amt 13 - Gleichstellungsstelle 7.400 7.400
Amt 14 - fir Rechnungspriifung 8.500 8.500
Amt 17 - Digit 192.900 192.900
Amt 20 - Haushalt 6.900 6.900
Amt 20 - Steuer 9.000 9.000
Amt 20 - Vollstreckung 58.000 58.000
Amt 20 - Systemverwaltung NSK 7.000 7.000
Amt 20 - Buchhaltung u. Mahnwesen 1.000 1.000
Amt 23 - Verrechnung Grundstilicksverwaltung 700 700
Amt 30 - Rechtsangelegenheiten 25.500 25.500
Amt 30 - Versicherungen (Policen) 77.400 77.400
Amt 24 - Verwaltungskosten GME 55.700 55.700
KommunalBit 788.400 788.400
2.2 Erstattungen von EJC an GME fiir Mieten 423.400 davon 423.400
Amt 24 - fir Bogenpassage 73.000
Amt 24 - fir Rathaus 186.400
Amt 24 - fur Cafe Hergricht 61.800
Amt 24 - fir Jugendberufsagentur (JuBA) 102.200
2.3 Erstattungen von EJC an Personalamt 1.183.100 davon 1.183.100
Amt 11 - Verwaltungskosten Personalamt 693.000
Amt 11 - Kostenerstattung Versorgungsbeziige (Beamte) 400.100
Amt 11 - Kostenerstattung Beihilfen (Beamte) 90.000
2.4 Erstattungen von EJC an Amt 50 fiir Bildung und Teilhabe 1.358.500 davon 1.358.500
Amt 50 - Erstattung BuT Verwaltungskosten 194.400
Amt 50 - Erstattung BuT Sachkosten 1.164.100
417.200| 3.886.500 4.303.700
Saldo 10.588.500| -2.419.100 “ 8.169.400|
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*Die Zahlung der Schulbeihilfe von Amt 50 an das EJC (Nr. 1.4) sowie die Erstattung der
BuT Sachkosten des EJC an Amt 50 (Nr. 2.4) wurden erstmals im Wirtschaftsplan 2026 in
die Ubersicht ,Mittelbedarf des EJC im Haushalt der Stadt Erlangen® aufgenommen. Die in-
terkommunale Umverteilung im Bereich der BuT Sachkosten, welche ebenfalls durch das
EJC vereinnahmt und an Amt 50 weitergeleitet wird, ist aufgrund der Ungewissheit Gber die
Zahlung und die Hohe der eventuellen Zahlung, nicht enthalten (vgl. 2024: ca. 1,23 Mio. €;
2025: ca. 1,29 Mio. €).

Durch die Berucksichtigung der BuT Sachkosten ergibt sich ein deutlich niedrigerer Mittelbe-
darf des EJC gegentber der Stadt Erlangen.

Das EJC plant die Vereinnahmung von kommunalen Mitteln in Hohe von ca. 12,47 Mio. €,
denen Erstattungen an die Stadt Erlangen in Hohe von ca. 4,30 Mio. € entgegenstehen. Im
Saldo weist das EJC, inklusive der allgemeinen Mittel fir ungedeckte Kosten, einen Mittelbe-
darf in Héhe von ca. 8,17 Mio. € gegenulber der Stadt Erlangen aus, der sich wie oben dar-
gestellt zusammensetzt.

Gegen den Kammereientwurf (ca. 9,38 Mio. €) fur das Sachmittelbudget des EJC in 2026
(Bezeichnung flir EJC eigentlich nicht passend, da auch Personalkosten enthalten sind),
legte das EJC keine Einwendungen ein. Zum Zeitpunkt der Haushaltsgesprache 2026 rech-
nete das EJC damit, dass die Mittel laut Kdmmereientwurf ausreichen wirden, sofern noch
weitere 27 T€ eingespart wirden. Da sich der Kdmmereientwurf am Vorjahreswert orientiert,
ist der Bereich BuT Sachkosten darin nicht berlcksichtigt. Um eine Vergleichbarkeit zwi-
schen dem Kammereientwurf und der Ubersicht ,Mittelbedarf des EJC im Haushalt der Stadt
Erlangen® herzustellen, missen die BuT Sachkosten (siehe gelbe Markierungen) ausgenom-
men werden. Entsprechend wiirde sich in der Ubersicht ein Budgetsaldo in Héhe von ca.
9,14 Mio. € ergeben. Wie bereits zuvor erwahnt, wurden bis zur Fertigstellung des Wirt-
schaftsplans noch samtliche bekannte Anderungen, das Jahr 2026 betreffend, bericksich-
tigt. Dies geschah generell nach der Vorgabe, dass der daraus resultierende gednderte Mit-
telbedarf nicht iber dem Mittelbedarf laut Kdmmereientwurf liegen darf. Insbesondere durch
die voraussichtlich héhere Ausstattung an Bundesmitteln ist es dem EJC mdglich, in der fina-
len Version des Wirtschaftsplans einen Mittelbedarf auszuweisen, welcher um 238.300 € un-
ter dem Mittelbedarf laut Kdmmereientwurf liegt.

Investitionsplan 2026

TEUR
Immaterielle Vermoégensgegenstinde
Grundstiicke , grundstiicksgleiche Rechte
Technische Anlagen, Maschine, Betriebsvorrichtungern
Andere Anlagen, Betriebs- und Geschaftsausstattung
Ausstattung und Sanierung Alfred-Wegener-Str. 20,0
Ersatzbeschaffungen Biuromobel und -Ausstattung 20,0
Einrichtung Senice-Bereich (gemeinsame Eingangszone) 30,0
Summe 70,0
L
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Vermogensplan 2026

TEUR
Einnahmen / Finanzierung des Bedarfes
Jahresergebnis 0
Abschreibungen 81,0
Einnahmen gesamt 81,0
Ausgaben
Sachanlagen und Immaterielle Anlagenwerte 70,0
Tilgung von Krediten 11,0
Ausgaben gesamt 81,0
Finanzplan 2026 - 2029
2026 2027 2028 2029 2030
TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR
Einnahmen / Finanzierung des Bedarfes
Jahresergebnis 0 0 0 0 0
Abschreibungen 81,0 100,8 41,6 42,4 43,3
Einnahmen gesamt 81,0 100,8 41,6 42,4 43,3
Ausgaben
Sachanlagen und Immaterielle Anlagenwerte 70,0 40,8 41,6 42,4 43,3
Tilgung von Krediten 11,0 60,0 0,0 0,0 0,0
Ausgaben gesamt 81,0 100,8 41,6 42,4 43,3

Zum Zeitpunkt der Erstellung des 5-jahrigen Finanzplans waren keine groReren Einnahmen
und Ausgaben fir die kommenden Wirtschaftsjahre bekannt, welche sich aus Anlagenande-
rungen (Erneuerungen, Erweiterungen, Neubau, VerauRerung) ergeben. Das aufgenom-
mene Darlehen bei der Flessa-Bank wird im Jahr 2027 mit 60 T€ endfallig. Fur die Planung
wurde eine lineare Entwicklung in den Investitionen zugrunde gelegt, die sich aus Anschaf-
fungen im Bereich der Betriebs- und Geschéaftsausstattung sowie Instandhaltung ergeben.
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PIStNr. Volumen Funktionsbezeichnung Stellenwert FS
KST KTR PRO Sperre Stellenvermerke

55 - Erlanger Jobcenter (EJC)

5500000 1,00 weitere Werkleitung A16 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5500005 1,00 Geschaftszimmerkraft 09a

EJC09 11000EJC 100

5500010 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) 11

EJC09 11000EJC 100

5500015 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 11

EJC09 11000EJC 100

5500020 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) 11

EJC09 11000EJC 100

5500025 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 10
EJC09 11000EJC 100 0,18

5500040 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 13
EJC09 11000EJC 100 0.23 KW 1.00 01.01.2026

550A010 1,00 Auszubildende KfB AZU

EJC09 11000EJC 100

5505000 1,00 zbV

EJC09 11000EJC 100

5508100 1,00 Beschiaftigung ohne Planstelle

EJC09 11000EJC 100

551 - Abteilung Finanzen und Controlling

5510000 1,00 Abteilungsleitung 13

EJC09 11000EJC 100

5510010 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) 10

EJC09 11000EJC 100

5510020 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09a

EJC09 11000EJC 100

5510030 1,00 Teamleitung 11

EJC09 11000EJC 100

5510040 1,00 Sachbearbeitung (Kaufménnisch) 09a

EJC09 11000EJC 100

5510042 0,50 Sachbearbeitung (Kaufménnisch) 09a

EJC09 11000EJC 100

Stand: 28.10.2025 Seite 1 von 13
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PIStNr. Volumen Funktionsbezeichnung Stellenwert FS
KST KTR PRO Sperre Stellenvermerke

5510044 1,00 Sachbearbeitung (Kaufménnisch) 09a

EJC09 11000EJC 100

5510046 1,00 Sachbearbeitung (Kaufménnisch) 09a

EJC09 11000EJC 100

5510050 0,50 Sachbearbeitung (Kaufménnisch) 06

EJC09 11000EJC 100

5510055 0,50 Sachbearbeitung (Kaufménnisch) 09a

EJC09 11000EJC 100

5510060 0,50 Hilfskraft 04

EJC09 11000EJC 100

5510070 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A11 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

551S000 1,00 zbV

EJC09 11000EJC 100

5518100 1,00 Beschiftigung ohne Planstelle

EJC09 11000EJC 100

552 - Abteilung Prozesse und Qualitat

5520000 1,00 Abteilungsleitung A14 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5520010 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A11 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5520040 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 11

EJC09 11000EJC 100

5520050 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) 11

EJC09 11000EJC 100

5520060 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 06

EJC09 11000EJC 100

5520070 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) 06

EJC09 11000EJC 100

5520080 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 10
EJC09 11000EJC 100 0,25
5520090 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 10

EJC09 11000EJC 100

Stand: 28.10.2025 Seite 2 von 13
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PIStNr. Volumen Funktionsbezeichnung Stellenwert FS
KST KTR PRO Sperre Stellenvermerke

5520100 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) 11

EJC09 11000EJC 100

5520110 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) 1

EJC09 11000EJC 100

5520120 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) 1
EJC09 11000EJC 100 0 10
5520130 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A12 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5525000 1,00 zbV

EJC09 11000EJC 100

5528100 1,00 Beschiftigung ohne Planstelle

EJC09 11000EJC 100

553 - Abteilung Leistungssachbearbeitung

5530000 1,00 Abteilungsleitung A14 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5530010 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09a

EJC09 11000EJC 100

5530020 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A12 F-EJ
EJC09 11000EJC 100 0 25
5530030 0,50 Teamleitung A12 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5530040 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) A11 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5530050 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) A11 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5530070 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A11 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5530080 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A11 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5530090 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 04
EJC09 11000EJC 100 0 49
5530100 0,50 AuBendienstmitarbeiter/in 09a

EJC09 11000EJC 100

Stand: 28.10.2025 Seite 3 von 13
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5530110 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5530120 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09a

EJC09 11000EJC 100

5530130 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A8 Vv

EJC09 11000EJC 100

5530140 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09a

EJC09 11000EJC 100

5530160 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5530170 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) 04

EJC09 11000EJC 100

5535000 1,00 zbV

EJC09 11000EJC 100

5538100 1,00 Beschiftigung ohne Planstelle

EJC09 11000EJC 100

553- 1 - Sachgebiet Leistungssachbearbeitung 1

5531000 1,00 Sachgebietsleitung A12 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5531010 1,00 standige Vertretung A11 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5531020 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5531050 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5531080 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5531110 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5531120 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5531150 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

Stand: 28.10.2025 Seite 4 von 13
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5531160 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

5532070 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5532150 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100 0.20
)

553-2 - Sachgebiet Leistungssachbearbeitung 2

5532000 1,00 Sachgebietsleitung A12 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5531070 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5532010 1,00 standige Vertretung A11 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5532020 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A11 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5532030 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A11 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5532050 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5532080 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5532090 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5532100 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09a

EJC09 11000EJC 100

5532110 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ
EJC09 11000EJC 100 0 10
5532130 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5532140 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

U5532000 0,10 Sachbearbeitung (aus Fiihrung)

EJC09 11000EJC 100

Stand: 28.10.2025 Seite 5 von 13
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553-3 - Sachgebiet Leistungssachbearbeitung 3

5532160 1,00 Sachgebietsleitung A12 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5531030 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5531040 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5531060 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5531090 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5531130 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5532040 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5532060 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) A1011 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5532120 1,00 standige Vertretung A11 F-EJ

EJC09 11000EJC 100

5532170 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

556 - Abteilung MaBnahmen und Projekte zur Arbeitsforderung

5560000 1,00 Abteilungsleitung 13

EJC09 11000EJC 100

5520031 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) 02

EJC09 11000EJC 100

5520032 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S12

EJC09 11000EJC 100

5520035 0,50 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S$12

EJC09 11000EJC 100

5560010 1,00 Leitung 1

EJC09 11000EJC 100

5560020 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 06

EJC09 11000EJC 100

Stand: 28.10.2025 Seite 6 von 13

168



PIStNr. Volumen Funktionsbezeichnung Stellenwert FS
KST KTR PRO Sperre Stellenvermerke

5560030 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09a

EJC09 11000EJC 100

5560040 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 06
EJC09 11000EJC 100 0,18
5560050 1,00 Reinigungskraft 02

EJC09 11000EJC 100

5560060 1,00 Reinigungskraft 02

EJC09 11000EJC 100

5560070 1,00 Reinigungskraft 02

EJC09 11000EJC 100

5560080 1,00 Helfer/in 03
EJC09 11000EJC 100 0,26
5560090 1,00 Hausverwalter/in 04

EJC09 11000EJC 100

5560100 1,00 Hausverwalter/in 05

EJC09 11000EJC 100

5560110 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S$12

EJC09 11000EJC 100

5560120 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S$12

EJC09 11000EJC 100

5560130 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S$12
EJC09 11000EJC 100 0,08
5560140 1,00 Lehrkraft 09b

EJC09 11000EJC 100

5560150 0,50 Lehrkraft 09b

EJC09 11000EJC 100

5560160 0,50 Lehrkraft 09b

EJC09 11000EJC 100

5560170 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) $12

EJC09 11000EJC 100

5560180 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) $12
EJC09 11000EJC 100 0’50
5560190 0,50 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S12

EJC09 11000EJC 100

Stand: 28.10.2025 Seite 7 von 13
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PIStNr. Volumen Funktionsbezeichnung Stellenwert FS

KST KTR PRO Sperre Stellenvermerke

5560200 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S12
EJC09 11000EJC 100 0’17

5560210 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S$12

EJC09 11000EJC 100

5560220 0,50 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S$12
EJC09 11000EJC 100 0 01
5560230 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S12

EJC09 11000EJC 100

5560240 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S$12
EJC09 11000EJC 100 0 46
5560250 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S$12

EJC09 11000EJC 100

5560260 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S$12

EJC09 11000EJC 100

5560270 0,50 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S$12

EJC09 11000EJC 100

5560280 1,00 Sachbearbeitung (Technik) 09a

EJC09 11000EJC 100

5560290 0,50 Sachbearbeitung (Technik) 09a

EJC09 11000EJC 100

5560300 1,00 Sachbearbeitung (Technik) 09a

EJC09 11000EJC 100

5560310 1,00 Facharbeiter/in 04

EJC09 11000EJC 100

5560320 1,00 Hilfskraft 02

EJC09 11000EJC 100

5560330 1,00 Hilfskraft 02

EJC09 11000EJC 100

5560340 1,00 Hilfskraft 02
EJCO9 11000EJC 100 0.23
5560342 1,00 Hilfskraft 02
EJCO9 11000EJC 100 0.23
5560344 1,00 Hilfskraft 02
EJCO9 11000EJC 100 0.23
Stand: 28.10.2025 Seite 8 von 13
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PIStNr. Volumen Funktionsbezeichnung Stellenwert FS
KST KTR PRO Sperre Stellenvermerke

5560350 1,00 Sachbearbeitung (Technik) 09b

EJC09 11000EJC 100

5560360 1,00 Fahrer/in 04
EJC09 11000EJC 100 0’05
5560370 1,00 Fahrer/in 04

EJC09 11000EJC 100

5560375 1,00 Fahrer/in 04
EJC09 11000EJC 100 0 10
5560380 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S$12

EJC09 11000EJC 100

5560390 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S$12
EJC09 11000EJC 100 0’22
5560400 0,50 Lehrkraft 09b

EJC09 11000EJC 100

5560410 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S$12
EJC09 11000EJC 100 0’49
5560415 0,50 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S$12

EJC09 11000EJC 100

5560420 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S$12

EJC09 11000EJC 100

5560430 0,50 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S$12

EJC09 11000EJC 100

5560440 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) $12

EJC09 11000EJC 100

5560460 1,00 Lehrkraft 09b

EJC09 11000EJC 100

5560470 0,50 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) S$12

EJC09 11000EJC 100

5560480 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) $12

EJC09 11000EJC 100

5560490 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) $12

EJC09 11000EJC 100

5560500 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

Stand: 28.10.2025 Seite 9 von 13
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PIStNr. Volumen Funktionsbezeichnung Stellenwert FS
KST KTR PRO Sperre Stellenvermerke

5560510 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

5560520 1,00 Hilfskraft 02
EJC09 11000EJC 100 0 23
556A020 1,00 Auszubildende KfB AZU

EJC09 11000EJC 100

556A030 1,00 Auszubildende AZU

EJC09 11000EJC 100

556A040 1,00 Auszubildende KfB AZU

5568100 1,00 Beschiftigung ohne Planstelle

EJC09 11000EJC 100

557 - Abteilung aktivierende Leistungen

5570000 1,00 Abteilungsleitung 13

EJC09 11000EJC 100

5570010 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 06

EJC09 11000EJC 100

5570020 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 06

EJC09 11000EJC 100

5570030 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 06

EJC09 11000EJC 100

5570040 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 06

EJC09 11000EJC 100

5570050 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 06

EJC09 11000EJC 100

5570060 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 06

EJC09 11000EJC 100

5570070 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 06

EJC09 11000EJC 100

5570080 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 06

EJC09 11000EJC 100

5575000 1,00 zbV

EJC09 11000EJC 100

Stand: 28.10.2025 Seite 10 von 13
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PIStNr. Volumen Funktionsbezeichnung Stellenwert FS
KST KTR PRO Sperre Stellenvermerke

5578100 1,00 Beschaftigung ohne Planstelle

EJC09 11000EJC 100

557-1 - aktivierende Leistungen

5571000 1,00 Sachgebietsleitung 1

EJC09 11000EJC 100

5520033 1,00 Sachbearbeitung (Sozialer Bereich) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

5571010 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 10

EJC09 11000EJC 100

5571020 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

5571030 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

5571050 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

5571070 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

5571080 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

5571090 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

5571100 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09c

EJC09 11000EJC 100

5571110 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09c

EJC09 11000EJC 100

5571120 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09c

EJC09 11000EJC 100

5571130 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09c

EJC09 11000EJC 100

5571140 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09c

EJC09 11000EJC 100

5571150 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09c

EJC09 11000EJC 100
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PIStNr. Volumen Funktionsbezeichnung Stellenwert FS
KST KTR PRO Sperre Stellenvermerke

5571160 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

5571800 1,00 zbV

EJC09 11000EJC 100

5571810 1,00 Beschiaftigung ohne Planstelle

EJC09 11000EJC 100

557-2 - aktivierende Leistungen

5572000 1,00 Sachgebietsleitung 10

EJC09 11000EJC 100

5572010 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

5572020 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

5572030 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

5572040 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

5572050 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c
EJC09 11000EJC 100 0’12
5572060 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

5572070 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09c
EJC09 11000EJC 100 0’15
5572080 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 10

EJC09 11000EJC 100

5572090 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09c

EJC09 11000EJC 100

5572100 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09c

EJC09 11000EJC 100

5572110 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09c

EJC09 11000EJC 100

5572120 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09c

EJC09 11000EJC 100
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PIStNr. Volumen Funktionsbezeichnung Stellenwert FS
KST KTR PRO Sperre Stellenvermerke

5572130 0,50 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

5572140 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

5572150 1,00 Sachbearbeitung (Verwaltung) 09¢c

EJC09 11000EJC 100

5572800 1,00 zbV

EJC09 11000EJC 100

5572810 1,00 Beschiftigung ohne Planstelle

EJC09 11000EJC 100

Stand: 28.10.2025 Seite 13 von 13
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O 29

Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/510-3 Stadtjugendamt 510/161/2025

Bedarfsanerkennung der Betreuungsplatze der Katholischen
Kindertageseinrichtung St. Marien, An der Lauseiche 1,91058 Erlangen
sowie Baukostenzuschuss

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart  Abstimmung

Jugendhilfeausschuss 13.11.2025 O Gutachten mehrheitlich angenommen

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

19.11.2025 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen

I. Antrag
1. Firdie energetische Sanierung des Flachdachs sowie den Einbau einer Liiftungsanlage im Kinder-
haus St. Marien werden 13 Krippenplatze, 125 Kindergartenplatze und 52 Hortplatze als bedarfsnot-
wendig anerkannt.

2. Die Katholische Kirchenstiftung Erlangen erhalt fiir die energetische Sanierung des Kinderhauses
St. Marien einen Baukostenzuschuss nach Art. 28 BayKiBiG i. V. m. Art. 10 BayFAG in Hohe von voraus-
sichtlich 1.193.121 €.

3. Sollten sich wahrend der Bauzeit die gesetzlichen Berechnungsgrundlagen (z. B. tatsachliche Bau-
kosten, forderfahige Flache, Kostenrichtwert) andern, verandern sich die Zuschiisse entsprechend.

Il. Begriindung
1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Sicherstellung des Platzangebotes im Stadtteil Bruck, um den Rechtsanspruch auf einen Betreuungs-
platz fur Kinder im Krippen- und Kindergartenalter zu gewahrleisten.

Des Weiteren soll das Platzangebot im Grundschulsprengel ,An der Brucker Lache® sichergestellt wer-
den, um den Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz fiir Kinder im Grundschulalter zu gewahrleis-
ten.

2. Programme [ Produkte /[ Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Bezuschussung der Baukosten fiir die Sanierung des Flachdachs und den Einbau einer Liiftungsanlage
im Kinderhaus ,,St. Marien® nach Art. 28 BayKiBiG i. V. m. Art. 10 BayFAG.

Seite ]1v?%1 4



3. Prozesse und Strukturen

(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Die Katholische Kirchenstiftung Erlangen plant fiir ihr Kinderhaus ,,St. Marien“ im Stadtteil Bruck

(An der Lauseiche 1,91058 Erlangen) eine energetische Sanierung des Flachdachs sowie den Einbau
einer Liftungsanlage. Aufgrund des undichten Daches, das bereits mehrmals provisorisch ausgebes-
sert wurde, haben sich Feuchtigkeitsflecken und infolgedessen Schimmel gebildet. Der Einbau einer
neuen Liiftungsanlage ist deshalb aus hygienischen und energetischen Griinden dringend erforder-
lich.

Einschatzung der Jugendhilfeplanung:

Sowohl die Krippen- als auch die Kindergartenplatze sind im Bezirk ,,Bruck® verortet.

1 Krippengruppe im Kinderhaus St. Marien:

Fur die Krippenplatze ist ein gesamtstadtischer Bedarf vorhanden. Hier liegt die Versorgungsquote
mit den Krippenplatzen in St. Marien bei 49,7 % und prognostisch 2030 bei 50,0 %. Somit unterhalb
der Zielversorgungsquote von 53%.

5 Kindergartengruppen im Kinderhaus St. Marien:

Im Kindergartenalter ist die Versorgungsquote bei 106,6 % und prognostisch 2030 bei 117,8 % mit
den Kindergartenplatzen fiir die Stadt Erlangen. Hier ist eine detailliertere Betrachtung notwendig,
denn im Kindergartenbezirk Bruck betragt die Versorgungsquote derzeit 97,6% und 2030 prognos-
tisch 98,7 %. Dementsprechend sind die Betreuungsplatze kleinrdaumig bedarfsnotwenig. Ohne die
125 Kindergartenplatze des Kinderhaus St. Marien ware 2030 nur noch eine Versorgungsquote von
72,1 % in Bruck vorhanden.

2 Hortgruppen im Kinderhaus St. Marien:

Die Hortplatze sind im Grundschulsprengel ,,An der Brucker Lache verortet. Hier ist derzeit nur eine
Versorgungsquote (inkl. der 52 Hortplatzen) von 71,7 % und prognostisch bis zum Schuljahr 2029/30
eine Versorgungsquote von 87 % vorhanden.

Die Gesamtheit der Platze des Kinderhauses kann als bedarfsnotwendig bestatigt werden.

Die Finanzierung der Baumafinahme soll nach dem Erlanger Grundsatzbeschluss vom 19.05.2022
(510/074/2022) und vom 15.05.2024 (510/130/2024) erfolgen. Demnach wird dem Trager ein Baukos-
tenzuschuss durch die Stadt Erlangen in Hohe von 100 % der forderfahigen Kosten in Aussicht ge-
stellt.:

Zuschuss zu den Baukosten nach Art. 28 BayKiBiG

(Kostenhochstwert gem. Ziffer

5.2.2.3 FAZR)

tenschatzung gerundet:

KG 300:613.707 €

KG 400: 554.887 €

KG 700 pauschaliert: 210.347 €

Gesamtkosten lt. Kostenschatzung 1.643.257 €
vom 01.09.2025
Grds. forderfahige Kosten Berechnung auf Grundlage der Kos- 1.378.941 €
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./. BAFA Forderung
(Bundesforderung fiir die effiziente

Sanierung von Gebauden)

185.820 €

Voraussichtlicher Baukostenzuschuss 1.193.121 €
Anteil Regierung von Mittelfranken 536.000 €
(45 %)

Anteil Stadt Erlangen (55 %) 657.121

4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

X ja, positiv*
ja, negativ*
nein

Durch die energieeffiziente Gebaudesanierung sinken die CO2-Emmissionen. Der Energieverbrauch
flir Heizung und Beluftung wird durch die gezielten baulichen Mafi nahmen minimiert und schont so

die Ressourcen der Umwelt.

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*
[] nein*

*Erlduterungen dazu sind in der Begriindung aufzufiihren.

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alternative Hand-
lungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung vorgeschlagen werden

soll, ist eine Begrundung zu formulieren.

5. Ressourcen

(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: 1.193.121 €
Sachkosten: €
Personalkosten (brutto): €
Folgekosten €

Korrespondierende Einnahmen 536.000 €
Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel
[] werden nicht benétigt

X sind vorhanden auf IvP-Nr. 365D.880

bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
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Anlagen:

lIl.Abstimmung

Beratung im Gremium: Jugendhilfeausschuss am 13.11.2025

Ergebnis/Beschluss:

4. Fur die energetische Sanierung des Flachdachs sowie den Einbau einer Liftungsanlage im Kinder-
haus St. Marien werden 13 Krippenplatze, 125 Kindergartenplatze und 52 Hortplatze als bedarfsnot-
wendig anerkannt.

5. Die Katholische Kirchenstiftung Erlangen erhalt fiir die energetische Sanierung des Kinderhauses
St. Marien einen Baukostenzuschuss nach Art. 28 BayKiBiG i. V. m. Art. 10 BayFAG in Hohe von voraus-
sichtlich 1.193.121 €.

6. Sollten sich wahrend der Bauzeit die gesetzlichen Berechnungsgrundlagen (z. B. tatsachliche Bau-
kosten, forderfahige Flache, Kostenrichtwert) andern, verandern sich die Zuschiisse entsprechend.
mit 10 gegen 0 Stimmen

Winner Kas
Vorsitzende/r Schriftfiihrer/in

IV. Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang

Seite 41Vﬂgl 4



O 30

Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/516-1 Stadtjugendamt 51/184/2025

Weichen stellen Fiir die Zukunft der Kindertagesbetreuung - Auf dem Weg zu
einer gesamtstadtischen Strategie

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
Jugendhilfeausschuss 13.11.2025 O Beschluss einstimmig angenommen
Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

1. Die Verwaltung wird beauftragt, eine gesamtstadtische Strategie der Kindertagesbetreuung in Erlan-
gen insbesondere unter Beteiligung Freier Trager zu erarbeiten und den Prozess in dargestellter Projekt-
form durchzufiihren.

Begriindung
1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Die Anforderungen an eine gelingende und passende Kindertagesbetreuung befinden sich in einem
kontinuierlichen Wandel einhergehend mit multiplen Herausforderungen, wie beispielsweise sich
wandelnde Lebenssituationen, veranderte Bedarfe sowie einer Begrenzung finanzieller, personeller
und infrastruktureller Mittel. Zugleich besteht Konsens tiber die Notwendigkeit der Qualitatssiche-
rung.

Ziel des Projektes ist die Entwicklung einer gesamtstadtischen, zukunftsgerichteten Strategie und
damit Schaffung eines Zielbildes, wie Kindertagesbetreuung in Erlangen gelebt werden und welche
Parameter fiir die Umsetzung gelten sollen. Hierfiir ist zundchst ein Strategieprozess fiir den gesam-
ten Bereich der Kindertagesbetreuung in Erlangen aufzusetzen, der in der Erarbeitung die Belange
aller Akteure einbringt, diskutiert, Schwerpunkte setzt und begleitend aktuelle Gegebenheiten und
Notwendigkeiten mitdenkt.

Die Weiterentwicklung der Kindertagesbetreuung in Erlangen ist eine gesamtstadtische Zukunftsauf-
gabe. Die erarbeitete Strategie kann spater als Leitbild fiir politische Diskussionen und Weichenstel-
lungen herangezogen werden.

Die im derzeitigen Arbeitspapier (s. Anlage ,Weichen stellen ...“ Stand 10.10.2025) verwendeten vier
Handlungsdimensionen Qualitat, Ressourcen, Kooperation und Organisationsformen bilden die Ba-
sis fur die Weiterentwicklung, wobei die Dimensionen zusammengehdren und ihre Wirkung dann ent-
falten konnen, wenn sie in einem tragfahigen Gesamtsystem verbunden werden. Ziel ist ein verlassli-
ches, transparentes und zugleich flexibles Betreuungssystem, das allen Kindern unabhangig von Her-
kunft und Lebenssituation die passende Forderung eroffnet, Eltern in ihrer Erziehungskompetenz
starkt, Fachkraften gute Arbeitsbedingungen bietet und Tragern Planungssicherheit verschafft.
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Das Arbeitspapier, welches Ausgangspunkt und Arbeitsgrundlage fiir den Prozess darstellt, den in-
haltlichen Kontext des Prozesses detaillierter abbildet und im Projektverlauf durch stattfindende Dis-
kussionen weitere Veranderung erfahren wird, bildet damit einen ersten Rahmen fiir die finale For-
mulierung des zu erarbeitenden Zielbildes.

2. Programme [ Produkte [ Leistungen [ Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Der Prozess wird in Projektform aufgesetzt und geht von einem Jahr Projektdauer aus. Hierbei sollen
konkrete und umsetzbare Maflnahmen in einem Mallnahmenkatalog entstehen, welche das Gesamt-
system der Kindertagesbetreuung stabilisieren und verbessern. Das Projekt lduft in drei Phasen ab,
welche im Anhang (s. Projektplan) genauer mit einem Zeitplan dargestellt sind. Der trageriibergrei-
fende Austausch und Diskurs zu drangenden, zeitnah anzugehenden Themen und Mallnahmen ist in
den Prozess eingebunden. Kurzfristige Handlungsoptionen und -notwendigkeiten werden, soweit
moglich, parallel umgesetzt.

Bisher wurden der erste Entwurf des Arbeitspapieres (Stand 10.10.2025) und der Projektplan intern
im Jugendamt, mit dem Sprachgremium der AG §78 Kita und in der Oktober-Sitzung der AG §78 Kita
besprochen. Hierbei wurden bereits erste Anmerkungen, wie beispielsweise die Umsetzung des Sub-
sidiaritatsprinzips, der Ausbau der Digitalisierung sowie die Optimierung von Arbeitsprozessen be-
nannt. Beispielhaft Themen, die im Prozess genauer zu behandeln sind und ggf. Aufnahme in das
Strategiepapier finden werden. Insgesamt besteht unter den genannten Akteuren ein Konsens zu
dem Projekt.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Das Projekt benotigt die Fachexpertise der Akteure, fiir die Durchfiihrung und des Weiteren zur Um-
setzung den politischen Konsens und eine regelmalige Einbringung in die zustandigen Gremien.

4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

[] ja, positiv*
ja, negativ*

X nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*
[] nein*

*Erlduterungen dazu sind in der Begriindung aufzufiihren.

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alternative Hand-
lungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung vorgeschlagen werden
soll, ist eine Begrindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)
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V.

V.

VI.

Investitionskosten: € bei IPNr.:
Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:
Weitere Ressourcen
Haushaltsmittel
[] werden nicht bendtigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
|:| sind nicht vorhanden
Anlagen:

Projektplan, Stand. 10.10.2025
Weichen stellen fir die Zukunft der Kindertagesbetreuung, Stand 10.10.2025

Abstimmung
Beratung im Gremium: Jugendhilfeausschuss am 13.11.2025
Protokollvermerk:

Frau StRin Dr. Clarner bittet um Zwischenberichte. Dies wird seitens des Stadtjugendamtes zum Ende der
Phasen zugesichert.

Ergebnis/Beschluss:

1. Die Verwaltung wird beauftragt, eine gesamtstadtische Strategie der Kindertagesbetreuung in Erlan-
gen insbesondere unter Beteiligung Freier Trager zu erarbeiten und den Prozess in dargestellter Projekt-
form durchzufiihren.

mit 11 gegen 0 Stimmen

Winner Kas
Vorsitzende/r Schriftfiihrer/in
Beschlusskontrolle

Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
Zum Vorgang
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Zielvorstellung
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Zielvorstellung

Gemeinsame

Verantwortung freier &
offentlicher Trager

Chancen- &
Bildungsgerechtigkeit

Jedes Kind bekommt

das, was es benotigt .
® Gesamtstadtische

Strategie
Kindertages-
betreuung

Faires & transparentes Flexible & agile

System Bedingungen

Passende Ressourcen-

ausstattung

Ziel 13.11.2025 © Stadt Erlangen 3
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4 Dimensionen im
Strategieprozess
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4 Dimensionen im Strategieprozess

Jedes Kind erhalt
die passende

Forderung, Bildung
& Betreuung.

Bildungs- &
Betreuungs
qualitat

Sozialraumorien-

tierung

Dimensionen
187

Familie & Beruf

13.11.2025

© Stadt Erlangen
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4 Dimensionen im Strategieprozess

Grundlage fur
Qualitat &
Betreuung

Tragbare
Elterngebihren

Ressourcen

Verlassliche
Ausstattung

Existenzsicherung

Dimensionen 13.11.2025 © Stadt Erlangen 6
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4 Dimensionen im Strategieprozess

Verantwortungs-
gemeinschaft

Kooperation auf
allen Ebenen

Dimensionen

Kooperation

189

Subsidiaritat

13.11.2025

© Stadt Erlangen
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4 Dimensionen im Strategieprozess

Erlanger Modell
mit Spiel- &
Lernstuben als
Grundlage fur
Weiterentwicklung

Bedarfsgerechte
Flexibilisierung

Dimensionen

Organisations-
formen

190

Uberginge
zwischen den
Organisations-

formen

Transparente &
systematische
Kriterien der
Bedarfsplanung

13.11.2025 © Stadt Erlangen
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Projektplan

Phase 1:
Erarbeitungvon
Handlungsoptionen
in den einzelnen
Dimensionen

Phase 2: Komplexe
Verbindung der
Handlungsoptionen
von den Dimensionen
in einem Modell

SEAEN[VeljF{e]lf
94eqZz1aswWn 9311S114ZINYy

Phase 3: Das erstellte
Modell wird durch
konkrete Malnahmen
erganzt und diese MaBnahmenplan
werden in einen
Mallnahmenplan
festgeschrieben.

Projektplan 13.11.2025 © Stadt Erlangen 10
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Zeitplan

13.11.2025

© Stadt Erlangen
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Zeitplan

Projektbeteiligte:

* Vertreter*innen aus der AG78,
* Amtsleitung Stadtjugendamt,
* Abteilungsleitungen aus dem Stadtjugendamt

«Abstimmung intern
+mit AG §78
+Auftragserteilung
JHA

+MaRnahmenplan-
entwicklungim
Plenum anhand des
Modells

Zeitplan

Vor Weihnachten 25

« Zukunftswerkstatt
mit den
Projektbeteiligten

Oktober 26

«JHA Beschluss
Malnahmenplan

«Erarbeitung der

Handlungsoptionen
in Kleingruppen fir
jede Dimension

194

Ende April 26 Ende Mai 26

+Vorstellung &
Clusterung der
Ergebnisse aus den
Kleingruppenim
Plenum

+Vorstellung
Modellentwurf und
Fertigstellung des

Modells im Plenum

13.11.2025 © Stadt Erlangen 12
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O 30

Projektplan

Die Weiterentwicklung der Kindertagesbetreuung in Erlangen ist eine gesamtstadtische Zukunftsauf-
gabe. Die vier Handlungsdimensionen Qualitat, Ressourcen, Kooperation und Organisationsformen
sind die Basis der Weiterentwicklung, wobei die Dimensionen untrennbar zusammengehoéren und
ihre Wirkung nur entfalten kénnen, wenn sie in einem tragfahigen Gesamtsystem verbunden werden.
Ziel ist ein verlassliches, transparentes und zugleich flexibles Betreuungssystem, das allen Kindern un-
abhédngig von Herkunft und Lebenssituation die passende Forderung eroffnet, Eltern in ihrer Erzie-
hungskompetenz starkt, Fachkraften gute Arbeitsbedingungen bietet und Tragern Planungssicherheit
verschafft.

Hierfir soll der Projektplan im Zeitraum von Oktober 2025 bis November 2026 umgesetzt werden.
Einen detaillierteren Zeitplan sowie das ausfiihrliche inhaltliche Strategiepapier finden Sie in den An-
lagen. Eine Projektgruppe, welche sich aus dem Sprechergremium der AG §78 Kita und verschiedenen
Akteure des Stadtjugendamtes zusammensetzt, erstellt in drei Phasen einen konkreten MaRnahmen-
plan fiir die Kindertagesbetreuung in Erlangen (s. Abb. 1). Die Umsetzung des Projektplanes wird in
verschiedenen Gruppenformen erarbeitet, wobei sich das Plenum aus allen Projektbeteiligten und die
Kleingruppen aus einzelnen Mitgliedern der Projektgruppe (Zuordnung erfolgt in der ersten Sitzung)
zusammensetzt.

Projektplan

Phase 1:

Erarbeitung von Bildungs- und -
Handlungsoptionen Betreuungsqua R Kooperation Organisations-
. . s s formen

in den einzelnen litat

Dimensionen

Phase 2: Komplexe
Verbindung der
Handlungsoptionen
von den Dimensionen
in einem Modell

usyay Y1 3o 3813syziny|

Phase 3: Das erstellte
Modell wird durch
konkrete MaRnahmen
erganzt und diese MaEnahmenplan
werden in einen
Mafinahmenplan
festgeschrieben.

Abb. 1 Darstellung Projektplan

In Phase 1 werden aus den vier Dimensionen (ndhere Beschreibung in dem inhaltlichen Strategiepa-
pier) Handlungsoptionen abgeleitet und dann vom Plenum der Projektbeteiligten zu einem Modell
zusammengefiihrt. Das Modell dient als Leitlinie fiir die Kindertagesbetreuung in Erlangen (Phase 2).
AnschlieBend wird dieses Modell in Phase 3 mit konkreten HandlungsmaRBnahmen hinterlegt. Die Ge-
samtheit dieser HandlungsmaRnahmen ergibt dann einen MaRnahmenplan, welcher konkret umsetz-
bare und langfristige MaBnahmen beinhaltet. Der Malnahmenplan wird abschlieRend dem Jugend-
hilfeausschuss in einen Umsetzungsbeschluss vorgelegt.

Bearbeitungsstand 10.10.2025 1
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Zeitplan:

Der Projektplan soll in dem folgenden Zeitplan durchgefiihrt werden:

Datum Inhalt Beteiligte

Auftragsklarung mit dem Referenten Referent V, Amtsleitung
51, Abtl. Grundsatzange-
legenheiten

Oktober 25 Interne und Abstimmung mit dem Sprechergre-
mium, sowie den Mitgliedern der AG §78

13.11.25 Auftragserteilung durch den JHA

Vor Weih- Zukunftswerkstatt mit den Projektbeteiligten (Auf- | Plenum

nachten takttermin) ca. 0,5 Tage

Bis Ostern 26 | Bildung- und Betreuungsqualitadt (2 Termine) Kleingruppe
Ressourcen (2 Termine) Kleingruppe
Kooperation (1 Termin) Kleingruppe
Organisationsformen (2 Termine) Kleingruppe

Ende April Vorstellung und Clusterung der Ergebnisse aus den | Plenum

26 Kleingruppen

Ende Mai 26 | Vorstellung Modellentwurf durch Organisations- Plenum
team

Juni 26 Malknahmenentwicklung | Plenum

Juli 26 Malnahmenentwicklung Il Plenum

08.10.26 JHA Beschluss JHA

Bearbeitungsstand 10.10.2025
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O 30Arbeitsversion

Weichen stellen fiir die Zukunft der Kindertagesbetreuung -

Auf dem Weg zu einer gesamtstadtischen Strategie

Die Weiterentwicklung der Kindertagesbetreuung in Erlangen ist eine gesamtstadtische
Zukunftsaufgabe. Das Papier benennt neben der Ausgangslage und Rahmenbedingungen die
miteinander in Beziehung stehenden Handlungsdimensionen, formuliert Grundpositionen, und
eroffnet angestrebte Entwicklungslinien. Auf dieser Basis konnen freie und 6ffentlicher Trager
gemeinsam an einer Fortentwicklung des Systems der Kindertagesbetreuung in Erlangen arbeiten, das
dann von der Politik als eine der strategischen Leitlinien der Stadt getragen wird.

Parallel hierzu werden kurzfristige Losungen gesondert bearbeitet. Hier kbnnen Zwischenergebnisse,
welche dem langfristigen Ziel nicht widersprechen, bereits umgesetzt werden.

Rahmenbedingungen und Ausgangslage

Der Anspruch ist klar: Jedes Kind in Erlangen soll - unabhangig von Herkunft, Lebenssituation oder
individuellem Bedarf - die passende Forderung und Betreuung erhalten. Gleichzeitig brauchen Eltern
verlassliche Unterstitzung, um Familie und Beruf miteinander vereinbaren zu konnen.

Erlangen verfligt heute mit einer breit aufgestellten Tragerlandschaft iber rund 1.500 Krippen- und
3.900 Kindergartenplatze sowie 3.200 Ganztagsplatze fir die Schulkindbetreuung. Damit liegt die
Versorgungsquote im Kindergarten bei 103 % (Ziel 105%), in der Krippe betragt sie 49 % (Ziel 53%). Im
Ganztag liegt sie mit 82 % noch unter dem Ziel 90%. Diese Ausgangslage ist solide - zugleich zeigt sie,
dass jetzt die Weichen flr die Zukunft gestellt werden mussen.

Denn: Der Handlungsdruck ist grofs. Fachkraftemangel, steigende Kosten, schlechte finanzielle
Ausstattung der Kommune, demografische Veranderungen und der Ausbau des Rechtsanspruchs auf
Ganztagsbetreuung stellen das gesamte Kita-System bereits jetzt vor erhebliche Herausforderungen.
Die Trager sehen sich aufgrund steigender Kosten und unzureichender Refinanzierung an der Grenze
ihrer Belastbarkeit. Freie Trager sind teils sogar in ihrer Existenz bedroht. Ohne klare
Weichenstellungen drohen Qualitatsverluste und eine Uberlastung bzw. ein Wegfall bestehender
Strukturen.

Zentral bleibt ein praventiver Ansatz: Bedarfsgerechte Ausstattung und frihzeitige Unterstiitzung
verhindern, dass Probleme spater teuer und schwerféllig korrigiert werden missen.

Um Chancen- und Bildungsgerechtigkeit zu sichern, bedarf es mehr als einer als Minimum
vorzuhaltenden Grundversorgung. Der Kindertagesbetreuung kommt hierbei eine Schlisselfunktion
im Sozialraum zu. Der gesetzlich vorgesehene Grundsatz der Subsidiaritat bedingt auch eine
auskommliche Finanzierung der Partner.

Der gesetzliche Rahmen ist eindeutig: Das SGB VIl verpflichtet den ortlichen Trager der Jugendhilfe,
welcher sich aus Verwaltung und Politik zusammensetzt, zur Gesamtverantwortung fiir Planung,
Steuerung und Qualitatsentwicklung und das BayKiBiG legt verbindliche Standards fest. Zusammen
mit den freien Tragern als Partner ibernehmen beide gemeinsam die Verantwortung fiir die
Umsetzung und Weiterentwicklung im Alltag. Die Kommunalpolitik setzt die strategischen
Rahmenbedingungen und entscheidet Uber die notwendigen Ressourcen. Dabei ist die enge

Bearbeitungsstand 10.10.2025
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Abstimmung mit anderen relevanten Verwaltungsbereichen unerlasslich, um Planungs- und
Finanzierungsprozesse vorausschauend, realistisch und nachhaltig gestalten zu konnen. So entsteht
ein System, das dort verlasslich ist, wo Kontinuitat zahlt, und flexibel, wo unterschiedliche
Lebenslagen, Sozialrdume und Bedarfe dies erfordern.

Fur die Weiterentwicklung braucht es einen klaren Auftrag von Seiten der Politik
Handlungsdimension | - Bildungs- und Betreuungsqualitat

Ziel: Jedes Kind in Erlangen erhélt unabhangig von Herkunft, sozialem Umfeld oder individuellen
Bedarfen die bestmogliche Forderung, Bildung und Betreuung. Kindertageseinrichtungen sind
zugleich Orte, an denen Eltern Unterstiitzung in ihrer Erziehungskompetenz erfahren und die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf gesichert wird. Gleichzeitig sind sie im jeweiligen Sozialraum
verankert und tragen dort dazu bei, dass Familien passgenaue Angebote vorfinden.

Herausforderungen: Unterschiedliche soziale Lagen, variierende Ressourcenausstattung der
Einrichtungen und unzureichend gestaltete Ubergange zwischen Betreuungsformen fihren dazu, dass
die Zielerfullung nichtin allen Fallen gewahrleistet ist.

Entwicklungsrichtung: Inklusion und Sozialraumorientierung bilden die Leitlinien. Jede Einrichtung ist
bedarfsorientiert und fest im Lebensumfeld der Familien verankert. Qualitat, Pravention,
Niederschwelligkeit sind der Schlissel: Je friiher Bedarfe erkannt und aufgefangen werden, desto
geringer ist spater der Aufwand fur aufwandige, meist kostenintensive, Interventionen.
Kindertagesbetreuung ist Teil der kommunalen Bildungslandschaft.

Konkretisierung: Ubergange zwischen Krippe, Kindergarten und Schule werden verbindlich begleitet,
Zugange adressatengerecht und niederschwellig gestaltet. Ebenso sollen Sprachforderung und
inklusives Arbeiten im Alltag gestarkt werden, sodass Kinder mit besonderem Unterstutzungsbedarf
frihzeitig profitieren. Darliber hinaus gilt es, Elternarbeit gezielt auszubauen, damit Miitter und Vater in
ihrer Erziehungskompetenz gestarkt werden und Kinder von einem stabilen familiaren Umfeld
profitieren.

Handlungsdimension Il - Ressourcen

Ziel: Die Kindertageseinrichtungen in Erlangen verfiigen tber die notwendigen Ressourcen, um
Bildung, Beratung und Betreuung planbarin passender Qualitdt anbieten zu konnen. Eine verlassliche
Ausstattung ist die Grundlage daflr, dass padagogische Konzepte umgesetzt und Kinder wie Eltern
gleichermalen profitieren konnen. Die Geblihren missen in ihrer Hohe flr Eltern tragbar sein, damit
eine Bildungs- und Chancengerechtigkeit fir die Kinder aufrechterhalten wird und die benétigten
Buchungsstunden auch in Anspruch genommen werden konnen.

Herausforderungen: Das Finanzierungssystem der Kindertagesbetreuung in Bayern ist strukturell
unterfinanziert. Die gesamtstadtische Strategie der Kindertagesbetreuung konzentriert sich zwar auf
die Mallnahmen, die in der unmittelbaren Handlungsverantwortung der lokalen Akteure liegen, diese
Lucke kann jedoch nicht alleine auf kommunaler Ebene ausgeglichen und kompensiert werden. Schon
heute zeigt sich, dass die vorhandenen Ressourcen nicht ausreichen, um eine durchgangig passende
Qualitatin allen Einrichtungen sicherzustellen. Alle Trager sehen sich aufgrund steigender Kosten und

2
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unzureichender Refinanzierung an der Grenze ihrer Belastbarkeit, Freie Trager teils sogar in ihrer
Existenz bedroht. Gleichzeitig verscharft der Fachkraftemangel die Situation, da offene Stellen nicht
oder nur verzogert besetzt werden kénnen.

Entwicklungsrichtung: Der ¢rtliche Trager der Jugendhilfe tréagt nach SGB VIII die
Gesamtverantwortung dafiir, dass eine angemessene Ressourcenausstattung gewahrleistet wird. Es
gilt daher, gemeinsam mit den freien Tragern tragfahige Losungen und Modellkonzepte zu entwickeln,
die bestenfalls sowohl kurzfristig Entlastung bringen als auch langfristig Planungssicherheit schaffen.
Allgemeingdltige, transparente Kriterien der Effektivitat und Effizienz werden in die Planungen
einbezogen. Dabei soll eine Balance gefunden werden zwischen der Bearbeitung akuter Engpésse und
der Entwicklung eines verlasslichen Finanzierungspfads, der den Einrichtungen eine nachhaltige
Perspektive eroffnet.

Konkretisierung: Beteiligungsformate zwischen den Tragern und dem Jugendamt sichern Diskussion
und erarbeiten Losungsoptionen unter Beachtung der aktuellen Rahmenbedingungen, ggf. unter
Schwerpunktsetzungen. Bestehende Strukturen und Formate werden diskutiert. Kooperativ werden
von Verwaltung und freien Tragern Vorschlage erarbeitet. Dabei liegt der Fokus je nach Art auf kurz-,
mittel- oder langfristigen Optionen. Ziel muss eine langfristig und fir beide Partner verlasslich
planbare Losung sein.

Handlungsdimension Ill - Kooperation

Ziel: Jugendamt und die Trager arbeiten gemeinsam und vertrauensvoll im Rahmen ihrer jeweiligen
Aufgabenbereiche zusammen. Ziel ist eine umfassende und bestmogliche Umsetzung der
beschriebenen Handlungsdimensionen, bei der die Starken der jeweiligen Seite sichtbar werden.

Herausforderungen: Die Erlanger Kindertagesbetreuung wird von Einrichtungen in freier sowie
offentlicher Tragerschaft getragen. Dieses Zusammenspiel ist eine Starke, bedingt aber auch ein
Eingehen auf die Besonderheiten der jeweiligen Tragerarten. Insbesondere die freien Trager nehmen
ihre Rahmenbedingungen im Vergleich zu den stadtischen Einrichtungen als nachteilig wahr. Daraus
resultieren Fragen nach fairen Bedingungen, gleichwertiger Behandlung und Transparenz in der
Zusammenarbeit. Es gilt tradierte Strukturen zu benennen und im Hinblick auf aktuelle
Herausforderungen zu hinterfragen. Die im Gesetz verankerte Gesamtverantwortung des 6ffentlichen
Tragers mit dem einhergehenden Verantwortungsgefélle ist durch Transparenz und gelebtes
Miteinander auszugleichen.

Entwicklungsrichtung: Das Prinzip der Subsidiaritat zielt auf die Starkung von Daseinsvorsorge,
Eigenverantwortung und Selbstbestimmung und raumt freien Tragern dort Vorrang ein, wo sie
Aufgaben wirksam und im Sinne des Gemeinwohls wahrnehmen kénnen. Kooperation in diesem
Sinne bleibt Grundpfeiler der Erlanger Kindertagesbetreuung. Sie soll so gestaltet werden, dass
Rollenklarheit und Gleichwertigkeit der Aufgabenerfillung zusammenfinden. Der ortliche Trager der
Jugendhilfe nimmt die ihm gesetzlich Ubertragene Gesamtplanungsverantwortung wahr und schafft
dafir transparente Strukturen. Freie und offentlicher Trager bringen ihre Vielfalt, ihr breit aufgesetztes
Know-How und ihre Nahe zu den Familien ein. Entscheidend ist, dass beide Seiten die
Weiterentwicklung des Systems aktiv mitgestalten und verbindliche Formen der Beteiligung etabliert
werden. Auf diese Weise kann eine tragfahige Verantwortungsgemeinschaft entstehen.

Bearbeitungsstand 10.10.2025
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Konkretisierung: Bestehende gemeinsame Planungsrunden werden weiter intensiviert und fachlich
vertieft, um Perspektiven flir Ausbau, Personalgewinnung und Qualitdtsentwicklung auf Augenhdhe zu
entwickeln. Das bereits eingefiihrte Kitaplatzportal zeigt, dass Kooperation in der Praxis gelingt: Als
gemeinsame Anmeldeplattform von Stadt und freien Tragern schafft es Transparenz fir Eltern und
Verbindlichkeit im Verfahren. Dartber hinaus kdnnen Fachgruppen zu Themen wie Inklusion,
Sprachférderung oder Ganztagsbetreuung eingesetzt werden, die kontinuierlich arbeiten und allen
Tragern die Moglichkeit zur Mitgestaltung geben.

Handlungsdimension IV - Organisationsformen

Ziel: Das differenzierte Erlanger Modell mit Krippe, Kindergarten, Spielstube, Hort und Lernstube dient
als Grundlage der Kindertagesbetreuung. Die Vorteile dieses Models werden insbesondere im Hinblick
auf das Ziel in Dimension | weiterentwickelt und angepasst. Versaulungstendenzen werden abgebaut,
bedarfsgerechte Flexibilisierung wird gefordert. Der Betrieb aller Konzeptformen ist fir alle Trager
geoffnet, wozu eine bedarfsorientierte und zielgerichtete Unterstiitzung entwickelt wird.

Herausforderungen: Bisher waren die Grenzen zwischen den Angebotsformen oft sehr starr gezogen -
entweder Kindergarten oder Spielstube, entweder Hort oder Lernstube. In der Praxis werden jedoch
zunehmend flexible Losungen gebraucht, die Mischformen ermdglichen und den Bedarfen im
Sozialraum besser entsprechen. Die Konzepte der Spiel- und Lernstuben sind ein fester Bestandteil des
Erlanger Modells und haben ihre Bedeutung im Sozialraum. Kiinftig kann beispielhaft ihre Tragerschaft
breiter aufgestellt werden, damit auch freie Trager diese Angebotsformen gestalten konnen. Zudem
fehlte es bislang an transparenten und systematischen Kriterien der Bedarfsplanung, sodass die
Entwicklung dieser Angebotsformen nichtimmer in gleicher Weise nachvollziehbar war. Hier gilt es, die
Beteiligung der freien Trager zu erweitern und gleichzeitig die gewachsenen Starken des Erlanger
Modells zu sichern. Veranderte Gesellschaftsstrukturen und gesellschaftliche Entwicklungen bedurfen
u.U. neuer Konzepte.

Entwicklungsrichtung: Die Organisationsformen sollen flexibilisiert und durchléssiger gestaltet
werden.. Ziel ist es, einerseits die Vielfalt und Differenzierung zu erhalten, andererseits Mischformen
und Ubergange zu ermdéglichen, die sich starker an den konkreten Bedarfen der Kinder und Familien in
den Sozialraumen orientieren. In Bezug auf die Thematik der Ubergange sind sowohl Fragen des
padagogischen Bedarfs als auch Fragen der Altersstruktur handlungsleitend zu berticksichtigen.
Angebote mussen dort wirken, wo Kinder und Familien leben, und passgenau an die Gegebenheiten
vor Ort anknipfen.

Konkretisierung: Ubergénge zwischen Kindergarten, Hort und Lernstube werden so gestaltet, dass sie
starker ineinandergreifen und auch Mischformen, auch ggf. mit anderen Angeboten der Kinder- und
Jugendhilfe, zulassen, die den padagogischen Anforderungen im Sozialraum entsprechen. Ebenso
kann die Offnung von Spiel- und Lernstuben fir freie Tréger dazu beitragen, die Angebotsvielfalt zu
erweitern. Die Bedarfsplanung muss auf transparenten Kriterien beruhen, sodass kinftige
Entscheidungen nachvollziehbar und sozialréaumlich verankert sind. Auch Standortentscheidungen
sollen sich kiinftig stérker an den jeweiligen Sozialraumbedarfen orientieren, damit dort zusatzliche
Angebote entstehen, wo Familien sie tatsachlich benotigen.
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Gemeinsamer Weg / Ausblick

Die Zukunft der Kindertagesbetreuung in Erlangen wird davon abhangen, ob es gelingt, Qualitét,
Ressourcen, Kooperation und Organisationsformen in einem tragfahigen Gesamtsystem zu vereinen.
Zielist ein tragféhiges, nachhaltiges und verldsslich finanziertes System, das allen Tragern
Planungssicherheit bietet und das Vertrauen zwischen Jugendamt und Tragern starkt. Vision ist ein
verlassliches, transparentes und flexibles Betreuungssystem, das jedem Kind unabhangig von
Herkunft, sozialem Umfeld oder individueller Situation die passende Forderung eroffnet. Die
Einrichtungen sollen Orte sein, an denen Eltern Unterstitzung zur Starkung ihrer
Erziehungskompetenz finden, Fachkrafte gute Arbeitsbedingungen vorfinden und Trager
partnerschaftlich und in Vielfalt zusammenarbeiten. Dazu braucht es eine nachhaltige
Ressourcensicherung, eine Kultur des Vertrauens und Strukturen, die Beteiligung auf Augenhohe
ermoglichen. Das differenzierte Erlanger Modell dient als Grundlage, wird aber konsequent
modernisiert, flexibilisiert und an die Bedarfe angepasst. So entsteht ein System, das nicht nur
aktuellen Herausforderungen begegnet, sondern auch fur die Zukunft Stabilitat, Chancengerechtigkeit
und padagogische Exzellenz sichert.
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Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
Vi/61 Amt fiir Stadtplanung und Mobilitat 611/248/2025

Bau-Turbo Fiir Erlangen - Fraktionsantrag Nr. 064/2025 der FDP
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat  18.11.2025 O Empfehlung

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsaus-
schuss / Werkausschuss EB77

Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

18.11.2025 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen
Amt 31, Amt 63

I. Antrag

1. DieVerwaltung strebt eine schnelle Umsetzung der neuen rechtlichen Méglichkeiten der Novelle
des Baugesetzbuchs (BauGB) zum Bau-Turbo (§ 246e, § 31 Abs. 3, § 34 Abs. 3a und § 36a BauGB)
an. Derzeit sind die Rahmenbedingungen jedoch noch so unklar, dass eine rechtssichere und
fachlich sinnvolle Anwendung nicht ohne einen vorherigen Klarungsprozess moglich ist.

2. DieVerwaltung wird beauftragt, sich in dieser Zeit aktivam bundesweiten Umsetzungslabor des
Bundesministeriums fiir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) zu beteiligen. Die-
ses Umsetzungslabor dient der gemeinsamen Entwicklung eines Leitfadens, der Klarung rechtli-
cher und organisatorischer Fragen sowie dem Austausch zwischen Kommunen. Die Verwaltung
wertet die Ergebnisse des Prozesses aus und erarbeitet darauf aufbauend ein kommunales Kon-
zept fur Anwendungsfalle und Modalitaten. Dieses Konzept zur Anwendung des Bau-Turbos wird
dem Stadtrat anschlieRend zur Beschlussfassung vorgelegt, so dass es ab dem 2. Quartal 2026
zur Anwendung kommen kann.

3. Der Fraktionsantrag Nr. 064/2025 der FDP ist damit abschlieffend bearbeitet.

Il. Begriindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Mit der am 30.10.2025 in Kraft getretenen Novelle des Baugesetzbuchs (,,Bau-Turbo“) verfolgt der Bun-
desgesetzgeber das Ziel, Planungs- und Genehmigungsverfahren fiir den Wohnungsbau deutlich zu be-
schleunigen. Die Gesetzesanderung bringt einen maRgeblichen Paradigmenwechsel in der Stadt- und
Bauleitplanung mit sich. Sie markiert eine weitgehende Abkehr von den bislang geltenden planungs-
rechtlichen Grundsatzen und ermdglicht - insbesondere durch die experimentellen Vereinfachungen des
§ 246e BauGB - weitreichende Abweichungen von bisher bestehenden planungsrechtlichen Vorschriften
(u. a. Bebauungsplanen und weiteren Vorgaben des BauGB sowie der BauNVO [Baunutzungsverord-

nung))
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Beim ,,Bau-Turbo“ handelt es sich um ein zunachst bis Ende 2030 befristetes zusatzliches Instrument in
Form eines Experimentierfelds, das den Kommunen mehr Flexibilitat in der Umsetzung von Wohnbauvor-
haben einrdumen soll. Die Verwaltung sieht darin grundsatzlich eine Chance, innovative und schnellere
Wege in der Stadtplanung zu erproben - gleichzeitig bedarf es aber klarer Leitplanken und rechtlicher
Sicherheit fiir eine verantwortungsvolle Anwendung.

Das Gesetzgebungsverfahren wurde unter erheblichem Zeitdruck durchgefiihrt, sodass zahlreiche An-
wendungs- und Auslegungsfragen noch ungeklart sind.

Das Bundesministerium fiir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) hat daher das ,,Umset-
zungslabor Bau-Turbo“ fiir den Zeitraum November 2025 bis Marz 2026 initiiert.

Ziel ist es, gemeinsam mit Landern, Kommunen und Fachverbanden:

e einen bundesweit abgestimmten Praxisleitfaden zu entwickeln,

e rechtliche und organisatorische Fragen zu klaren,

e Erfahrungen aus ersten Modellfallen auszuwerten und

e Empfehlungen fiir die Integration in die kommunale Praxis zu erarbeiten.

Die Stadt Erlangen beteiligt sich aktiv an diesem Prozess und nutzt die Zeit bis April 2026 als Moratorium,
um die Leitplanken fiir die kommunale Anwendung des Bau-Turbos zu definieren und verwaltungsintern
abzustimmen. Ziel ist es, den Bau-Turbo - auf Basis der bundesweiten Erkenntnisse - so vorzubereiten,
dass eine Anwendung ab dem zweiten Quartal 2026 moglich wird.

Daruber hinaus nimmt die Verwaltung an weiterfiihrenden Seminaren und Erfahrungsaustauschen teil,
um friihzeitig das notwendige Fachwissen fiir einen praxisgerechten und rechtssicheren Umgang mit den
neuen Instrumenten zu erwerben.

Auch zukiinftig wird es komplexe Wohnbauvorhaben geben, fiir die Bebauungsplane weiterhin das geeig-
nete Instrument darstellen. Dies dient nicht nur der steuernden Planung, sondern auch der Rechtssicher-
heit fiir Investoren, Vorhabentrager und die Stadt selbst. Bereits eingeleitete Bebauungsplanverfahren
werden selbstverstandlich fortgefihrt.

2. Programme [ Produkte [ Leistungen [ Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Folgende Griinde sprechen fiir die vorgeschlagene Vorgehensweise:

1. Rechtssicherheit

Die Novelle ermoglicht weitreichende Abweichungen von Bebauungsplanen, der Baunutzungsverord-
nung und weiteren bauplanungsrechtlichen Vorschriften. Solange keine einheitlichen Antragsmuster,
Vollzugshinweise oder gerichtlichen Prazedenzfalle vorliegen, besteht die Gefahr, dass entsprechende
Genehmigungen nachtraglich angefochten oder aufgehoben werden. Da derzeit noch einige Informatio-
nen und rechtliche Klarstellungen fehlen, ist eine sorgfaltige Vorbereitung zwingend notwendig, bevor
die Regelung zur Anwendung kommen kann. Gerade wegen des experimentellen Charakters der Neure-
gelung ist es geboten, mit Augenmal vorzugehen und sich nicht zu friih auf Verfahren einzulassen, deren
rechtliche Tragweite noch unklar ist.

2. Notwendigkeit klarer EntscheidungsmaRstabe

Die Anwendung des Bau-Turbos setzt die Zustimmung der Gemeinde voraus, die nicht pauschal, sondern
im Einzelfall erteilt wird. Diese Zustimmung darf nicht willkUrlich erteilt oder verweigert werden, sondern
muss sich auf nachvollziehbare stadtebauliche Erwagungen stiitzen. Die Stadt Erlangen ist daher gut
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beraten, ein Konzept flir Anwendungsfalle und Anwendungsmodalitaten zu erarbeiten und zu verab-
schieden - nicht nur, um unerwiinschte stadtebauliche Entwicklungen zu vermeiden, sondern auch, um
Rechtssicherheit und Transparenz fiir Investoren, Biirgerinnen und Biirger zu schaffen. Dies kann nur auf
Grundlage der Ergebnisse des Umsetzungslabors und der begleitenden Schulungen erfolgen. Ein solcher
Leitfaden schafft Transparenz, Nachvollziehbarkeit und Vertrauen zwischen Verwaltung, Politik und Bur-
gerschaft.

3. Stadtplanerische Steuerung und Flachenkonkurrenz

Die erleichterte Zulassung von Wohnnutzungen, insbesondere in Gewerbe- und Mischgebieten, birgt das
Risiko einer Verscharfung der Flachenkonkurrenz. Wird der ,,Bau-Turbo“ ohne abgestimmte Kriterien an-
gewandt, droht der Verlust wichtiger Gewerbeflachen sowie stadtebauliche Fehlentwicklungen.

Ziel ist es, eine stadtebaulich geordnete Entwicklung sicherzustellen.

4. Fachliche und organisatorische Grenzen der Umsetzbarkeit

Die im Bau-Turbo vorgesehenen Fristen zwingen die Verwaltung, komplexe Priifungen - etwa zu Larm-,
Natur- und Artenschutz, Bodenschutz, Wasser- und Immissionsrecht sowie Entwasserung, StralRen-/Mo-
bilitatsplanung - innerhalb weniger Wochen vorzunehmen, die bislang in regularen Verfahren Monate bis
Jahre beanspruchen. Ohne ausreichende Vorlaufzeit und ohne klare Zustandigkeitsregelungen besteht
das Risiko, dass wichtige Fachbelange unzureichend gepriift oder spater rechtlich beanstandet werden.
Es ist daher notwendig, zunachst die internen Ablaufe anzupassen, fachliche Schulungen durchzufiihren
und gemeinsam mit den Fachamtern und dem Rechtsamt ein belastbares Verfahrensschema zu entwi-
ckeln.

5. Bundesweite Abstimmung und kommunaler Erfahrungsaustausch

Das BMWSB hat eingeraumt, dass viele Anwendungsfragen - etwa zur organisatorischen Umsetzung oder
zur Reichweite kommunaler Steuerung - noch nicht abschliefsend beantwortet sind.

Das Umsetzungslabor und begleitende kommunale Schulungen dienen dazu, diese Fragen zu klaren.

Ein vorzeitiger Einstieg der Stadt Erlangen, wahrend diese Grundlagen noch erarbeitet werden, ware
nicht sachgerecht und risikobehaftet. Die Teilnahme am bundesweiten Umsetzungslabor sichert, dass
Erlangen auf Basis der neuesten Erkenntnisse eine fundierte, rechtssichere und praxisgerechte Umset-
zung vorbereitet.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Die Stadt Erlangen unterstitzt die Zielsetzung des Bundes, Planungs- und Genehmigungsverfahren flir
Wohnungsbau zu beschleunigen. Gleichzeitig tragt sie Verantwortung dafiir, dass stadtebaulich geord-
nete, rechtssichere und langfristig tragfahige Entwicklungen gewahrleistet bleiben.

Vor diesem Hintergrund ist es geboten, die BauGB-Novelle (,,Bau-Turbo*) planvoll umzusetzen. Dies be-
deutet:

e die Ergebnisse des bundesweiten Umsetzungslabors mitzugestalten,

e klare und rechtssichere Entscheidungskriterien zu entwickeln,

e ein kommunales Konzept fiir Anwendungsfalle und Modalitaten zu erarbeiten,
e interne Verwaltungsstrukturen an die verkiirzten Fristen anzupassen,

e und die erworbenen Erkenntnisse aus Schulungen und kommunalem Erfahrungsaustausch ein-
zubringen.
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Nach Abschluss dieser Phase wird dem Stadtrat eine erneute Beschlussvorlage zur Umsetzung des Bau-
Turbos vorgelegt, so dass dieser ab dem 2. Quartal 2026 zur Anwendung kommen kann.

4, Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

[] ja, positiv*
ja, negativ*

[]
X nein

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:
Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:
Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

X werden nicht benotigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
|:| sind nicht vorhanden
Anlagen: 1. Fraktionsantrag Nr. 064/2025 der FDP

Ill. Abstimmung
siehe Anlage

IV. Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang
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Anlage 1
BV 611/248/2025

O 31 Stadtrate

[
Prof. Dr. Holger Schulze Frele
str.holger.schulze@stadt.erlangen.de
Michael Székely DemOkraten

str.michael.szekely@stadt.erlangen.de Stadtrite
A aR § 28/ § 29 GeschO Erlangen F D P
" . ntrag gemi esc
GeFChaﬂSf“h"er Eingang: 27.06.2025
Felix Braun Antragsnr.: 064/2025
fdp.stadtraete@stadt.erlangen.de Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Zust. Referat:  VI/61
mit Referat:
Antrag: Bau-Turbo fiir Erlangen 27.06.2025

Sehr geehrter Herr Oberbirgermeister,

das Bundeskabinett hat am 18. Juni 2025 auf Initiative von Bundesbauministerin Verena
Hubertz den sogenannten ,Bau-Turbo” beschlossen. Ziel dieses Gesetzes ist es, den
Wohnungsbau in Deutschland deutlich zu beschleunigen und die Verfahren zu
entburokratisieren.

Das Gesetzgebungsverfahren soll im Bundestag bis Herbst 2025 abgeschlossen sein. Das

Gesetz ist im Bundesrat nicht zustimmungspflichtig.

Die wichtigsten Inhalte des ,,Bau-Turbo“-Gesetzes

1. Neueinfiihrung § 246e BauGB-E

Erlaubt befristet ein Abweichen von bauplanungsrechtlichen Vorschriften. Wenn die
Gemeinde sich entscheidet, den Bau-Turbo anzuwenden, kénnen zusatzliche Wohnungen
bereits nach einer zweimonatigen Prifung durch die Gemeinde, ohne Aufstellung oder
Anderung eines Bebauungsplans zugelassen werden. Dies erlaubt es durch Neubau, Umbau
oder Umnutzung zligig neuen Wohnraum zu schaffen. Die Regelung ist bis 31. Dezember

2030 befristet.
2. Mehr Ausnahmen fiir Stadte

Anbauten, Aufstockung oder Nachverdichtung sind ab sofort auch dann erlaubt, wenn der

jeweilige Bebauungsplan oder andere stadtebauliche Regeln das eigentlich nicht vorsehen.
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3. Der Umwandlungsschutz wird verldangert
Mietwohnungen diirfen jetzt ebenfalls bis Ende 2030 nicht einfach zu Eigentumswohnungen
umgewandelt werden. Das soll die Mietpreise dampfen. Der urspriingliche Schutz wére Ende

dieses Jahres ausgelaufen.

4. Der AuBRenbereich wird behutsam geoffnet

In vielen Stadten und Gemeinden wird verfligbares Bauland immer knapper. Deshalb soll
kiinftig auch im sogenannten AulRenbereich (also in Gebieten ohne Bebauungsplan und
aullerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils) einfacher neuer Wohnraum
geschaffen werden kénnen. Dabei beachtet werden soll der Umweltschutz und die
Flachensparsamkeit. Gebaut werden soll nur im rdumlichen Zusammenhang mit

bestehenden Siedlungen.

Die abschliefende Entscheidung lber die konkrete Anwendung des sogenannten
,Wohnbau-Turbos” obliegt den jeweils zustandigen Gemeinden. Das

Zustimmungserfordernis der Gemeinden bleibt also bestehen.

Wir beantragen:
Die Verwaltung wird beauftragt zu prifen, ob und inwieweit die oben geschilderten
MaBnahmen aus dem sog. ,Bau-Turbo“-Gesetz in der Stadt Erlangen ganz oder teilweise

umgesetzt werden kénnen.

Mit freundlichen GriRen

Prof. Dr. Holger Schulze Michael Székely
FDP-Stadtrat FDP-Stadtrat
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Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
Vi/61 Amt fiir Stadtplanung und Mobilitat 613/331/2025

Nahverkehrsplan Erlangen 2025
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart  Abstimmung

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbei-

rat 14.10.2025 O Empfehlung verwiesen
Umwelt-, Verkehrs- und Planungsaus- . .

’ 14.10.202 h
schuss / Werkausschuss EB77 0.2025 O Gutachten verwiesen
Stadtrat 30.10.2025 O Beschluss abgesetzt

Beteiligte Dienststellen
30, 31, 40, 66, Ref. Il BTM, ESTW, Orts- und Stadtteilbeirate z.K.

Antrag
Der Nahverkehrsplan Erlangen 2025 in vorliegender Fassung wird als Grundlage fiir die weiteren OPNV-
Planungen beschlossen.

. Begriindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Der Nahverkehrsplan (NVP) ist das wesentliche Planungsinstrument der kommunalen Aufgabentrager fiir
die Ausgestaltung und Entwicklung des 6ffentlichen Personennahverkehrs (OPNV). Er definiert die Anfor-
derungen an den Umfang und an die Qualitat des Verkehrsangebots und beriicksichtigt Belange unter
anderem der Barrierefreiheit und des Klimaschutzes. Des Weiteren werden hinsichtlich der Weiterent-
wicklung des OPNV Ziele definiert und Handlungsmalnahmen abgeleitet, die wahrend der Laufzeit des
NVP konkretisiert und umgesetzt werden sollen.

Mit dem NVP wird das Ziel verfolgt, dass flir alle Bevolkerungsgruppen im Sinne der Daseinsvorsorge eine
ausreichende Verkehrsbedienung gewahrleistet wird.

Rechtsgrundlagen bilden der § 8 des PBefG sowie Art. 13 des BayOPNVG. Darliber hinaus dient der NVP
der Genehmigungsbehorde als Beurteilungsgrundlage fiir Liniengenehmigung, Zuschisse etc.

2. Programme [ Produkte /[ Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Der vorliegende NVP, siehe Anlage 1, schreibt den bisherigen NVP 2016-2021 fort, der tiber den eigentli-
chen Zeitraum hinaus bis zum Beschluss der Fortschreibung weiterhin giiltig ist. Die grundsatzlichen Pra-
missen bei der Netzgestaltung und die Qualitatsanforderung des Verkehrsangebotes basieren auf der
Leitlinie zur Nahverkehrsplanung in Bayern, die in einer unveranderten Form vorliegt. Viele Grundanfor-
derungen aus dem NVP 2016-2021 gelten demnach unverandert fort.

Qualitatsanforderungen

Die Qualitatsanforderungen an das OPNV-Angebot auf dem Stadtgebiet wurden konkretisiert. Dies be-
trifft die Ubergeordneten Themenbereiche Netz und Angebot, Betrieb, Infrastruktur, Service und Tarif so-
wie das Querschnittsthema Barrierefreiheit. Als Neuerung im Bereich Infrastruktur ist z.B. die Aufnahme
einer Halstestellenkategorisierung zu nennen, wonach Haltestellen je nach Kategorie verschiedene
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Ausstattungsmerkmale aufweisen.

Zielnetz

Im Planungsprozess wurde das Netz in iterativen Schritten erarbeitet. Nach der Uberpriifung der Wirkung
des ersten Netzentwurfs mit dem Verkehrsmodell der Stadt Erlangen wurde festgestellt, dass trotz gro-
Rerer Angebotsmehrungen nur ein geringer Mehrwert (wie z.B. Nachfrageverbesserungen) erreicht wer-
den konnte und sich Verbesserungen hauptsachlich fiir bestehende OPNV-Nutzende einstellen. Als Zwi-
schenergebnis wurde festgehalten, dass sich groRe Zuwéchse im OPNV hinsichtlich des Modal Split und
der Nachfrage nur erreichen lassen, wenn die Stadt-Umland-Beziehungen integriert geplant werden, so
wie es im Verkehrsentwicklungs- und Mobilitatsplan 2030 zugrunde gelegt war (insbesondere hinsichtlich
Pendlerverkehre).

Die planerische Ausrichtung des Netzes, die Stadt-Umland-Verkehre starker mit einzubeziehen, konnte
jedoch mit der schwierigen Haushaltssituation seit Mitte 2024 nicht weiterverfolgt werden, da die Umset-
zung dieser MalRnahmen nur mit hohen zusatzlichen finanziellen Ressourcen moglich ist. Aufgrund des
Paradigmenwechsels, nur die vorhandenen Ressourcen moglichst leistungsneutral einzusetzen, ist das
Zielnetz des NVP im Ergebnis eine sehr bestandsnahe Weiterentwicklung des heutigen OPNV-Angebots
mit einer Betriebsleistungsmehrung von lediglich ca. einem Prozent. Als ,Spielmasse“ fiir betriebliche
Optimierungen wurde die Taktung der Linien flexibel gehalten, sodass auf zukiinftige Entwicklungen im
Stadtgebiet angemessen reagiert werden kann. Taktverdichtungen bzw. -reduzierungen sind daher nicht
explizit aufgefuhrt.

Dennoch wurden auch ,,Handlungsoptionen“ aufgenommen, die Spielraume fiir zukunftige Anpassungen
und neue Linien er6ffnen, sollten entsprechende Ressourcen vorhanden sein bzw. an anderer Stelle ein-

gespart werden.

Wesentliche Anderungen gegeniiber dem Bestandsangebot wihrend der Laufzeit des NVP:

e Linie 289: Beschleunigung der Buslinie durch die Fuhrung liber die KoldestraRe, Karl-Zucker-
StraRe, Nagelsbachstrafe. Das bisher nicht direkt vom OPNV erschlossene Gebiet im Bereich
Karl-Zucker-StralRe erhalt eine direkte Anbindung durch die Einrichtung einer neuen Haltestelle
»RathenaustraRe®. Das hohe parallele Fahrtenangebot in der Niirnberger StralRe wird damit redu-
ziert.

e Rufbus 294T: Der Rufbus bindet die bisherige ErschlieBungsliicke im Westen Sieglitzhofs an den
Stadtbus 294 an. Eines der wenigen Erschliefungsdefizite im Stadtgebiet entfallt.

e Rufbus 295T: Der Rufbus schafft eine direkte Verbindung zwischen Tennenlohe und dem S-Bahn-
Halt Eltersdorf.

Verbesserungen durch Handlungsoptionen:

e Linie 292: Schnelle Verbindung von Blichenbach in das Stadtzentrum als Schnellbuslinie mit we-
nigen Haltestellen liber die Autobahn A73 zum Busbahnhof.

e Linie 298: Herstellung einer durchgangigen Linienverbindung von Biichenbach, Kosbach, Haus-
ling, Steudach und Frauenaurach durch Verlangerung der Linie nach Dechsendorf. Mit dem Um-
stieg an der Haltestelle Weisendorfer StralRe wird dariiber hinaus eine Querverbindung aus dem
nordwestlichen Landkreis in den Erlanger Westen geschaffen.

e Linie 283: Anbindung des Bezirksklinikums - auch fiir Pendler aus dem Landkreis durch Umstieg
an der Haltestelle Weisendorfer Strale. Erschliefung des Gewerbegebiets Frauenaurach sowie
zusatzliche Erschliefung des Rothelheimparks, der Wirtschaftsschule und Schaffung einer weite-
ren Verbindung an der Umstiegshaltestelle Markuskirche, wenn diese Linie erweitert/erganzt
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wird. Diese Anpassung ermoglicht neue OPNV-Wegebeziehungen im Netz.

e Linie 199: Fiihrung liber den Biichenbacher Damm, Frauenauracher StralRe mit Halt an der Halte-
stelle Geratewerk. Die Anbindung des Gewerbegebietes Frauenauracher StralRe an den S-Bahn-
Halt Paul-Gossen-Strafte sowie nach Niirnberg wird verbessert.

e Linie 201: Anpassung der Linienflihrung liber die Herzogenauracher Stralle, Erlanger StralRe zur
verbesserten Anbindung von Frauenaurach.

e Linie 252: Einbindung in das Stadtbusnetz.

e Linie 253: Einbindung in das Stadtbusnetz mit Option einer Verkniipfung mit der Linie 295. Als
Durchmesserlinie werden hiermit Umstiege vermieden, indem die Linien durchgebunden wer-
den.

e Linie 254: Einbindung in das Stadtbusnetz mit Option einer Verkniipfung mit der Linie 281. Als
Durchmesserlinie werden hiermit Umstiege vermieden, indem die Linien durchgebunden wer-
den.

Beteiligungsverfahren

Bei der Fortschreibung des NVP wurde durch die Stadt Erlangen den gesetzlichen Vorgaben entspre-
chend ein umfassendes Beteiligungsverfahren initiiert und umgesetzt. Die Interessensvertretungen o6f-
fentlicher Belange sowie Behindertenvertreter (im Sinne des § 8 Abs. 3 Satz 6 Hs. 2 PBefG) und die politi-
schen Fraktionen wurden im Rahmen des ,,Forum Mobilitat“ beteiligt. Das Forum tagte zur Fortschrei-
bung des NVP insgesamt viermal (am 15.12.2021, 27.07.2022, 20.04.2023 und 19.07.2023) und diente
dazu, Zwischenergebnisse vorzustellen und Anmerkungen und Riickmeldungen in den Planungsprozess
aufzunehmen.

Zudem wurden die betroffenen Aufgabentrager und Verkehrsunternehmen (nach Art. 13 Abs. 1 Satz 2
BayOPNVG und § 8 Abs. 3 Satz 6 Hs. 1 PBefG) im Rahmen des ,Arbeitskreis Nahverkehrsplan® beteiligt,
der insgesamt dreimal tagte. Weitere Gesprache mit direkt betroffenen Aufgabentragern und Verkehrsun-
ternehmen fanden zusatzlich statt (Stadt Flirth und infra Flrth, Stadt Niirnberg und VAG, Landkreis Er-
langen-Hochstadt und Landkreis Forchheim).

Die Beteiligung der Erlanger Stadtwerke Stadtverkehr GmbH (ESTW), die aktuell mit der Durchfiihrung
der Leistungen des offentlichen Personennahverkehrs im Stadtgebiet Erlangen betraut ist, hat durchgan-
gig in einem engen Austausch stattgefunden.

Die Orts- und Stadtteilbeirate wurden zu zwei Sitzungen des ,,Forums Mobilitat“ eingeladen. Des Weite-
ren hat ein eigener Beteiligungstermin fiir die Orts- und Stadtteilbeirate im Dezember 2024 stattgefun-
den.

Anhérung

Den oben genannten Beteiligten wurde der Entwurf des NVP zur Verfligung gestellt und die Abgabe von
Stellungnahmen ermoglicht. Die Stellungnahmen wurden eingehend gepriift und unter Abwagung der

Belange in den vorliegenden Entwurf eingearbeitet. Die Regierung von Mittelfranken als zustandige Ge-
nehmigungsbehorde wurde bei der Anhorung ebenfalls beteiligt.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Der NVP dient nach Beschluss als Grundlage fiir die Weiterentwicklung des OPNV in Erlangen fiir einen
Zeitraum von ca. fiinf Jahren. Die enthaltenen MalRnahmen sollen wahrend der Laufzeit sukzessive kon-
kretisiert und umgesetzt werden.

Seite 32\511 5



Fur die Umsetzung der Handlungsoptionen ist der Einsatz von finanziellen Mitteln bzw. eine Kostenbetei-
ligung notwendig. Diese werden daher dem Ausschuss zu gegebener Zeit zum Beschluss vorgelegt.

Bezugnehmend auf die Vergabe des 6ffentlichen Dienstleistungsauftrag (6DA) und der Anpassung des
Linienblindels ,Stadtverkehr Erlangen“ wird im Bedarfsfall eine Fortschreibung des vorliegenden NVP in
Vorbereitung auf die nachste Direktvergabe des 6DA vorgenommen.

Aufgrund der Dynamik bei Veranderungen des OPNV-Angebotes ist auch eine Teilfortschreibung des NVP
innerhalb des vorgesehenen Zeitraums von fiinf Jahren moglich. Dariiber hinaus wird die Verwaltung die
Planungen fiir eine grundlegende Weiterentwicklung des OPNV-Netzes im Sinne des VEP bzw. der Pla-
nungen zur StUB fortsetzen. Dies ist auch von den verfiigbaren finanziellen Ressourcen fiir die teilweise
aufwandigen Simulationsprozess abhangig.

4, Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

X ja, positiv*
[] ja, negativ*
[] nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

(] ja*
[] nein*

*Erlduterungen dazu sind in der Begriindung aufzufiihren.

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alternative
Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung vorgeschla-
gen werden soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

X werden nicht benétigt, bzw. bei den zukiinftigen, einzelnen Umsetzungsbeschliissen be-
ziffert
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
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Anlagen:
Anlage 1: Nahverkehrsplan 2025

.Abstimmung
Beratung im Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / Werkausschuss EB77 am 14.10.2025

Protokollvermerk:

Auf Wunsch von Herrn Stadtrat Wening wird dieser Tagesordnungspunkt als Einbringung behan-
delt. Hieriber besteht Einvernehmen.

Die Beiratin Frau Simon wiinscht sich eine Ubersicht, in der pro Handlungsfeld eine MaRnahme,
die kurzfristig umgesetzt werden soll, dargestellt wird und welche eher zurtickgestellt werden. Die
Verwaltung sagt dies fir die Stadtratssitzung zu, auch ein Versand an die Beirate wird erfolgen.

Ergebnis/Beschluss:
Der Nahverkehrsplan Erlangen 2025 in vorliegender Fassung wird als Grundlage fuir die weiteren OPNV-
Planungen beschlossen.

Dr. Janik Wurm
Vorsitzende/r Schriftfihrer/in

Beratung im Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat am 14.10.2025

Protokollvermerk:

Auf Wunsch von Herrn Stadtrat Wening wird dieser Tagesordnungspunkt als Einbringung behan-
delt. Hieriber besteht Einvernehmen.

Die Beiratin Frau Simon wiinscht sich eine Ubersicht, in der pro Handlungsfeld eine MaRnahme,
die kurzfristig umgesetzt werden soll, dargestellt wird und welche eher zurtickgestellt werden. Die
Verwaltung sagt dies fur die Stadtratssitzung zu, auch ein Versand an die Beirate wird erfolgen.

Ergebnis/Beschluss:
Der Nahverkehrsplan Erlangen 2025 in vorliegender Fassung wird als Grundlage fiir die weiteren OPNV-
Planungen beschlossen.

Dr. Janik Wurm
Vorsitzende/r Schriftfiihrer/in

Beratung im Gremium: Stadtrat am 30.10.2025
Protokollvermerk:

Der Tagesordnungspunkt wird von der Verwaltung abgesetzt. Die Beschlussfassung erfolgt in der Stadt-
ratssitzung im November 2025.

Dr. Janik Behringer
Vorsitzende/r Schriftfiihrer/in

IV. Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang

Seite 52\5&51 5
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Untersuchungen der letzten Jahre

[

Stadt Erlangen

GTZ

Referat fiir Stadtplan

O VERKEHRSENTWIGKLUNGSPLAN

BAUREFERAT STADT ERLANGEN

2. NAHVERKEHRSPLAN NACH DER
LEITLINIE ZUR NAHVERKEHRSPLANUNG
STADT ERLANGEN

Nahverkehrsplan Erlangen

| FORTSCHR
8 ZUR VERKH
e S

BERICHT

MOBILITAT IN ERLANGEN:
STAND 24.08.2007 | yERKEHRSENTWICKLUNGS- UNII
MOBILITATSPLAN

NAHVERKEHRSPLAN

BAUREFERAT STADT ERLANGEN

REFERAT FUR STADTPLANUNG
UND BAUWESEN

AMT FUR bTADTENTWICKLUNG
UND STADTF‘L/—\NUNG

VERKEHRSPLANUNG
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Zielnetz NVP 2016 - 2021
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[Niirnberg - ] Tennenlohe - Uni-Siidgelande - Rothelheimpark - Arcaden bzw.
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Dechsendorf Weiher - Hauptbahnhof/ZOB
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Max-Planck-Str. - Bruck - Hauptbahnhof - Alterlangen - Biichenbach-Nord -
Klinikum Europakanal
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Umgesetzte MalRnahme

» Einfiihrung der Tangentiallinie 280 * Dynamisches Fahrgastinformationssystem

* Anpassungen & Vereinheitlichung: Linienfiihr-  + Einsatz von Linienbedarfsverkehr

ung & Taktsystem (290, 20, 30, 286, 289, 293) « Beschluss Prioritidtenliste barrierefreier

* Inbetriebnahme Busverkniipfungspunkt Ausbau von Bushaltestellen

 Seit01. Januar 2024: kostenloser
Innenstadtbereich

LT¢C

LindnerstraRe

* Erganzende Buslinie 299 als KlinikLinie (Januar Nicht umsetzbare Mafnahmen:

2021) und CityLinie (Dezember 2023) - Busverbindung Biichenbach - Dechsendorf
- Busverbindung Biichenbach - Herzogenaurach

* Diverse Linienanpassungen (z.B. Linie 20, ) .
- Busverbindung Erlangen - Fiirth

gefahrenbedingte Anpassung Linie 293)
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Zeitstrahl

NVP ER 2016-2021 Stadtratsbeschluss

NVP ER 2022-2027 Vergabe

Forum Mobilitat

6T¢

1. AK NVP

Forum Mobilitat
Planungsgesprach Lkr. ERH

Forum Mobilitat

« Modellierungsergebnisse
—> Fehler im Modell?

2
¥
7
¥

Forum Mobilitat

Modell funktioniert

2. AK NVP

Haushaltskrise

Info OBR/StBR

3.AKNVP

Anhorungsverfahren, Einarbeitung Stellungnahmen

~N

Stadtratsbeschluss

J

20.10.2025 © Stadt Erlangen
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Berichtsstruktur
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Nahverkehrsplan - Bericht

1 Einleitung Welche Aufgaben hat der NVP?
Wer macht mit und wie gehen wir vor?
2 Rahmenbedingungen und Welche Rahmenbedingungen berticksichtigen wir?
Zielvorgaben Wie gestaltet sich unser Raum?
Wie sind wir unterwegs und wohin?
3 Bestandsaufnahme und -analyse OPNV-Bestandsnetz_
des OPNV in Erlangen OPNV-Angebot und OPNV-Nachfrage
Umsetzung der Mallnahmen des NVP 2016-2021
4  Zukiinftige Entwicklungen Kunftige Entwicklungen und Herausforderungen fiir die Gestaltung des
Mobilitatssystems in Erlangen
5 Qualitdtsstandards fiir das OPNV- Integration der Verkehre, Netz- und Angebot, Betrieb, Infrastruktur, Service und Tarif,
Angebot Querschnittsthema Barrierefreiheit
6 MaBRnahmenkonzeption Definition von MaRnahmen zu den Handlungsfeldern
Zielnetz
7 Bewertung Umsetzung der Malnahmen und Nachfragepotential
8 Zusammenfassung
9 Anlagen

10 Verzeichnisse

20.10.2025

© Stadt Erlangen
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Netzkonzept
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Bisherige ibergeordnete Ziele der
Netzplanung

Herausbildung von Hauptachsen
(Blindelung von Linien flir Taktverbesserung)

Schaffung von Schnellen Verbindungen

(Verringerung der Reisezeit, auch als erganzendes Angebot in Nachfragestarken Zeiten)

Verlangerung von Buslinien

(Abbau von Umsteigezwangen)

Ausbildung von ErschlieBungsangeboten
(Verbesserung der OPNV-Nutzbarkeit)

Definition von Verkniipfungspunkten
(Schaffung klarer Umsteigesituationen zur Netzstrukturierung)

Starkere Integration der Regionalverkehre

(Vermeidung von Parallelverkehren)

20.10.2025

© Stadt Erlangen
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Verkehrsmodell

Erste Auswertung Zielnetz

Nachfragezuwachse, aber
« kaum Anderungen des OPNV im Modal Split

» Verlagerungen auf andere Achsen, v.a. im Binnenverkehr,
d.h. viel Veranderung ohne verkehrliche Wirkung

- Vermutung
Fehler bzw. fehlerhafte Einstellungen im Modell

Ergebnis einer aufwandigen Priifung
* Modell funktioniert korrekt!

« prognostizierten Wirkungen des VEP
-> nur mit vollstandigen Integration Regionalverkehr
(z.B. Durchmesserlinien) oder Konzept StUB

-> Neuanlauf Netzplanung
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Haushaltssituation

* Aufgrund Verkehrsmodell-Ergebnisse:
Planung unter Einbeziehung Stadt-Umland-Beziehungen

- komplizierte rechtliche, finanzielle Fragestellungen

e Seit Juli: 2024: Haushaltskrise

* Nahverkehrsplan

* Nochmalige Umplanung erforderlich, um die neue Haushaltssituation einzubeziehen und
beschlussfahigen NVP zu erreichen

* Ziel: moglichst leistungsneutral

* Aufnahme von Optionen/Mallnahmen, die bei besserer Haushaltslage umgesetzt werden sollen

* - Nur wenige, bestandsnahe Anderungen

20.10.2025

© Stadt Erlangen
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Zielnetz

Dechsendorf

fiegenbruni

Hiittendorf

Markwald

1254 (Stadtbus)

LDKRS. ERLANGEN-

HOCHSTADT

281

Eltersdorf

Mohrendorf
/\A

/= Bubegfeuth

Buckenhof

Amt fir Stadtplanung und Mobilitst
Abteilung Mobilitatsplanung

20.10.2025
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281 / 281T

N

281 ..

ERLANGEN

oooooo

Beschleun
- R N [T ng

281T

281

* Verlauf wie heute inklusive
Schulfahrten und 281T

e Option zur Beschleunigung Uber
Kolde-/Karl-Zucker-StraRe, AuRere
Brucker Stralte oder Autobahn

20.10.2025 © Stadt Erlangen
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283,283 T

N

Mon:
Wol
« Kosbach
Btichenbach &
Héusling
Steudach
oste

Frauen-

Alterlangen """

- " ERLANGEN

Siedlug
Sonnenblick

e Linienfﬁhrung

alternative

lllllll

Bubenréuth

"EOvE .
.

= Rathsberg.

Erlanger Meilwald

Verlauf wie heute inklusive
Schulfahrten und 283T

Option: alternative Linienfiihrung

Prufung Anbindung
Dechsendorfer Weiher an
Sonntagen
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Neuer Linienverlauf Uber Kolde-/
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—> Beschleunigungder Linie

Neuer Halt im Bereich Rathenau
—> verbesserte ErschlieRung und
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Rufbusse - Neuerung

en

ERLANGEN

294

Bruck

294T

294T

294

29471

* schlielRt Liicke im Bereich Meilwald

* Fahrplan angebunden an Linie 294
295T

* Anbindung Tennenlohe an S-
Bahnhofin Eltersdorf

20.10.2025 © StadtErlangen 22
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Stadt Fiirth

281

| Optil;ﬂ'.l .Planung Fiirth |

v

g N S JLE o
Elftersaori

294

| Option Planung Furth |

20.10.2025
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Landkreis Erlangen -Hochstadt

199

wansarg,
_es
5 ™

20.10.2025

© Stadt Erlangen

24



Landkreis ERH - Linienbiindel 2 und 6

. LEC

202

202

202E

202E

g

203

203E

203E

N
d
{
2
s \
ERLANGEN \L 1205
Analog zur

Vorabbekanntmachung des
Landkreises Erlangen-Hochstadt
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Landkreis ERH - Linienbiindel 7 (252, 253, 254)

2 tovd

E—
s

...............

254 (Stadtbus)

20.10.2025
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Landkreis Forchheim
Linienbuindel 8 - Neuausschreibung 2026

1208 e St—
o LANGEN
| (nicht Teil des Linienbilindels FO-8)
* Analog zur Vorabbekanntmachung
s » Stufenweise Optimierung:
* 1. Neukonzept: 10 Min-Takt Weiher- Erlangen
(Lastrichtung HVZ); Verbesserung Anschluss
el e R o) =St . Linie 280
LS SRR 3 oo il 2. Stufe: Verknlipfung / Verlangerung

stadtischer Buslinie prifen
20.10.2025 © StadtErlangen 27




Qualitatsstandards
Neuerungen

20.10.2025 © StadtErlangen 28




Taktraster

e

Fahrplanreduzierung aufgrund Personalmangels im Februar 2023
Teilweise Ausdinnung auf 30/60 - Min.-Takt
Optimierung und Bereinigung des Fahrplans

Positive Rickmeldung zur Vereinheitlichung des Fahrplanangebots

Fragestellung im Rahmen des NVP: weiterhin 20/40 oder (15)/30/60 als Taktraster?

Aufnahme der Moglichkeit eines gemischten Taktrasters

Moglichkeit fir Ausdiinnung (Daseinsvorsorge) von gestolperten 40-Min.-Takt auf
einheitlichen 60-Min.-Takt

Vermehrt nachfrageorientierte Anpassungen (Fahrgastdaten): Verstarkung / Reduzierung

20.10.2025 © StadtErlangen 29



Netz- und Angebot

ErschlieBung, Verkehrszeiten, Bedienungshaufigkeit,
Erreichbarkeit gemamR Leitlinie gleichbleibend

* Anschlusssicherung
* Fahrtenabstand/Taktfolge
* Verkniipfungspunkte

S Betrieb

* Fahrzeugausstattung

» Zuverlassigkeit und Piinktlichkeit
» Beschleunigung

* Leitstelle

* Umleitung

* Planung

* Fahrpersonal

Infrastruktur

» Haltestellenkategorien
* Vorgaben Nutzung von
Haltestelleninfrastruktur

Service und Tarif

* Fahrkartenverkauf und Auskunft

 Priifung bargeldloses bezahlenim
Fahrzeug

« Kommunikation und Weitergabe von
Informationen zwischen
Verkehrsunternehmen und AT
(Beschwerden, Umleitungen etc.)

20.10.2025 © Stadt Erlangen
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Handlungsfelder

20.10.2025 © StadtErlangen 31




1444

= =

Betrieb

we |

M Sukzessive Umstellung der Busse auf alternative Antriebe

M Weitere Umsetzung von ganzheitlichen
Busbeschleunigungsprogrammen

Flachendeckender Einsatz eines Fahrgastzahlsystems und Reporting

Verbesserung der Umsteigeverknupfungen zwischen den
verschiedenen Verkehrsmitteln an ausgewahlten
Verknlipfungspunkten (Fahrplanabstimmung und Anschlisse sowie
Anschlusssicherung)

M Entwicklung eines QSS zum Controlling der Erreichung von
Qualitatszielen

M =MafRnahme
P = Priifauftrag

Entwicklung einer Strategie

Fortlaufende Umsetzung

Kontinuierliche Datenauswertung

Abstimmungen zum Fahrplanwechsel mit
betroffenen Verkehrsunternehmen und
Aufgabentragern

Entwicklung eines Konzepts zur
fortlaufenden Kontrolle der festgelegten
Standards

20.10.2025 © StadtErlangen 32
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M =MaRRnahme

Infrastruktur P = Priifauftrag
we | |
M Pflege Haltestellenkataster Freistaat: bayernweites Kataster

geplant - Datenpflege Zustandigkeit
offen
M Verbesserung der Ausstattung an Haltestellen und Verknupfungspunkten Umsetzung nach Kategorisierung
M Einrichtung neuer Haltestellen siehe Zielnetz: Linie 289; Siemens-
Campus;
M Kriterien fiir die Benennung von Haltestellen des OPNV Bereits beschlossen und in Umsetzung
M Einrichtung von Mobilitatsstationen in Umsetzung
P Ausbau Bike+Ride-Anlagen in Umsetzung
P Prifung von infrastrukturellen Aus- und Umbauten fiir die Beschleunigung ~ In Umsetzung
und Bevorrechtigung des OPNV und eine Optimierung/Verbesserung des
Betriebsablaufs
P Einrichtung von Wendemaoglichkeiten bzw. Wendeanlagen in in Abhangigkeit des

Zusammenhang mit dem Manahmenkonzept sowie Einrichtung von Fahrplankonzeptes
Endhaltestellen

Haltestellen aus der Nutzung nehmen Beschleunigung von Buslinien

Regionales Park+Ride-Konzept regionale Betroffenheit



Service

2

M Mafinahmen im Bereich Vertrieb, Kundenservice, Marketing in Abstimmung mit ESTW, VGN
M Fortfihrung Mobilitatsmanagement in Umsetzung

M Evaluierung des kostenlosen Innenstadtbereichs in Umsetzung

P Prufung Einrichtung einer multimodalen Mobilitatskarte/ App regionale Betroffenheit

. Barrierefreiheit

2

M Barrierefreier Ausbau von Haltestellen und Verknupfungspunkten  Sukzessiver Ausbau der Infrastrukrurim
Rahmen der bestehen Moglichkeiten

o

M Barrierefreie Fahrgastinformationen in Abstimmung mit ESTW, VGN
M Schulung Fahrpersonal (Schwerpunkt Barrierefreiheit) In Umsetzung (fortlaufende Schulungen)
M Fortfuhrung Mobilitatstraining fur altere sowie Fortfuhrung Angebot der ESTW

mobilitatseingeschrankte Personen

M =MaRnahme
P = Priifauftrag 20.10.2025 © Stadt Erlangen 34
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erlangen.de/nahverkehrsplan
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O 32

Anlage 3 zu Beschlussvorlage 613/331/2025

Fragen zum Nahverkehrsplan in der Sitzung des UVPA/UVPB am 14.10.2025

In den Beteiligungs-Sitzungen zu den Zwischenstanden war als grundsatzliche Idee
angefiihrt worden, die Linien in "starke" und "schwache" Linien aufzuteilen und bei
den "starken" Linien eine Taktung von 10-Minuten einzufiihren. Der endgtiltige Plan
enthalt diese Aufteilung nicht mehr und ist im Wesentlichen eine vorsichtige Fort-
schreibung des bestehenden Liniennetzes. Was waren die Griinde fiir die Aufgabe der
urspriinglich angedachten Veranderung?

Als Planungspramisse wurde bei der Fortschreibung zugrunde gelegt, dass Hauptachsen mit
starken Linien und hohem Taktangebot gebildet werden sollen, indem entweder eine Takt-
Uberlagerung mehrerer Linien genutzt wird oder durch Verdichtung nachfragestarker Linien
auf 15 bzw. 10-Minuten-Takt ein besseres Angebot geschaffen wird.

Im Fortschreibungsprozess wurde — auch auf Basis der Erfahrungen durch die Reduzierung
und Vereinheitlichung des Fahrtenangebots auf manchen Linien — auf eine Festlegung eines
Taktrasters verzichtet. Die Gestaltung des Taktes wurde flexibel gehalten. Auf Basis der vor-
handenen automatischen Fahrgastzéhlsysteme der ESTW Stadtverkehr GmbH kann eine
nachfrageorientierte Fahrplangestaltung umgesetzt werden. Stark nachgefragte Linien kén-
nen bei Bedarf mit Verstédrkern versehen werden, bei wenig ausgelasteten Bereichen kann
eine Reduzierung des Angebotes geprtift werden.

Die ErschlieBung von Gebieten wurde geprift auch unter Einbeziehung der Linienbe-
darfsverkehre. Die Haltestellen dieser Verkehre zahlen gleichwertig fir die Erschlie-
Bung. Dies ist in meinen Augen nicht korrekt, da diese Verkehre zum Teil sehr selten
genutzt werden. (Im Réthelheimpark wird zum Teil nur 1 Fahrt / Monat durchgefiihrt).
Eine Einbeziehung dieser Haltestellen verschleiert das schlechte Angebot in den
durch Linientaxi erschlossenen Gebieten. Wie sieht der ErschlieBungsgrad aus, wenn
diese Haltestellen nicht beriicksichtigt werden. (s. Abbildung 12)

Die ErschlieBung durch Einzugsradien stellt die Zugangsméglichkeit der Bevélkerung zum
OPNYV dar. Grundlage bildet die Leitlinie zur Nahverkehrsplanung in Bayern aus dem Jahr
1998.

Die Linienbedarfsverkehre sind mit einem Fahrplan hinterlegt, die Fahrt findet nur nach Be-
darf bzw. auf Bestellung statt. Die Nutzung ist sehr unterschiedlich, z.B. wird die Linie 285T
gut angenommen, die Linie 293T hingegen nicht. Dennoch sind Linienbedarfsverkehre eine
(kostengliinstige) Méglichkeit, fir vorhandene ErschlieBungsliicken ein Angebot zu schaffen,
auch wenn Infrastruktur/Ressourcen dies fiir einen Standardlinienverkehr nicht zulassen. Die
ErschlieBungsradien flir Haltestellen der Bedarfsverkehre sind daher in die Betrachtung auf-
zunehmen. Fur zukdnftige Darstellungen wird der Hinweis aufgenommen, reine Haltestellen
fur Bedarfsverkehre visuell anders darzustellen.

In der Vorbesprechung wurde zu den angedachten Anderungen an der Linie

283 gesagt, dass sie so nicht realisiert werden kénnen. Wie kann die Erreichbarkeit
des Bezirksklinikums aus Nord-Westen (Dechsendorf und Landkreis Gemeinden)
durch eine Verlangerung der Linie 289 zur Haltestelle Heusteg (StaatsstraBe) erreicht
werden? Welche Anpassungen an den StraBen und Uberquerungsmaéglichkeiten sind
dazu notwendig?

Die Verkniipfung der Stadtbuslinien mit den Regionalbuslinien an der StaatsstralBe wird wei-
terhin fiir sinnvoll erachtet. Es besteht seit langem die Uberlegung, eine Verkniipfungshalte-
stelle im Bereich der Anschlussstelle Am Europakanal / Staatsstral3e herzustellen, die aber
mit erheblichen baulichen Anpassungen und Kosten verbunden ist. Im heutigen Bestand
bestiinde die Mdglichkeit, die Linie 289 (iber den Heusteg mit linkseinbiegen auf die Staats-

1
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Stral3e zur Haltestelle Heusteg zu fihren. Ohne bauliche MaBnahmen (Signalisierung Ein-
mindung StaatsstraBe/Weisendorfer StralBe und Heusteg, bauliche Anpassungen im Be-
reich Heusteg) ist diese Lésung leider nicht umsetzbar. Zudem erzeugt die Umfahrung viele
Betriebskilometer.

Mit der Umsetzung der Regnitzsquerung fir die StUB ist dieses Problem geldst, da die Regi-
onalbusse direkt Uber das Schulzentrum West in das Zentrum gefiihrt werden.

Linie 292E: Sie ist fiir die schnelle Anbindung von Biichenbach an die Innenstadt ge-
dacht, fahrt aber bei der angedachten Fiihrung tiber Schulzentrum West und Schaller-
shofer StraBe an wesentlichen Bevodlkerungsschwerpunkten in Biichenbach vorbei.
Wurde eine Flihrung tber Steigerwaldallee und StraBe am Europakanal auch geprift?
Was spricht gegen eine Fuhrung westlich des Europakanals? Die ErschlieBung des
Schulzentrums durch eine Schnellbuslinie ist in meinen Augen nicht so wichtig wie
die ErschlieBung einer groBeren Einwohnerzahl, denn Schiiler benutzen eh den Bus.

Ftr die Schnellbuslinie wurde die Fihrung (ber das Ubergeordnete StraBennetz aufgrund
Geschwindigkeit und Beschleunigung gewéhlt. Das Schulzentrum West ist als bedeutende
Haltestelle gewéhlt worden. Der Hinweis ist aber richtig, dass die Stral3e am Europakanal
hohes Nachfragepotential aufweist und zudem die Umweltspur dort genutzt werden kann.
Sollte die Linie zur Umsetzung beschlossen werden, wiirden beide Varianten erneut betrach-
tet — prioritdr wird aufgrund des Hinweises die Fiihrung am Europakanal aufgenommen.

Es ist davon die Rede, dass Verbesserungen im Modal Split erst nach vollstandiger
Integration der Landkreislinie in den Stadtverkehr méglich sind. Dies scheitert aber
derzeit an Forderungen des Landkreises.

Interpretiere ich das richtig, dass Integration der Landkreislinien in den Stadtverkehr
(Durchmesserlinien) hauptsachlich den Landkreislinien mehr Fahrgaste beschert und
somit eigentlich flir Erlangen kostenneutral sein sollte?

Um den Modal Split zugunsten des OPNV deutlich zu Verdndern bedarf es einer ganzheitli-
chen Betrachtung des Liniennetzes flir stadtgrenziiberschreitende Verkehre und Binnenver-
kehr zur Minimierung von Umsteigezwéngen und kannibalisierender Parallelverkehre. Die
Grundlagen hierfiir wurden im VEP entwickelt. Ziel ist die Steigerung der Fahrgastzahlen im
gesamten OPNV, eine Unterscheidung nach Aufgabentrdgern ist hier nicht zielfiihrend.
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Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
Vi/61 Amt fiir Stadtplanung und Mobilitat 614/098/2025

Handwerkerparkausweis + - Handwerkerparkausweis fiir die Stadteregion
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat  18.11.2025 O Empfehlung

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsaus-
schuss / Werkausschuss EB77

Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

18.11.2025 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

Der Abschluss einer Vereinbarung mit den Stadten Niirnberg, Flirth und Schwabach zur gegenseitigen
Anerkennung von Ausnahmegenehmigungen nach § 46 StVO mit dem Modell "Handwerkerparkaus-
weis+" wird beschlossen.

. Begriindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Fur die Stadte Erlangen, Firth, Schwabach und Nirnberg wird ein gemeinsamer Handwerkerparkaus-
weis+ eingefiihrt.

Um Handwerksbetrieben den Einsatz Uber die Stadtgrenze hinaus in den Stadten Niirnberg, Fiirth, Erlan-
gen und Schwabach zu erleichtern, wollen die Stadte die gemeinsam konzeptionierte, standardisierte
Ausnahmegenehmigung "Handwerkerparkausweis+" gegenseitig anerkennen. Hierzu wurde eine ge-
meinsame Vereinbarung ausgearbeitet, die hiermit zum Beschluss vorgelegt wird.

Der Handwerkerparkausweis+ ermoglicht den Handwerksbetrieben eine einmalige Antragstellung fiir
den Handwerkerparkausweis, der in den vier teilnehmenden Stadten giiltig ist. Zustandig fir die Ausstel-
lung des Handwerkerparkausweises+ ist die Stadt, in der der Handwerksbetrieb seinen Sitz hat.

Der Handwerkerparkausweis+ stellt eine straRenverkehrsrechtliche Ausnahmegenehmigung nach § 46
Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 StVO dar und ermdglicht es dem Handwerker, an Parkplatzen mit Parkscheinregelung
ohne Gebiihrenentrichtung, in FuRgangerzonen mit Lieferzeiten sowie im eingeschrankten Haltverbot
sowie entgegen von Bewohnerparkregelungen zu parken.

Der Handwerkerparkausweis+ berechtigt ebenso wie der stadtische Handwerkerparkausweis nicht zum
Parken auf Gehwegen.

Optisch orientiert sich der Handwerkerparkausweis+ an den ,,normalen“ Handwerkerparkausweis mit
dem Unterschied, dass auf dem Handwerkerparkausweis+ die Logos aller vier Stadte aufgebracht sind.

Den bisherigen Handwerkerparkausweis, der nur flir das Stadtgebiet Erlangen ausgestellt wird, gibt es
weiterhin.

Seite ]2\5({51 3



Fur die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung ,,Handwerksparkausweis+“ werden in Anwendung der Nr.
264 der Gebuihrenordnung fiir MalRnahmen im StrafRenverkehr (GebOSt) folgende Gebiihren erhoben:

Geltung fiir Handwerkerparkausweis+ Handwerkerparkausweis

Stadt Erlangen
1 Kfz/ 1 Jahr 250,00 € 160,00 €
1 Kfz/ 2 Jahre 260,00 €
1 Kfz/ 3 Jahre 700,00 € 360,00 €
4 Kfz alternativ/ 1 Jahr 300,00 € 220,00 €
4 Kfz alternativ/ 3 Jahre 750,00 €
Kennzeicheninderung/ Erneue- 15,00 €
rung bei Verlust

2. Programme [ Produkte [ Leistungen [ Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

4, Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

[] ja, positiv*
ja, negativ*

[]
|:| nein

Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*
X nein*

*Erlduterungen dazu sind in der Begriindung aufzufiihren.

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alternative Hand-
lungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung vorgeschlagen werden
soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: ca.500 €/ p.a. bei Sachkonto: 529101
(Fir Druck der Ausweisvordrucke,

Gegenfinanzierung durch Gebuh-

ren)
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:

Seite ?2\§>_[1 3



Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:
Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
X sind vorhanden, HH-Mittel aus Ergebnishaushalt
im Budget auf 614090/51100010/529101
[] sind nicht vorhanden
Anlagen:

Anlage 1: Handwerkerparkausweis + (Muster)
Anlage 2, Vereinbarung zur Anerkennung der Handwerkerparkausweise

lll. Abstimmung
siehe Anlage

IV. Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang

Seite 32\§>21 3



Anlage 1 zur BV 614/098/2025: Handwerkerparkausweis + (Muster)

Stadt
Erlangen NURNBERG

Handwerksbetrieb

Amtl. Kennzeichen
Glltig bis

Parkausweis-Nr.

Genehmigungs-
behord:z



EHF
Textfeld
Anlage 1 zur BV 614/098/2025: Handwerkerparkausweis + (Muster)



Der Parkausweis darf nur in Anspruch genommen
werden, wenn in zumutbarer Entfernung keine
andere legale Parkmoglichkeit gegeben ist. Wei-
tergehende Parkerleichterungen bedurfen einer
Einzelausnahmegenehmigung.

Der Parkausweis berechtigt wahrend der Durch-
fihrung von Serviceleistungen beim Kunden zum
Parken gemaB der beiliegenden Ausnahmegeneh-
migung. Die Nutzung des Ausweises am Firmen-
oder Betriebssitz ist unzulassig!

Wahrend des Parkens ist der Parkausweis und zu-
satzlich ein schriftlicher Hinweis (Arbeitsstatten-
nachweise) stets gut lesbar hinter der Windschutz-
scheibe auszulegen, aus welchem eine Telefon-
nummer zur telefonischen Erreichbarkeit des
Handwerkers (z. B. mobile fernmundliche Erreich-
barkeit des verantwortlichen Fahrzeugfuhrers,
Festnetzanschluss am Betriebssitz des Handwerkers
zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme der Parker-
leichterung) hervorgeht.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Missbrauch
des Parkausweises und der VerstoB gegen Auf-
lagen (z. B. Parken vor der eigenen Firma, Parken
bei Zeichen 283, Fehlen des schriftlichen Hin-
weises) in der Regel zum sofortigen Widerruf der
Ausnahmegenehmigung fuhren.

Eine eigenmdachtige Anderung des Parkausweises
kann als Urkundenfélschung nach § 267 Strafge-
setzbuch (StGB) verfolgt werden, ebenso ist nach
§ 281 StGB der Missbrauch des Ausweises strafbar.

Herausgeberinnen:

Stadt Erlangen, Amt fur Stadtplanung und Mobilitat
Stadt Furth, StraBenverkehrsamt

Stadt NUrnberg, Servicebetrieb 6ffentlicher Raum
Stadt Schwabach, StraBenverkehrsamt
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Anlage 2 zur BV 614/ 614/098/2025,
Vereinbarung zur Anerkennung der
Handwerkerparkausweise

Vereinbarung fiir die gegenseitige Anerkennung vom Ausnahmegenehmigungen
»Handwerksparkausweis+*

Vom xx.xxx.2025
Die Stadte Erlangen, Firth, Nirnberg und Schwabach wiinschen, die Wirtschaft im GrofRraum zu
starken, indem sie es den in ihren Gebieten ansassigen und tatigen Handwerksbetrieben ermdglichen,
einfach, unbiirokratisch und gebihrensparend Ausnahmetatbestdande im ruhenden Verkehr in
Anspruch  zu nehmen. Dazu vereinbaren sie, einen zusatzlichen, gemeinsamen
Handwerksparkausweis+ nach einem einheitlichen Muster und Verfahren einzufiihren, das sie
gegenseitig anerkennen. Die bisherigen Handwerksparkausweise, die nur in den jeweiligen
Stadtgebieten gelten, bleiben davon unberiihrt, ebenso wie andere Ausnahmegenehmigungen fiir den
Einzelfall nach § 46 StraBenverkehrs-Ordnung (StVO). Sie sind bestrebt, die vereinbarte Einheitlichkeit

auch in der Zukunft aufrechtzuerhalten.

Die Stadt Niirnberg
vertreten durch Herrn Oberburgermeister Marcus Konig,
die Stadt Fiirth,
vertreten durch Herrn Oberburgermeister Dr. Thomas Jung,
die Stadt Erlangen,
vertreten durch Herrn Oberbiirgermeister Dr. Florian Janik,
und die Stadt Schwabach,

vertreten durch Herrn Oberbiirgermeister Peter Reil3,

schliel3en folgende

Verwaltungsvereinbarung uber die Schaffung eines gemeinsamen
»Handwerkerparkausweiseses +“

§1
Gegenstand der Vereinbarung
Gegenstand der Vereinbarung ist die Ausgabe von einheitlichen Ausnahmegenehmigungen
mit Parkausweis fur Handwerksbetriebe im Sinne des Anwendungshinweises 10
.Parkerleichterungen fir Handwerksbetriebe, Handelsvertreter und im sozialen Dienst Tatige“
des Bayerischen Staatsministeriums des Innern (im Folgenden mit AH-StVO Nr. 10
bezeichnet) in der jeweils geltenden Fassung. Fir erteilte Ausnahmegenehmigungen wird in

allen beteiligten Stadten eine einheitliche, gemeinsam festgelegte Gebuhr erhoben. Die
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beteiligten Stadte erteilen mit dieser Vereinbarung sich gegenseitig das Einvernehmen im
Sinne der Ziff. 2 Punkt 9 der AH-StVO Nr. 10 in der Fassung vom 06.05.2025 und erkennen
die jeweils in den anderen Stadten der Vereinbarung erteilten Ausnahmegenehmigungen nach
dem Modell ,Handwerksparkausweis+“ flr ihren értlichen Zustandigkeitsbereich an.
§2

Definitionen
(1) Die an der Vereinbarung beteiligten Stadte geben dazu eine einheitliche
Ausnahmegenehmigung sowie eine einheitlich gestaltete, besondere Ausweiskarte heraus
(Handwerksparkausweis+). Die Erteilung erfolgt auf Antrag des jeweiligen
Handwerksbetriebes nach dem in den beteiligten Stadten Ublichen Verfahrens digital oder
analog. Die Antragstellung soll bei der Strallenverkehrsbehérde am Firmensitz erfolgen,
soweit die Firmen diesen in einer der beteiligten Stadte haben. Soweit Antrage von Firmen mit
Sitz in einer der beteiligten Stadte bei einer anderen — ortlich nicht zustandigen -
Strallenverkehrsbehorde gestellt werden, leitet die ortlich unzustandige Stelle den Antrag an
die ortlich zustandige Stelle weiter.
(2) Die einheitliche Ausnahmegenehmigung entspricht der MaRgabe der Ziff. 1.1 AH-StVO Nr.
10 in der jeweils geltenden Fassung hinsichtlich der Erlaubnistatbestanden, Einschrankungen
der Erlaubnistatbestande sowie Auflagen (Ausnahmegenehmigung Modell
.,Handwerksparkausweis+*).
(3) Die einheitlich gestaltete Parkkarte entspricht dem in Anlage 1 beigefligten Muster
(Handwerksparkausweis+), und ist der Vorlage aus Muster 1 der AH-StVO Nr. 10 abgeleitet.
Die Stadt Nurnberg stellt dafir den beteiligten Stadten eine Druckvorlage in digitaler Form
kostenfrei zur Verfugung. Die beteiligten Stadte nutzen diese Druckvorlage fur die Beschaffung
der Vordrucke.
(4) Die Arbeitsstattennachweise gemall der Auflage in der Ausnahmegenehmigung
Handwerksparkausweis+ entsprechen dem Muster 4 der AH-StVO Nr. 10.
(5) Fur die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung Handwerksparkausweis+ wird in
Anwendung der Nr. 264 der Gebuhrenordnung fir MalRnahmen im Stral’enverkehr (GebOSt)

eine Gebuhr von € 250,00 als einmaliger Betrag bei einer Geltungsdauer von einem Jahr

erhoben.

Geltung ein Fahrzeug/ ein Jahr € 250,00

Abweichend davon werden auf Antrag als einmaliger Betrag folgende Gebihren erhoben:
Geltung ein Fahrzeug/ drei Jahre € 700.00

Geltung bis zu vier Fahrzeuge alternativ/ ein Jahr € 300,00
Geltung bis zu vier Fahrzeuge alternativ/ drei Jahre € 750,00
Far weitere Amtshandlungen werden einheitlich folgende Gebuhren erhoben:

Kennzeichenanderung/ Erneuerung bei Verlust € 15,00
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Die Geblihrenhéhen bleiben unabhéngig von der Anderung von Gebiihrenhéhen zu anderen
Ausnahmegenehmigungen der beteiligten Stadte einheitlich und werden nur einheitlich

verandert.

§3
Anderungen dieser Vereinbarung, Evaluation

Die beteiligten Stadte halten und vollziehen diese Vereinbarung einheitlich. Winscht eine
Vereinbarungspartei eine Anderung, bekundet sie dies gegeniiber den anderen
Vereinbarungsparteien. Die Vereinbarungsparteien fiihren Anderungen stets einheitlich und
gemeinsam ein und durch, unter entsprechender Anderung dieser Vereinbarung in Schriftform.
Mindliche Nebenabreden sind unzuldssig. Zur Evaluation dieser Vereinbarung flhren die
Parteien unter Beteiligung des Zweckverbands kommunale Verkehrsiberwachung im
GroRraum Nirnberg (ZV-KVU) und der Handwerkskammer fiir Mittelfranken erstmals zwei
Jahre nach Inkrafttreten eine gemeinsame Besprechung durch. Die Einladung erfolgt durch
die Stadt Nurnberg.

§4
Kommunikation, Statistik

(1) Die Kommunikation der abgeschlossenen Vereinbarung mit dem Polizeiprasidium
Mittelfranken sowie mit dem ZV-KVU erfolgt (ber die Stadt Nirnberg. Die Stadte
kommunizieren die Vereinbarung dartber hinaus mit den in ihren Zustandigkeitsbereichen
eingesetzten weiteren Uberwachungskraften der Polizei (insbesondere Sachbearbeiter/innen
Verkehr bei den jeweiligen Polizeiinspektionen) und gegebenenfalls mit kommunalen
Ordnungsdiensten, wenn diese Verkehrsuberwachungsaufgaben im ruhenden Verkehr
wahrnehmen (§ 88 Abs. 3 Nr. 1 Zustandigkeitsverordnung (ZustV).

(2) Die Dbeteiligten Stadte halten die Daten erteilter Ausnahmegenehmigungen
Handwerksparkausweis+ in geeigneter Form (analog, digital) vor und geben bei Anlass Uber
erteilte Ausnahmegenehmigungen ,Handwerksparksausweis+“ im rechtlich zulassigen
Rahmen Auskinfte an die Vereinbarungsparteien, den ZV-KVU und die Polizei. Fir die
Evaluation (§ 3 Satz 4 dieser Vereinbarung) erfolgt eine statistische Aufbereitung in einfacher
Form (Anzahl der jahrlich erteilten Ausnahmegenehmigungen Handwerksparkausweis+,

auftretende Besonderheiten).

§5
Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam oder undurchfiuhrbar sein
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oder nach Abschluss der Vereinbarung unwirksam oder undurchfihrbar werden, bleibt davon
die Wirksamkeit der Vereinbarung im Ubrigen unberiihrt. Stellen sich Bestimmungen als
unwirksam oder undurchflihrbar heraus, verpflichten sich die Vertragsparteien dazu, eine

wirksame, durchfiihrbare und zweckgerechte Regelung auszuhandeln.

§6
Kindigung der Vereinbarung, Klindigungsfrist
Jede Vereinbarungspartei hat das Recht zur Kindigung dieser Vereinbarung, die
Vereinbarung bleibt dann zwischen den verbleibenden Vertragsparteien bestehen. Das Recht
zur aufderordentlichen Kiindigung bleibt unberihrt. Die Kindigungserklarung bedarf der
Schriftform. Die Kuindigungserklarung muss den anderen Vereinbarungsparteien spatestens
sechs Monate zum Ende des laufenden Kalenderjahres zugegangen sein. Scheidet eine
Vertragspartei aus der Vereinbarung aus, so bleibt der Bestand an erteilten
Ausnahmegenehmigungen davon unberihrt. Die ausgegebenen Ausnahmegenehmigungen
bleiben bis zum Ende ihrer Geltungsdauer in Kraft, es erfolgt keine generelle Ricknahme (Art.
48 BayVwVfG) oder genereller Widerruf (Art. 49 BayVwVfG) der Ausnahmegenehmigungen

aus Anlass des Ausscheidens einer Vertragspartei aus dieser Vereinbarung.

§7
Inkrafttreten
Die Vereinbarung tritt am 01.01.2026in Kraft.

Stadt Erlangen Stadt Farth

Stadt Nirnberg Stadt Schwabach
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O 34

Beschlussvorlage

Geschéftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
VII/EBE Entwasserungsbetrieb EBE-B/039/2025

Entwéasserungsbetrieb der Stadt Erlangen (EBE)

- Jahresabschluss 2024 -

Aufstellung, Behandlung und Offenlegung des Jahresabschlusses 2024 einschl.
Lagebericht gem. § 25 Eigenbetriebsverordnung Bayern (EBV)

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung

Bauausschuss / Werkausschuss fiir
den Entwasserungsbetrieb

Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

08.07.2025 O Gutachten einstimmig angenommen

Beteiligte Dienststellen
JAmt 14

. Antrag

Der Bauausschuss/ Werkausschuss fiir den Entwésserungsbetrieb begutachtet den Jahres-
abschluss des Wirtschaftsjahres 2024.

Der Stadtrat stellt den Jahresabschluss 2024 fest und beschliel3t den bilanziellen Jahresuber-
schuss in Hohe von 217 TEUR auf neue Rechnung vorzutragen.

Weiterhin wird die Entlastung gem. Art. 102 Abs. 3 GO erteilt.

. Begriindung

1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Vollzug der zugrundeliegenden Rechtsnormen, insbesondere
- Gemeindeordnung Bayern (GO)
- Eigenbetriebsverordnung Bayern (EBV)
- Betriebssatzung fir den Entwéasserungsbetrieb der Stadt Erlangen
hinsichtlich wirtschaftlicher Fiihrung und Rechnungslegung

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

- Feststellung des Jahresabschlusses
- Entscheidung uber die Verwendung des Jahrestiberschusses
- Erteilung der Entlastung

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

- Begutachtung im BWA am 08.07.2025

- Beschluss im RevA am 18.11.2025

- Feststellung des Jahresabschlusses, Entscheidung Uber die Behandlung des Jahres-
Uberschusses und Erteilung der Entlastung im Stadtrat am 27.11.2025.

Der Jahresabschluss 2024 des EBE wurde von der Werkleitung gemanR § 25 Eigenbetriebsverord-
nung Bayern (EBV) im |. Quartal 2025 aufgestellt. Siehe hierzu den Bericht tber die Prifung des
Jahresabschlusses zum 31.12.2024 in dem der Lagebericht, die Bilanz, die Gewinn- und Verlust-
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rechnung und der Anhang enthalten sind.

Die Abschlussprufung des Jahresabschlusses 2024 erfolgte gemafi Beschluss des Stadtrates vom
30.11.2023 durch die Fa. Rodl & Partner, AuRRere Sulzbacher StralRe 100, 90491 Niirnberg. Die
Prifung erfolgte in einer Hauptprifung im 1. Quartal 2025. Die Prifung wurde am 20. Juni 2025
abgeschlossen.

Der Bestatigungsvermerk wurde fiir den Jahresabschluss 2024 vollinhaltlich erteilt.

Der Jahresabschluss 2024 wird den Mitgliedern des Bauausschusses / Werkausschusses fir den
Entwasserungsbetrieb gemafl § 9 Abs. 3 S. 1 der Betriebssatzung fir den Entwasserungsbetrieb
(BS-EBE) zur Stellungnahme vorgelegt.

Die ortliche Rechnungsprifung wird durch Amt 14 durchgefuhrt. Der Beschluss des Jahresab-
schlusses ist im Revisionsausschuss am 18.11.2025 vorgesehen.

Der Stadtrat soll gemaR 8 9 Abs. 3 S. 2 u. 3i.V.m. 8 6 Abs. 1 Nr. 5 BS-EBE in der Sitzung am
27.11.2025 den gepriften Jahresabschluss 2024 feststellen und Uber die Behandlung des Jahres-
Uberschusses beschliel3en.

Seitens der Werkleitung wird vorgeschlagen, dass der Jahresliberschuss des Wirtschaftsjahres
2024 in H6he von 217 TEUR auf neue Rechnung vorgetragen wird.

Des Weiteren soll die Entlastung gem. Art. 102 Abs. 3 GO erteilt werden.

Die Mitglieder des BWA'’s haben einen Bericht liber die Abschlusspriifung des Jahresabschlusses
zum 31. Dezember 2024 fir das Geschaftsjahr 2024 des Wirtschaftsprifers erhalten.

Die Mitglieder des Stadtrates erhalten einen Bericht Uber die Abschlusspriifung des Jahresab-
schlusses zum 31. Dezember 2024 fur das Geschéftsjahr 2024.

Erlduterung des Jahresergebnisses

Der Entwasserungsbetrieb erzielte im Wirtschaftsjahr 2024 Erlése und Ertrage in Hohe von 28.988
TEUR. Bei betrieblichen Aufwendungen von 25.827 TEUR sowie Zinsaufwendungen von 2.944
TEUR errechnet sich ein Jahrestberschuss in Héhe von 217 TEUR. Gegentiber dem prognosti-
zierten Jahresiiberschuss geman Wirtschaftsplan 2024 in Héhe von 1.006 TEUR, ist der ausge-
wiesene Jahresuberschuss somit um 789 TEUR niedriger als erwartet.

Anlagen: Jahresabschluss und Lagebericht 2024 mit Bestatigungsvermerk des
Wirtschaftsprufers.
Prufbericht des Wirtschaftsprifers (nicht-6ffentlich)

Abstimmung

Beratung im Gremium: Bauausschuss / Werkausschuss fur den Entwasserungsbetrieb am
08.07.2025

Protokollvermerk:
Herr Hahn von der Fa. Rddl & Partner halt einen Sachvortrag zum Jahresabschluss 2024 des
Entwasserungsbetriebes der Stadt Erlangen (EBE).

Die Unterlagen werden digital zur Verfigung gestellt.
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Ergebnis/Beschluss:

Der Bauausschuss/ Werkausschuss fir den Entwéasserungsbetrieb begutachtet den Jahres-
abschluss des Wirtschaftsjahres 2024.

Der Stadtrat stellt den Jahresabschluss 2024 fest und beschlief3t den bilanziellen Jahresuber-
schuss in Hohe von 217 TEUR auf neue Rechnung vorzutragen.

Weiterhin wird die Entlastung gem. Art. 102 Abs. 3 GO erteilt.

mit 11 gegen O Stimmen

Hr. Thurek Fr. Oschmann
Vorsitzende/r Schriftfihrer/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 35

Beschlussvorlage
Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
EBE Entwasserungsbetrieb EBE-B/042/2025

Entwasserungsbetrieb der Stadt Erlangen (EBE)

Wirtschaftsplan 2026
hier: Feststellung gemaR § 13 EBV i. V. m. § 6 Betriebssatzung
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Bauausschuss / Werkausschuss fiir den
Entwasserungsbetrieb

Stadtrat 27.11.2025 O Beschluss

16.09.2025 O Gutachten einstimmig angenommen

Beteiligte Dienststellen

I. Antrag
Der Wirtschaftsplan 2026 des Entwasserungsbetriebes wird festgestellt.

Il. Begriindung
1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Vollzug der zugrundeliegenden Rechtsnormen, insbesondere

- Gemeindeordnung Bayern (GO)
- Eigenbetriebsverordnung Bayern (EBV)
- Betriebssatzung fiir den Entwasserungsbetrieb der Stadt Erlangen

hinsichtlich Wirtschaftsfihrung und Rechnungslegung.

2. Programme [ Produkte /[ Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Einbringung des Wirtschaftsplanes 2026 in den BWA sowie Vorlage im StR gemaf} § 3
Betriebssatzungi. V. m. § 9 Abs. 2 Betriebssatzung.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)
- Begutachtung des Wirtschaftsplanes 2026 im BWA am 16.09.2025
- Feststellung des Wirtschaftsplanes 2026 im StR am 27.11.2025

Der vorliegende Wirtschaftsplan 2026 des Entwasserungsbetriebes soll gemaR § 5 Abs. 1 der Betriebs-
satzung fiir den Entwasserungsbetrieb der Stadt Erlangen in der Sitzung des BWA am 16.09.2025 be-
gutachtet und gemaR § 13 Eigenbetriebsverordnung Bayern (EBV) i. V. m.

§ 6 Abs. 1 Ziff. 4 BS-EBE in der Sitzung des Stadtrates am 27.11.2025 festgestellt werden.
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Wie aus der Ubersicht Ziff. 2.1 S. 3 des Wirtschaftsplanes 2026 zu ersehen, wird fiir das
Wirtschaftsjahr 2026 ein bilanzielles Jahresergebnis von 1.788.564 Euro prognostiziert.
Im Einzelnen wird auf die Ansatze im Wirtschaftsplan 2026 verwiesen.

Im Wirtschaftsjahr 2026 sind GesamtinvestitionsmaRnahmen i.H.v 36.007,0 Mio. Euro
geplant, welche sich im Wesentlichen wie folgt aufteilen:

Abwasserreinigung 24.850 Mio. Euro
Abwassersammlung 6.930 Mio. Euro
Sonderbauwerke 4.057 Mio. Euro

Die EinzelmaRnahmen sind dem ,,Investitionsprogramm 2025-2029“ im Wirtschaftsplan 2026 der
Seiten 20 und 21 zu entnehmen und auf den nachfolgenden Seiten naher erlautert und
begriindet.

Die Voraussetzungen des Art. 69 GO sind gepriift.

4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

X werden nicht benotigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
|:| sind nicht vorhanden
Anlagen: Wirtschaftsplan 2026
lIl.Abstimmung

Beratung im Gremium: Bauausschuss / Werkausschuss fiir den Entwasserungsbetrieb am 16.09.2025

Ergebnis/Beschluss:
Der Wirtschaftsplan 2026 des Entwasserungsbetriebes wird festgestellt.

mit 11 gegen 0 Stimmen

Thurek Kirchhofer
Vorsitzender Schriftfiihrerin
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IV. Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI. Zum Vorgang

Seite 32‘6’4' 3



	Sitzungsdokumente
	Einladung -öffentlich-

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  10.1 Wahl des Jugendparlaments 2025
	Mitteilung zur Kenntnis  13-2/279/2025

	TOP Ö  12 Beitritt der Stadt Erlangen zur Europäischen Charta für die Gleichstellung von Frauen und Männern auf lokaler Ebene und Schwerpunktsetzung des ersten Aktionsplans
	Beschlussvorlage  13/252/2025

	TOP Ö  13 Feststellung der Jahresabschlüsse 2021 bis 2024 der Vereinigten Erlanger Wohltätigkeitsstiftung und der Wellhöfer-Feigel-Heindel-Stiftung und Entlastung des Oberbürgermeisters
	Beschlussvorlage  14/259/2025

	TOP Ö  14 Überörtliche Prüfung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 durch den Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband (BKPV) -Teilberichte 1 und 2; Erneute Stellungnahmen der Dienststellen
	Beschlussvorlage  14/260/2025
	Protokollvermerk vom 26.10.2023  14/260/2025
	2025-11-27 Übersicht Rückmeldungen inkl. Ergänzungen final  14/260/2025

	TOP Ö  15 Anpassung der Bahnmiete für Erlanger Bäder
	Beschlussvorlage  52/195/2025
	Anlage 1 - Gebührenänderung der Bahnen und Lehrschwimmbecken 2026  52/195/2025
	Anlage 2 - Tarifordnung Bahnbelegung Bäder Bayern  52/195/2025

	TOP Ö  16 Entgelterhöhung in den Schul- und Großsporthallen
	Beschlussvorlage  52/196/2025
	Anlage 1: aktuelle Entgeltordnung Großsporthallen  52/196/2025
	Anlage 2: Entgelterhöhung Großsporthallen  52/196/2025
	Anlage 3: aktuelle Entgeltordnung Schulsporthallen  52/196/2025
	Anlage 4: Entgelterhöhung Schulsporthallen  52/196/2025

	TOP Ö  17 EB 77: Feststellung des Jahresabschlusses 2024 (Betrieb für Stadtgrün, Abfallwirtschaft und Straßenreinigung)
	Beschluss Stand: 14.10.2025  771/029/2025
	EB 77 Bilanz 2024  771/029/2025
	EB 77 Gewinn- und Verlustrechnung 2024  771/029/2025

	TOP Ö  18 GEWOBAU Erlangen GmbH und GEWOBAU Beteiligungsgesellschaft mbH: Jahresabschluss 2024
	Beschlussvorlage  BTM/111/2025
	Anlage_Bilanzen und GuVs zum 31.12.2024  BTM/111/2025

	TOP Ö  19 Haushaltssatzung der rechtlich selbständigen Wellhöfer-Feigel-Heindel-Stiftung für das Haushaltsjahr 2026
	Beschlussvorlage  20/081/2025
	Anlage 1 Haushaltsplan WFH 2026  20/081/2025

	TOP Ö  20 Haushalt 2025 – Fortschreibung Haushaltskonsolidierungskonzept und Budgetierungsregeln
	Beschlussvorlage  II/044/2025
	Auswertung Sachkonto 529101  II/044/2025

	TOP Ö  21 Fachamtsbudget und Arbeitsprogramm 2026 des Theaters - schauspiel erlangen, siehe Arbeitsprogramm ab Seite179
	Beschlussvorlage  44/032/2025
	Arbeitsprogramm_2026_Amt 44  44/032/2025

	TOP Ö  22.1 Mittelbereitstellung für das Stadtjugendamt (Amt 51)
	Beschluss Mittelbereitstellung Stand: JHA 13.11.2025  510/160/2025
	Buchungskoordinaten MNB 2025 Wirtschaftliche Jugendhilfe  510/160/2025

	TOP Ö  23 Änderung der Gebührensatzung zur Abfallwirtschaftssatzung; Änderung der Abfallgebühren 2026 bis 2027
	Beschlussvorlage  30/125/2025
	Anlage_1_Änderungssatzung_Abfallgebührensatzung_Entwurf_20251027  30/125/2025
	Anlage_2_Abfallbeseitigungsgebühren_Städtevergleich  30/125/2025

	TOP Ö  24 Neuerlass der Bestattungs- und Friedhofsatzung
	Beschlussvorlage  30/126/2025
	Anlage 1 Bestattungs- und Friedhofsatzung  30/126/2025
	Anlage 2 Grabmal- und Grabpflegeordnung  30/126/2025

	TOP Ö  25 Änderung der Plakatierungsverordnung
	Beschlussvorlage  30/129/2025
	Anlage_1_Aenderungsverordnung_Plakatierungsverordnung_20251105  30/129/2025

	TOP Ö  26 Änderung der Satzung über die Festsetzung des Hebesatzes für die Grundsteuer bei der Stadt Erlangen (Grundsteuer-Hebesatzsatzung); Antrag "Haushaltskonsolidierung“ der SPD Fraktion Nr. 059/2025
	Beschlussvorlage  30/130/2025
	Anlage_1_Änderungssatzung_Grundsteuer_Hebesatz_Entwurf_20251106  30/130/2025
	Anlage_2_Antrag_SPD_Fraktion_059_2025  30/130/2025

	TOP Ö  27 Handlungsansätze zur Sicherung bezahlbaren Wohnens – Antrag der SPD-Fraktion Nr. 050/2025 vom 05.05.2025
	Beschluss Stand: 12.11.2025  50/147/2025
	Antrag 050_2025 - SPD - Geförderter Wohnbau  50/147/2025

	TOP Ö  28 Wirtschaftsplan 2026 des Erlanger Jobcenters
	Beschluss Stand: 12.11.2025  55/114/2025
	EJC Wirtschaftsplan 2026 mit Erläuterungen  55/114/2025

	TOP Ö  29 Bedarfsanerkennung der Betreuungsplätze der Katholischen Kindertageseinrichtung St. Marien, An der Lauseiche 1, 91058 Erlangen sowie Baukostenzuschuss
	Beschluss Stand: JHA 13.11.2025  510/161/2025

	TOP Ö  30 Weichen stellen für die Zukunft der Kindertagesbetreuung - Auf dem Weg zu einer gesamtstädtischen Strategie
	Beschluss Stand: JHA 13.11.2025  51/184/2025
	JHA 13.11.25 Strategieprozess Kita  51/184/2025
	Projektplan  51/184/2025
	Weichen stellen für die Zukunft der Kindertagesbetreuung  51/184/2025

	TOP Ö  31 Bau-Turbo für Erlangen Fraktionsantrag Nr. 064/2025 der FDP Fraktion
	Beschlussvorlage  611/248/2025
	Anlage 1 - Fraktionsantrag-Antrag Nr. 0642025  611/248/2025

	TOP Ö  32 Nahverkehrsplan Erlangen 2025
	Beschluss Stand: 30.10.2025  613/331/2025
	Anlage 2: Präsentation NVP im Stadtrat am 30.10.25  613/331/2025
	Anlage 3: Fragen zum NVP im UVPA am 14.10.2025  613/331/2025

	TOP Ö  33 Handwerkerparkausweis + - Handwerkerparkausweis für die Städteregion
	Beschlussvorlage  614/098/2025
	Anlage 1, Handwerkerparkausweis+, Muster  614/098/2025
	Anlage 2, Vereinbarung zur Anerkennung der Handwerkerparkausweise  614/098/2025

	TOP Ö  34 Entwässerungsbetrieb der Stadt Erlangen (EBE) - Jahresabschluss 2024 - Aufstellung, Behandlung und Offenlegung des Jahresabschlusses 2024 einschl. Lagebericht gem. § 25 Eigenbetriebsverordnung Bayern (EBV)
	Beschluss Stand: 08.07.2025  EBE-B/039/2025

	TOP Ö  35 Entwässerungsbetrieb der Stadt Erlangen (EBE) Wirtschaftsplan 2026 hier: Feststellung gemäß § 13 EBV i. V. m. § 6 Betriebssatzung
	Beschluss Stand: 16.09.2025  EBE-B/042/2025





